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Ober dieses Buch Als Hitler an die Macht gelangte, war ein Drittel der in 
Deutschland wirtschaftlich verfügbaren Arbeitskräfte beschäftigungslos. Die Ka¬ 
pazität der industriellen Produktion lag fast zur Hälfte brach. Die Tatsache, daß die 
deutsche Wirtschaft in knapp vier Jahren zur Vollbeschäftigung gelangte, sicherte 
dem nationalsozialistischen Regime und seiner Politik den weitgehenden Konsens 
des deutschen Volkes. 

Ungeachtet zahlreicher wissenschaftstheoretischer Untersuchungen fehlte lange 
eine befriedigende Erklärung der theoretischen Grundlagen und des wirtschafts¬ 
politischen Instrumentariums, mit deren Hilfe das NS-Regime eine antizyklische 
Wirtschaftspolitik durchführte, die damals »revolutionär« war. Vielfach wird über¬ 
haupt bestritten, daß es ein »nationalsozialistisches Wirtschaftskonzept« gegeben 
hätte. Die Erfolge werden im wesentlichen der Geschicklichkeit Hjalmar Schachts 
und der Kriegsrüstung zugeschrieben. 

Die vorliegende Arbeit gelangt zu anderen Schlüssen. Sie führt aus, daß die natio¬ 
nalsozialistische Wirtschaftspolitik nicht unerheblich von ideologischen und politi¬ 
schen Normen bestimmt wurde. Beweisführung und Begründung dieser These ma¬ 
chen die vorliegende Arbeit zu einem grundlegenden Beitrag zur Erforschung des 
Nationalsozialismus. 

Der Autor Avraham Barkai, geboren 1921, Mitglied des Kibbuz Lehavoth Ha- 
bashan/Israel, studierte Geschichte und Ökonomie an der Hebräischen Universi¬ 
tät Jerusalem und an der Universität Tel Aviv; Dr. phil.; Research Fellow am Insti¬ 
tut für Deutsche Geschichte der Universität Tel Aviv. 

Veröffentlichungen: »Vom Boykott zur >Entjudung<. Der wirtschaftliche Existenz¬ 
kampf der Juden im Dritten Reich. 1933-1943« (Bd.4368). Zahlreiche wissen¬ 
schaftliche Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte der Juden, u. a. in: W. Pehle (Hg.), 
»Der Judenpogrom 1938. Von der >Reichskristallnacht< zum Völkermord« 
(Bd.4368). 
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Vorwort zur Neuausgabe (1988) 


Wie bereits im Titel angedeutet, versucht die vorliegende Studie die Ge¬ 
samtheit der wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Dritten Reich als ein 
in sich konsistentes Wirtschaftsystem darzustellen. Im Gegensatz zu bis¬ 
her verbreiteten Auffassungen erscheint mir die Wirtschaftspolitik des 
Naziregimes als ein einzigartiges Konglomerat von durch die wirtschaft¬ 
liche Krisenstituation bedingten Sofortmaßnahmen, kurzfristigen politi¬ 
schen Zielsetzungen und den ideologisch vorkonzipierten Vorstellungen 
von einer auf lange Sicht einzuleitenden neuen Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftsordnung. Dabei war der spezifische und originäre Beitrag der 
NSDAP, ihrer Führer und Ideologen bei jeder dieser Komponenten sehr 
verschieden. Vieles war notwendigerweise durch die wirtschaftlichen und 
politischen Realitäten diktiert, anderes bei früheren und zeitgenössischen 
Theoretikern und Ideologen »entliehen« oder von ihnen angeeignet. 
Gleichwohl enthält das Gesamtbild genügend neue Elemente in Zielset¬ 
zungen, Methoden und institutioneller Durchführung, um den Begriff 
eines neuen und eigengearteten Wirtschaftssystems zu rechtfertigen. 
Jede Geschichtsschreibung trägt nach Wahl des Themas und seiner Bear¬ 
beitung die subjektive Note des Verfassers und seiner Anschauungen. Bei 
diesem Thema zumal kann objektive Unvoreingenommenheit seitens 
eines Juden, dessen Familie in Auschwitz umgebracht worden ist, nicht 
erwartet werden. Als Historiker glaube ich, daß der Nationalsozialismus 
als geschichtliches und gesellschaftlich-politisches Phänomen nur aus 
dem Zusammenwirken der historischen Situation und der politischen 
Realität mit der nationalsozialistischen Ideologie, die oft noch unter¬ 
schätzt wird, angemessen erfaßt werden kann. In dieser Ideologie trafen 
sich universelle oder aber alleuropäische Strömungen mit den geistes¬ 
geschichtlichen Entwicklungen deutscher Tradition. Ähnliches trifft mei¬ 
nes Erachtens auch auf die Wirtschaft zu: Wirtschaftliche Gegebenhei¬ 
ten und machtpolitische Zielsetzungen wirkten hier an hervorragender 
Stelle, doch spielten daneben ideologische Postulate und Nonnen, die 
zum Teil an traditionelle Tendenzen im deutschen Wirtschaftsdenken an¬ 
knüpften, eine bisher nur wenig beachtete Rolle. Aus dieser Perspektive 
soll hier versucht werden, die Wirtschaftspolitik des Naziregimes aufzu¬ 
hellen. Inwieweit dabei die Maßstäbe wissenschaftlicher Sachlichkeit und 
quellenstrenger Beweisführung gewahrt wurden, muß dem kritischen Ur¬ 
teil des vorgewarnten Lesers überlassen bleiben. 

Der Hauptteil dieser Ausgabe entspricht der 1977 im Verlag Wissenschaft 
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und Politik in Köln erschienenen Originalausgabe in fast unveränderter 
Form. Die damalige Beschränkung auf die Jahre bis 1936 folgte der Erwä¬ 
gung, daß ideologisch fixierte wirtschaftliche Maßnahmen in den ersten 
Jahren nationalsozialistischer Herrschaft und vor dem Eintritt in die vor¬ 
bereitende Kriegswirtschaft eher zum Zuge kamen, nachher jedoch, 
wenn auch nur vorübergehend bis zur endgültigen »Neuordnung Euro¬ 
pas« durch den siegreichen Krieg, zurückgestellt wurden. Außerdem wa¬ 
ren damals die Jahre der Kriegswirtschaft bereits viel eingehender er¬ 
forscht als die vorangehende Periode. Das dieser Ausgabe hinzugefügte 
kurze 4. Kapitel gibt auch diesmal keine neuen, auf eigener Forschung 
beruhende Ergebnisse wieder, sondern resümiert mehr oder weniger den 
gegenwärtigen Forschungsstand. Einige neuere Studien, die seit 1977 er¬ 
schienen, konnten nicht berücksichtigt werden, doch sind zumindest 
einige davon, die mir wichtig erscheinen, im Literaturverzeichnis er¬ 
wähnt. Grundlegende Revisionen meiner eigenen Anschauungen schie¬ 
nen mir auch nach Kenntnis der neuen Arbeiten nicht erforderlich zu 
sein. 


Lehavoth Habashan, Israel 
Januar 1988 


A.B. 



Einleitung 


Die Wirtschaftskrise der Jahre 1929-1933 war der wohl entscheidendste 
Faktor für den Mitglieder- und Stimmenzuwachs der NSDAP in der 
Endphase der Weimarer Republik. Zur Zeit der nationalsozialistischen 
Machtergreifung umfaßte die Arbeitslosigkeit ein Drittel der wirtschaft¬ 
lich verfügbaren Arbeitskräfte, und die industrielle Produktionskapazität 
lag fast zur Hälfte brach. Die Tatsache, daß schon während des ersten 
Jahres der nationalsozialistischen Herrschaft die Arbeitslosenziffern zu¬ 
rückgingen und die deutsche Wirtschaft in knapp vier Jahren bis Ende 
1936 zur Vollbeschäftigung gelangte 1 , sicherte dem Regime und seiner 
Poltitik den weitgehenden Konsensus des deutschen Volkes: In den Augen 
der Bevölkerung war die NSDAP die Partei, die »Arbeit und Brot« ver¬ 
sprochen und Wort gehalten hatte, während andere betroffene Länder sich 
nur langsam von den Folgen der Weltwirtschaftskrise erholten. 

Diese überraschend schnelle Wiederbelebung der Wirtschaft war das Er¬ 
gebnis einer aktiven staatlichen Konjunkturpolitik, die Kreditausweitung 
und »deficit-spending« in einem Ausmaße einsetzte, das bislang in den 
Friedenswirtschaften kapitalistischer Industriestaaten präzedenzlos war. 
Verständlicherweise wurde diese Politik schon ab Mitte der dreißiger 
Jahre zum Thema einer umfangreichen wirtschaftstheoretischen Litera¬ 
tur, die sich deskriptiv und analytisch mit dem »deutschen Wirtschafts¬ 
und Finanzwunder« beschäftigte. Nach 1945 konnte sich die in- und 
ausländische Forschung hierbei auf ein umfangreiches statistisches und 
dokumentäres Quellenmaterial stützen. Um so erstaunlicher scheint es, 
daß bisher immer noch keine befriedigende Erklärung der theoretischen 
Grundlagen und des wirtschaftspolitischen Instrumentariums vorliegt, 
mit deren Hilfe das nationalsozialistische Regime eine antizyklische Wirt¬ 
schaftspolitik durchführte, die heute in den meisten Ländern zwar allge¬ 
mein akzeptiert ist, damals aber durchaus »revolutionär« war. Auf die 
Frage, warum gerade das nationalsozialistische Deutschland den Weg 
dieser Politik früher und erfolgreicher als andere Länder - z. B. die Ver¬ 
einigten Staaten mit dem »New Deal« - beschreiten konnte, gibt es immer 
noch keine völlig befriedigende Antwort. 

Zum Teil läßt sich diese Forschungslücke vielleicht durch die weitverbrei¬ 
tete Annahme erklären, nach der es überhaupt kein »nationalsozialisti¬ 
sches Wirtschaftskonzept« gab und der Erfolg als das Ergebnis rein prag¬ 
matischer Improvisation anzusehen ist. Auch heute noch wird vieles oft 
dem Geschick und der finanztechnischen Wendigkeit eines einzelnen, des 
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damaligen Reichsbankpräsidenten und Wirtschaftsministers Hjalmar 
Schacht, zugeschrieben 2 . Aber auch weniger extreme Interpretationen 
sehen in den wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Hitlerregierung nur 
eine direkte, höchstens quantitativ bemerkenswerte Fortsetzung der Wege 
früherer Regierungen 3 . Was die NSDAP an ideologischen Konzepten und 
praktischen Vorschlägen in bezug auf die Wirtschaft vor der Machtergrei¬ 
fung vertrat, entbehrt, nach dieser Auffassung, jeglicher Relevanz für die 
späteren Maßnahmen und war schnell vergessen. Als Bestätigung hierfür 
gilt auch, daß nationalsozialistische »Wirtschaftsexperten«, wie Gottfried 
Feder, Otto Wagener u. a., bald nach der Machtergreifung in der Versen¬ 
kung verschwanden und die praktische Durchführung der Wirtschaftspoli¬ 
tik Männern wie Schacht und der alterprobten Ministerialbürokratie über¬ 
lassen blieb. Der Umstand, daß im Bereich der Industrie nach 1933 vielfach 
die alten Organisationen und Wirtschaftsführer ihre Stellungen behaupten 
konnten, wird oft als Beweis dafür angesehen, daß die damalige Wirt¬ 
schaftspolitik nicht durch ideologisch konzipierte Zielsetzungen der 
NSDAP, sondern durch kurzfristige wirtschaftliche und vor allem politi¬ 
sche Notwendigkeiten bestimmt wurde. Aufrüstung und Kriegsvorberei¬ 
tung standen hierbei an der Spitze und konnten leicht mit den wirtschaft¬ 
lichen Interessen traditioneller Kräftegruppen auf einen gemeinsamen 
Nenner gebracht werden 4 . 

Nachdem sich die Forschung vielfach von vornherein darüber einig war, 
daß die Wirtschaftspolitik keine »originell-nationalsozialistische« war, 
konnte sie sich auch von der Notwendigkeit, deren praktische und theoreti¬ 
sche Entstehungsgeschichte zu klären, befreit sehen. Statt dessen bemühte 
sie sich, vom jeweiligen Gesichtspunkt aus, die klassen- oder interessenbe¬ 
stimmten Kräfteverhältnisse zu untersuchen, die die Wirtschaftspolitik 
les nationalsozialistischen Regimes bestimmten oder zumindest maßgeb- 
ch beeinflußten. Naturgemäß bewegt sich eine derartige Forschung weit- 
,ehend auf der Ebene theoretischer Abstraktionen: Erst nachdem das 
»Modell« gesellschaftlicher und politischer Kräfteverbindungen und -ge- 
gensätze konzipiert ist, wird versucht - oft in ermüdend erscheinender 
Klein- und Detailarbeit -, dieses durch das historische Tatsachenmaterial 
zu untermauern. Vielleicht ist dies einer der Gründe dafür, daß gegenüber 
einer Vielzahl von Arbeiten, die das Wesen der nationalsozialistischen 
Herrschaft oder deren Klassencharakter als Ganzes untersuchen, die em¬ 
pirische Erforschung wichtiger wirtschaftlicher Sektoren immer noch ver¬ 
nachlässigt ist. Bis heute gibt es keine Arbeit über die Banken oder die 
Preis- und Lohnkontrollen im Dritten Reich wie auch über die Entwick¬ 
lung wichtiger Wirtschaftszweige auf Reichs- und Regionalebenen.* 

• »Schon ein flüchtiger Blick auf den Stand der Forschung macht deutlich, daß die Faschismus- 
Diskussion nicht an einem theoretischen, sondern an einem empirischen DcGzit krankt, und 
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Immerhin können die grundlegenden Veränderungen im Aufbau und Ab¬ 
lauf der deutschen Wirtschaft während unserer Forschungsperiode nicht 
übersehen werden: der unmittelbare Regicrungseingriff auf allen Gebie¬ 
ten und das Gewicht der öffentlichen Aufträge; die institutionelle Len¬ 
kung des Außenhandels, der Preise und der Löhne; die Steuerung der 
Investitions- und Kartellpolitik u.a.m. Im allgemeinen ist sich die For¬ 
schung darüber einig, daß die deutsche Wirtschaft damals keine freie 
Marktwirtschaft war, auch wenn man einschränkt, daß »pure competi- 
tion« auch anderswo damals nur noch als rein theoretisches Modell exi¬ 
stierte. Der staatliche Eingriff in die Wirtschaft war in Deutschland schon 
in den ersten Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft nach Ausmaß 
und Tiefe mit keinem anderen kapitalistischen Land einschließlich des 
faschistischen Italiens vergleichbar.* 

Nichts lag, zumindest während der dreißiger und vierziger Jahre, näher, 
als diesen Zustand durch die Kriegsvorbereitung zu erklären. Westlichen 
Beobachtern erschien die deutsche Wirtschaft als eine bis ins einzelne 
vorgeplante und disziplinierte Kriegswirtschaft, die von den Nazis sofort 
nach deren Machtergreifung zielbewußt und konsequent errichtet wurde. 
So schrieb z. B. der amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Otto Na¬ 
than im Jahre 1943: 

»Nachdem die Nazis an der Macht waren, unterstellten sie die Wirtschaft 
einem einheitlichem Prinzip. Ihre vorgefaßte Absicht war die Errichtung 
einer Kriegsmaschine. Das Wirtschaftssystem diesem Ziele unterord¬ 
nend, ersetzten sie den autonomen Marktmechanismus durch allumfas¬ 
sende Direktiven..., durch ein totalitäres System von Regierungs¬ 
kontrollen innerhalb des Rahmens privaten Eigentums und privater 
Profite... Ein riesiges Organisationennetz umfaßte im ganzen Lande je¬ 
den Faktor der Produktion, der Verteilung und des Verbrauchs. Durch die 
Beherrschung dieser Organisationsstruktur, über die jedem kleinen oder 
großen Unternehmer im Lande Befehle übermittelt werden konnten, und 
durch die Forderung unbedingten Gehorsams erreichte die Regierung 


zwar eindeutig zum Nachteil der Theorie, die sich... zunehmend gegenüber ihrem eigent¬ 
lichen Korrektiv, der Empirie, verselbständigt« (R.Saagc: »Zum Verhältnis von National¬ 
sozialismus und Industrie«, in: aus politik und Zeitgeschichte, Beilage zu »Das Parlament«, 
B 9/75, März 1975, S. 17 Anm.). 

• Der Wirtschaftsredaktcur der »Deutschen Allgemeinen Zeitung« verglich 1940 den »Spiel¬ 
raum des Unternchmcrhandelns« 1939 gegenüber 1913. Er kam zu dem Schluß, daß 1939 die 
deutschen Unternehmer nur in der Besetzung der Betriebsleitung und der Organisation ihres 
Betriebes frei entscheiden konnten. In allen anderen Entscheidungen, wie Lohn- und Preisset¬ 
zung, Kartcllverbindungcn, Profitausschüttung, Kreditaufnahme, Markt- und Wettbewerbs¬ 
politik, Investition und Produktentwicklung, waren die Unternehmerin ihren Entscheidungen 
»gebunden« oder zumindest »gelenkt«. Dies wurde zwar schon im Krieg geschrieben, jedoch 
waren fast alle der geschilderten Verordnungen und Lenkungsmaßnahmen spätestens 1936 
schon in Kraft (Josef Winschuh: »Gerüstete Wirtschaft«, Berlin 1940, S. 6). 
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eine vollkommene Kontrolle der Wirtschaft, ohne selbst die Produktions¬ 
mittel in Besitz zu nehmen... Dabei muß vorläufig ungeklärt bleiben, in 
welcher spezifischen Institution die verschiedenen Wirtschaftszweige und 
-Sektoren koordiniert wurden. Eine solche Institution war sicherlich vor¬ 
handen, doch wird sie in der bisherigen Literatur nicht ausdrücklich er¬ 
wähnt.« 5 

Aufgrund seiner sehr ausführlichen Untersuchung des institutionellen 
Aufbaus der deutschen Wirtschaft war Nathan überzeugt, daß diese nur 
nach den Richtlinien einer zentralen, alles umfassenden Planungsinstanz 
funktionieren könne, obwohl die Existenz einer solchen Instanz nicht er¬ 
wiesen werden konnte. Die militärischen Erfolge Deutschlands während 
der ersten Kriegsjahre verstärkten ihrerseits den Eindruck einer exakt 
vorgeplanten, straff organisierten Kriegswirtschaftsmaschine - eine Vor¬ 
stellung, die erst durch viel spätere Forschungsanalysen revidiert werden 
mußte. So ist es verständlich, daß Otto Nathan, der zudem seine Ergeb¬ 
nisse hauptsächlich auf die Zustände der Jahre 1936-1939 stützte, die 
Kriegsvorbereitungen als die fast einzige Erklärung für die wirtschaftspo¬ 
litischen und institutioneilen Veränderungen in der deutschen Wirtschaft 
und für die Überwindung der Beschäftigungskrise ansah.* 

Ganz ähnlich schilderte die Dinge Charles Bettelheim in einer 1946 
erschienenen Arbeit 6 . Merkwürdigerweise findet sich hier eine orthodox¬ 
marxistische Rechtfertigung des nationalsozialistischen »Lebensraum«- 
Vnspruchs: Nach Bettelheim blieb dem deutschen Monopolkapital 
ngesichts des natürlich beschränkten inneren Marktes und versperrter 
ixportmöglichkeiten als einziger Ausweg nur die Erweiterung des euro¬ 
päischen Marktes durch den imperialistischen Eroberungskrieg offen. 
Eine erweiterte Produktion ziviler Bedarfsartikel wäre ohne Preissen¬ 
kungen und verminderte Profite in Deutschland nicht möglich gewesen. 
So konnte die kapitalistische Überproduktionskrise eben nur durch die 
Rüstungsproduktion, die von der privaten Verbrauchsnachfrage unab¬ 
hängig ist, gelöst werden. Was daher die deutsche Wirtschaft, aber auch 
die deutsche Innen- und Außenpolitik »lenkte«, waren nach Bettelheim 
die Interessen des Großkapitals. Dieses konnte und wollte nicht in den 
Industrien ziviler Bedarfsdeckung investieren und startete statt dessen 
Aufrüstung und Kriegsvorbereitung zur Überwindung der Krise. Da der 
Staat im marxistischen Gesamtbild nur das ausführende Machtorgan der 
herrschenden Klasse ist, mißt Bettelheim den staatlichen Eingriffen in die 
Wirtschaft kaum grundsätzliche Bedeutung zu: »Was die Wirtschaft >diri- 
giert<, ist immer noch der Markt, und zwar der kapitalistische Markt, den 
der Profit beherrscht.« 7 


• Weniger verständlich ist, daß die gleiche Anschauung Nathans uneingeschränkt in der Neu¬ 
auflage seines Buches von 1971 wiedererscheint. 
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Bettelheims Argumentation blieb streng im Rahmen der Dimitroffschen 
Faschismus-Definition aus dem Jahre 1935, nach der der Faschismus »die 
offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinisti¬ 
schen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals« ist 8 . 
Nach dieser Definition, die auch heute noch die marxistische Faschimus- 
Forschung, besonders in der DDR, beherrscht, waren Hitler und der 
nationalsozialistische Staat Agenten und Vollstreckungsorgane des Mo¬ 
nopolkapitals in der Periode der »allgemeinen Krise des Kapitalismus«. 
Die Wirtschaft des Dritten Reichs als »staatsmonopolkapitalistische« 
Wirtschaft blieb nach wie vor durch die Grundprinzipien des Privateigen¬ 
tums und der Profitmaximierung bestimmt, und staatliche Eingriffe und 
Planung waren demnach lediglich zum Zweck der vom Monopolkapital 
selbst vorangetriebenen Kriegsvorbereitung zulässig. Über diese Auffas¬ 
sung wird später im Zusammenhang mit der Diskussion über »Primat der 
Politik« gegenüber »Primat der Wirtschaft« noch zu reden sein. Hier sei 
nur festgehalten, daß sie als Leitmotiv der Bettelheimschen Darstellung 
folgerichtig zu dem Schluß führen mußte, daß die Aufrüstung das eigent¬ 
liche Charakteristikum der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik und 
das einzige Mittel zur Überwindung der Arbeitslosigkeit war. 

Otto Nathan und Bettelheim stehen in dieser Auffassung nicht allein. 
Auch spätere Forschungsarbeiten, die sich auf ein weit ausgiebigeres 
Quellenmaterial stützen konnten, kommen zum Ergebnis, daß die Über¬ 
windung der Arbeitslosigkeit nur als ein - allerdings willkommenes und 
propagandistisch ausgewertetes - »Nebenprodukt« der Aufrüstung anzu¬ 
sehen ist 9 . Nathans These einer bis ins einzelne für den Krieg vorgeplan¬ 
ten Wirtschaft kann allerdings heute kaum noch aufrechterhalten wer¬ 
den: Eine zentrale Planungsinstanz gab es im Dritten Reich nicht. Auch 
der 1936 in Gang gesetzte »Vierjahresplan« betraf nur einen Teil der 
Wirtschaftszweige, auch hier nicht mit vollem Erfolg 10 . Trotzdem, oder 
vielleicht gerade deshalb, können neuere Verfasser weiterhin die Aufrü¬ 
stung als das ausschlaggebende Merkmal der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik darstellen und ihr selbst den Versuch der Errichtung 
einer neuen Wirtschaftsordnung absprechen. So z. B. konstatiert Wolf¬ 
ram Fischer: »... Es gehört zu den Paradoxien der nationalsozialistischen 
Zeit, daß die Staatsführung für diese von ihr aufs höchste strapazierte 
Wirtschaft kein Ordnungskonzept besaß, sondern daß sie zwölf Jahre 
lang System- und sinnlos experimentierte, bald dieses, bald jenes versu¬ 
chend, so daß die Betroffenen niemals zur Ruhe kamen.« 11 
Die meisten dieser späteren Verfasser stützen sich dabei vornehmlich auf 
die sehr bemerkenswerte Arbeit von Ren6 Erbe aus dem Jahre 1958 12 . 
Erbes Studie ist der erste Versuch einer umfassenden statistischen und 
analytischen Darstellung der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik 
mit Hilfe des von Keynes geschaffenen Modells. Sie kulminiert in dem 
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Schluß, daß die Erfolge der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik 
ausschließlich damit zu erklären sind, daß die deutsche Wirtschaft, zu¬ 
mindest ab 1934, »eine Kriegswirtschaft im Frieden« war. Hinsichtlich der 
Sammlung und Bearbeitung des statistischen Materials bleibt Erbes Ar¬ 
beit für die Forschung von Bedeutung. Ihr Mangel besteht jedoch in einer 
nur sehr flüchtigen Behandlung des staatlichen Kontrollapparates und 
der institutionellen Veränderungen der Wirtschaft.* 

Burton H. Klein hat in seiner 1959 erschienenen Arbeit die »Kriegs¬ 
wirtschaftsthese« ernstlich in Frage gestellt, verfiel dabei aber ins an¬ 
dere Extrem 13 . Kleins Untersuchung basiert fast ausschließlich auf 
Angaben und Berechnungen des amerikanischen Strategie Bombing 
Survey während des Krieges. Die bereits ein Jahr früher erschienene 
Studie Erbes scheint Klein unbekannt gewesen zu sein, wird jedenfalls 
nicht von ihm erwähnt. Als Ergebnis seiner Berechnungen folgert 
Klein, daß die deutschen Aufrüstungsausgaben bis 1939, sowohl abso¬ 
lut als auch im Verhältnis zum Sozialprodukt, diejenigen Englands 
nicht wesentlich überschritten und daß die Ausgaben des öffentlichen 
Verbrauchs Deutschlands während dieser Jahre in ihrer Größenord¬ 
nung kaum über diejenigen des privaten Verbrauchs und deren Investi¬ 
tionen hinausgingen. Der Grund hierfür war nach Klein, daß Hitler 
twar einen Krieg vorbereitete, aber keinen langjährigen »totalen 
Crieg«, sondern eine Reihe von »piecemeal Blitzkriegen«. Aus diesem 
Jrund und auch weil er die Auswirkungen einer privaten Verbrauchs¬ 
einschränkung auf die Stimmung der Bevölkerung fürchtete, sah Hitler 
von einer totalen Mobilmachung der Wirtschaft ab l4 . Außerdem seien 
deutsche Wirtschaftler, mit Schacht an der Spitze, theoretisch in kon¬ 
servativen Auffassungen befangen geblieben: »... Die deutschen 
Führer verstanden einfach damals den grundlegenden ökonomischen 
Lehrsatz noch nicht, daß eine Nation alles, was sie produziert, auch 
finanzieren kann.« 15 Sie befürchteten daher die inflationären Auswir¬ 
kungen einer verstärkten Aufrüstung. Die Annahme einer planmäßig 
mobilisierten, totalen Kriegswirtschaft sei daher nur ein im Ausland 
weitverbreiteter Mythos. 

Es steht nach dem heutigen Forschungsstand fest, daß Klein die Auf¬ 
rüstungsausgaben zu niedrig berechnete. Für eine 1959 erschienene Arbeit 

• Die Darstellung Erbes ist auch in dem sichtlichen Versuch befangen, Kcyncs von dem »Ver¬ 
dacht« einer Übereinstimmung seiner erst 1935 voll entwickelten Theorien mit den nationalso¬ 
zialistischen Maßnahmen zu »rehabilitieren«. Nach Erbe läßt sich eine Ähnlichkeit lediglich in 
bezug auf das »deGcit-spending« erkennen. Dagegen liefen Einkommens-, Investition- und 
Sparpolitik diametral den Rezepten von Kcyncs und bewirkten einen bewußt verringerten 
Multiplikatoreffekt. Jeder Vergleich ist daher nach Erbe ».. .eine grobe Ungerechtigkeit ge¬ 
genüber Keynes und eine unzulässige Interpretation seiner Gcdankcngängc...« (Erbe 
a.a.O., S. 12). Wie wir sehen werden, war Keynes selbst über einen derartigen Vergleich 
durchaus nicht aufgebracht. 
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ist auch verwunderlich, daß diese fast nur statistisches Material der 
Kriegsjahre auswertet. So werden z. B. die »Mefo-Wechsel« von Klein 
nicht erwähnt und auch nicht in die Berechnungen einbezogen, obwohl 
diese seit den Nürnberger Prozessen und den Memoiren Schachts und 
Schwerin von Krosigks schon allgemein bekannt waren. Vor allem ist 
der erste Teil der Arbeit Kleins, der die ersten Jahre des nationalsozia¬ 
listischen Herrschaft behandelt, statistisch und deskriptiv unzulänglich. 
Kleins These, daß eigentlich alles beim alten blieb und in den Bahnen 
überkommener Wirtschafts- und Finanzpolitik konservativ weiterlief, 
läßt sich nur dadurch erklären, daß die wirtschaftlichen und institutio¬ 
neilen Strukturänderungen der deutschen Wirtschaft von ihm völlig 
übersehen wurden 16 . 

Trotz dieser Schwächen bleibt es das Verdienst Kleins, als einer der er¬ 
sten die bislang weitverbreitete Ansicht einer auf lange Sicht vorberei¬ 
teten »Kriegswirtschaft im Frieden« in Frage gestellt zu haben. Spätere 
Arbeiten bestätigen, ohne in die extreme Interpretation Kleins zu ver¬ 
fallen, daß diese Ansicht stark übertrieben war. Hier muß vor allem die 
Arbeit von AlanS. Milward erwähnt werden 17 . Milward beleuchtet al¬ 
lerdings vornehmlich die Kriegsjahre, und auch er stützt sich stark auf 
die Angaben des U. S. Strategie Bombing Surveys, untersucht aber, im 
Gegensatz zu Klein, auch andere Aspekte der Wirtschaftspolitik, wie 
z. B. den Arbeitseinsatz und den Außenhandel. Auch Milswards Folge¬ 
rungen können allerdings nicht kritiklos hingenommen werden, so zum 
Beispiel seine Feststellung, nach der »...die direkte Kontrolle der 
Investitionen und des Außenhandels (bei der Überwindung der Ar¬ 
beitslosigkeit) viel wichtiger waren als die Errichtung einer Rüstungsin¬ 
dustrie mit relativ hoher Produktionskapazität«. 18 Wie im Verlauf der 
vorliegenden Arbeit noch ausführlich dargestellt wird, verbrauchten 
die Aufrüstungsausgaben tatsächlich den überwiegenden Teil der zu¬ 
sätzlichen öffentlichen Mittel, während dagegen gerade der Außenhan¬ 
del bei der Überwindung der Arbeitslosigkeit nur geringfügig ins 
Gewicht fiel. Auch Milward berechnete die Aufrüstungsausgaben be¬ 
sonders in den Jahren 1934-1936 zu gering, aber seine Arbeiten haben 
viel dazu beigetragen, daß Bild einer bis zum äußersten mobilisierten 
deutschen Kriegswirtschaft vor und bei Kriegsbeginn erheblich zu kor¬ 
rigieren.* 

Ein Fortschritt in der gleichen Richtung ist die umfassende und ausgewo¬ 
gene Studie von Berenice A. Carroll vom Jahre 1968 19 . Aufgrund der 
Materialien aus dem Büro General Georg Thomas, des Wirtschaftskoor¬ 
dinators des Reichskriegsministeriums und später des OKW, schließt 

* Nachträglich findet sich dieser Sachverhalt auch durch die Erinnerungen Speers bestätigt. 
Siehe A. Speer, Erinnerungen, Berlin 1969, S. 228. 
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Carroll, daß die deutsche Wirtschaft frühestens ab 1938 als Kriegswirt¬ 
schaft betrachtet werden kann, sich aber schon ab 1934 darauf zu ent¬ 
wickelte. Dennoch lehnt auch sie die Auffassung von Otto Nathan, Erbe 
u. a. ab, nach der die deutsche Wirtschaft schon ab Beginn der national¬ 
sozialistischen Herrschaft in totalitärer Einzügigkeit durch das Leitziel 
einer vorzubereitenden »Kriegsmaschine« beherrscht war 20 . Die Frage, 
inwieweit die Überwindung der Arbeitslosigkeit durch die Aufrüstung 
zu erklären ist, wird bei Carroll, ähnlich wie bei Milward, nur am Rande 
behandelt. Doch ergibt sich eindeutig auch aus dieser Arbeit, daß ein 
wirksamer Einfluß der Aufrüstung auf Beschäftigung und Produktion 
erst Ende 1934 bemerkbar ist, als die Zeichen der Wiederbelebung 
schon in allen Wirtschaftssektoren deutlich erkennbar waren. 

Die Erklärung hierfür ist nicht etwa eine Umorientierung der politi¬ 
schen Zielsetzungen des Regimes, sondern die Planungs- und Anlauf¬ 
zeit, die Militär und Industrie brauchten, um große Mengen neuer Waffen 
herzustellen und aufzunehmen 21 . Die stark apologetische periodische 
Zweiteilung zeitgenössischer und auch späterer deutscher Verfasser in 
»Arbeitsbeschaffung« und »Wehrhaftmachung« 22 soll jedoch durch diese 
Feststellung keineswegs bestätigt werden. Die politischen Prioritäten 
Hitlers wiesen sofort nach der Machtergreifung eindeutig in Richtung 
der Kriegsvorbereitungen. Er versuchte auch die Arbeitsbeschaffungs¬ 
programme der vorherigen Regierungen in diese Richtung zu lenken 23 . 
Arbeitsbeschaffung und Aufrüstung liefen von Anfang an nebeneinan- 
Jer und ergänzten sich gegenseitig in ihrem Einfluß auf die Beschäfti¬ 
gung. Wenn während der ersten ein bis zwei Jahre die zivilen Aufträge 
überwogen und daher die Überwindung der Arbeitslosigkeit nicht aus¬ 
schließlich der Aufrüstung zugeschrieben werden kann, so lag das allein 
an rein technischen Gegebenheiten. 

Die Kriegswirtschaftsthese bleibt auch darum unbefriedigend, weil sie die 
wirtschaftstheoretische Frage nach dem Ursprung der wirtschaftlichen 
Maßnahmen nur mit rein politischen Motiven zu beantworten sucht. In der 
Gesamtrechnung der von uns untersuchten Jahre wurde der Großteil der 
zusätzlichen öffentlichen Mittel zweifellos der Aufrüstung zugewiesen, 
weil die Kriegsvorbereitung auf der nationalsozialistischen Prioritätenliste 
von Anfang an an der Spitze rangierte. Aber der Gesamtkomplex dieser 
Wirtschaftspolitik ist hierdurch nicht erschöpfend erklärt. Er war nicht 
bloß immanent notwendige Folge der Kriegsvorbereitungen. Das »defi- 
cit-spending« war wohl hinsichtlich der Beschäftigung die wichtigste, aber 
durchaus nicht die einzige Komponente im Komplex wirtschaftspoliti¬ 
scher und institutioneller Maßnahmen. Zusammen mit der Neuordnung 
der Landwirtschaft, der staatlichen Kontrolle des Außenhandels, der 
Löhne, Preise und der Investitionen ergab sich im Gesamtbild zumindest 
der Versuch einer neuen und integrativen nationalistisch-etatistischen 
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Wirtschaftsordnung.* Die ausgesprochen ideologisch bestimmten 
Grundsätze dieser Wirtschaftsordnung waren die prinzipielle Ableh¬ 
nung des »Liberalismus«, d. h. freier Konkurrenz- und Marktwirtschaft, 
und der »Primat der Politik«, aus dem sich Eingriffsrecht und -pflicht 
des Staates in alle Lebensgebiete, einschließlich der Wirtschaft, erga¬ 
ben. »Finanzhoheit des Staates« bedeutete in diesem Zusammenhang 
die unbegrenzte Geldbeschaffungsmöglichkeit zur Finanzierung der von 
der politischen Führung gesetzten Aufgaben. Beim Zustand brachlie¬ 
gender Produktionsfaktoren bewirkte diese Geldschöpfung sofort und 
noch ehe die Aufrüstung anlaufen konnte einen sichtlichen Nachfrage- 
und Beschäftigungszuwachs. Sie hätte in gleicher Richtung fortwirken 
können, auch wenn die zusätzlichen Mittel ausschließlich zivilem Ver¬ 
brauch und zivilen Investitionen zugewiesen worden wären, anstatt, 
wie es tatsächlich geschah, vornehmlich der Aufrüstung. Die Arbeitslo¬ 
sigkeit wurde in Deutschland durch die Finanzierungsmethode staat¬ 
licher Arbeiten und Aufträge überwunden, unabhängig von der spezi¬ 
fischen Zuweisung der zusätzlichen Geldmittel. Mit anderen Worten: 
Aufrüstung und Kriegsvorbereitung entsprangen der politischen Zielset¬ 
zung der nationalsozialistischen Herrschaft, nicht aber dem Wirtschafts¬ 
system an sich. 

Wir stehen somit wieder am Ausgangspunkt unserer Fragestellung: Gab 
es ein »nationalsozialistisches Wirtschaftssystem« und wenn ja: Welches 
waren dessen ideologische und theoretische Grundlagen und historische 
Wurzeln? Jeder Versuch, diese Frage zu beantworten, kann wiederum 
das Problem der gesellschaftlichen und politischen Kräfteverhältnisse in¬ 
nerhalb des nationalsozialistischen Herrschaftssystems nicht umgehen. 
Etwas zugespitzt formuliert: Durch wen und auf welche Weise wurde na¬ 
tionalsozialistische Wirtschaftspolitik bestimmt und ausgeführt, und wer 
»profitierte« von ihr? 

Die orthodox-marxistische Geschichtsschreibung, vor allem in der 
DDR, hat hier eindeutige Antworten parat: Als ausführendes Organ des 
monopolistischen Finanzkapitals spannt der faschistische Staat auch die 
Wirtschaftspolitik ein, um gemäß dessen Interessen den imperialisti¬ 
schen Eroberungskrieg vorzubereiten, der ihm die Rohstoffquellen und 
Absatzmärkte Europas sichern soll. »Es war somit nicht >Hitlers Wegs 
der zur Kriegsauslösung von 1939 führte, sondern es blieb der Weg der 
deutschen Industrie 24 .« In der Phase des »Staatsmonopolkapitalismus« 
unterwirft der faschistische Staat sämtliche wirtschaftlichen und gesell¬ 
schaftlichen Interessen in offener terroristischer Diktatur den Interessen 
des Finanzkapitals. Der faschistischen Massenbewegung und ihrer Ideo¬ 
logie fällt hierbei höchstens eine Art Handlangerrolle zu, und ihre Exi- 

* Zur terminologischen Erörterung dieses Begriffs s. S. 96ff. 
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stenz ist keine unerläßliche Bedingung, um ein Herrschaftssystem als »fa¬ 
schistisch« zu definieren 25 . 

Die DDR-Forschung versucht, diese These durch eine Reihe zum Teil 
sehr detaillierter Arbeiten über die Beziehungen verschiedener Indu¬ 
strie- und Wirtschaftskreise zur NSDAP vor und nach der Machtergrei¬ 
fung zu untermauern. Diesem an sich durchaus interessanten Thema sind 
auch einige westliche Untersuchungen gewidmet 26 . Es ist auch heute 
noch nicht lückenlos geklärt. Alle diese Arbeiten, einschließlich der hier 
besprochenen, beweisen keineswegs die extreme orthodox-marxistische 
Interpretation, nach der die Großindustrie »Hitler an die Macht 
brachte«, um der akuten Gefahr einer sozialistischen Revolution zu ent¬ 
gehen. Es kann im Gegenteil als bewiesen gelten, daß die Industrie, mit 
wenigen Ausnahmen, wie z. B. Emil Kirdorff oder Fritz Thyssen, der 
NSDAP bis zu deren Wahlerfolg 1930 ablehnend gegenüberstand. Die 
finanzielle und politische Unterstützung der Großindustrie blieb auch in 
den Jahren 1930-1932 ziemlich begrenzt. Erst als die NSDAP 1932 als 
stärkste Partei aus den Wahlkämpfen hervorging, nahm diese Unterstüt¬ 
zung erhebliche Ausmaße an. Der Anteil der deutschen Industrie an der 
nationalsozialistischen Machtergreifung kann keineswegs bagatellisiert 
werden, und bei den politischen Manipulationen und Intrigen, die 
schließlich zum 30. Januar 1933 führten, operierte sie durchaus an ent¬ 
scheidender Stelle. Aber dies geschah erst, nachdem die NSDAP bereits 
zum stärksten und aggressivsten politischen Machtfaktor geworden 
war. 

Gleicherweise einseitig und extrem wird die Zeit der nationalsozialisti¬ 
schen Herrschaft nach der Machtergreifung von der DDR-Forschung ge¬ 
schildert: Nachdem Hitler im Auftrag der Großindustrie die politischen 
und gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeiterschaft zerschlagen 
hatte, konnte diese durch ihre Interessenvertretungen Wirtschaft und 
Staat ungehindert ihren imperialistischen Zielsetzungen dienstbar ma¬ 
chen 27 . Dabei werden die Gegensätze und verschiedenen Richtungs¬ 
kämpfe um die durchzuführende Wirtschaftspolitik und die Besetzung 
einflußreicher Positionen ausschließlich als Interessenkämpfe miteinan¬ 
der konkurrierender Wirtschaftsgruppen dargestellt. Jürgen Kuczynski 
teilt diese in zwei wesentliche Lager: Kohle, Eisen und Stahl, die konser¬ 
vativste und reaktionärste Gruppe innerhalb der deutschen Industrie, 
hätte Hitler lange vor der Machtergreifung unterstützt, während die elek¬ 
trochemische Industrie erst in der Endphase der Weimarer Republik zu 
ihm gestoßen sei. Nach der Machtergreifung kämpften diese beiden 
Gruppen weiterhin mit wechselnden Erfolgen um den Vorrang, der 
schließlich im Zuge der Aufrüstung und der für den Krieg notwendigen 
Ersatzmittelproduktion der Elektrochemie zufiel 28 . 

Kurt Gossweiler versucht, Kuczinskys Schema durch die Einschaltung 
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des Finanzkapitals zu vervollständigen. Auch dieses wird in zwei domi¬ 
nierende Gruppen, eine »all-deutsche« und eine »amerikanische«, einge¬ 
teilt, die jeweils die schwerindustriellen bzw. die elektrochemischen 
Interessen unterstützten. Bezüglich der Unterstützung der NSDAP kon¬ 
statiert Gossweiler allerdings keinen wesentlichen Unterschied zwischen 
diesen beiden Finanzgruppen, die beide ihre Vertreter in die Partei »dele¬ 
gierten«, um diese für ihre Interessen einzuspannen. Die Quellenbasis für 
diese Argumentation ist oft von erstaunlicher Dürftigkeit 29 , aber auch 
Eberhard Czichon, der in anerkennenswerter Kleinarbeit die Archive der 
Deutschen Bank auswerten konnte, bleibt in dergleichen schematischen 
Zweiteilung befangen. Vor 1933 stand nach Czichon eine Gruppe »Nazi- 
Industrieller«, die bewußt schon damals auf Autarkie und Aufrüstung 
orientiert war, einer »keynesianischen« Industriegruppe gegenüber, die 
eine staatlich finanzierte Nachfrage- und Beschäftigungserweiterung an¬ 
strebte. Hitlers Machtergreifung wäre erst durch die Spaltung des »key¬ 
nesianischen« Lagers ermöglicht worden, als der rechte Flügel der 
Gruppe von der Unterstützung Schleichers zu Hitler überlief. Auch Czi¬ 
chon identifiziert allgemein die »Keynesianer« mit der elektrochemi¬ 
schen und Ausfuhrindustrie, erwähnt jedoch auch wichtige Schwerindu¬ 
strielle, wie Krupp, Flick u. a., als Vertreter dieser Richtung. Damit wird 
die rein interessenmäßige Zweiteilung durch ein persönliches Element 
durchbrochen und den weltanschaulich-politischen Anschauungen der 
Industrievertreter eine maßgebliche Rolle eingeräumt 30 . 

Eine spezifisch-empirische Untersuchung des Verhältnisses verschiede¬ 
ner Interessengruppen zum Nationalsozialismus ist an sich für die Wissen¬ 
schaft durchaus von Bedeutung, und die Leistungen der DDR-Forschung 
auf diesem Gebiet sollen dabei nicht verkannt werden. Zweifellos haben 
gewisse Wirtschaftszweige im Verlauf der nationalsozialistischen Herr¬ 
schaft und der fortschreitenden Aufrüstung an Gewicht und Einfluß ge¬ 
wonnen und wurden bei der Zuteilung von Aufträgen, Rohstoffen und 
Arbeitskräften bevorzugt. Es bleibt jedoch die Schwäche dieser ortho¬ 
dox-marxistischen Forschung, daß sie der Nationalsozialistischen Partei, 
ihrer Führung und ihrer Ideologie jeglichen eigenständigen Einfluß auf 
die Entwicklungen abspricht. Eine solche Mißachtung politischer und 
ideologischer Zusammenhänge wäre dabei selbst im Rahmen einer an 
marxistischen Grundkonzepten orientierten Historiographie durchaus 
nicht a priori vorbestimmt: Eine tiefergreifende und subtilere Beachtung 
des dialektischen Zusammenwirkens Marxscher »Basis-und Überbauw- 
Begriffe könnte ideologischen und politischen Faktoren durchaus gerecht 
werden. Aber den hier besprochenen Autoren ist es anscheinend ein vor¬ 
gefaßtes, keinen Beweis benötigendes Axiom, daß die Nationalsozia¬ 
listen Deutschland im Auftrag des Monopolkapitals und einzig gemäß 
dessen Interessen regierten und daß dieses ihnen sämtliche politische Ent- 
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Scheidungen vorschrieb. Vergeblich beteuert Gossweiler in seiner Dis¬ 
kussion mit Reinhard Kühnl, die Kommunisten hätten niemals »die 
schwachsinnige Auffassung (vertreten), diese Staatsführung habe jeweils 
nur auf direkten Befehl oder Auftrag aktiv werden können« 31 . Dies klingt 
wenig überzeugend, nachdem Gossweiler selbst nur wenige Seiten weiter 
im gleichen Aufsatz erklärt: »... Der faschistischen Führung war nicht 
nur die Aufgabe anvertraut, dem Monopolkapital für sein Profitstreben 
freie Bahn zu schaffen, sondern auch, für die Raubkriege des deutschen 
Imperialismus ein ruhiges Hinterland zu schaffen.« 32 
Das schwächste Glied in dieser Argumentation bleibt das völlige Fehlen 
überzeugender Beweise für den tatsächlichen Einfluß von Industrie- und 
Finanzmanagem auf die politischen und selbst wirtschaftspolitischen Ent¬ 
scheidungen Hitlers und der politischen Staatsführung. Mündliche und 
schriftliche Äußerungen führender Wirtschaftler, die eine aggressive Ex¬ 
pansionspolitik zur Eroberung neuer Märkte und Rohstoffquellen for¬ 
derten, lassen sich natürlich leicht zitieren, genau, wie man ohne große 
Schwierigkeiten auch gegensätzliche Zitate aufführen kann. Ein Beweis 
dafür, daß diese Äußerungen Hitler oder der politischen Führung über¬ 
haupt zur Kenntnis gebracht wurden und daß sie deren Entscheidungen 
wesentlich beeinflußten, wird nicht erbracht. Entweder scheint den Ver¬ 
fassern diese Tatsache im Gesamtkonzept der »Diktatur des Monopol¬ 
kapitals« derart »self-evident« zu sein, daß jede Beweisführung überflüs¬ 
sig ist, oder solche Beweise sind in dem vorhandenen Quellenmaterial 
einfach unauffindbar. 

Auch marxistisch orientierte Historiker im Westen haben diesen Mangel 
bereits beanstandet 33 . Diese Richtung entwickelt ihre Thesen vielfach im 
Anschluß an August Thalheimer, der bereits in den zwanziger Jahren die 
These der »Verselbständigung« des faschistischen Staatsapparates gegen¬ 
über den Teilinteressen der Bourgeoisie aufstellte und von der Loslösung 
der politischen Herrschaft von ihrer Klassenbasis sprach 34 . Die orthodox¬ 
marxistische Richtung hat diese dissidente Ansicht nie akzeptiert und 
stempelt sie auch heute noch als »eine raffinierte Entlassung des Mono¬ 
polkapitals« ab 35 . Dagegen argumentiert z. B. Timothy W. Mason, daß 
der »Primat der Politik« als ein in der Geschichte der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft seit der Industriellen Revolution einmalig dastehendes Phänomen 
tatsächlich die Wirtschaft im Dritten Reich beherrschte. Nach Mason 
wurde durch die Krisen der dreißiger Jahre und die spezifischen Eigen¬ 
schaften Hitlers und der NSDAP eine Situation geschaffen, in der der 
Wirtschaft zumindest ab 1936 keinerlei Einfluß auf die politischen und 
auch wirtschaftspolitischen Entscheidungen des nationalsozialistischen 
Regimes zukam. Der »Primat der Politik« war eines der grundsätzlich 
deklarierten Ziele des NSDAP und meinte in erster Linie »Primat« der 
Außenpolitik und der Kriegsvorbereitungen. Die Unternehmer schalte- 
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ten sich zwar willig in diese Zielsetzungen ein und kassierten erhebliche 
Profite, ohne jedoch wesentlichen Einfluß auf ihre Durchführung neh¬ 
men zu können. Einen der Gründe hierfür sieht auch Mason in der Zer¬ 
splitterung der Interessengruppen, die keine geeinigte Front der Indu¬ 
strie der nationalsozialistischen Herrschaft entgegenstellen konnten und 
daher »getrennt marschierten und zusammen fielen« 36 . 

Masons Argumentation betont vor allem Hitlers selbstherrliche Entschei¬ 
dungen und vernachlässigt die ideologischen Gesichtspunkte, die bei die¬ 
sen Entscheidungen ins Gewicht fielen. Hierdurch erscheint das »Primat 
der Politik« als das Ergebnis rein willkürlicher Alleinherrschaft Hitlers, 
völlig getrennt von den ideologischen Einflüssen einer politischen Mas¬ 
senbewegung, die Hitler vor der Machtergreifung aufgebaut hatte und 
auch nachher als Stütze seiner Herrschaft nicht entbehren konnte. Kri¬ 
tisch muß auch Masons Periodisierung betrachtet werden, die in starker 
Anlehnung an die Arbeiten Arthur Schweitzers die Vorherrschaft des Pri¬ 
mats der Politik erst ab 1936 ansetzt. Bis zu diesem Zeitpunkt glaubt Ma¬ 
son eine weitgehende Unabhängigkeit der Wirtschaft und deren maßgeb¬ 
lichen Einfluß auf die Bestimmungen der Wirtschaftspolitik konstatieren 
zu können. Erst als Vollbeschäftigung und Devisenknappheit die ge¬ 
schlossene Front der Wirtschaft durch interessenbestimmte Konkurrenz¬ 
kämpfe zersetzten, wurde das Primat der Politik - das ist Hitlers uneinge¬ 
schränkte Alleinherrschaft-zum bestimmenden Charakteristikum dieser 
Periode. 

Arthur Schweitzer hat diese Zwei-Phasen-Entwicklung des nationalso¬ 
zialistischen Herrschaftssystems in einer Reihe bemerkenswerter Auf¬ 
sätze und in seinem Hauptwerk von 1964 ausführlich dargestellt 37 . Diese 
auf einem tiefgreifenden Quellenstudium basierenden Arbeiten haben 
viele wichtige Aspekte der wirtschaftspolitischen Entwicklungen und der 
inneren Kräfteverhältnisse des nationalsozialistischen Regimes einge¬ 
hend beleuchtet. Sie können von der späteren Forschung keineswegs 
übersehen werden, auch wenn man, wie der Verfasser, Schweitzers Inter¬ 
pretationen nicht in allem folgen kann. Nach Schweitzer verbanden sich 
die gegensätzlichen wirtschaftlichen Interessen während der ersten vier 
Jahre nationalsozialistischer Herrschaft im Laufe einer systemtypischen 
Entwicklung des »organisierten Kapitalismus« - oder, einem Konzept 
Max Webers folgend, »politischen Kapitalismus« - zu einem geschlosse¬ 
nen Kräfteblock, und »diese Wandlung ermöglichte es dem Großkapital, 
die Wirtschaftspolitik der nationalsozialistischen Regierung zu bestim¬ 
men« 38 . Schweitzer geht damit zwar nicht so weit, den wirtschaftlichen 
Interessen die Bestimmung der gesamten nationalsozialistischen Politik 
beizumessen, mißt ihnen jedoch den entscheidenden Einfluß auf die wirt¬ 
schaftspolitischen Maßnahmen bis 1936, in gewissen Grenzen sogar bis 
1938 zu. Dementsprechend wird diese Periode als die eines »partiellen 
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Faschimus« definiert, in der eine Koalition der NSDAP, des Großkapi¬ 
tals und des Militärs gemeinsam die Herrschaft ausübte.* 

Die Rolle der nationalsozialistischen Ideologie und ihr Einfluß wird im 
Gegensatz zu den oben besprochenen Verfassern von Schweitzer durch¬ 
aus nicht übersehen. Jedoch erscheint uns seine Definition der national¬ 
sozialistischen Wirtschaftsauffassungen als »middle-class socialism« zu 
einschränkend. Sie scheint auch deshalb unglücklich gewählt, weil die 
NSDAP und selbst deren »linke Opposition« um die Brüder Strasser zu 
keiner Zeit die Aufhebung des Privateigentums an den Produktions¬ 
mitteln oder des privaten Profitanreizes verlangten 39 . Vor allem aber 
erscheint uns die Definition eines »partiellen Faschismus« bis 1936 frag¬ 
würdig, besonders wenn Schweitzer den Übergang zur Phase des »vollen 
Faschismus« hauptsächlich als Ergebnis der politischen Kurzsichtigkeit 
der industriellen und militärischen »Koalitionspartner« beschreibt: 
»Wegen ihrer ideologischen Blindheit und politischen Unfähigkeit fällt 
den Generälen und den Führern des >big business< unentrinnbar ein Teil 
der Verantwortung für den Übergang vom partiellen zum vollen Faschis¬ 
mus zu. Hätten sie die Gefahr erkannt und sich auf sie vorbereitet, wäre 
der hinterlistige Naziangriff ausgeblieben oder erfolgreich abgewiesen 
worden.« 40 ** 

Zweifellos genossen die Großindustriellen im Dritten Reich im Vergleich 
zu anderen Gesellschaftsschichten eine bevorzugte Stellung und waren 
weniger als andere den Gleichschaltungs- und Terrormaßnahmen des Re¬ 
gimes ausgesetzt. Sie konnten auch, solange sie gefügig den vom Staat 
gesetzten wirtschaftspolitischen Zielvorstellungen entsprachen, eine be¬ 
trächtliches Maß an Selbstverwaltung beibehalten und die früheren Unter¬ 
nehmerverbände zum Teil weiterführen. In dieser Beziehung änderten 
sich tatsächlich ab 1936 die Verhältnisse zuungunsten des »big business«, 


* »...eine bilaterale Kräftestruktur, in der der organisierte Kapitalismus und die Parteidik¬ 
tatur gleichberechtigt wirkten und jeder das ihm unterstellte Gebiet fast exklusiv beherrschen 
konnte« (Übers, d. Verf.) - (A. Schweitzer, Big Business etc., a.a. O., S. 288f.) 

Eine ähnliche Darstellung findet sich bereits bei Franz Neumann (Behemoth: »The Structure 
and Praxis of National-Socialism«, London 1943; dtsch.: Behemoth. Struktur und Praxis des 
Nationalsozialismus. 1933-1944; Fischer Tb. Nr. 4306) und auch bei Emst Fracnkel (The Dual 
State, A Contribution to the Thcory of Dictatorship, New York 1940; dtsch.: Der Doppelstaat; 
Fischer Tb. Nr. 4305). Allerdings schilderten diese Verfasser keine Teilung der Herrschafts¬ 
sphären wie bei Schweitzer, sondern die Herausbildung einer neuen herrschenden Klasse in 
Deutschland durch die Integration der nationalsozialistischen Eliteschicht in das bestehende 
Klassenherrschaftssystem. 

• * Davon, daß dies eine zentrale These Schweitzers ist, zeugt die Schlußfolgerung, durch die er 
sein Forschungsergebnis verallgemeinert: 

»Es besteht wenig Zweifel daran, daß partieller Faschimus und organisierter Kapitalismus in 
Deutschland noch beträchtliche Zeit weiter operieren konnten... Partieller Faschismus und 
organisierter Kapitalismus müssen nicht unbedingt die Übcrgangsphasc zum vollen Faschis¬ 
mus sein, der seinerseits nicht notwendigerweise einen durch ihn selbst hcrvorgcbrachtcn 
Krieg zum Opfer fallen muß« (Big Business, a. a. O., S. 255f., Übers, d. Verf.) 
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aber es war lange vorher an der Bestimmung der wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen nur in geringem Maße, an den gesamtpolitischen Entschei¬ 
dungen-wie auch Schweitzer zugibt 41 -überhaupt nicht beteiligt. Diesen 
Zustand kann nur eine großzügige Interpretation der Tatsachen als eine 
»Koalition gleicher Partner« bezeichnen. Die Großunternehmer erkauf¬ 
ten sich eine gewisse Handlungsfreiheit - auch dies nach unseren Ergeb¬ 
nissen in weitaus begrenzterem Maße, als Schweitzer konstatiert - um 
den Preis willigen oder notgedrungenen Verzichts auf jegliche Beeinflus¬ 
sung der nationalsozialistischen Innen- und Außenpolitik. Treffender er¬ 
scheint uns daher das Verhältnis des Großunternehmertums im Dritten 
Reich bei David Schoenbaum definiert: 

»Bestenfalls war die Situation der Wirtschaft im Dritten Reich das Ergeb¬ 
nis eines sozialen Kontrakts ungleicher Partner, nach dem Unterordnung 
die Bedingung für Erfolg war... Die Wirtschaft belebte sich unter der 
Gnade des Dritten Reiches und als dessen Bundesgenosse. Die Initiative 
lag jedoch beim Staat, dem die Wirtschaftsbelebung ein Mittel und nicht 
Endzweck war.« 42 

Wenn also überhaupt von einer »Partnerschaft« die Rede sein kann, so 
übernahm in ihr das Großunternehmertum die Rolle des »sleeping Part¬ 
ners«, der zwar von der Gewinnausschüttung profitierte, aber bei der Po¬ 
litikbestimmung der »Leitung der Firma« kein Mitspracherecht hatte. 
Profite konnten die Großunternehmer allerdings in erheblichem Ausmaß 
kassieren: Neben den Gewinnen, die der verbesserten Geschäftslage ent¬ 
sprangen, haben sie auch ohne viele Gewissensbisse einen Großteil der 
Beute - zuerst der »arisierten« jüdischen Vermögen 43 und dann der im 
Krieg besetzten Gebiete-eingezogen. Aber sie besaßen keinen maßgeb¬ 
lichen Einfluß auf die Bestimmung der wirtschaftspolitischen Ziele und 
einen nur sehr begrenzten auf die Mittel, sie zu erreichen. Dies, nach 
unseren Ermittlungen, nicht erst ab 1936, sondern schon früh nach der 
nationalsozialistischen Machtergreifung. 

Die vorliegende Arbeit kommt zu dem Ergebnis, daß die nationalsoziali¬ 
stische Wirtschaftspolitik in nicht geringem Maße, wenn auch nicht aus¬ 
schließlich, von ideologischen und politischen Normen diktiert wurde, 
die auch Aufrüstung und Krieg integral einschlossen. Interessanterweise 
kamen zu ähnlichem Ergebnis gerade solche früheren Verfasser, die in 
empirischen Spezialforschungen einzelne Wirtschaftssektoren untersuch¬ 
ten, ohne dabei an ein vorgefaßtes Gesamtmodell gebunden zu sein. Be¬ 
reits 1947 kam Samuel Lurie in einer unberechtigterweise etwas in Ver¬ 
gessenheit geratenen Studie über die Privatinvestitionen im Dritten 
Reich zu dem Schluß, daß die Investitionspolitik nur im Zusammenhang 
mit dem Versuch, ein neues »krisenfestes« Wirtschaftssystem zu errich¬ 
ten, voll verstanden werden kann. Die Aufrüstung war nach Lurie nur 
eines der Nahziele dieses Systems, durch das die deutsche Wirtschaft 
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einer Kriegswirtschaft zwar ähnlich wurde, »... aber die Bedeutung die¬ 
ser Ähnlichkeit sollte nicht überschätzt werden. Die deutsche Wirtschaft 
zwischen 1933 und 1939 war offensichtlich mehr als eine Kriegswirtschaft 
im Frieden. Die eingesetzten Kontrollen waren nicht bloß vorüberge¬ 
hende Hilfsmittel zur Bewältigung kriegsbedingter Notlagen, sondern 
Teile eines integrierten Systems, dessen Endziele über die militärische 
Phase hinausgingen.« 44 

Ähnlich sieht auch AlanS. Milward in einer neueren Arbeit über die 
»neue Ordnung« im besetzten Frankreich diese als konsequente Verwirk¬ 
lichung nicht allein der politischen, sondern auch wirtschaftlichen Zielset¬ 
zung der NSDAP an: 

»Der Faschismus kann auf nur politischer Ebene nicht vollständig erfaßt 
werden. Seine politischen und ökonomischen Ausdrucksformen, deren 
beider Endziel die Neuordnung war, können nicht voneinander getrennt 
werden.« 45 

Nach Milwards Ansicht hat die Forschung bisher die wirtschaftlichen 
Aspekte des Hitlerischen »Lebensraum«-Konzepts zuwenig beachtet 46 . 
Neben der in diesem vorgezeichneten Gebietsausweitung sollte in dieser 
»Großraumwirtschaft« eine wirtschaftliche »neue Ordnung« errichtet 
werden, deren Hauptmerkmal der Antiliberalismus war: 

»Die nationalsozialistische >Neuordnung< im In- und Ausland kann richtig 
lur als der Versuch verstanden werden, eine antiliberalistische Lösung 
der Wirtschaftsprobleme der Zwischenkriegszeit zu finden... Der Natio¬ 
nalsozialismus war... ein deutliches Ergebnis der ökonomischen und po¬ 
litischen Entwicklung Deutschlands. Weder kapitalistisch noch soziali¬ 
stisch fand Deutschland im Faschismus eine andere Lösung, die seiner 
Geschichte entsprach.« 47 

Milwards Ansicht, nach der das von den Nationalsozialisten angestrebte 
Wirtschaftssystem kein kapitalistisches war, soll noch kritisch untersucht 
werden. Aber auch die vorliegende Arbeit kommt zu dem Schluß, daß die 
Nationalsozialisten auf dem Gebiet der Wirtschaftsauffassung und -theo- 
rie durchaus nicht unvorbereitet an die Macht gelangten. Die Herausbil¬ 
dung ihrer Wirtschaftsauffassung und die Integration neuer Gedanken 
und Vorschläge aus der damaligen wirtschaftstheoretischen Diskussion, 
mit deren Hilfe die Nationalsozialisten ihren ideologisch bestimmten 
Normen die Form eines operativ zu verwirklichenden Wirtschaftspro¬ 
gramms geben konnten, wird im ersten Teil dieser Arbeit geschildert. 
Das Problem der »Originalität« dieser Ideen erscheint dabei in unserem 
Zusammenhang von durchaus sekundärer Bedeutung. Im Gegenteil, es 
scheint, daß die von Milward im obigen Zitat nur angedeuteten Anknüp¬ 
fungspunkte an traditionelle Entwicklungen der deutschen Wirtschafts¬ 
realität und, wie der zweite Teil der Arbeit darzustellen versucht, des 
deutschen Wirtschaftsdenken die wirtschaftlichen Ideen und Maßnah- 
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men der NSDAP für weite Kreise akzeptabel machten und »legitimier¬ 
ten«. Dabei möchte der Verfasser in diesen historischen und geistes- oder 
ideengeschichtlichen Traditionen keineswegs den einzigen, nicht einmal 
den wesentlichen Schlüssel zum Verständnis der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik liefern. Aber sie trugen erheblich dazu bei, daß diese in 
überraschend kurzer Zeit die Unterstützung und willige Mitarbeit weiter 
Kreise der deutschen Unternehmer, der Ministerialbürokratie und Bevöl¬ 
kerung fand. 

Die NSDAP war mehr als bloß ein Haufen entwurzelter und machtgieriger 
Condottieri, die ein verzweifelter Mittelstand und das unglückliche politi¬ 
sche Ränkespiel der Großindustrie, der Agrarier und der Reichswehr auf 
den Wogen der Wirtschaftskrise zur Macht brachte. Neben alldem war sie 
auch eine ideologische »Bewegung«, in deren »Weltanschauung« auch der 
Wirtschaft ein deutlich definierter Platz zugewiesen war. Die Zukunfts¬ 
vision des »Tausendjährigen Reichs« enthielt ideologisch vorbestimmte 
Normen für dessen Gesellschafts- und Wirtschaftsaufbau, die die NSDAP 
zumindest teilweise bald nach der Machtergreifung zu verwirklichen 
suchte. Für einen Wirtschaftssektor, die Landwirtschaft, hat die Forschung 
diesen Tatbestand ziemlich einmütig konstatiert, doch glaubt der Verfas¬ 
ser, daß dies nicht nur für diesen Sektor zutrifft. Damit soll nicht gesagt 
sein, daß ideologische Motivationen der einzige oder ausschlaggebende 
Faktor für die Bestimmung der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik 
waren. Ihr Einfluß war in verschiedenen Sektoren nicht einheitlich und 
wechselte im Laufe der Zeit. Trotzdem bestander unverkennbar und kann, 
wie der dritte Teil dieser Arbeit zu beweisen versucht, bei der Beurteilung 
der wirtschaftlichen Gesamtentwicklung nicht übergangen werden. 

Ein Großteil dieser ideologisch bestimmten Ziele gelangte, wie es bereits 
David Schoenbaum aufzeigte 48 , nur teilweise oder überhaupt nicht zur 
Verwirklichung, weil sie nicht nur den Aufrüstungsanforderungen, son¬ 
dern überhaupt der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Struktur eines 
Industriestaates widersprachen. Dies erwies sich besonders ab 1936, als 
die erreichte Vollbeschäftigung das Problem der Prioritätenbestimmung 
verschärft auf die Tagesordnung setzte. In dieser Hinsicht stellt die Zeit 
etwa gegen Ende des Jahres 1936 tatsächlich eine Zäsur in der wirtschafts¬ 
politischen Entwicklung des Dritten Reichs dar. Solange brachliegende 
Produktionsfaktoren noch vorhanden waren, konnten die nationalsoziali¬ 
stischen Herrscher im Zuge des Wirtschaftsaufschwungs versuchen, weit¬ 
greifende wirtschaftliche Strukturänderungen zu verwirklichen, zu denen 
sie ideologisch engagiert waren. Erst die Vollbeschäftigung zwang sie, 
zwischen Alternativen zu wählen, und sie haben dann ohne viel Zaudern 
die Kriegsvorbereitungspläne vorangestellt. Idelogisch vorbestimmte 
Fernziele, wie z. B. die »Reagrarisierung« Deutschlands, gerieten dabei 
notwendigerweise ins Hintertreffen. 
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Eine Frage, die noch nicht genügend geklärt ist und auch im Rahmen 
dieser Arbeit offenbleiben muß, soll hier wenigstens erwähnt werden: 
Sahen die Nationalsozialisten diesen Verzicht auf die Verwirklichung 
ideologischer Wirtschaftsziele als deren endgültige Aufgabe oder nur als 
einen vorläufig notgedrungenen Aufschub an? Vieles läßt darauf schlie¬ 
ßen, daß Hitler und die NSDAP - im besonderen die SS Himmlers - ihre 
wirtschaftlich-gesellschaftliche Zukunftsvision für die Zeit nach dem sieg¬ 
reich beendeten Krieg weiter mit sich herumtrugen. Endgültig wurde die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche »Neuordnung Europas« erst unter 
den rauchenden Trümmern des Zweiten Weltkrieges begraben, glück¬ 
licherweise noch, bevor sie - über eine längere Periode eines »Pax Ger¬ 
manica« - die wirtschaftstheoretische Probe bestehen konnte. 

Dies mag aber auch ein Grund dafür sein, daß das hier behandelte Thema 
den Interessenbereich des Nur-Historikers oder Wirtschaftstheoretikers 
überschreitet. Einzig unter der Voraussetzung, daß wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Krisensituationen endgültig der Vergangenheit angehö¬ 
ren, läßt es sich in die Seminarstuben und Lehrpläne der Akademien 
verdrängen. Wer weniger optimistisch ist, wird angesichts der wirtschaft¬ 
lichen Ereignisse den nationalsozialistischen Versuch einer »anderen 
Lösung« mit einiger Beunruhigung verfolgen. 






Kapitel 1 

Wirtschaftsauffassung und Wirtschaftsprogramme der 
NSDAP vor der Machtergreifung 


1920-1930: 

Hitler, Feder und die »Brechung der Zinsknechtschaft« 

Hitlers Einstellung zur Wirtschaft ist aus seinen veröffentlichten Äuße¬ 
rungen nur schwer definierbar. In »Mein Kampf« sind wirtschaftliche 
Probleme kaum erwähnt, und auch später blieb Hitler auf diesem Ge¬ 
biet auffallend zurückhaltend und unklar. Dies mag, mehr noch als auf 
anderen Gebieten, an seiner bekannten Einschläferungs- und Ver¬ 
schleierungstaktik gelegen haben: Seine immer noch umstrittenen Be¬ 
ziehungen zu Industrie- und Wirtschaftskreisen dürften ihn veranlaßt 
haben, seine wirtschaftspolitischen Gedanken und Pläne zurückhaltend 
und mit Vorsicht zu formulieren. Daneben betrachtete Hitler die Wirt¬ 
schaft als »ein Sekundäres«, das dem »Primat der Politik« bedingungslos 
zu unterstellen sei 49 . Einwände über die Eigengesetzlichkeit des Wirt¬ 
schaftsablaufs, die dem politischen Kommando des Staates Grenzen set¬ 
zen könnte, überging er kurzerhand mit verächtlichen Bemerkungen 
über die »Fachmänner« und »Sachverständigen«, denen man nur zu 
kommandieren brauche, damit »sie uns mit dem Material bedienen, das 
wir benötigen« 50 . Der untergeordneten Stellung der Wirtschaft in Hit¬ 
lers Staats- und Gesellschaftsauffassung entsprach dann auch seine zuge¬ 
gebene Ignoranz und Indifferenz auf diesem Gebiet und die Delegation 
wirtschaftspolitischer Belange an untergeordnete Partei- und später Re¬ 
gierungsinstanzen. 

Dennoch unterschätzte Hitler keineswegs die politische und propagan¬ 
distische Bedeutung der Wirtschaft und wies ihr im Gesamtkontext sei¬ 
ner ideologisch fixierten Weltanschauung einen klar umrissenen Platz 
an. »Lebensraumimperialismus« und Antisemitismus - die zwei grundle¬ 
genden Konstanten in Hitlers Weltanschauung 51 - entsprangen einem 
vulgär-sozialdarwinistischen Monismus, der im Gegensatz zu früheren 
sozialdarwinistischen Auffassungen den Schwerpunkt vom Individuum 
auf das Kollektiv verlegte. Ähnlich wie umlaufende sozialdarwinistische 
Theorien vornehmlich österreichischer Konvenienz 52 bildete sich das 
Geschichtsbild Hitlers als eines Daseinskampfes der Rassen und Völker 
mit dem Recht des Stärkeren als einzig gültigem Existenzanspruch. 
»Volk« und »Rasse« sind der elementare Ausgangspunkt, »Außenpoli¬ 
tik und Wirtschaftspolitik (sind) nur Funktionen zur Selbstbehauptung 
und Erhaltung unseres Volkskörpers und werden mithin bestimmt von 
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Faktoren, die in inneren Werten dieses Volkskörpers ihre Wurzeln haben 
und ihre bestimmende Anweisung erhalten« 53 . Der Staat ist das ausfüh¬ 
rende Organ dieser »Funktionen des Volkskörpers«, wobei die Politik 
den unbedingten Vorrang vor der Wirtschaft hat. Hitler sah in der Wirt¬ 
schaft »nur eine notwendige Dienerin im Leben eines Volkskörpers und 
Volkstums. (Die Bewegung) empfindet eine unabhängige nationale Wirt¬ 
schaft als eine Notwendigkeit, jedoch sie sieht in ihr nicht das Primäre, 
nicht die Bildnerin eines starken Staates, sondern umgekehrt: Der starke 
nationale Staat allein kann einer solchen Wirtschaft Schutz und die Frei¬ 
heit des Bestehens und der Entwicklung geben.« 54 
Seinen deutlichsten Ausdruck fand Hitlers sozialdarwinistische Grund¬ 
einstellung in seinem Lebensraum-Konzept, das neben seinen außen- und 
machtpolitischen Zielsetzungen auch seine agrarwirtschaftlich betonte 
Einstellung zur Bevölkerungs- und Wirtschaftspolitik bestimmte: »Die 
Erwerbung von neuem Grund und Boden zur Ansiedlung der überlaufen¬ 
den Volkszahl besitzt unendlich viel Vorzüge... Viele unserer heutigen 
Leiden sind nur die Folge des ungesunden Verhältnisses zwischen Land- 
und Stadtvolk. Ein fester Stock kleiner und mittlerer Bauern war noch zu 
allen Zeiten der beste Schutz gegen soziale Erkrankungen, wie wir sie 
heute besitzen. Dies ist aber auch die einzige Lösung, die eine Nation das 
ägliche Brot im inneren Kreislauf einer Wirtschaft finden läßt. Industrie 
and Handel treten von ihrer ungesunden führenden Stellung zurück und 
gliedern sich in den allgemeinen Rahmen einer nationalen Bedarfs- und 
Ausgleichswirtschaft ein... (Damit) machen sie die gesamte Volksernäh¬ 
rung mehr oder weniger unabhängig vom Auslande, helfen also mit, die 
Freiheit des Staates und die Unabhängigkeit der Nation, besonders in 
schweren Tagen, sicherzustellen.« 55 

Diese in »Mein Kampf« nur seltene Äußerung Hitlers zu Wirtschaftsfra¬ 
gen bringt nicht nur die Bevorzugung der Landwirtschaft und sein zumin¬ 
dest ambivalentes Verhältnis zu Industrie und Handel zum Ausdruck. 
Darüber hinaus ist hier das Idealbild einer kommenden deutschen Wirt¬ 
schaft vorgezeichnet, in der sich das deutsche Volk »von eigener Scholle 
ernährt« und die durch ihre autarke Unabhängigkeit vom Weltmarkt von 
der »ebenso schrankenlosen wie schädlichen Industrialisierung« 56 geheilt 
und krisenfest werden sollte. Diese Zukunftsvision einer kommenden 
wirtschaftlichen »Neuordnung«, die bis in die letzte Zeit von der For¬ 
schung nur ungenügend beachtet wurde 57 , war ein grundsätzlicher und 
konstanter Bestandteil im Lebensraumkonzept Hitlers und seiner Partei, 
dessen richtungsweisende Bedeutung für die späteren Entwicklungen 
kaum in Frage gestellt werden kann. Sie fand ähnlichen Ausdruck im 
unveröffentlichten »Zweiten Buch« Hitlers von 1928: »Deutschland wen¬ 
det sich von allen weltindustriellen und welthandelspolitischen Versuchen 
ab und konzentriert statt dessen alle seine Kräfte, um seinem Volk durch 


28 



die Zuweisung eines genügenden Lebensraums für die nächsten hundert 
Jahre auch einen Lebensweg vorzuzeichnen.« 58 

Die Betonung der dienenden Stellung der Wirtschaft im Staat unter dem 
»Primat der Politik« und die im Lebensraumkonzept implizierte wirt¬ 
schaftliche und gesellschaftliche Zukunftsvision erschöpft ziemlich alles, 
was Hitler selbst zu dieser Zeit zu Wirtschaftsfragen zu sagen hatte. In 
nur wenigen, auf den jeweiligen Zuhörerkreis abgetönten Variationen 
kehrt es konsequent in allen überlieferten Äußerungen Hitlers wieder. 
Während der Gründungs- und Aufbauzeit der NSDAP galt vor allem 
Gottfried Feder als der maßgebliche Exponent der Partei in Wirtschafts¬ 
fragen. Dies war wahrscheinlich in nicht geringem Maße den lobenden 
Worten zuzuschreiben, die Hitler ihm in »Mein Kampf« zukommen ließ. 
Jedoch galt Hitlers begeisterte Anerkennung Feders und seiner Theorien 
nicht deren wissenschaftlichem Erkenntniswert oder operativer Brauch¬ 
barkeit, sondern in erster Linie ihrer politischen und propagandistischen 
Zweckmäßigkeit: »Nachdem ich den ersten Vortrag Feders angehört 
hatte, zuckte mir auch sofort der Gedanke durch den Kopf, nun den Weg 
zu einer der wesentlichsten Voraussetzungen zur Gründung einer neuen 
Partei gefunden zu haben.« 59 

Feders Differenzierung zwischen dem »schaffenden« Industriekapital 
und dem »raffenden« Finanzkapital - unter den Verhältnissen einer mo¬ 
dernen kapitalistischen Wirtschaft und auch des damaligen Deutschlands 
eine völlig willkürliche und leicht widerlegbare Konstruktion - war in der 
Tat die ideale Formel, nach der sich die NSDAP »antikapitalistisch« ge¬ 
bärden konnte, ohne dabei diejenigen Wirtschaftskreise abzuschrecken, 
um deren finanzielle und politische Unterstützung sie warb: »Die Schei¬ 
dung des Börsenkapitals von der nationalen Wirtschaft bot die Mög¬ 
lichkeit, der Verinternationalisierung der deutschen Wirtschaft entgegen¬ 
zutreten, ohne zugleich mit dem Kampf gegen das Kapital überhaupt die 
Grundlage einer unabhängigen völkischen Selbsterhaltung zu bedro¬ 
hen.« 60 Man brauchte nur noch das »raffende Finanzkapital« mit der »jü¬ 
disch-internationalen Hochfinanz« zu identifizieren und hatte damit ein 
vorzügliches Mittel geschaffen, mit dem die soziale Unruhe breiter Ge¬ 
sellschaftsschichten auf den Antisemitismus abzuleiten war. 

Das Kernstück der Federschen Auffassungen war die Forderung der 
«Brechung der Zinsknechtschaft«, die in ihrer ursprünglichen Form mit 
dem ersten öffentlichen Auftreten Feders 1918 in München die sofor¬ 
tige und allgemeine Abschaffung des Zinses verlangte 61 . Allem An¬ 
schein nach verfaßte Feder sein »Manifest zur Brechung der Zins¬ 
knechtschaft« unter dem Einfluß der »Freigeldlehre« Silvio Gesells, 
und tatsächlich unterbreitete er sein »Manifest« im November 1918 der 
Münchner Revolutionsregierung Kurt Eisners. 62 Im September 1919 
gründete Feder einen »Deutschen Kampfbund zur Brechung der Zins- 
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knechtschaft« zur Propagandierung seiner Ideen. In der NSDAP, der Fe¬ 
der mit seinem »Kampfbund« etwa gleichzeitig beitrat, konnte er als 
Herausgeber der »Nationalsozialistischen Bibliothek« seinen Theorien 
einen bevorzugten Platz in der Parteiliteratur sichern, und er galt lange - 
und nicht nur in eigenen Augen - als der »Programmatiker der Partei«.* 
In den ersten Jahren ihres Bestehens hat Feder zweifellos die Wirt¬ 
schaftsauffassung der NSDAP maßgeblich beeinflußt und zumindest die 
wirtschaftlichen Forderungen des Parteiprogramms von 1920 formu¬ 
liert. 

Nicht weniger als zehn von den »25 Punkten« dieses Programms behan¬ 
deln wirtschaftliche Probleme aus der Sicht der damaligen Nachkriegs¬ 
zustände. Hierzu gehört die Forderung der »Einziehung der Kriegs¬ 
gewinne« (Punkt 12) und der Todesstrafe für »Wucherer und Schieber« 
(18). Andere Forderungen, wie die nach Verstaatlichung der Trusts (13) 
und der Gewinnbeteiligung in Großbetrieben (14), waren ebenso wie die 
»unentgeltliche Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke« (17) 
Konzessionen an den »Zeitgeist« der Revolutionsjahre und wurden 
später trotz der 1926 verkündeten »Unabänderlichkeit« des Parteipro¬ 
gramms entsprechend »interpretiert«. Ausgeprägt mittelständische For¬ 
derungen, wie die Kommunalisierung der Warenhäuser und die Berück¬ 
sichtigung aller kleinen Gewerbetreibenden bei öffentlichen Aufträgen 
(16), entsprachen der sozialen Herkunft der Gründer und zu dieser Zeit 
auch des Großteils der Anhänger der NSDAP. 

Für die später durchgeführte Wirtschaftspolitik waren die wirtschaft¬ 
lichen Punkte im Parteiprogramm kaum relevant. Dies wird oft als Be¬ 
weis dafür angeführt, daß die Wirtschaftspolitik im Dritten Reich von 
vorgefaßten ideologischen Zielsetzungen nicht oder nur wenig beeinflußt 
wurde. Diese Argumentation übersieht dabei, daß es sich hier um ein 
politisches Programm handelte, das aus der aktuellen Situation heraus zu 
verstehen ist und zu einer Zeit abgefaßt wurde, in der sich in der NSDAP 
nur erste Ansätze einer eigenen Wirtschaftsauffassung herausbildeten. 
»Was wir als die Quintessenz der Naziwirtschaft ansehen, die Durchstaat- 
lichung der Wirtschaft, kündigte sich in diesem Programm gar nicht an. 
Aber sein Geist blieb lebendig und bildete ein entscheidendes Element in 
der Gestaltung der deutschen Zukunft 63 .« Diese Einschätzung Gustav 
Stolpers trifft vor allem auf Punkt 3 des Parteiprogramms zu, der die For¬ 
derung nach »Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unseres Volkes 
und Ansiedlung unseres Bevölkerungsüberschusses« erhob. Aber auch 
hier ist bezeichnend, daß 1920 - also vor der Abfassung von »Mein 


* In einem überlieferten Gespräch vom Dezember 1932 zitiert Feder seinen Brief an Hitler, in 
dem er seine Treue zu dem »von Ihnen sanktionierten und von mir formulierten Programm« 
beteuert (NAUSA, T-81, RoU 1, fr. no. 11322). 
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Kampf« - von Kolonien und nicht von »Ostraumpolitik« die Rede ist. 
Ebenso ist die im Punkt 7 angekündigte Ausweisung aller »Nichtstaats¬ 
bürger« - nachdem Punkt 4 den Juden das Staatsbürgerrecht absprach - 
später zu grausamer Wirklichkeit geworden. 

Die in Punkt 11 des Programms proklamierte »Brechung der Zinsknecht¬ 
schaft« blieb als propagandistisches Schlagwort bis lange nach der Macht¬ 
ergreifung im Wortschatz der nationalsozialistischen »Sprachregelung« 
erhalten, wurde jedoch inhaltlich erheblich abgeändert. Von der ursprüng¬ 
lichen Forderung der Aufhebung jeglichen Zinses ging man bald zu Zins¬ 
senkung und »gerechtem Zins« über, was von der gegnerischen zeitgenös¬ 
sischen Kritik spöttisch zur Kenntnis genommen wurde.* Feder selbst 
verlegte den Akzentseiner Argumentationzunehmendaufdie»Währungs- 
und Finanzhoheit desStaates«, das istdie Forderung, dieMengeder umlau¬ 
fenden Zahlungsmittel unabhängig von der Golddeckung staatlich zu be¬ 
stimmen und den Anforderungen des Wirtschaftskreislaufs anzupassen. 
Anfang der dreißiger Jahre wies er zwar immer noch auf die »Brechung der 
Zinsknechtschaft« und der »Despotie des Leihkapitals« als die »größte und 
bedeutungsvollste wirtschaftspolitischc Aufgabe, die der nationalsoziali¬ 
stische Staat zu lösen hat«, hin - aber diese Aufgabe erschien nur noch als 
entfernte Zukunftsvision, ohne inhaltlich näher definiert zu werden. »In 
der Übergangszeit wird der nationalsozialistische Staat in maßvoller Weise 
von seinem Geldschöpfungsrecht Gebrauch machen für die Finanzierung 
großer öffentlicher Aufgaben und des Wohnungsbaus im Sinne meiner 
bekannten Vorschläge (Bau- und Wirtschaftsbank usw.).« 64 
Im Lichte der späteren Entwicklungen sind die hier erwähnten Vor¬ 
schläge durchaus interessant. 1924 hatte Feder durch Anträge im Meck¬ 
lenburgischen und Thüringischen Landtag und auch im Reichstag vorge¬ 
schlagen, durch Wechselausgabe einer eigens zu schaffenden »Bau- und 
Wirtschaftsbank« brachliegende Produktionsfaktoren zur Behebung der 
Wohnungsnot zu aktivieren 65 . Er regte auch anderweitig an, öffentliche 
Investitionen durch Ausgabe »staatlicher Gutscheine... aus eigener 
Machtvollkommenheit« zu finanzieren mit der Begründung, daß kein 
Grund vorhanden sei, »warum der Staat nicht das Geld machen soll..., 
hinter dem... in letzter Linie ausschließlich die Arbeitskraft des ganzen 
Volkes als Deckung steht«. 66 Die finanztechnischen Durchführungsvor- 
schläge Feders trugen zwar den Stempel des autodidaktischen Dilet¬ 
tanten, aber die Grundidee war aus der Sicht moderner ökonomischer 
Erkenntnisse stichhaltiger als die ihr damals aus Kreisen der Fachakade- 


• So z.B. Gustav Stolper: »Die Nationalsozialisten sind natürlich für zwangsweise Zinssen¬ 
kung ... Sie haben ja die >Brcchung der Zinsknechtschaft« sozusagen erfunden, und cs ist gera¬ 
dezu weise Mäßigung, wenn sie jetzt nur für die Herabsetzung der Zinsen plädieren« (Der 
deutsche Volkswirt, Bd. 6, Nr. 8, S. 239,20.11.1931). 
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miker entgegengehaltene Kritik. Stolpers spätere, bis heute noch ziemlich 
vereinzelt dastehende Feststellung, daß Feder nach der Machtergreifung 
zwar verschwand, jedoch »Schacht kaum etwas anderes (tat), als Feders 
Ideen den orthodoxen des bestehenden Geldsystems anzupassen« 67 , er¬ 
scheint durchaus berechtigt, wenn sie auch nicht als direkte »Anleihe« 
Schachts bei Feder verstanden werden sollte. 

Allgemein wurde Feders Einfluß, nicht zuletzt dank seiner Erwähnung im 
zur Parteibibel gewordenen »Mein Kampf«, sowohl von den Zeitgenos¬ 
sen als auch von der späteren Geschichtsforschung sichtlich überschätzt. 
Viele seiner ursprünglichen Vorschläge hatte er 1930 selbst aufgegeben, 
da er in der Partei wenig Anklang fand. Er war damals hauptsächlich noch 
als Parteiredner tätig 68 . Seine Frustration fand beredten Ausdruck in 
einem Brief an Hitler vom Juli 1930, in dem er diesen anflehte, ihm einen 
Gauleiterposten zuzuweisen, und sich beschwerte, »daß einzelne Gaulei¬ 
ter nun glauben, mir in der unverschämtesten Weise entgegenzutreten 
(sic.)« 69 . Die »Brechung der Zinsknechtschaft« und die Bezugnahme auf 
Feders Ideen erschien zwar immer noch in der von ihm selbst herausgege¬ 
benen Parteiliteratur, aber kaum noch in den überlieferten öffentlichen 
Äußerungen Hitlers und anderer Parteiführer. Dies berechtigt zu der An¬ 
ahme, daß Feders Ideen und »Wirtschaftsrezepte« um diese Zeit am 
.ande der sich herausbildenden Wirtschaftsauffassung der NSDAP mehr 
,eduldet als vertreten wurden. Da aber an deren Stelle bis gegen Ende 
1930 außer politischer Polemik in der Reparationsfrage keine anderen, 
konkret definierten wirtschaftlichen Vorschläge zu finden sind, ergibt sich 
der Schluß, daß die NSDAP bis zu diesem Zeitpunkt nur ein sehr allge¬ 
mein gehaltenes Wirtschaftskonzept besaß. 

Dieses Konzept stand spätestens nach Abschluß der Strasser-Kontro- 
verse und der endgültigen Etablierung der Führerschaft Hitlers auf der 
Bamberger Tagung 1926 fest auf dem Boden kapitalistischer Besitzver¬ 
hältnisse. Es war - trotz aller propagandistischen Auswertung dieser Ad¬ 
jektive in der Parteiliteratur und -presse und aller diesbezüglichen An¬ 
fechtung aus bürgerlichen Wirtschaftskreisen - weder »antikapitalistisch« 
noch »sozialistisch«. Um dies über jeden Zweifel klarzustellen, wurde 
1928 dem »unabänderlichen« Parteiprogramm die Erklärung Hitlers an¬ 
gefügt, nach der »gegenüber den verlogenen Auslegungen von seiten un¬ 
serer Gegner... die NSDAP auf dem Boden des Privateigentums 
steht« 70 . Gleichzeitig war jedoch die nationalsozialistische Wirtschafts¬ 
auffassung grundsätzlich und aggressiv antiliberalistisch. Für »Laissez- 
faire«, freie Unternehmerinitiative und Wettbewerb oder marktwirt¬ 
schaftlich freie Preis- und Lohngestaltung war hier kein Platz 71 . 

Aus taktisch verständlichen Gründen kam zwar dieser Aspekt vor der 
Machtergreifung öffentlich nur selten und versteckt zum Ausdruck, ist 
jedoch aus den internen »working papers« der Parteistellen und überlie- 



ferten vertraulichen Gesprächen Hitlers, die noch ausführlicher behan¬ 
delt sind, unverkennbar belegt. So erklärte Hitler z. B. im Gespräch mit 
Rauschning, er wolle keineswegs den »wirtschaftlichen Privatnutzen« be¬ 
seitigen: »Der Erwerbstrieb und der Besitztrieb können nicht beseitigt 
werden... Aber wie wir diese natürlichen Triebe einordnen und befriedi¬ 
gen, das ist erst die eigentliche Frage. Es handelt sich um die durch den 
Staat und die Allgemeinheit zu ziehenden Grenzen des Privatprofits und 
der Privatinitiative... Einzig und allein die nach Zeit und Umständen 
wechselnden Bedürfnisse des Staates schränkten beides ein.. , 72 .« Noch 
deutlicher wurde Hitler im Gespräch mit dem Redakteur der Leipziger 
Neuesten Nachrichten: »Es kommt einzig und allein darauf an, daß der 
Grundgedanke im Wirtschaftsprogramm meiner Partei klar herausge¬ 
stellt wird, und das ist der Autoritätsgedanke. Ich will die Autorität, ich 
will die Persönlichkeit, ich will, daß jeder den Besitz, den er sich erwor¬ 
ben hat, behalten soll, nach dem Grundsatz: Gemeinnutz geht vor Eigen¬ 
nutz. Nur soll der Staat die Kontrolle behalten, und jeder Besitzende soll 
sich als vom Staat Beauftragter fühlen. Er hat die Pflicht, seinen Besitz 
nicht zum Mißbrauch gegen die Interessen seiner Volksgenossen zu ver¬ 
wenden ... Das Dritte Reich wird sich immer das Kontrollrecht über die 
Besitzenden Vorbehalten.. .« 73 

Bis Ende 1930 war die Wirtschaftsauffassung der NSDAP noch im Entste¬ 
hungsprozeß begriffen und wirtschaftstheoretisch kaum unterbaut. Von 
konkret konzipierten Wirtschaftsfprogrammen kann zu dieser Zeit keine 
Rede sein. Dennoch zeichneten sich bereits ihre ideologisch bestimmten 
Grundelemente unverkennbar ab. Diese waren neben den im Lebens¬ 
raumkonzept vorgezeichneten Zielsetzungen vor allem ein militanter An¬ 
tiliberalismus und die Forderung der Unterordnung der Wirtschaft unter 
das »Primat« des Staates und seiner gesellschaftlichen und politischen 
Zielanweisungen. Hinzu kam später das besonders von Bernhard Köhler 
hervorgehobene »Recht auf Arbeit« als dritte Konstante der nationalso¬ 
zialistischen Wirtschaftsauffassung. Im Grunde war dies nichts anderes 
als die grundsätzliche Festlegung der Vollbeschäftigung als vornehmliche 
wirtschaftspolitische Zielsetzung. 

Mit Recht wird verschiedenerseits darauf hingewiesen, daß diese Auffas¬ 
sung wenig originell »der zeitgenössischen Vielfalt konservativer Staats¬ 
ideologien« entsprach und daß sich auch »später, in ihrer nationalsozia¬ 
listischen Fortbildung, die fremden Anleihen erkennen ließen« 74 . Dies 
beweist jedoch nicht mehr und nicht weniger als die Konvergenz national¬ 
sozialistischer mit jungkonservativen Wirtschaftsauffassungen - eine 
besonders in den letzten Jahren vor der Machtergreifung unverkennbare 
Erscheinung, deren Bedeutung noch näher untersucht werden soll 75 . Für 
die hier vertretenen Thesen ist es jedoch ziemlich gleichgültig, ob diese 
Anschauungen von den Nationalsozialisten »ausgeliehen« oder »angeeig- 
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net« oder ob sie gleichzeitige Eigenprodukte venvandter Geiste w j r t- 
Allein wesentlich ist, daß - bei aller Verschiedenhe.t - samt' che wm 
schaftspolitischen Vorarbeiten innerhalb der NSDAP'vie a u f 

tischen wirtschaftspolitischen Maßnahmen nach der. lac e g 
diesem ideologisch bestimmten Grundgerüst aufbauten. 


Die Vorarbeiten der Wirtschaftspolitischen Abteilung der NSDAP 
in München 

Nachdem bei den Reichstagswahlen im September 1930 der Stimmen¬ 
anteil der NSDAP überraschend von 2,6 auf 18.3 v. H. zunahm un 
Nationalsozialisten als zweitgrößte Fraktion in den Reichstag einzo¬ 
gen, ging Hitler daran, die Partei praktisch auf die Regierungsübernahme 
vorzubereiten. Zu diesem Zweck wurde bei der Münchener Reichslei¬ 
tung eigens die »Organisationsabteilung II« unter Konstantin Hierl gebil¬ 
det. Innerhalb dieser erhielt die »Wirtschaftspolitische Abteilung« - 
(WPA)*, zu deren Leiter Otto Wagener ernannt wurde, im Januar 1931 
den Auftrag, wie wirtschaftspolitischen Ziele der Partei neu zu definieren 
und praktische Pläne für deren Verwirklichung auszuarbeiten. 

Dr. h. c. Otto Wilhelm Wagener (geb. 1888) war ein ehemaliger General¬ 
stabsoffizier und Baltikumkämpfer, Mitbesitzer einer Nähmaschinen¬ 
fabrik, der in den Jahren 1923/24 wirtschaftliche Vorlesungen an der Han¬ 
delshochschule in Karlsruhe und der Würzburger Universität gehalten 
hatte. Zur NSDAP kam er erst gegen Ende 1929 durch die Verbindung 
mit seinem ehemaligen Kriegskameraden von Pfeffer, dem damaligen 
obersten SA-Führer, der ihn zu seinem Stabschef machte. Im Januar 1931 
wurde ihm auf Betreiben des Reichsorganisationsleiters Gregor Strasser 
von Hitler aufgetragen, die WPA zu gründen und zu leiten.** 


• Diese Abkürzung ist hier aus den Aufzeichnungen Wagcncrs übernommen, obwohl sic in 
den offiziellen Dokumenten der Reichslcitung nicht erscheint. Bei der Reorganisation der 
Rcichsleitung Mitte 1932 wurde die Wirtschaftspolitischc Abteilung in »Hauptabteilung IV« 
umbenanm, der weiterhin Wagener als Leiter Vorstand. Im September des gleichen Jahres 
wurde er jedoch auf Anweisung Hitlers von diesem Posten abgesetzt. Das wirtschaftliche Res¬ 
sort der Rcichsleitung übernahmen gleichzeitig Gottfried Feder als Leiter der »Hauptabtei¬ 
lung IV A- (Staatswirtschaft)« und Walter Funk als Leiter der »Hauptabteilung IVB - ( Privat 
Wirtschaft)« (BDC, 0.212, S. 184/85). b I™vai- 


Die WPA ist nicht zu verwechseln mit dem »Wirtschaftspolitischen Amt« beim Verbindung 
stab der NSDAP in Berlin, das dort vom Februar bis Juli 1933 unter der Leitung Otto Wagcncrs 
bestand. 

- Die folgenden Ausführungen beruhen im wesentlichen auf den im Institut für 7*i,„„ 
schichte, München, aufbewahrten umfangreichen Aufzeichnungen, die Wagener 1945/4/11' 
Gefangenenlager anfertigte. Dabei soU er frühere Notizen zur Hand echahrhih,.„ 5/ • ? 

leicht die sehr detaillierte, oft in direkter Rede aufgezcichncte Darstellung erklärt 'Dennoch 
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Wagener war demnach einer der »neuen Männer«, die, ebenso wie Wil¬ 
helm Keppler und Walter Darr6, um etwa die gleiche Zeit von Hitler zur 
Behandlung wirtschaftlicher Fragen herangezogen wurden. Nach Wage- 
ners eigenem Bericht und anderen Quellen^ 6 fand Hitler die Qualifikatio¬ 
nen Feders zur Ausarbeitung operativer wirtschaftspolitischer Pläne un¬ 
zureichend. Hinzu kam wahrscheinlich auch seine bekannte und bewußt 
durchgeführte Methode, durch Kompetenzwirrwarr und Überschneidun¬ 
gen seine eigene Stellung als letzte Entscheidungsinstanz zu sichern. 
Jedenfalls bestanden in den Jahren 1931/33 außer der WPA noch minde¬ 
stens drei »oberste« Parteistellen, die für die wirtschaftlichen Stellung¬ 
nahmen und Propaganda der NSDAP zuständig waren. Feder war Vorsit¬ 
zender des »Wirtschaftsrats der Reichsleitung«, der allem Anschein nach 
hauptsächlich als Briefkopf existierte und nur selten zusammentrat. Ne¬ 
ben Feder gehörten diesem noch Werner Daitz, Dietrich Klagges, Fritz 
Reinhardt, Walter Funk u.a. an. Für die landwirtschaftlichen Belange 
war ab Anfang 1930 Walter Darr6 als Leiter des »Agrarpolitischen Appa¬ 
rats« in München zuständig, der von Anfang an nicht Wagener oder Fe¬ 
der, sondern Hierl und ab Dezember 1932 direkt Hitler unterstellt war. 
Als weitere unabhängige Instanz für Wirtschaftsfragen wirkte ab Früh¬ 
jahr 1932 Wilhelm Keppler unter dem Titel des »persönlichen Wirt¬ 
schaftsberaters« Hitlers. 

Die Berufung Kepplers nach München erfolgte nach eigenem, durch an¬ 
dere Quellen unterstützten Bericht 77 , nachdem er vorher den Vorschlag 
Hitlers, der WPA beizutreten, abgelehnt hatte. Seine Aufgabe bestand 
hauptsächlich darin, die Beziehungen zu Industrie- und Wirtschaftskrei¬ 
sen zu pflegen, und gipfelte in der Bildung des »Keppler-Kreises«. Kepp¬ 
lers Beziehungen zu Himmler begannen schon früh: Bereits 1930 teilte 
Himmler Darre vertraulich mit, daß Keppler »der kommende Außen¬ 
politiker und Wirtschaftsführer« Hitlers sei, und später kommentierte er 
dessen Berufung nach München, daß Hitler nun den »Quatsch mit den 
Wirtschaftspolitikern der Partei satt habe. Diese könnten nun quasseln, 
soviel sie wollten, tatsächlich wollte Hitler aber mit Keppler arbeiten« 78 . 
Trotz dieser Vielfalt und widersprüchlichen Aussagen war die WPA wäh¬ 
rend der besprochenen zwei Jahre zweifellos die aktivste Stelle. Ihre 
hauptsächliche Bedeutung lag darin, daß dort in fast täglichem Kontakt 
mit Hitler und Gregor Strasser wirtschaftliche Besprechungen stattfan¬ 
den, in denen versucht wurde, praktikable »blueprints« für die Zeit vor- 


sind diese Aufzeichnungen nur mit Vorsicht verwertbar. Es ist undenkbar, daß die Schilderung 
von Ereignissen und Aussprachen, die 15 Jahre zurücklagcn, nicht bewußt oder unbewußt 
durch spätere Entwicklungen beeinflußt ist. Hier werden deshalb hauptsächlich diejenigen 
Sachverhalte angeführt, die durch andere Quellen und Unterlagen als bestätigt gelten können. 
(Die Aufzeichnungen wurden auszugsweise von H. A. Turner jr. herausgegeben. Siche Biblio¬ 
graphie, S. 268.) 
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zubereiten, in der die NSDAP nicht nur Propaganda treiben, sondern 
regieren sollte. Hierfür stand der WPA ein ständiger Mitarbeiterstab von 
zehn Referenten zur Verfügung, unter denen sich Namen finden, die spä¬ 
ter eine Rolle spielten. Einige dieser Mitarbeiter waren akademisch vor¬ 
gebildete Wirtschaftler, wie z. b. Wagener selbst, Adrian v. Rentein oder 
Ottokar Lorenz. In der Auswahl seiner Mitarbeiter machte Wagener die 
Parteizugehörigkeit nicht zur Bedingung und bemühte sich, seine Leute 
»aus der Wirtschaft selbst« zu holen. Referent für Industrie war 
Dr. v. Lucke, der früher beim Flick-Konzern tätig war, für den Handel 
Cordemann, eine ehemaliger Offizier, der mit einer Enkelin Werner 
v. Siemens verheiratet war und in Auslandsfilialen der Siemens-Schuckert 
A.G. gearbeitet hatte, ehe er ab 1931 voll in der WPA beschäftigt 
wurde. 

Neben den ständigen Referaten bildete Wagener verschiedene »Kreise 
für Prüfung und Studium« der diversen Gebiete, zu denen er auch nam¬ 
hafte Wirtschaftler und Akademiker heranziehen konnte. Prof. Jens Jes¬ 
sen von der Kieler Universität beteiligte sich laut Wagener an der Arbeit 
eines »Studienkreises für sozialwirtschaftliche Probleme« und am »Kreis 
für Weltwirtschaft«, dem auch Dir. v. Stauss (Deutsche Bank) und Dr. Fi¬ 
scher (I. G. Farben) angehörten 79 . Im Laufe der Zeit erweiterte sich der 
Mitarbeiterkreis der WPA: 1932 wurde eine Wirtschaftswissenschaftliche 
Abteilung« unter Dietrich Klagges und eine »Abteilung für Schiffahrt« 
unter Werner Daitz gegründet, der gleichzeitig zum Bevollmächtigten der 
WPA für Norddeutschland ernannt wurde 80 . 

Organisatorisch verfügte die WPA über ein Netz von elf »Beauftragten« 
für die einzelnen Wirtschaftsgebiete und 44 »Gauwirtschaftsreferenten«, 
an die sie wie auch an alle Gauleiter ihre parteiamtlichen »Anordnungen« 
übermittelte. Daneben hatte sich Wagener schon 1930 einen »Wirt¬ 
schaftspolitischen Pressedienst« geschaffen, der auf ausdrückliche An¬ 
weisung Hitlers als einzige parteioffizielle Quelle für wirtschaftliche Ver¬ 
öffentlichung und Stellungnahmen zweimal wöchentlich an die gesamte 
Parteipresse und die Gauleiter versandt wurde. Redakteur des »Presse¬ 
dienstes« war der ehemalige Chefredakteur des »Völkischen Beobach¬ 
ters«, Bernhard Köhler, gleichzeitig Referent für »Arbeitsbeschaffung 
und -Vermittlung« in der WPA und späterer Nachfolger Wageners als de¬ 
ren Leiter. Im September 1930 erwarb Wagener im Auftrag der Partei 
auch die »Essener National Zeitung«, die er unter der Chefredaktion des 
späteren Reichspressechefs Otto Dietrich zur »führenden nationalsoziali¬ 
stischen Wirtschaftszeitung« machen wollte 81 . Dieser nach Umfang und 
Organisation durchaus beachtenswerte Apparat leistete neben der Aus¬ 
arbeitung wirtschaftspolitischer Zukunftspläne auch eine umfangreiche 
Gegenwartsarbeit. Hierzu gehörte die Fühlungnahme mit Wirtschafts¬ 
kreisen, die sich für die Auffassungen der NSDAP empfänglich zeigten, 
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eine Aufgabe, die hauptsächlich Adrian v. Rentein, ab Sommer 1932 
stellvertretender Leiter der WPA, übernahm 82 . Die Kontakte mit füh¬ 
renden Persönlichkeiten der wirtschaftlichen Spitzenverbände verhinder¬ 
ten dabei nicht, wie ein Rundschreiben Wageners vom September 1931 
beweist, daß man versuchte, die »Stellung der augenblicklichen Führer¬ 
persönlichkeiten zu untergraben«, um sie »bei Neuwahlen durch Leute 
unserer Gesinnung zu ersetzen« 83 . 

Wageners eigene Aufzeichnungen sind bisher die hauptsächliche Infor¬ 
mationsquelle über die Tätigkeit der WPA, doch bestätigt das nur spär¬ 
lich vorhandene Dokumentenmaterial, daß dort, oft mit Hitlers aktiver 
Beteiligung, eine Reihe eingehender Besprechungen stattgefunden hat. 
Das Protokoll einer mehrtägigen Unterredung von Ende November 
1931 84 zeugt von einer systematischen Durcharbeitung der wirtschaft¬ 
lichen Punkte des Parteiprogramms, um sie zeitgemäß zu interpretieren, 
wie es ähnlich auch Wagener selbst in seinem 1932 erschienenen »Wirt¬ 
schaftsprogramm« versuchte 85 . Einige der später durchgeführten wirt¬ 
schaftspolitischen Maßnahmen zeichnen sich in diesem Protokoll bereits 
ab: so z. B. das »Gesetz zur nationalen Arbeit«, die Lohn- und Preiskon¬ 
trolle und die Institution der Treuhänder der Arbeit. Es darf daher als einer 
der wenigen dokumentarischen Belege für die wirtschaftlichen Vorarbei¬ 
ten der NSDAP vor der Machtergreifung gelten. Wageners eigene »Pro¬ 
dukte« waren dabei allerdings kaum von Bedeutung, aber er hat in de: 
WPA den organisatorischen Rahmen für eine grundsätzliche und prakti¬ 
sche Erörterung wirtschaftlicher Probleme in weitesten Parteikreisen ge¬ 
schaffen, die für die späteren Entwicklungen bedeutungsvoll war. 

Über die aktuellen Probleme und Stellungnahmen hinaus sahen Wage¬ 
ner und seine Mitarbeiter ihre Aufgabe in der Vorbereitung einer neuen 
»nationalsozialistischen Wirtschaftsordnung«. Dietrich Klagges erhielt 
mit seiner Ernennung zum Leiter der »Wirtschaftswissenschaftlichen Ab¬ 
teilung« den Auftrag, die »wissenschaftlichen Grundlagen der national¬ 
sozialistischen Wirtschaftsauffassung zu erforschen und festzulegen«, 
eine Wirtschaftstheorie »gegenüber der überkommenen liberalistisch- 
marxistischen Theorie« auszuarbeiten, mit einer nationalsozialistischen 
Wirtschaftsphilosophie »die wissenschaftliche Grundlage für die organi¬ 
sche Wirtschaftsauffassung des Nationalsozialismus und den ständischen 
Aufbau der Wirtschaft« und für ein »Wirtschaftsrecht, das sich aus der 
philosophischen Grundlage und den Erkenntnissen der Wirtschaftslehre 
ergeben muß« 86 , zu schaffen.* Wagener selbst berichtet in seinen Auf- 

• Zur Bewältigung dieser »bescheidenen« Aufgabe sollten alle Parteistcllcn geeignete Mitar¬ 
beiter empfehlen und Beziehungen zu wirtschaftswissenschaftlichen Instituten angeknüpft 
werden. Die »Qualifikation« Klagges 1 erklärt sich aus seinen früheren Arbeiten, in denen er 
versuchte, eine »nationalsozialistische Volkswirtschaftslehre« zu entwerfen. So erklärte er als 
Ziel seiner 1927 erschienenen Schrift »Reichtum und soziale Gerechtigkeit« (Leipzig 2 1933) 
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Zeichnungen über eine mehrtägige Diskussion mit Hitler, Gregor Strasser 
und dem Münchner Gauleiter Adolf Wagner über sein eigenes Konzept 
der kommenden »Sozialwirtschaft«, das für die späteren Entwicklungen 
nur wenig relevant ist. Außerdem bezeugt eine Reihe von vervielfältigten 
umfangreichen Denkschriften aus dem Nachlaß von Albert Krebs s7 , daß 
zur gleichen Zeit auch eine schriftliche Grundsatzerörterung stattfand, an 
der weitere Parteikreise über die Grenzen der Münchener Reichsleitung 
und der WPA hinaus teilnahmen. 

In den überlieferten Veröffentlichungen der WPA tritt dieses anspruchs¬ 
volle Unterfangen allerdings nur verhüllt hervor. So etwa, wenn Wagener 
in seinem im März 1932 veröffentlichten »Wirtschaftsprogramm« er¬ 
klärte, daß heute »auch die großen Führer in der Wirtschaft erkennen, 
daß das heutige Wirtschaftssystem falsch ist und >etwas Neues< kommen 
muß«. Allerdings könne man »kein Dogma für die Wirtschaft aufstellen«, 
sondern nur »die Fehler des alten Systems erkennen und eine neue Wirt¬ 
schaftsanschauung aufgrund einer neuen Weltanschauung bilden« 88 . In 
seinen Aufzeichnungen erklärt Wagener diese Einschränkung damit, daß 
sein »Wirtschaftsprogramm« nur »Stückwerk« sein konnte, da er alle 
Themen vermeiden mußte, »für die uns Hitler Stillschweigen auferlegt 
hatte« 89 . Dieses Schweigegebot betraf nach Wagener alle Besprechun¬ 
gen, die im Rahmen der WPA mit Hitlers Teilnahme stattfanden, um das 
kommende Wirtschaftssystem festzulegen. Es wurde von Hitler damit be¬ 
gründet, daß die neue »Sozialwirtschaft« erst 10 bis 15 Jahre nach der 
Machtergreifung voll verwirklicht werden könne, nachdem eine »natio¬ 
nalsozialistische junge Generation herangewachsen sei«. Inzwischen 
gelte es, die Wirtschaft nicht zu erschrecken und »die Fackel hinter ver¬ 
schlossenen Türen glimmen zu lassen«. Erst nachdem die politischen 
Ziele voll erreicht sein würden, könne an den Aufbau des neuen Wirt¬ 
schaftssystems gegangen werden 90 . 

Hitlers Schweigegebot, das auch anderwärts bestätigt ist 91 , scheint im¬ 
merhin erst das Ergebnis späterer taktischer Bedenken gewesen zu sein. 
Anfang 1931 zirkulierte jedenfalls in Wirtschaftskreisen die Ankündi¬ 
gung einer demnächst zu erwartenden Grundsatzerklärung der NSDAP 
zu Wirtschaftsfragen, die mit einiger Ungeduld erwartet wurde. Die 
»Deutschen Führerbriefe« berichteten im Februar 1931 über »eine kleine 
Kommission unter dem Vorsitz von Adolf Hitler, der auch der zwar sachte 
in den Hintergrund geschobene, keineswegs aber mit Schimpf und 
Schande davongejagte Feder angehört«, die dabei sei, »zur Klärung und 

die Schaffung einer »sozialen Wirtschaftsrcgclung... unter Aufrcchterhaltung der Eigentums¬ 
ordnung«. Unter unverkennbarem Einfluß marxistischer Arbeitswert- und Mehrwertskon¬ 
zepte versuchte er, dort »gerechten Preis, Lohn und Zins« zu errechnen, die als Richtlinien 
staatlicher Preis- und Lohnüberwachung eine gerechte Verteilung des Volkseinkommens 
sichern sollten. 
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Präzisierung der Grundanschauungen... die wirtschaftlichen Grundsätze 
der Partei durchzuarbeiten«. Wahrscheinlich würden »diese Arbeiten in 
einem Manifest von Hitler ihren Niederschlag finden, das wahrscheinlich 
wohl auf dem Parteitag in diesem Frühjahr publiziert werden wird« 92 . 
Ende März zitierten die »Führerbriefe« den »Völkischen Beobachter«, 
der eine »parteiamtliche Kundgebung über die wirtschaftlichen Pro¬ 
grammpunkte« angekündigt hatte, auf »die man gespannt sein darf« 93 . 
Hinweise auf ein »nationalsozialistisches Wirtschaftsmanifest..., das im 
Umkreis Wageners und Strassers entstanden ist«, finden sich auch im 
Korrespondenznachlaß des damaligen Generaldirektors der Gute Hoff¬ 
nungshütte, Paul Reusch, vom April und Juni 1931 9S . Tatsächlich wurde 
jedoch dieses Manifest nie veröffentlicht, und sein Inhalt war bisher un¬ 
bekannt. Erst im Jahre 1974 fand ich in den Beständen des Berliner Docu- 
ment Center den Schreibmaschinendurchschlag eines Dokumentes, das 
nach Inhalt und Datierung (5. März 1931) zweifellos der Entwurf des an¬ 
gekündigten »Wirtschaftsmanifests« ist 95 . Dies geht auch unzweideutig 
aus dem Schlußabsatz hervor, in dem die Empfänger gebeten werden, 
»vorstehenden Entwurf einer beabsichtigten Kundgebung der Reichspar¬ 
teileitung mitzuprüfen« und formulierte Anregungen bis spätestens 
17. März mitzuteilen. Der Titel des neun Seiten langen Manuskripts lau¬ 
tet: »Entwurf: Wirtschaftspolitische Grundanschauungen und Ziele der 
NSDAP«. Es erscheint unter dem Briefkopf der Organisationsabtei¬ 
lung II und ist von Konstantin Hierl unterzeichnet. Dies erklärt sich aus 
dessen Funktion als Leiter der Abteilung, weist jedoch kaum daraufhin, 
daß Hierl der eigentliche Verfasser war. Im Gegenteil trägt das Doku¬ 
ment alle Anzeichen einer nach eingehenden Erörterungen präzise for¬ 
mulierten Gemeinschaftsarbeit. Eine direkte Beteiligung Hitlers an der 
Abfassung läßt sich aus dem Text allerdings nicht eindeutig beweisen, 
obwohl einzelne Formulierungen stark an Hitlers Äußerungen in »Mein 
Kampf« und anderen Dokumenten anklingen. Jedenfalls ist es völlig un¬ 
denkbar, daß eine derart gewichtige Grundsatzerklärung ohne seine aus¬ 
drückliche Genehmigung verschickt werden konnte. 

Der »Entwurf« darf somit als einer der wenigen dokumentarischen Be¬ 
lege der wirtschaftspolitischen Vorarbeiten im Rahmen der WPA gelten 
und beweist die Existenz einer vorkonzipierten Wirtschaftsauffassung der 
NSDAP schon verhältnismäßig früh vor der Machtergreifung. Aber dar¬ 
über hinaus liegt seine Bedeutung in der oft überraschenden Relevanz 
dieser Konzepte für die späteren institutioneilen Strukturänderungen 
und wirtschaftspolitischen Maßnahmen des nationalsozialistischen Re¬ 
gimes. Kaum anderswo findet sich so früh und eindeutig der spätere 
Staatsdirigismus der Wirtschaft angekündigt wie in der Erklärung, »die 
Volkswirtschaft ist der Staatskunst untertan« und daß »nationalsozialisti¬ 
sche Wirtschaftsführung... die durch staatliche Überwachung und Lei- 


39 



tung gewährleistete Herrschaft des völkischen Gemeinschaftsgedankens 
in der Volkswirtschaft« bedeutet. Die Vorrangstellung der Landwirt¬ 
schaft in einer autarkieorientierten, vom Weltmarkt unabhängigen Wirt¬ 
schaft erhält einen stark betonten Ausdruck. Folgerichtig schließt sich 
daran die präzise Definition der »Ausdehnung des staatlichen Lebens¬ 
raums« in ihrer zweidimensionalen Bedeutung als akute »volkswirtschaft¬ 
liche Notwendigkeit«, die zur »außenpolitischen Forderung« wird, und 
als unerläßliche Vorbedingung für die spätere neue Wirtschaftsordnung. 
Die positive Einstellung der Partei zum kapitalistischen Privateigentum 
und Profitanreiz durch »gesunden Wettbewerb« wird erneut beteuert, 
gleichzeitig jedoch die Beschränkung freier Unternehmerinitiative »in 
bezug auf die Art des Erwerbs und Gebrauchs des Eigentums« durch 
»gesetzliche Schranken« angekündigt. Die spezifischen Kontrollen der 
Investition, der Preise und der Löhne sind, ebenso wie das autoritative 
»Führer-Gefolgschafts«-Verhältnis in den Betrieben, bereits angedeutet. 
Daneben sind auch die »Selbstverwaltung der Wirtschaft« und ihr »stän¬ 
discher Aufbau« in einer Weise vorskizziert, die bereits von den umlau¬ 
fenden universalistischen oder mittelständischen Ständeideologien ent¬ 
schieden abweicht. Man dürfte daher nach eingehendem Studium dieses 
Dokuments zu der Feststellung berechtigt sein, daß sich die These von der 
'ölligen Irrelevanz ideologisch vorgefaßter Vorstellungen der NSDAP 
für die Wirtschaftspolitik im Dritten Reich kaum noch aufrechterhalten 
läßt. 

Es ist kaum verwunderlich, daß Hitler schließlich die Veröffentlichung 
dieser bereits angekündigten Kundgebung verhinderte, wenn auch die 
Frage, ob dabei direkte Interventionen aus Wirtschaftskreisen im Spiel 
waren, immer noch umstritten ist 96 . Dies ist in unserem Zusammenhang 
auch nicht wesentlich. Jedenfalls handelte Hitler hier ganz im Sinne des 
von Wagener mitgeteilten »Schweigegebots«, wenn er zu einer Zeit, in 
der er die verstärkte politische Fühlungnahme zu Wirtschafts- und Indu¬ 
striekreisen suchte, die Veröffentlichung eines Dokuments unterband, 
das fraglos in diesen Kreisen Befremden hervorrufen mußte. Anderer¬ 
seits beweist dies jedoch keineswegs eine Distanzierung Hitlers von die¬ 
ser Grundsatzerklärung, die er wenig vorher zumindest sanktioniert 
hatte, sondern lediglich, daß er zu diesem Zeitpunkt die Bekanntgabe 
dieser »Zukunftspläne« nicht für opportun hielt. 

Wie die anderen überlieferten internen »working papers« und Veröffent¬ 
lichungen der WPA ist der Entwurf dadurch bemerkenswert, daß in ihm 
jegliches aktuelles Arbeitsbeschaffungsprogramm fehlt. Bis zum Früh¬ 
jahr 1932, also zu einer Zeit, in der es in Deutschland bereits viele Millio¬ 
nen von Arbeitslosen gab, hatten die NSDAP und ihre Wirtschaftspoliti¬ 
sche Abteilung zu diesem Problem tatsächlich nur wenig und für die 
späteren Maßnahmen Belangloses zu sagen. Zur »Beseitigung der Ar- 
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beitslosigkeit« bot ihr Referent für Sozialpolitik, Ottokar Lorenz, außer 
Arbeitsdienst und Importeinschränkungen nur durch produktiv gestufte 
»Opfer« der Bevölkerung finanzierte Siedlungspläne an 97 . Das erwähnte 
Protokoll der Besprechungen der WPA von Ende 1931 erwähnte die Ar¬ 
beitsbeschaffung nur am Rande und sah die Heilmittel in der Einschrän¬ 
kung der Frauenarbeit und Einführung der Arbeitsdienstpflicht, verließ 
sich im übrigen auf »die Wiederbelebung der Wirtschaft, insbesondere 
der Landwirtschaft und des Handels, die wir durch unsere wirtschaftspoli¬ 
tischen Maßnahmen herbeiführen werden« 98 . Das »Wirtschaftspro¬ 
gramm« Otto Wageners war noch optimistischer in der Überzeugung, 
durch »Kaufkrafterhöhung« mittels Preissenkungen »in wenigen Mona¬ 
ten ... die Zahl der Arbeitslosen auf die Hälfte, auf ein Drittel zu verrin- 

99 

gern« . 

In der nationalsozialistischen Presse und Propagandaliteratur fungierte 
dabei selbstverständlich die zunehmende Arbeitslosigkeit an erster Stelle 
und wurde ergiebig zur Kritik am »System« ausgeschlachtet, ohne jedoch 
bis zum Mai 1932 irgendwelche bemerkenswerten praktischen Vorschläge 
zu deren Abbau anzuführen. Die einzige Erklärung dafür ist, das die 
NSDAP solche Pläne bis zu diesem Zeitpunkt nicht besaß und ihre »Wirt¬ 
schaftsexperten« der Beschäftigungskrise genauso ratlos gegenüberstan¬ 
den wie die meisten akademischen Berater der Regierungsparteien. Aber 
dies war vielleicht nicht nur der wirtschaftstheoretischen Unzulänglich¬ 
keit zuzuschreiben: Ähnlich wie die Kommunisten sahen die Ideologen 
und Theoretiker der NSDAP in der Krise einen Auswuchs des beste¬ 
henden Wirtschaftssystems, der erst mit der Aufhebung desselben von 
selbst verschwinden würde: »Wenn die Fehler des alten Systems beseitigt 
werden, wenn nationalsozialistisches Denken an ihre Stelle tritt, dann 
schwindet die Arbeitslosigkeit, und die Deckung des vorhandenen Be¬ 
darfs setzt die Wirtschaft in Gang.« 100 

Je mehr sich jedoch die Beschäftigungskrise verschärfte und je näher sich 
andererseits die NSDAP einer baldigen Regierungsübernahme gegen¬ 
übersah, desto mehr mußte ihr die propagandistische und praktische 
Unzulänglichkeit einer solchen Einstellung Sorge bereiten. Man suchte 
daher angestrengt nach überzeugenden und praktikablen Arbeitsbeschaf¬ 
fungsprogrammen, wobei selbst in den offiziellen Parteipublikationen, 
wie z. B. dem durch Fritz Reinhardt herausgegebenen »Wirtschaftlichen 
Beobachter«, widersprüchliche Vorschläge nebeneinander erschienen, 
die nur die allgemeine Ratlosigkeit verrieten. Dies änderte sich jedoch 
plötzlich und überraschend mit der Reichstagsrede Gregor Strassers vom 
10. Mai 1932 und der darauffolgenden Veröffentlichung des ihm zuge¬ 
schriebenen »Sofortprogramms«. 
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Das »Sofortprogramm« von 1932: 
nationalsozialistische Wirtschaftsauffassung und die 
Wirtschaftstheorie der deutschen »Reformer« 

Die Rede Gregor Strassers im Reichstag am 10. Mai 1932 101 unterschied 
sich von allen früheren Äußerungen der NSDAP durch ein detailliertes 
Arbeitsbeschaffungsprogramm mittels öffentlicher Aufträge, die teil¬ 
weise durch »produktive Kreditschöpfung« zu finanzieren seien. Kurz dar¬ 
auf erschienen diese Vorschläge noch ausführlicher als »Wirtschaftliches 
Sofortprogramm der NSDAP« 102 . Dem Programm war die Anweisung 
Gregor Strassers als Reichsorganisationsleiter der NSDAP vorangestellt, 
die es zur »verbindlichen Richtschnur für die Redner der NSDAP sowie für 
die Veröffentlichungen in der Presse« erklärten und es den Rednern insbe¬ 
sondere für den Wahlkampf zur Reichstagswahl am 31. Juli 1932 anemp¬ 
fahlen. Die Entstehungsgeschichte des Programms ist bisher noch nicht 
völlig geklärt, jedoch ist es ziemlich wahrscheinlich, daß die endgültige 
Abfassung durch den damaligen stellvertenden Leiter der WPA, Adrian 
von Rentein, vorgenommen wurde. Gleichzeitig war von Rentein der per¬ 
sönliche Berater, eine Art »ghostwriter« Gregor Strassers und dessen Mit- 
elsmann für Kontakte zu maßgeblichen Wirtschaftskreisen 103 . 

Für die Forschung ist das Sofortprogramm nicht nur wegen dieses aus¬ 
führlichen Arbeitsbeschaffungsprogramms von Bedeutung, das schon da¬ 
mals allgemeines Aufsehen erregte. Nicht weniger interessant erscheinen 
aus der heutigen Sicht die im zweiten Teil des Programms unter dem Titel 
»Allgemeine Wirtschaftsmaßnahmen« ausgeführten wirtschaftspoliti¬ 
schen Vorschläge, die für eine Reihe der später durchgeführten wirt¬ 
schaftspolitischen Maßnahmen als überraschend richtungsweisend ange¬ 
sehen werden müssen. Dies in deutlichem Gegensatz zu der immer noch 
weitverbreiteten Ansicht, die diese Maßnahmen hauptsächlich dem im- 
provisatorischen Genie Hjalmar Schachts zuschreibt und den nationalso¬ 
zialistischen Vorplanungen und ihren ideologischen Auffassungen keinen 
oder nur einen geringfügigen Einfluß zuspricht. Diese Einstellung stützt 
sich stark auf die Zeugenaussagen der Nürnberger Prozesse, die Schacht 
selbst in seiner Verteidigung keineswegs zu widerlegen suchte. Im Gegen¬ 
teil unterstrich er die wirtschaftspolitische Unzulänglichkeit der national¬ 
sozialistischen Wirtschaftsinstanzen und damit das eigene Urheberrecht 
für die wirtschaftspolitischen Maßnahmen des Dritten Reichs und die Be¬ 
seitigung der Arbeitslosigkeit. 104 * 

In deutlichem Gegensatz zur verbreiteten Auffassung, die Schacht da- 


• Ohne an dieser Stelle näher auf <he spätere Tätigkeit Schachts cinzugchen, sei hier bemerkt, 
daß Schachts eigene öffentlichen Äußerungen noch 1932 diese Darstellung ernstlich in Frage 
stellten. Diese beweisen nämlich eindeutig, daß er um diese Zeit zum Problem der Arbeitsbc- 
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mals mit den anerkannten Vertretern orthodoxer Finanzpolitik teilte, wi¬ 
dersprach das Sofortprogramm dem Kapitalmangel-Argument: »Unsere 
Wirtschaft krankt nicht daran, daß die Produktionsmittel fehlen, sondern 
daran, daß die vorhandenen Produktionsmittel nicht ausgenutzt wer¬ 
den.« 10 * Das dringendste Problem zur Erleichterung der Arbeitslosigkeit 
sei demnach die Aktivierung der brachliegenden Produktionsmittel und 
die Belebung des Binnenmarktes mittels eines großzügigen Programms 
öffentlicher Arbeiten. Als praktische Objekte werden Meliorationen und 
Bodenverbesserungsarbeiten, der Bau von Landstraßen und Kanälen 
und umfangreiche Bauprojekte von Arbeitersiedlungen vorgeschlagen. 
Für die Finanzierung dieser Vorhaben erscheint hier, erstmalig in einer 
parteiamtlichen Publikation, der Begriff »produktive Kreditschöpfung«, 
durch die zirka 20-30 v. H. der aufzubringenden Ausgaben zu decken 
seien, während die Hauptsumme durch Einsparungen der Arbeitslosen¬ 
unterstützung und die durch den voraussichtlichen Wirtschaftsauf¬ 
schwung bedingten, ansteigenden Steuereinnahmen gedeckt werden 
könnte. Von der Vorsicht, zu der sich die Verfasser des Sofortprogramms 
angesichts der verbreiteten Inflationsangst verpflichtet fühlten, zeugt die 
Beteuerung, daß »eine so geringe Ausweitung des Kreditvolumens... 
ohne jede Gefahr für den Bestand der Währung« sei l06 . Desgleichen ver¬ 
meidet das Programm genauere Zahlenangaben über die Gesamtkosten 
der vorgeschlagenen Projekte, jedoch finden sich Voranschläge für ein¬ 
zelne vorgeschlagene Projekte, deren Größenordnungen erstaunlich und 
oft übertrieben sind. Allein für Meliorationen und Bodenverbesserungs¬ 
arbeiten werden 10 Milliarden RM veranschlagt, ohne allerdings die Zeit¬ 
spanne dieser Arbeiten anzugeben. Weiterhin spricht das Programm von 
400000 Eigenheimsiedlungen jährlich, deren Errichtung zirka eine Mil¬ 
lion Erwerbslose beschäftigen würde. Diese Zahlen mögen auf ihren Pro¬ 
pagandaeffekt hin zugeschnitten sein. Das spätere »deficit-spending« 
ging bekanntlich ganz andere Wege als die hier vorgezeichneten. Trotz¬ 
dem ist bedeutungsvoll, daß diese Finanzierungsmethode in diesem Pro¬ 
gramm erstmalig von der NSDAP als Mittel einer großangelegten Ar¬ 
beitsbeschaffung öffentlich proklamiert wurde. 

Nicht weniger überraschend ist, daß die im Teil II des Sofortprogramms 
detaillierten »Allgemeinen Wirtschaftsmaßnahmen« viele der späteren 


Schaffung keine anderen Vorschläge anzubictcn hatte als Lohnsenkungen, Sparsamkeit und 
Arbeitsloscnsiedlung. Hingegen widersetzte er sich sehr entschieden allen umlaufenden Pro¬ 
jekten öffentlicher Arbeitsbeschaffung durch »deficit-spending« und Kreditausweitung: »Alle 
Projekte, die in irgendeiner Form zusätzliches Geld drucken wollen, sind von der Hand zu 
weisen. Es fehlt uns nicht an Gcldumlaufmittcln in Deutschland, sondern cs fehlt uns an Kapi¬ 
tal. Kapital aber kann man nicht mit der Papierpresse drucken, Kapital muß erarbeitet und 
erspart werden« (H. Schacht: »Grundsätze deutscher Wirtschaftspolitik«, Oldenburg 1932, 
S. 47, vgl. auch S. 21 u. 56f.). 
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Bestimmungen und Entwicklungen vorzeichnen, so daß sie aus der Rück¬ 
schau fast wie »blueprints« derselben erscheinen. Als »Richtlinien für 
die Handelspolitik« wird die Tendenz postuliert, »den Bedarf des deut¬ 
schen Volkes weitestgehend durch Eigenerzeugung zu decken, bei allem 
zusätzlich erforderlichen Rohstoffbezug aber befreundete europäische 
Staaten zu bevorzugen, insbesondere soweit sie bereit sind, für die Ab¬ 
nahme ihrer Rohstoffe durch Deutschland industrielle Fertigwaren aus 
Deutschland zu beziehen« (S. 20). Dies ist nicht nur die Wiederholung 
des Autarkiegedankens, sondern auch die Grundidee der bilateralen 
Außenhandelspolitik, die Schacht mit dem »Neuen Plan« vom September 
1934 inaugurierte. Ähnlich verhält es sich in bezug auf die Forderung 
einer uneingeschränkten staatlichen Devisenbewirtschaftung (S. 18) und 
dem Erlaß eines »Kapitalfluchtsgesetzes« (S.20) oder dem Vorschlag 
einer selektiven Markabwertung durch ein System von Exportprämien 
und Importaufschlägen (S. 21 f.). AU dies zeichnete in der einen oder an¬ 
deren Form außenhandelspolitische Maßnahmen vor, die - wie weiter 
ausführlicher beschrieben wird - von Schacht verwirklicht wurden. Zum 
Thema »Bank- und Kreditpolitik« kündigt das Sofortprogramm »als Vor¬ 
bereitungsmaßnahme zur Verstaatlichung des Bankwesens... ein Auf- 
sichts- und Eingriffsrecht des Staates und eine Berichterstatterpflicht der 
Banken an den Staat« an (S. 23), das im wesentlichen die Anordnungen 
der Reichsgesetze über das Kreditwesen vom Dezember 1933 vorweg¬ 
nimmt. Weiterhin wird (S. 24) die staatliche Preiskontrolle verlangt und 
eine »Genehmigungspflicht für Neuerstellung industrieller Produktions¬ 
anlagen« (S.28), die tatsächUch in den Verordnungen zum Zwangskar¬ 
tellgesetz vom Juli 1933 verhängt wurde. Die Vorschläge zur Gesundung 
der Landwirtschaft tragen den deutlichen Stempel des »agrarpolitischen 
Apparats« Walter Darrös und fanden zum großen Teil ihre Verwirk¬ 
lichung in der späteren Marktordnung des Reichsnährstandes. Selbst 
wenn die Feststellung Gerhard Krolls, Schacht hätte das Sofortprogramm 
später »Wort für Wort« verwirklicht 107 , die Dinge unnötigerweise über¬ 
treibt und zuspitzt, steht fest, daß dieses Programm für die Wirtschafts¬ 
politik nach der Machtergreifung richtungweisend ist. In keiner anderen 
Veröffentlichung der NSDAP, und noch weniger in Schachts eigenen 
Verlautbarungen vor 1933, finden sich nicht nur die allgemeinen Richt¬ 
linien, sondern auch viele spezifische Maßnahmen der späteren Wirt¬ 
schaftspolitik so deutlich vorgezeichnet wie im Sofortprogramm. 

Dies ist um so erstaunlicher angesichts der Tatsache, daß das Sofortpro¬ 
gramm als offizielle wirtschaftspolitische »Richtschnur« der NSDAP eine 
äußerst kurzlebige Existenz hatte. Nachdem es für den Juli-Wahlkampf 
1932 in Hunderttausenden von Exemplaren verbreitet worden war und 
allem Anschein nach nicht wenig zum nationalsozialistischen Wahlerfolg 
beitrug, wurde es bereits wenige Wochen später auf Hitlers Anweisung 
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offiziel zurückgezogen. Bereits am 12. September teilte Hjalmar Schacht 
in einem Brief an Paul Reusch mit, Hitler habe »das berüchtigte Heft 
einstampfen lassen. Es wird also gar nicht mehr verbreitet.« 108 * Der un¬ 
mittelbare Anlaß für diese Verfügung Hitlers ist bis heute noch nicht rest¬ 
los geklärt 109 , aber das vorhandene Dokumentenmaterial beweist ziem¬ 
lich eindeutig, daß hierbei die entschieden beunruhigte und ablehnende 
Aufnahme des Sofortprogramms in maßgeblichen Wirtschaftskreisen 
eine ausschlaggebende Rolle spielte. 

Die feindselige Reaktion dieser Kreise kam noch vor der Veröffent¬ 
lichung des Sofortprogramms, sofort nach der Rede Strassers im Reichs¬ 
tag, zum Ausdruck. Die »Deutschen Führerbriefe« reagierten bereits am 
20. Mai 1932 mit einem besorgten Kommentar: Man dürfe in dieser Rede 
keineswegs nur »einen persönlichen Erguß Strassers« sehen. Trotz einiger 
wertvoller Gedanken auf dem Gebiete der Sozialpolitik müsse diese 
Rede wegen ihres kritischen Tons gegen die Unternehmer und die sicht¬ 
lichen Annäherungsversuche an die Gewerkschaften, besonders jedoch 
durch Strassers Appell an »das antikapitalistische Denken in den politi¬ 
schen Gruppen« Besorgnis erregen. »Nach dieser Rede, hinter der, wie 
gesagt, das Braune Haus steht, wird es nur noch notwendiger, die Füh¬ 
rung der NSDAP zu einer deutlichen, unmißverständlichen Klarheit übe 
ihr wirkliches Wirtschafts- und Sozialprogramm zu drängen. Wenn di< 
Rede von Strasser in der Tat den Grundriß in der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik bedeutet, mit der die Wirtschaft unter einer Regierung 
der NSDAP rechnen muß, so kann man starke Befürchtungen nicht un¬ 
terdrücken... Alles in allem eine Rede, die angesichts der kommenden 
Dinge die Bedeutung einer Etappe, eines Marksteins in der Entwicklung 
der deutschen Rechten hat.« 110 

Die Veröffentlichung des Sofortprogramms und seine massenhafte Ver¬ 
wendung im Wahlkampf dürfte den »Führerbriefen« die gewünschte »un¬ 
mißverständliche Klarheit« und verstärkte Besorgnis vermittelt haben. 
Dies um so mehr angesichts des Wahlerfolgs der NSDAP, die 37,3 v. H. 
aller Stimmen erhielt und mit 230 Abgeordneten als stärkste Partei in 


* Dies wird bestätigt durch die von Feder, Funk und Gregor Strasser selbst Unterzeichnete 
Erklärung zum »Wirtschaftlichen Aufbauprogramm der NSDAP«, von dem noch ausführ¬ 
licher die Rede sein wird. Unter dem Datum vom 22. Oktober 1932 wird dort ausdrücklich 
erklärt: »Das bisher ausgegebene Redncrmatcrial, speziell das für die letzte Wahl ausgegebene 
sogenannte >Wirtschaftliche Sofortprogramms wird hiermit zurückgezogen« (Rcichspropa- 
gandaleitung der NSDAP. U. Abt. M. V., No. 11 Rednerinformation 1932. Der Auszug dieses 
Dokuments wurde mir freundlicherweise von Dr. Heinrich Drägcr überlassen). In einer per¬ 
sönlichen Mitteilung berichtet Dr. Drägcr gleichfalls über ein Telefongespräch mit dem Her¬ 
ausgeber der nationalsozialistischen Zeitschrift »Die Deutsche Volkswirtschaft«, Heinrich 
Hunke, nach dem Hitler die weitere Vorbereitung des 1. Sonderhefts 1932, das Auszüge aus 
dem »Sofortprogramm« und aus Drägcrs Schrift »Arbeitsbeschaffung durch produktive Kre¬ 
ditschöpfung« enthielt, verboten hatte. 
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den Reichstag zog. Die »Führerbriefe« brauchten daher nicht gerade von 
prophetischem Geiste beseelt zu sein, um zu konstatieren, daß »der 
Nationalsozialismus... bald Gelegenheit haben kann, dies Programm 
wenigstens teilweise zur Anwendung zu bringen... Die Nationalsoziali¬ 
sten haben in den letzten Jahren wirtschaftspolitisch dazugelernt. Den¬ 
noch steckt ihr Wirtschaftsprogramm noch sehr in den Anfängen einer 
Wirklichkeitspolitik, dennoch ist es in vielen Teilen noch so romantisch 
und dilettantisch, daß man nur wünschen kann, daß dieses Programm 
nicht zur Durchführung gebracht wird. Wird es zur konsequenten An¬ 
wendung gebracht, so ist zu befürchten, daß der deutsche Nationalsozia¬ 
lismus mit seinen großen Werten für die deutsche Erneuerung an seiner 
Wirtschaftspolitik scheitern wird.« Ganz besonders kritisierte der Verfas¬ 
ser dieses beunruhigten Kommentars die Arbeitsbeschaffungsvorschläge 
des Sofortprogramms sowie die vorgesehene defizitäre Kreditausweitung 
und das Abgehen vom Goldstandard mit den üblichen Argumenten der 
»Währungsgefährdung«. Aber er erfaßte darüber hinaus auch den grund¬ 
sätzlichen Gegensatz zwischen einer agrar- und autarkieorientierten 
Wirtschaftsauffassung und der von der Industrie vertretenen Weltmarkt- 
ind Exportorientierung: »Das ist der romantische Grundzwiespalt, an 
em die nationalsozialistische Wirtschaftstheorie krankt.« 111 
Jie »Deutschen Führerbriefe« waren eine von der Großindustrie subven¬ 
tionierte und in Unternehmerkreisen einflußreiche Privatkorrespondenz, 
die enge Beziehungen zur NSDAP pflegte und zumindest ab September 
1932 offen für die Kanzlerschaft Hitlers eintrat 1I2 . Es kann kaum Zweifel 
darüber bestehen, daß deren besorgte Kritik des Sofortprogramms von 
Hitler und seinen wirtschaftlichen und politischen Beratern zur Kenntnis 
genommen und nicht ignoriert wurde. Die Ablehnung des Sofortpro¬ 
gramms wurde der NSDAP überdies auch auf direktem Wege mitgeteilt. 
Der Geschäftsführer des Reichsverbandes der Deutschen Industrie 
(RDI), Jacob Herle, übermittelte ihr am 8. September 1932 eine ausführ¬ 
liche Denkschrift, adressiert an Adrian von Rentein, der für das Sofort¬ 
programm als verantwortlich zeichnete. Hier wurden fast alle im Sofort¬ 
programm erschienenen Vorschläge in bezug auf Arbeitsbeschaffung und 
deren Finanzierung, aber auch die angekündigten langfristigen Maßnah¬ 
men, besonders der Außenhandelspolitik, der Devisenbewirtschaftung, 
der Steuerpolitik und der Währungsreform, aufs schärfste abgelehnt. 
Darüber hinaus wandte sich Herle auch gegen Grundsatzerklärungen, 
von denen er besonders das im Sofortprogramm proklamierte »Recht 
auf Arbeit« als »gefährlich« hervorhob 113 . Gleicherweise erteilte auch 
Hjalmar Schacht, der zu dieser Zeit einer von der Großindustrie finan¬ 
zierten »Arbeitsstelle« zur wirtschaftspolitischen Fühlungnahme mit der 
NSDAP Vorstand 114 , Hitler in einem Brief vom 29. August 1932 den Rat, 
»möglichst kein detailliertes Wirtschaftsprogramm« zu bringen 115 . 
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Diese eindeutig dokumentierte Ablehnung des Sofortprogramms durch 
die einflußreichen Wirtschaftskreise kann Hitler keinesfalls verborgen 
geblieben sein. Um diese Zeit war das politische Intrigenspiel um Hitlers 
Reichskanzlerschaft bereits angelaufen, und er konnte sich kaum erlau¬ 
ben, die wirtschaftspolitischen Bedenken und Kritiken von Persönlich¬ 
keiten und Kräftegruppen zu irgnorieren, denen hierbei eine maßgeb¬ 
liche Rolle zufiel. Die immer noch umfangreiche und erneuerte Diskussion 
um den detaillierten Ablauf gegenseitiger Fühlungnahmen und direkter 
Interventionen ist an sich zwar nicht ohne Interesse und wird möglicher¬ 
weise noch weitere Zusammenhänge erleuchten, jedoch das Gesamtbild 
der Entwicklungen kaum noch entscheidend ändern können. Dieses be¬ 
zeugt ziemlich eindeutig, daß das Sofortprogramm und andere Verlaut¬ 
barungen der WPA, nachdem sie ihren Wahlpropagandaeffekt erreicht 
hatten, von Hitler als politische Belastung empfunden wurden und er sich 
veranlaßt sah, die unruhig gewordenen Wirtschaftskreise zu beschwichti¬ 
gen. Diese Aufgabe unternahm u.a. auch der der NSDAP und ihrer 
WPA nahestehende Direktor der Reichskreditgesellschaft Otto Chr. Fi¬ 
scher. In einem wiederum von den »Führerbriefen« mitgeteilten, internen 
Vortrag erklärte Fischer, das nationalsozialistische Wirtschaftsprogramm 
erscheine »weder als ein unentbehrlicher noch als ein wesentlicher Be¬ 
standteil«, und man könne sich »unter der Flagge des Nationalsozialismus 
auch ein ganz anderes Wirtschaftsprogramm vorstellen«. Im Gegenteil 
sei ein »kapitalistisches Programm nicht nur möglich, sondern geradezu 
notwendig, und man darf sich den Blick hierfür durch wahlagitatorische 
Momente nicht verschleiern lassen« 116 . 

Bald erwies sich, daß Fischer gut informiert war und keine leeren Ver¬ 
sprechungen von sich gab. Kurz nach diesem Vortrag erschien das oben¬ 
erwähnte »Wirtschaftliche Aufbauprogramm der NSDAP« anstelle des 
damit offiziell kassierten Sofortprogramms, das, wie wir sehen werden, 
der Ankündigung Fischers und der Kritik der Großunternehmerkreise 
weitestgehend gerecht wurde. Dieses »Aufbauprogramm«, mit dem die 
NSDAP in den Novemberwahlkampf zog, war das Produkt der neuorga¬ 
nisierten und in zwei Sektoren aufgeteilten Hauptabteilung IV und wurde 
von deren Leitern, Gottfried Feder und Walter Funk, gemeinsam ausge¬ 
arbeitet 117 . Der Zeitpunkt dieser Umorganisation, die Hitler gleichzeitig 
mit der Entlassung Otto Wageners am 17. September 1932 anordnete, fügt 
sich konsequent in den hier beschriebenen Verlauf ein und wird wohl 
kaum reiner Zufall gewesen sein. 

Schon ein flüchtiger Vergleich der beiden Wirtschaftsprogramme enthüllt 
wesentliche Unterschiede. Im Gegensatz zu den detailliert angekündig¬ 
ten Maßnahmen des Sofortprogramihs ist das Aufbauprogramm zumeist 
eine Sammlung nur sehr allgemein formulierter Erklärungen, die sehr 
unterschiedlich auslegbar sind und den strittigen Problemen auszuwei- 
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chen suchen. Feders »Brechung der Zinsknechtschaft«, die im Sofortpro¬ 
gramm überhaupt nicht erwähnt ist, kommt wieder zu Ehren, jedoch nur 
als Forderung einer »allgemeinen Zinssenkung... unter weitgehender 
Berücksichtigung der individuellen Verhältnisse der Wirtschaft«. Über¬ 
einstimmung herrscht in der Forderung der »Verstaatlichung des gesam¬ 
ten Geld- und Kreditwesens« und der Staatsaufsicht über die Banken und 
den Devisenverkehr. Hingegen finden sich im Aufbauprogramm manche 
dem Sofortprogramm direkt entgegengesetzte Maßnahmen angekündigt, 
die sichtlich den Unternehmerinteressen entgegenkommen. So wird z. B. 
anstelle der im Sofortprogramm geforderten Höherbesteuerung der gro¬ 
ßen Einkommen eine »Steuerentlastung durch Milderung oder völlige 
Beseitigung der produktionshemmenden Steuern« versprochen. Von den 
im Sofortprogramm angekündigten Investitions- und Preiskontrollen fin¬ 
det sich im Aufbauprogramm keine Spur. Im Gegenteil, es wird eine 
»Auflockerung der Preise« zugesagt, die die Unternehmer seit langem 
forderten. Die Landwirtschaft wird zwar weiterhin als »Rückgrat des 
Binnenmarktes und der deutschen Wirtschaft« bezeichnet, gleichzeitig 
jedoch wird betont, daß »es keine Gesundung der deutschen Landwirt- 
'haft geben kann, wenn nicht die gesamte deutsche Wirtschaft gesundet«. 
lenso wird erklärt, daß die »Voranstellung der Binnenwirtschaft... nur 
iter Berücksichtigung des für Deutschland unentbehrlichen Exports« 
löglich sei. Die jeweils angesprochenen Unternehmer der verschiedenen 
Wirtschaftskreise konnten sich demnach den zutreffenden Passus zur eige¬ 
nen Beruhigung aussuchen. Am auffallendsten ist, daß entgegen den häu¬ 
figen »antikapitalistischen« Anspielungen im Sofortprogramm, wie »kapi¬ 
talistische Riesenuntemehmungen und Konzerne«, kapitalistische 
Presse« oder »neunmalkluge kapitalistische Wirtschaftspolitiker«, das 
Wort »Kapitalismus« oder »kapitalistisch« nicht ein einziges Mal im Auf¬ 
bauprogramm erscheint. Auch das von Dr. Herle beanstandete »Recht auf 
Arbeit« wird dort nicht mehr erwähnt. 

Beide Wirtschaftsprogramme waren wahlagitatorische Verlautbarungen 
und wendeten sich sichtlich an verschiedene Wählerschichten. Dennoch 
drängt sich bei eingehenderem Studium unvermeidlich der Eindruck auf, 
daß das Sofortprogramm in deutlichem Gegensatz zum »Aufbaupro¬ 
gramm« das Ergebnis langwieriger wirtschaftspolitischer Vorarbeiten 
und Beratungen war, deren Bedeutung über den aktuell propagan¬ 
distischen Augenblicksbedarf hinausging. Seine detailliert ausgeführten 
Vorschläge und Forderungen lassen sich zu den späteren wirtschaftspoli¬ 
tischen Maßnahmen weit eher in Beziehung bringen als die bewußt plat¬ 
ten und doppeldeutigen Allgemeinheiten des Aufbauprogramms. In 
den späteren Veröffentlichungen der NSDAP wurde nach der Kaltstel¬ 
lung Strassers und dessen Ermordung in der Röhm-Affäre das ihm zuge¬ 
schriebene Sofortprogramm selbstverständlich totgeschwiegen. Nichts- 
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destoweniger hat es im Schatten ein merkwürdiges Eigendasein behaup¬ 
ten können, das die physische oder parteihierarchische Existenz seiner 
»Väter« lange überlebte. 

Es ist dabei bezeichnend, daß in bezug auf die Finanzierung der Arbeitsbe¬ 
schaffung die beiden Programme weitgehend übereinstimmen. Die Unter¬ 
nehmerkritik findet zwar im Aufbauprogramm ihren Abschlag: Entgegen 
den ausführlich aufgezählten Projekten öffentlicher Arbeiten im Sofort¬ 
programm ist hier nur allgemein von »direkter Arbeitsbeschaffung... auf¬ 
grund von Auftragserteilung für staatliche und private Neuinvestitionen«* 
die Rede mit der Hinzufügung, ein »besonderes Arbeitsbeschaffungspro¬ 
gramm« liege vor. Hingegen wird im Aufbauprogramm die »produktive 
Kreditschöpfung« des Sofortprogramms an prominenter Stelle beibehal¬ 
ten und, spezifischer als dort, mit 3 Milliarden RM, die durch die Reichs¬ 
bank zu beschaffen seien, veranschlagt.** Damit erweist sich eindeutig, 
daß sich die NSDAP seit dem Frühjahr 1932, diese unorthodoxen Vor¬ 
schläge zu eigen gemacht hatte und trotz der Kritik von seiten der Unter¬ 
nehmerverbände und maßgeblicher Ökonomen an ihnen festhielt. 

In den wirtschaftspolitischen Verlautbarungen der Partei war dies ein No¬ 
vum, das den zeitgenössischen Beobachtern nicht entgehen konnte und 
beträchtliches Aufsehen erregte. Aus der Sicht eines eingehenden nach 
träglichen Quellenstudiums erscheint es jedoch keineswegs als ein plötz 
licher, 180gradiger Umschwung der nationalsozialistischen wirtschafts¬ 
politischen Anschauungen. Vielmehr ergibt sich hieraus, daß die NSDAP 
nach langem Suchen außerhalb der eigenen Reihen schließlich diejenigen 
wirtschaftstheoretischen Erkenntnisse und praktikablen Vorschläge ent¬ 
deckte, die sich in das Konzept ihrer bisher nur allgemein erfaßten Wirt¬ 
schaftsanschauung konsequent einfügen ließen. Der aktive Staatseingriff 
in die Wirtschaft durch direkte Kontrollen und eigene Staatsinitiative ent¬ 
sprachen durchaus ihren antiliberalistischen Grundvorstellungen über 
das Verhältnis von Wirtschaft und Staat. Selbst die Idee staatlicher »Kre¬ 
ditschöpfung« war von dem eigenen Konzept der »Währungs- und 
Finanzhoheit des Staates« nicht weit entfernt. Wenn Gottfried Feder sich 
den Begriff der »produktiven Kreditschöpfung« aneignete und ihn als den 
»geistigen Durchbruch... meiner seit 13 Jahren vertretenen produktiven 
Kreditschöpfungstheorie« bezeichnete 118 , so schmückte er sich zwar hin¬ 
sichtlich der finanztechnischen Ausführungsvorschläge mit fremden Fe¬ 
dern, war jedoch grundsätzlich nicht weit von der Wahrheit. 

Damit ist erneut die Frage nach dem Ursprung der Ideen und praktischen 

* Hervorhebung d. Verf. 

** Dies deckte sich genau mit den Vorschlägen des »Wagcmann-Plans«, der um die gleiche 
Zeit in der Öffentlichkeit rege diskutiert wurde. Anscheinend wollte die NSDAP durch diese 
Anlehnung an eine anerkannte wirtschaftstheoretische Autorität die eigenen Vorschläge ak¬ 
zeptabel und »salonfähiger« machen. 
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Vorschläge, die erstmalig in der Strasser-Rede vom 10. Mai und dem 
nachfolgenden Sofortprogramm erschienen, aufgeworfen. Gerhard 
Kroll, der in Strasser den eigentlichen Verfasser des Sofortprogramms 
sieht, hat in seinem Buch im Jahre 1958 bereits nach einer Antwort auf 
diese Frage gesucht. Ihm fiel auf, daß die Reden und schriftlichen Ver¬ 
öffentlichungen Strassers bis Mai 1932 keinerlei wirtschaftspolitische Be¬ 
zugnahmen enthalten. Es erschien ihm daher verwunderlich, daß es 
Strasser dennoch möglich war, »ein schlagkräftiges Thesenprogramm 
zu erstellen, wenn nicht eine jahrelange Beschäftigung mit dem betref¬ 
fenden Sachgebiet vorausgegangen ist«. Krolls verblüffende Antwort 
hierauf ist die dramatische Entdeckung, daß das Sofortprogramm fast 
wörtlich aus den Schriften des halbjüdischen Publizisten Robert Friedlän- 
der-Prechtl abgeschrieben wurde. Strassers einziges Verdienst wäre 
dabei, »diesen Diebstahl mit Geschick begangen und die Thesen von 
Friedländer-Prechtl in die Sprache eines politischen Sofortprogramms 
übersetzt zu haben« n9 . 

So vereinfachend und übertrieben diese Darstellung Krolls nach dem 
eutigen Forschungsstand erscheinen mag, ist der Hinweis auf Fried- 
änder-Prechtl durchaus berechtigt. Robert Friedländer-Prechtl (1881— 
1954), Sohn eines jüdischen Kaufmanns und Finanziers aus dessen Ehe 
mit einer österreichischen Adelstochter (Prechtl), war zweifellos ein be¬ 
deutender und origineller Denker und Publizist und einer der ersten deut¬ 
schen Theoretiker und Verfechter neuzeitlicher Beschäftigungs- und Fi¬ 
nanzierungsmethoden. Er hat die wirtschaftstheoretische Diskussion in 
Deutschland Ende der zwanziger Jahre wie kein anderer befruchtet und 
besonders die deutschen »Reformer« maßgeblich beeinflußt. Damit war 
er fraglos einer von jenen, die den Nationalsozialisten direkt oder indi¬ 
rekt das wirtschaftstheoretische Werkzeug und die praktischen Vor¬ 
schläge für das Sofortprogramm und die spätere Wirtschaftspolitik liefer¬ 
ten, aber keineswegs der einzige.* 

Krolls Hinweis auf die frühere wirtschaftspolitische Ignoranz Strassers 
wird hinfällig durch die sehr wahrscheinliche Abfassung des Sofortpro¬ 
gramms durch von Rentein und die früheren Diskussionen und Vorarbei¬ 
ten der WPA, in deren Rahmen es entstand. Völlig unfundiert ist auch das 
Argument Krolls, nachdem »im Bereich der Wissenschaft keine Veröffent¬ 
lichung aus dieser Zeit bekannt (ist), die etwa als Hintergrund der Strasser- 
schen Thesen gelten könnte« 120 . Im Gegenteil war in Deutschland Anfang 
1932 eine umfassende wirtschaftstheoretische Diskussion im Gange, die 

• O. Strasser hat in einem seiner letzten Gespräche vor seinem Tode 1974 dem Verfasser bestä¬ 
tigt, daß er und sein Bruder Gregor Friedländer-Prechtl zwar nicht persönlich gekannt, jedoch 
sein Hauptwerk »Wirtschaftswende« gelesen hätten und hoch einschätzten. Er meinte, daß 
Gregor Strasser »bestimmt« von dessen Ideen stark beeinflußt gewesen sei (Tonband i. Bes. 
d.Verf.). 
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auch in Krolls eigenem Buch eingehend geschildert ist, an der sich neben 
Wirtschaftswissenschaftlern auch Politiker und theoretisierende Publizi¬ 
sten vehement beteiligten. Sämtliche im Sofortprogramm angeführten 
Vorschläge, wie öffentliche Großarbeiten, defizitäre Kreditausweitung, 
das Abgehen vom Goldstandard und selbst spezifische Anregungen wie 
der Plan der Autobahnen oder des Arbeitsdienstes, waren bereits früher 
öffentlich erörtert worden. Auffallend neu war lediglich, daß sie im So¬ 
fortprogramm der NSDAP zum erstenmal in das politische Programm 
einer massenstarken Partei aufgenommen wurden. 

Wilhelm Grotkopp hat die damalige wirtschaftstheoretische Diskussion 
und insbesondere das Wirken der deutschen »Reformer« eingehend ge¬ 
schildert 121 . Es erübrigt sich, dies im einzelnen zu wiederholen. Für die 
hier untersuchten Zusammenhänge ist einzig interessant, diejenigen Ver¬ 
treter dieser unorthodoxen Theorien herauszufinden, bei denen inhalt¬ 
liche oder persönliche Berührungspunkte zur NSDAP und deren Wirt¬ 
schaftsprogramm bestanden und die somit als direkte Vermittler gelten 
können. Vorher soll jedoch festgehalten werden, daß mit einer wichtigen 
Ausnahme die reformistischen Vorschläge defizitär zu finanzierender Ar¬ 
beitsbeschaffung fast ausschließlich nur bei Politikern und politischen 
Formationen Anklang fanden, die, wie die NSDAP, in der politischen 
Arena die rechte Position einnahmen. Dieser, wie noch zu sehen sein 
wird, keineswegs zufällige Sachverhalt ist für das Verhältnis der wirt¬ 
schaftspolitischen Entwicklungen kurz vor und auch nach der nationalso¬ 
zialistischen Machtergreifung von grundlegender Bedeutung. 

Die obenerwähnte bemerkenswerte Ausnahme war der Arbeitsbeschaf¬ 
fungsplan des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (ADGB) - 
nach den Initialen seiner Verfasser, Wladimir Woytinsky, Fritz Tamow 
und Fritz Baade, als WTB-Plan bekannt. Der erstmalig am 26. Januar 
1932 veröffentlichte Plan wurde in etwas veränderter und abgeschwächter 
Form am 13. April als das offizielle Arbeitsbeschaffungsprogramm des 
ADGB angenommen 122 . Der Kern des Plans war in der Erstabfassung die 
sofortige Einstellung etwa einer Million Arbeitsloser für öffentliche 
Großarbeiten und deren Finanzierung durch bei der Reichsbank redis¬ 
kontierbare Schuldverschreibungen und teilweise »zusätzliche Noten¬ 
schöpfung«. Beruhigend wurde hinzugefügt, daß über ein Drittel des er¬ 
forderlichen Betrages durch Einsparungen der Arbeitslosenversicherung 
und erweiterte Steuereinkommen gedeckt werden könnte. 

Der WTB-Plan stieß innerhalb der sozialdemokratischen Parteiführung 
auf entschiedenen Widerstand und konnte erst nach langwierigen Ausein¬ 
andersetzungen und in verwässerter Form am 13. April vom Kongreß des 
ADGB angenommen werden. Besonders widersetzte sich Rudolf Hilfer- 
ding, der die Brüningsche Deflationspolitik voll unterstützte und von die¬ 
sem des öfteren zu Beratungen hinzugezogen wurde 123 , den Vorschlä- 
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gen des WTB-Plans. Hilferding entwickelte in den zwanziger Jahren seine 
Theorie des »Organisierten Kapitalismus« als notwendige, antidemokra¬ 
tische Phase in der Entwicklung des Kapitalismus, die unter gewissen Be¬ 
dingungen als Übergangsphase zum Sozialismus auftreten könne. Einer 
solchen Auffassung mußten die Ansätze Woytinskys und seiner Mitarbei¬ 
ter als vergeblicher und entwicklungshemmender Versuch erscheinen, die 
Gebrechen des kapitalistischen Systems im Rahmen der bestehenden Ge¬ 
sellschaftsordnung zu heilen. In den Augen der marxistischen Orthodoxie 
waren zyklische Überproduktionskrisen unvermeidliche Erscheinungen 
des Kapitalismus und beschleunigten dessen Untergang. Versuche akti¬ 
ver Konjunkturregelung konnten diesen Prozeß auf die Dauer nicht ver¬ 
hindern und würden kurzfristig nur die Währung gefährden und durch die 
Inflation die Lage der Arbeiter verschlimmern. Aus dieser Grundstellung 
verketzerte Hilferding, mit Unterstützung von Fritz Naphtali und Paul 
Hertz, vor dem Parteivorstand der SPD den Arbeitsbeschaffungsplan der 
Gewerkschaften als »unmarxistisch« und mobilisierte die sozialdemokra¬ 
tische Reichstagsfraktion im stillen gegen den Plan 12J . 

Neben der Autorität Hilferdings trug auch die Argumentation von Fritz 
Naphtali - damals Leiter der Wirtschaftspolitischen Forschungstelle von 
SPD, ADGB und Genossenschaften und späterer Landwirtschaftsmini¬ 
ster in Israel - entscheidend zu dem stillen Begräbnis des WTB-Plans bei. 
Naphtali betonte besonders die Inflationsgefahr, da nach seinen Berech¬ 
nungen 2 Milliarden RM nicht ausreichen könnten und nur der Beginn 
einer weit größeren defizitären Kreditausweitung seien 125 . Die Wirt¬ 
schaftskrise konnte nach Naphtali nur auf weltwirtschaftlicher Ebene mit 
Erfolg bekämpft werden, und inzwischen dürfte eine autonome Arbeits¬ 
beschaffung in Deutschland nur über den Weg einer inneren Anleihe 
finanziert werden. Eine vorteilhafte Prämienanleihe wäre geeignet, min¬ 
destens eine Milliarde liquider Reserven aus der Bevölkerung zu mobili¬ 
sieren, um öffentliche Großarbeiten ohne inflationäre Gefährdung zu 
finanzieren 126 . Es war in nicht geringem Maße dem Widerstand Naphta- 
lis, der nachträglich sein Gewissen nicht wenig belastete 127 , zuzuschrei¬ 
ben, daß die SPD den WTB-Plan nicht dem Reichstag vorlegte und an 
seiner Stelle am 24. Februar 1932 den Gesetzesvorschlag einer Prämien¬ 
anleihe einreichte 128 . Auch nachdem der Gewerkschaftskongreß im 
April einmütig das Arbeitsbeschaffungsprogramm angenommen hatte, 
enthielt das Wahlprogramm der SPD für die Juliwahlen, in denen die 
NSDAP mit dem Sofortprogramm auftrat, kein schlagkräftiges Pro¬ 
gramm der Arbeitsbeschaffung durch öffentliche Arbeiten 129 . 
Demgegenüber war es tragische Ironie, daß der Arbeitsbeschaffungsplan 
des ADGB in der erwähnten Reichstagsrede Gregor Strassers als ein Pro¬ 
gramm begrüßt wurde, »über das man absolut reden kann und bei dem 
wir unter entsprechenden Bedingungen zur Mitarbeit bereit sind«. Stras- 
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ser äußerte sich auch lobend über die Artikel Woytinskys im Gewerk¬ 
schaftsorgan »Die Arbeit«: »Woytinsky... den ich persönlich nicht kenne 
und von dem ich nicht weiß, ob er jung oder alt ist«*, der im Gegensatz zu 
der »jüdisch intellektuell zusammengesetzten sozialdemokratischen Par¬ 
teiführung.. . zur Kreditschöpfung kommt, d. h. zu Finanzierungswegen, 
die letzten Endes von uns zum ersten Male in die Debatte des deutschen 
Volkes geworfen worden sind« 130 . Auch der damals zur »nationalen Op¬ 
position« gehörende spätere Arbeitsbeschaffungskommissar Schleichers, 
Günter Gereke, betonte die Übereinstimmung seiner eigenen Vorschlä¬ 
ge mit den Grundzügen des gewerkschaftlichen Plans 131 . Ebenso wurde 
in einem mit F. F. (Ferdinand Fried) gezeichneten Kommentar in der 
»Tat« vom März 1932 das »Arbeitsprogramm des ADGB« als Beweis der 
Nähe »nationalsozialistischer und gewerkschaftlicher Denkungsart« be¬ 
grüßt 132 . Diese Akklamation von rechts kann keinesfalls als zufällig ange¬ 
sehen werden: Direkte Staatsaufträge zur Arbeitsbeschaffung und deren 
»souveräne« Finanzierung ließen sich viel leichter in die Grundstellungen 
einer nationalistisch-konservativen Staatsidiologie einbauen als in die de¬ 
mokratisch liberalistischen und auch sozialdemokratischen Vorstellungen 
des Verhältnisses von Wirtschaft und Staat. 

Das gleiche gilt für die Staats- und Wirtschaftsauffassung der NSDAP, die 
mit den staatsautoritativen Tendenzen traditionell-deutschnationaler 
oder jungkonservativen Prägung stark konvergierten. Die wirtschafts¬ 
theoretisch unorthodoxen Vorschläge der deutschen Reformer ließen 
sich daher folgerichtig in das bis dahin nur allgemein formulierte national¬ 
sozialistische Wirtschaftskonzept integrieren. Der NSDAP war damit 
endlich die Möglichkeit geboten, ein theoretisch unterbautes und prak¬ 
tisch überzeugendes Wirtschaftsprogramm zu erstellen, das sich mit den 
wirtschaftspolitischen Vorschlägen ihrer Gegner erfolgreich messen 
konnte. 

Der spezifische Verlauf dieser Integration ist dabei von höchstens sekun¬ 
därer Bedeutung. Nachdem einmal die ideologisch bestimmten Grund¬ 
konzepte geklärt waren und die praktischen Vorschläge der Reformer in 
der öffentlichen wirtschaftspolitischen Debatte an Resonanz gewannen, 
war es im Grunde nur eine Frage der Zeit und günstiger Vermittlung, 
wann und wie die beiden zueinander kamen. Diese Vermittlerrolle hat 
mit großer Wahrscheinlichkeit die »Studiengesellschaft für Geld- und 
Kreditwirtschaft« erfüllt. Es lohnt sich daher, diese und ihre Verbindungen 
zur NSDAP etwas näher zu betrachten. Die Gesellschaft wurde Ende 1931 
durch den Lübecker Industriellen Heinrich Dräger gegründet, der zur 
Klärung der eigenen Gedanken über eine mögliche Lösung der Beschäfti- 

* Diese Versicherung kann nur bedeuten, daß Strasscr die jüdische Abstammung Woytinskys 
nicht entgangen war. 
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gungskrise schon früher Verbindungen mit bekannten Wissenschaftlern, 
u. a. mit Professor Jens Jessen, der auch, laut Wagener, an den Arbeiten 
der WPA beteiligt war, gesucht hatte. Dräger trat in engen, vornehmlich 
schriftlichen Kontakt mit Robert Friedländer-Prechtl, dem er auch heute 
noch den maßgeblichsten Einfluß auf die Ausbildung der eigenen Ideen 
zumißt. Durch einen Aufsatz in Friedländer-Prechtls Zeitschrift »Wirt¬ 
schaftswende« war Dräger auf Rudolf Dalberg aufmerksam geworden, 
und nach einer Reihe von Unterredungen gründeten beide gemeinsam 
mit Wilhelm Grotkopp, der als Schriftführer engagiert wurde, im Novem¬ 
ber 1931 die Gesellschaft, die größtenteils von Dräger aus eigenen Mit¬ 
teln finanziert wurde.* 

Der Aufgabenkreis der Studiengesellschaft bestand in der Verbreitung 
reformerischer Vorschläge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit durch öf¬ 
fentliche Arbeiten und deren defizitäre Finanzierung. Zu diesem Zweck 
wurde eine Reihe von öffentlichen Vorträgen und Diskussionsabenden 
veranstaltet, und ein Teil der verlesenen »papers« und Diskussionsbei¬ 
träge wurde danach an interessierte Empfänger versandt, u. a. auch an 
J. M. Keynes. Ein Versuch, Keynes für einen Vortrag in Berlin zu ver¬ 
pflichten, scheiterte allerdings aus bisher nicht völlig geklärten Gründen, 
möglicherweise nach einer stillen Intervention aus Regierungs- oder 
jfeichsbankkreisen 133 . Von den veranstalteten Vorträgen wurden beson- 
I ;rs diejenigen Werner Sombarts und Ernst Wagemanns im Februar 1932 
ngehend von der Presse und auch im Rundfunk besprochen.** 

'leben dieser öffentlichen Tätigkeit bemühte sich die Studiengesellschaft, 
oft in Zusammenarbeit mit anderen Reformkreisen, ihre Vorschläge 
maßgeblichen Wirtschaftlern und Politikern in persönlichen Kontakten 
näherzubringen. Diese Bemühungen gipfelten in einer Eingabe an 
Reichskanzler von Papen im August 1932, die neben den Unterschriften 
Drägers, Dalbergs und Grotkopps auch von Friedrich Reinhart und Wer- 


• Die Darstellung stützt sich im wesentlichen auf eine Reihe ausführlicher mündlicher und 
schriftlicher Mitteilungen Dr. Drägers an den Vcrf. in den Jahren 1974-1976, die durch das 
vorhandene und zitierte Qucilenmatcrial glaubwürdig belegt sind (vgl. z. B. Grotkopp, a. a. O., 
S. 39f). 

Rudolf Dalberg (gcb. 1885) war seit 1919 Rcgicrungsbcamter im Wirtschafts- und Finanzmini¬ 
sterium und hatte sich bereits mit seinem 1916 veröffentlichten Buch »Entthronung des Gol¬ 
des« einen Namen als Geldthcoretikcr gemacht. Der erwähnte Artikel erschien unter dem 
Titel »Wirtschaftslähmung« im Septemberheft 1931 der »Wirtschaftswende«. Wilhelm Grot¬ 
kopp war ein damals ziemlich bekannter Wirtschaftsjoumalist und Herausgeber der Zeitschrift 
»Europa-Wirtschaft«. 

•• Wahrscheinlich wurde die Öffentlichkeit erst durch diese Veranstaltungen auf die Sludicn- 
gesellschaft aufmerksam. Davon zeugt eine Reihe von Anfragen an den Deutschen Indu¬ 
strie- und Handclstag (DIHT) nach Information über die Studicngcscllschaft und etwaige Un¬ 
terstützung derselben. Der DIHT riet davon ab und versandte im Gegenteil eine Reihe von 
Rundschreiben, in denen gegen die Vorschläge Wagemanns und der Studicngcscllschaft 
Stellung genommen wurde (BA, R11, Nr. 1371). 
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ner Sombart unterzeichnet war 134 , der auch ein umfangreiches wissen¬ 
schaftliches Gutachten beifügte. Die Antwort der Regierung in einem 
höflichen Schreiben von Staatssekretär Planck war, daß »bei aller Würdi¬ 
gung« der vorgebrachten Ansichten und deren Verfasser von der durch 
die Regierung beschlossenen Wirtschaftspolitik nicht abgegangen wer¬ 
den könne 135 . 

Nach dem Regierungswechsel verstärkte die Studiengesellschaft ihre Be¬ 
mühungen, die Wirtschaftspolitik der Regierung Schleicher im Sinne ih¬ 
rer Auffassungen zu beeinflussen, in enger Zusammenarbeit mit dem 
Kreis um Gereke und anderen Reformern. Eine Gemeinschaftsarbeit un¬ 
ter dem Titel »Arbeitsbeschaffung«, die im Januar 1933 erschien, enthielt 
Beiträge verschiedener Autoren mit detaillierten Vorschlägen von Ar¬ 
beitsvorhaben und deren Finanzierung 136 . Dr. Dräger finanzierte auch 
das letzte Sonderheft der »Wirtschaftswende« Friedländer-Prechtls zur 
Unterstützung des Gereke-Plans, das schon nach der Machtergreifung 
erschien. 

Die propagandistische Tätigkeit der Studiengesellschaft und anderer ihr 
nahestehender Reformerkreise ist von Grotkopp eingehend geschildert 
worden. Ihre aktive Betätigung beschränkte sich im wesentlichen auf die 
Zeit vom November 1931 bis Februar 1933, in der sie als eine unverbind¬ 
liche Vereinigung von Männern verschiedener politischer Überzeugungen 
versuchte, ihren Plänen zur Überwindung der Arbeitslosigkeit sachlich 
zum Durchbruch zu verhelfen, wer immer auch bereit war, sich politisch 
dafür einzusetzen. Diese Bemühungen fanden, ebenso wie die der mit ihr 
in mehr oder weniger engem Kontakt wirkenden anderen Reformer zwei¬ 
fellos ihren Niederschlag in den Arbeitsbeschaffungsplänen der Regierun¬ 
gen von Papens und vor allem von Schleichers, die die Hitler-Regierung als 
Ausgangspunkt der eigenen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach der 
Machtergreifung weiter verwirklichen konnte. Die fast unveränderte 
Übernahme der besonders im »Gereke-Plan« vorgesehenen Großarbeiten 
und Finanzierungsmethoden durch die neuen Machthaber erklärt sich u. a. 
aus dem Umstand, daß die NSDAP zumindest seit dem Frühjahr 1932 sich 
die gleichen Grundsätze und Methoden zu eigen gemacht und in ihr Pro¬ 
gramm aufgenommen hatte. Hierbei fiel der Studiengesellschaft und 
besonders Heinrich Dräger die Rolle zu, als das eigentliche Vermittlungs¬ 
organ zu wirken, durch das die Ideen der wirtschaftstheoretischen Refor¬ 
mer der NSDAP nahegebracht wurden. 

Anfang 1932 verfaßte Dräger seine Schrift: »Arbeitsbeschaffung durch 
produktive Kreditschöpfung«, in der er nach seiner Aussage die eigenen 
Vorschläge und die in den Diskussionen der Studiengesellschaft ausgear¬ 
beiteten Theorien zusammenfaßte. Nachdem er vergeblich versucht hatte, 
in Unterhaltungen mit »maßgebenden Leuten aus den Arbeitgeberver¬ 
bänden und mit Politikern der bürgerlichen Mittelparteien« diese für 
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seine Ideen zu interessieren 137 , gelangte Dräger schließlich an Werner 
Daitz, den damaligen Beauftragten der WPA für das Wirtschaftsgebiet 
Nord, und durch diesen an Gottfried Feder, der das Manuskript im April 
1932 zur Veröffentlichung in seiner NS-Bibliothek annahm. Es erschien 
im Juni, etwa gleichzeitig mit der Veröffentlichung des Sofortprogramms 
als Heft 41 der NS-Bibliothek mit Vorworten Feders und des Verfassers, 
in denen beide betonten, daß der Verfasser kein Nationalsozialist sei. 
Laut Feder war dies sogar ein Vorteil: »Gerade durch die Nichtzugehörig¬ 
keit des Verfassers... erhält die Arbeit einen besonderen Wert für uns 
selbst und auch für diejenigen, die uns noch fernstehen und die auf diesem 
Gebiet gewisse Unklarheiten in unseren Reihen unterstellen zu dürfen 
glauben.« Dadurch würde die Arbeit dazu beitragen, »die Besorgnis vor 
vermeintlichen >Währungsexperimenten< zu zerstreuen« 138 . Dräger selbst 
hob in seinem Vorwort u. a. den Einfluß seines Gedankenaustausches mit 
»dem Herausgeber der Wirtschaftswende« hervor, ohne allerdings Fried- 
länder-Prechtl namentlich zu nennen.* 

Beim Textvergleich der Drägerschen Schrift und des Sofortprogramms 
fällt die Übereinstimmung der vorgesehenen Großarbeiten, wie Arbei¬ 
tersiedlung, Meliorationen und Straßenbau, ins Auge. Im Gegensatz zum 
Sofortprogramm versuchte hingegen Dräger, den Umfang der notwendi¬ 
gen »produktiven Kreditschöpfung«** zahlenmäßig zu errechnen. Er 
^hnte grundsätzlich jede Finanzierung auf dem Anleiheweg ab, die nur 
ine »Umlagerung potenziellerKaufkraft« sei, und betonte, daß »für eine 
virksame Arbeitsbeschaffung nur eine Kreditausweitung in genügend 
großen Maßstabe der einzige Weg« sei 139 . Diese sollte anfangs und ver¬ 
suchsweise bis Ende 1932 1,5 Milliarden RM betragen, jedoch schon 
1933, nachdem sich, wie Dräger überzeugt war, die Inflationsbefürchtun¬ 
gen als unbegründet erweisen würden, auf 5 Milliarden erhöht werden. 
Für die Vollendung der vorgeschlagenen Projekte und die endgültige Be¬ 
seitigung der Arbeitslosigkeit sah Dräger eine Gesamtkreditausweitung 
von 30 Milliarden RM in sechs Jahren vor 140 . Damit war er aus nachträg¬ 
licher Sicht realistischer als alle anderen Arbeitsbeschaffungspläne jener 
Zeit. Tatsächlich wurde die annähernd gleiche Summe des durch die 
Reichsbank finanzierten »deficit-spending« schon Ende 1936 erreicht. 
Allerdings zum größten Teil für andere »Projekte« als die von Dräger 
vorgesehenen zivilen Großarbeiten. 


• Merkwürdigerweise ließ Feder die Erwähnung der Namen Dalbergs und Woytinskys - beide 
gleichfalls jüdischer Abstammung - durchgehen. 

M Dräger entlehnte diesen Terminus, den sich anschließend die NSDAP in allen folgenden 
Verlautbarungen zu eigen machte, einem Aufsatz von Willy Prion im »Bank-Archiv« Nr. 9 
v. 1.2.1932. Gemeint war damit eine Kreditausweitung, die unmittelbar an die Erstellung 
neuer und produktiver »wirtschaftlicher Werte« gebunden ist. Damit sollte die inflationäre 
Auswirkung der Zahlungsmittelcrwciterung neutralisiert werden. 
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Der Veröffentlichung der Drägerschen Schrift ging, wie Dräger berichtet, 
eine Reihe längerer Unterredungen mit Gregor Strasser und von Ren- 
teln, Daitz und auch Gottfried Feder voraus, deren Einfluß auf die end¬ 
gültige Formulierung des Sofortprogramms sich hinterher schwer ab¬ 
schätzen läßt. Fest steht immerhin, daß die Arbeit Drägers im Manu¬ 
skript den wirtschaftspolitischen Instanzen der NSDAP noch vor der 
Reichstagsrede Strassers und der Abfassung des Sofortprogramms vorlag. 
Feder erwähnte sie ausdrücklich als eine demnächst erscheinende, »sehr 
interessante Studie über die Methoden produktiver Kreditschöpfung..., 
zu der mir Prof. Wagemann... seine fast hundertprozentige Übereinstim¬ 
mung (ausgedrückt hat)« 141 . Neben den hervortretenden Ähnlichkeiten 
der Texte und auch des statistischen Materials war auch der Begriff »pro¬ 
duktiver Kreditschöpfung« augenscheinlich bei Dräger oder Prion ent¬ 
lehnt, da er in der Rede Strassers und im Sofortprogramm erstmalig in der 
nationalsozialistischen Terminologie auftauchte. Weiterhin zeugt auch die 
nochmalige Veröffentlichung der Drägerschen Arbeit in zusammengefaß¬ 
ter Form, gemeinsam mit dem Sofortprogramm als Sonderheft der von 
Heinrich Hunke herausgegebenen NS-Zeitschrift »Die deutsche Volks¬ 
wirtschaft« im September 1932, von deren Bedeutung für die Formulie¬ 
rung des Sofortprogramms. Darüber hinaus wurde die Drägersche Schrift 
auch nach der offiziellen Aufgabe des Sofortprogramms als Literaturhin¬ 
weis in dem an dessen Stelle proklamierten »Aufbauprogramm« angege¬ 
ben. Es dürfte nach alldem als erwiesen gelten, daß die Studiengesellschaft 
für Geld- und Kreditwirtschaft und insbesondere die mündlichen und 
schriftlichen Bemühungen Heinrich Drägers das eigentliche Vermittlungs¬ 
glied zwischen den Theorien der deutschen Reformer und den wirtschafts¬ 
politischen Vorprogrammierungen der NSDAP waren. 

Die indirekte Rolle Friedländer-Prechtls bei diesem Vorgang soll damit 
keineswegs unterschätzt werden. Er war einer der führenden Köpfe der 
Studiengesellschaft und der prominenteste Publizist unter den deutschen 
Reformern überhaupt. Bereits 1926 veröffentlichte er eine Schrift unter 
dem damals sicherlich überraschenden Titel »Chronische Arbeitskrise«, in 
der sich die Thesen seines Buches »Wirtschafts-Wende« von 1931 bereits 
deutlich abzeichneten. Friedländer-Prechtl entwickelte hier die Theorie 
einer strukturell bedingten, sich unvermeidlich ausweitenden Diskrepanz 
zwischen Arbeitsangebot und -nachfrage. Dem zunehmenden Angebot 
von Arbeitskräften infolge der zahlenmäßigen Verringerung des selb¬ 
ständigen Mittelstandes und des Militärs stehe eine fortschreitende Ver¬ 
ringerung der Nachfrage gegenüber, verursacht durch die Überratio¬ 
nalisierung der Industrie, verringerte private Einkommen und die 
proportioneile Zunahme der Ersparnisse. Diese »chronische Arbeits¬ 
krise« könne Deutschland angesichts der allgemeinen Krise des Welthan¬ 
dels und der zunehmenden Konkurrenz der amerikanischen Industrie 


57 






nicht durch Exportausweitung überwinden. »Europa hat den Krieg verlo¬ 
ren«, und überall mache sich eine verstärkte Tendenz zur Autarkie be¬ 
merkbar. Unter diesen Gegebenheiten bleibe Deutschland kein anderer 
Weg als »Meliorationen und Rationalisierung». Die Reagrarisierung 
Deutschlands durch Ansiedlung einer Million städtischer Arbeiter auf 
dem Lande müsse von großangelegten Infrastruktur-Investitionen beglei¬ 
tet sein, um die Eigenversorgung mit Rohstoffen und Energie zu gewähr¬ 
leisten. Spezifischer sprach Friedländer-Prechtl damals schon von moder¬ 
nen Verfahren der Kohleverflüssigung zur Herstellung synthetischen 
Treibstoffs als Importersatz. Diese Projekte könnten durch die private 
Unternehmerinitiative nicht durchgeführt werden, da sie kurzfristig wenig 
rentabel seien und das Risiko zu groß sei. Der einzige Weg sei daher die 
direkte Betätigung der öffentlichen Hand, finanziert durch langfristige 
Anleihen des Reiches. Die Methode dieser Finanzierung sah Friedländer- 
Prechtl als »eine finanztechnische Frage, die gelöst werden wird - weil sie 
gelöst werden muß!« 142 . 

Für das Jahr 1926 zeugten diese Erkenntnisse von einem erstaunlichen 
Weitblick, auch wenn die wirtschaftstheoretische Analyse der »chroni¬ 
schen Arbeitslosigkeit« aus heutiger Sicht nicht akzeptabel erscheint. In 
seinem späteren Buch »Wirtschafts-Wende« entwickelte Friedländer- 
rechtl 1931 die gleichen Thesen überzeugend aktualisiert und mit bemer- 
:nswerter Eloquenz.* Hier ist zwar weiterhin vom Überschuß des Ar- 
eitsangebotes die Rede, doch wird dieser nunmehr wirklichkeitsnäher als 
»funktionelle Arbeitslosigkeit« definiert, dessen eigentlicher Grund nicht 
mehr in strukturellen Unabwendbarkeiten gesehen wird, sondern in dem, 
was Friedländer-Prechtl als den »geistigen Faktor« bezeichnet: »Es fehlt 
an keinem der beiden nötigen materiellen Produktions-Faktoren: Arbeits¬ 
kraft und Arbeitsapparat. Es fehlt also am dritten Faktor, dem geistigen, es 
fehlt an Einsicht, Tatkraft, Wille, es fehlt an Führerschaft. Dieser geistige 
Faktor, das ist die notwendige dritte Seite, durch welche... aus Produk¬ 
tionspotenz Produktion, aus Arbeitslosigkeit Wohlstand (wird).« 143 Fried¬ 
länder-Prechtl lehnte das damals allgemein verbreitete Argument des Ka¬ 
pitalmangels als Grund der Wirtschaftskrise entschieden ab, da »Kapital« 
nichts anderes bedeute als materielle Produktionsmittel. Um die brachlie¬ 
genden Produktionsmittel wieder in Gang zu bringen, müsse einzig und 
allein die Summe der umlaufenden Zahlungsmittel den Bedürfnissen des 
Wirtschaftskreislaufes angepaßt werden. Dies sei allerdings nur möglich, 
wenn die veralteten Grundsätze orthodoxer Währungspolitik aufgegeben 
und der Zahlungsmittelumlauf vom Goldstandard befreit werde. Ohnehin 
sei die Währung nur zu einem Drittel durch Gold und Devisen gedeckt, 

• Die Darstellung Gerhard Krolls beruht gänzlich auf dieser Schrift Friedländcr-Prcchtls. Die 
Arbeit von 1926 bleibt bei ihm unerwähnt. 
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während zwei Drittel einzig auf »dem Vertrauen« basierten. »Und das ist 
allerdings eine sehr gute Deckung. Weshalb Geld dann nicht auch zu 100 
Prozent Vertrauensgeld sein kann, das ist eine naheliegende Frage, auf die 
es zwar einige Dutzend gelehrter, aber nicht eine einzige überzeugende 
Antwort gibt.« 144 Um die Arbeitslosigkeit zu überwinden, müsse der Staat 
die verhängnisvolle Deflationspolitik und die völlig unrealistischen Pläne 
einer inneren oder internationalen Anleihe aufgeben und statt dessen 
»eine Anleihe bei der Gesamtheit« nehmen, »indem er sich durch zusätz¬ 
liche Geld- beziehungsweise Kredit-Schöpfung Verfügungsgewalt über 
Produktions- und Warenlager verschafft« 145 . 

Die praktischen Arbeitsbeschaffungsprojekte Friedländer-Prechtls wa¬ 
ren, neben den bereits erwähnten Meliorationen und Bodenverbesserun¬ 
gen, auch ein Autobahnnetz von 20000 Kilometern und die Errichtung 
von Ersatzstoffindustrien. Darüber hinaus basierte er jedoch seine Vor¬ 
schläge - in deutlichem Unterschied zu Dräger, der auch in der von der 
NSDAP veröffentlichten Arbeit im Rahmen kurzfristiger Notstandsmaß¬ 
nahmen und finanztechnischer Praxis blieb - auf der stark ideologisch 
getönten Tendenz eines dauernden Strukturumbaus der deutschen Volks¬ 
wirtschaft. Die landwirtschaftlichen Großarbeiten sollten nicht allein Ar¬ 
beit beschaffen, sondern die Grundlage für die Reagrarisierung Deutsch¬ 
lands legen, daß - wie er auch nach dem Kriege noch betonte 146 - wieder 
zum »Bauernland« werden sollte. Dabei hob er bezeichnenderweise die 
miltärischen und erzieherischen Vorzüge des zu diesem Zweck einzuset¬ 
zenden Arbeitsdienstes der Jugendlichen besonders hervor 147 . Ebenso 
vertrat Friedländer-Prechtl eindeutig die Autarkie: »Der Zeiger der wirt¬ 
schaftlichen Welt-Uhr weist nach der Richtung zunehmender Autarkie, 
nach dem Bestreben, innerhalb geschlossener Wirtschaftsräume zu mög¬ 
lichster Selbstversorgung zu gelangen.« Auf kurze Sicht ergebe sich hier¬ 
aus für Deutschland die Notwendigkeit weitestmöglicher Importein¬ 
schränkungen und autarkischer Selbstversorgung mit Rohstoffen und 
Lebensmitteln. Später jedoch könnte »ein europäischer Wirtschafts¬ 
raum ... gleichrangig, wenn nicht überlegen, neben den anderen Groß- 
Wirtschaftsräumen der Erde bestehen.« 148 

Vorrang der Landwirtschaft und autarke Selbstversorgung waren gleich 
»Großraumwirtschaft« und monetäre »Finanzhoheit des Staates« auch die 
hervortretenden Bestandteile der nationalsozialistischen Wirtschaftsauf¬ 
fassung. Daneben lassen auch die Hefte der Zeitschrift »Wirtschafts¬ 
wende« kaum Zweifel über die weltanschauliche Standortbestimmung ih¬ 
res Herausgebers. Im Dezemberheft 1931 widmete Friedländer-Prechtl 
der erneuerten »Die Tat« einen warmen Empfangsartikel. Ihr Gründer 
und langjähriger Herausgeber Eugen Diedrichs erhielt höchstes Lob da¬ 
für, daß er »aus seiner tiefen Verbundenheit mit deutschem Geist und 
deutschem Wesen« die Redaktion seiner Zeitschrift diesen jungen Kräften 
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übergab, die »mit gründlichster Sachkenntnis, tiefer Zusammenschau, 
geistiger Bewältigung und sittlichem Verantwortungsgefühl« das Zeitge¬ 
schehen zu beleuchten verständen. Im besonderen äußere sich dies in der 
Behandlung wirtschaftspolitischer Probleme, deren weltanschauliche Im¬ 
plikation von der »Tat« klar erkannt worden seien: »Es geht um eine alte 
und eine neue Weltanschauung, wenn es um Goldwährung oder Nicht- 
Goldwährung geht; es geht um Weltanschauungen, wenn heute Freihänd¬ 
ler und Autarkisten zum entscheidenden Kampf antreten; es geht um 
Weltanschauungen und nicht um materielle und politische Fragen.« 149 
Im Juni 1932 äußerte sich Friedländer-Prechtl in einem persönlichen 
Brief an Heinrich Dräger zum Erscheinen seiner Schrift im Parteiverlag 
der NSDAP: »Ich verstehe das ganz gut, denn diese Partei ist heute leider 
Gottes die einzige, die auf wirtschaftspolitischem Gebiet Aktivität entfal¬ 
tet... Dann ist es schon richtig, daß diejenigen bürgerlichen Menschen, 
die eine Wirtschaftsreform für notwendig halten, versuchen, das bisher 
noch sehr wirre Programm der N. S. A. (sic.) im Sinne einer Klärung zu 
beeinflussen. Mir selbst ist dieser Weg ja versagt, und ich kann es daher 
nur begrüßen, wenn auf anderen Wegen die von mir vertretenen Ideen in 
diese Kreise Eingang finden.« 150 Einen Tag später kam Friedländer- 
Prechtl nochmals auf Drägers Schrift zurück und äußerte sich insbeson¬ 
dere zu den Theorien Gottfried Feders, dessen Schriften er bisher noch 
'ht gelesen hätte. Er selbst habe die ähnlichen Gedanken bereits 1926 
sffentlicht, »Feder hat aber das Glück gehabt, daß seine Gedanken 
einer politischen Partei aufgenommen wurden, während diejenige 
ischengruppe, der ich zwar nicht irgendwie parteimäßig, in der ich 
ir nach Vergangenheit, Erziehung und Entwicklung verwurzelt bin, 
aämlich die bürgerliche Welt, die von mir propagierten Ideen abgelehnt 
hat. So habe ich auch sowohl mit meiner Zeitschrift die Erfahrung ge¬ 
macht, daß ich auf starkes Verständnis und Billigung zumeist bei Men¬ 
schen auf der rechten Parteiseite gestoßen bin, während mich die liberale 
Welt ignoriert oder verhöhnt hat.« 151 In späteren Jahren betrachtete 
Friedländer-Prechtl die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik als ge¬ 
lungene Verwirklichung der von ihm und der Studiengesellschaft verfoch¬ 
tenen Theorien: »Die von uns damals vertretenen Ideen sind ja zu hun¬ 
dert Prozent durchgeführt, und man kann wohl sagen, daß sie sich auch zu 
hundert Prozent bewährt haben.« Um so mehr bedauerte er, daß sein 
Name im Dritten Reich totgeschwiegen wurde und er nach seinem Aus¬ 
schluß aus der »Schrifttumskammer« weder im In- noch im Ausland etwas 
veröffentlichen konnte, »trotzdem ich mir sagen darf, in beachtlichem 
Maße an der Schaffung und Ausgestaltung der neuen Wirtschaftsgedan¬ 
ken mitgewirkt zu haben« 152 . 

In der zeitgenössischen wirtschaftstheoretischen Debatte taucht aller¬ 
dings der Name Friedländer-Prechtls nur selten auf. Diese beschäftigte 
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sich in den Jahren 1931-1932 vernehmlich mit den Vorschlägen Ernst 
Wagemanns. Ab 1923 war Wagemann Leiter des Statistischen Reichs¬ 
amtes, und 1925 gründete er das bekannte Institut für Konjunkturfor¬ 
schung, dem er bis 1933 Vorstand.* Diese offizielle Stellung Wagemanns 
verlieh verständlicherweise seinen Vorschlägen zur Krisenbekämpfung 
besonderes Gewicht. Hieraus erklärt sich die besorgte und oft aggressive 
Reaktion, die der »Wagemann-Plan« in Wirtschafts- und Regierungs¬ 
kreisen hervorrief, obwohl er vorsichtiger und weit weniger extrem war 
als die Vorschläge anderer Reformer. Der Kern dieses Planes, wie ihn 
Wagemann im Februar 1932 in seinem vor der Studiengesellschaft ver¬ 
anstalteten Vortrag und in der Schrift »Geld- und Kreditreform« ent¬ 
wickelte, war die begrenzte und kontrollierte Ausweitung der Zah¬ 
lungsmittel durch eine Reorganisation des Bankenwesens, Revision der 
Liquiditätsraten und teilweises Abgehen vom Goldstandard: Noten bis 
zur Höhe von 50 RM, die Wagemann als »Konsumentengeld« definierte, 
sollten von der durch die Reichsbank vorgeschriebenen Gold- oder De¬ 
visendeckung in Höhe von 40 v. H. befreit und durch langfristige Reichs¬ 
schuldscheine bis zur Höhe von 3 Milliarden RM »gedeckt« werden. Die 
hierdurch frei werdenden Mittel könnten zur Finanzierung öffentlicher 
Arbeiten durch das Reich, die Länder oder kommunale Körperschaften 
dienen 153 . 

Im Grunde war der Wagemann-Plan nichts anderes als die defizitäre Finan¬ 
zierung erhöhter Ausgaben der öffentlichen Hand durch eine, wenn auch 
nur teilweise Revision der bestehenden Reichsbankstatuten. Dies rief 
sofort die Kritik der mit der Reichsbank verbundenen offiziellen Steller 
hervor, die Wagemann vorwarfen, seine Vorschläge würden die Stabilit? 
der Währung ernstlich gefährden und widersprächen den internationale 
Verpflichtungen der Regierung und der Reichsbank. Der »Deutsch* 
Volkswirt« eröffnete einen wahren Kreuzzug gegen den Wagemann-Plan 
unter dem Motto »Hände weg von der Währung« 154 . Seitens der Refor¬ 
merwurde der Wagemann-Plan hingegen aufs wärmste begrüßt, und auch 
Gottfried Feder lobte Wagemann, »der bekanntlich als erster moderner 
Forscher und Gelehrter neue Wege gegangen ist, die sich im Grunde mit 
den von den Nationalsozialisten schon seit zwölf Jahren aufgestellten For¬ 
derungen in bezug auf das Geldwesen... decken«. Der »Deutsche Volks¬ 
wirt«, der diese Äußerung Feders zitierte, begleitete sie mit der sarkasti¬ 
schen Frage, ob wohl »der Präsident des Statistischen Reichsamts über 
diese Anerkennung sehr glücklich sein wird« 156 . Jedenfalls zitierten natio¬ 
nalsozialistische Veröffentlichungen Wagemann oft und gern als promi- 


* 1933 trat Wagemann aus ungeklärten Gründen von der Leitung des Statistischen Reichsamtes 
zurück, war jedoch weiterhin publizistisch tätig. 1936 gehörte er dem von Göring eingesetzten 
Expertenausschuß für den Vierjahrcsplan an (HF, Tagebücher V. Krogmann, 11/K6). 
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nente Bestätigung eigener Vorschläge, wie »glücklich« Wagemann auch 
immer über diese Schützenhilfe gewesen sein mag.* 

Im methodologischen Spektrum der analytischen Geldtheorie gehörten 
die meisten deutschen Reformer zur nominalistischen Schule, die, beson¬ 
ders seit Georg Friedrich Knapp, in Deutschland viele Anhänger hat¬ 
te. 156 ** Wagemann vertrat diese Richtung bereits in seiner »Allgemeinen 
Geldlehre« (Jena 1923) und späteren Veröffentlichungen. Auch Rudolf 
Dalberg, der Mitbegründer der Studiengesellschaft, vertrat ähnliche Auf¬ 
fassungen l57 . Es wäre jedoch übertrieben, diese theoretische Richtung als 
eine »spezifisch deutsche« zu bezeichnen und das Auftreten der deut¬ 
schen Reformer lediglich auf diese theoretischen Entwicklungen zurück¬ 
zuführen. »Spezifisch deutsch« war weniger der originäre Ursprung der 
theoretischen Prämissen der deutschen Reformer, den diese mit Vorliebe 
hervorhoben, sondern die Tatsache, daß diese Theorien in Deutschland 
allgemein weniger Widerstand fanden und früher praktiziert wurden als 
anderswo. In der damaligen Diskussion beriefen sich jedenfalls die 
Reformer nicht nur auf Knapp oder Bendixen, sondern auch auf den 
Amerikaner Irving Fisher, die Schweden Cassel und Wickseil, die Eng¬ 
länder John Law und McLeod und vor allem auch auf J. M. Keynes. Eine 
analytisch-komperative Untersuchung des Verhältnisses der Theorien 
der deutschen Reformer zu Keynes würde über den Rahmen der vorlie- 
enden Arbeit hinausgehen. Da jedoch in der späteren Literatur nach 
)33 Keynes oft zur Rechtfertigung der durchgeführten Politik zitiert 
/urde 158 und andererseits nachträglich die deutschen Reformer oft als 
»Keynesianer vor Keynes« bezeichnet werden, sind hier zumindest am 
Rande einige Hinweise über diese gegenseitigen Beziehungen am 
Platze. 

Unter den Reformern war Wilhelm Lautenbach - oft als »der deutsche 
Keynes« bezeichnet - der wohl hervorragendste theoretische Analytiker. 
In seinen posthum veröffentlichten Schriften 159 findet sich bereits 1931 
ein Konzept des »Gesamtkaufkraftvolumens« und die mathematische 
Formel des Multiplikatoreffekts, die den später von Keynes entwickelten 


* Immerhin finden sich einige Belege direkter Fühlungnahmen zwischen Wagemann und den 
Wirtschaftsexperten der NSDAP. So z. B. die erwähnte Äußerung Fcdcrs über das Gutachten 
Wagemanns zu Drägers Schrift oder bei A.R. Herrmann, Verstaatlichung des Giralgcldcs, 
München (NS-Bibliothek) 1932, der Wagemann für »mannigfaltige Anregungen« dankt. 

M Mit »nominalistisch« ist hier diejenige Richtung der monetären Theorie gemeint, die im 
Gegensatz zur »metallistischcn« oder warenmäßigen Auffassung insbesondere die Funktion 
des Geldes als Zirkulationsmittel und nicht als Mittel der Wertchortung hervorhebt. Demge¬ 
mäß besitzt das Geld an sich keinen materiellen Wert, sondern funktioniert lediglich aufgrund 
des gesellschaftlichen Konsens und/oder staatlicher Gesetzgebung. Der von Knapp begrün¬ 
dete »Chartalismus« betont insbesondere die »Deckung« des Geldes durch das Gesetz des 
Staates. Für die Nominalisten war eigentliches, »reines Geld« nur das Papiergeld, da dieses fast 
keinen materiellen Eigenwert besitzt. 
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Theoremen verblüffend ähnlich sind. In den Gutachten Lautenbachs* •• 
dienten diese theoretischen Erörterungen dem wissenschaftlichen Unter¬ 
bau seiner praktischen Vorschläge zur Krisenbekämpfung durch öffent¬ 
liche Arbeiten und deren »Vorfinanzierung«, die, ähnlich den Vorschlä¬ 
gen anderer Reformer, »keynesianische« Züge trugen. Keynesgab seinen 
Theorien zwar erst 1936, in seiner »General Theory«, die vollkommen 
ausgebildete theoretische und mathematische Fassung, jedoch waren die 
Grundlinien seines Systems bereits seit Ende der zwanziger Jahre in der 
Diskussion und auch in Deutschland bekannt. Der McMillan-Bericht 
wurde sofort nach seinem Erscheinen, im Juni 1931, eifrig in der wirt¬ 
schaftlichen Presse diskutiert und war nach Grotkopp »für fast alle Refor¬ 
mer das Buch der neuen Erkenntnisse über die wirtschaftlichen Zusam¬ 
menhänge« 160 . Kurz nach Erscheinen wurde auch Keynes’ »Treatise on 
Money« ins Deutsche übersetzt * *, und es ist für die damalige wirtschafts¬ 
theoretische Diskussion und die Rolle, die die Schriften Keynes’ in dieser 
einnahmen, illustrativ, daß das Buch von den Vertretern der orthodoxen 
Richtung als »das wissenschaftliche Standardwerk der inflationistischen 
Bewegung« 162 verketzert wurde. 

Der unmittelbare Einfluß der Arbeiten von J. M. Keynes auf die deut¬ 
schen Reformer und durch sie auf die endgültige Ausbildung des natio¬ 
nalsozialistischen Wirtschaftsprogramms läßt sich nachträglich kaum prä¬ 
zise abwägen. Doch ist die Bezeichnung »Keynesianer vor Keynes« wem- 
zutreffend. Wilhelm Lautenbach sah sich 1931 immerhin veranlaßt, se 
nen Zuhörern eines Vortrages in der Technischen Hochschule Berlin »z 
Ihrer Beruhigung« zu versichern, »daß diese Auffassung sich weitgeheno 
deckt mit der von den Vertretern der Cambridger Nationalökonomischen 
Schule, insbesondere von Robertson und Keynes«. Im folgenden entwik- 
kelte er unter ausdrücklicher Bezugnahme auf Keynes seine zentrale 
These, nach der »das Verhältnis von Sparrate und Investitionsrate... den 
Konjunkturverlauf (bestimmt)« 163 . Demgegenüber betonte er allerdings 
Jahre später, er habe »völlig selbständig und unabhängig von Keynes, 
dabei hier in Deutschland alleinstehend auf weiter Flur, methodisch und 
systematisch alle Hauptsätze, die jetzt Keynes in der allgemeinen Theorie 
hat, entwickelt« 164 . 

Keynes genoß in Deutschland seit seiner Stellungnahme zur Reparations- 

• Lautenbach war Oberregierungsrat im Reichswirtschaftsministcrium und verfaßte seine 
Arbeiten hauptsächlich in der Form interner Gutachten. 

•• Der Übersetzer war Dr. Carl Krämer, den Schacht im März 1932 für seine von einigen 
Großindustriellen finanzierte »Arbeitsstelle« engagierte. Aufgabe der »Arbeitsstelle Schacht« 
sollte es sein, »die Verbindung mit den wirtschaftspolitischen Organisationen Hitlers aufzu¬ 
nehmen, um die Probleme mit den Herren so durchzuarbeiten und zu formen, daß sich daraus 
ein wirtschaftliches Programm für die N. S.-Partei ergeben kann, welches Industrie und Han¬ 
del mitmachen können« (Schacht an Paul Reusch, vom 18.3.1932, abgedruckt bei: Stegmann, 
a.a.O., S. 450 f.). 
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frage bedeutendes Ansehen und veröffentlichte außer den bereits er¬ 
wähnten deutschen Übersetzungen seiner Schriften auch Aufsätze in der 
deutschsprachigen Zeitschriftenliteratur 165 . Anfang 1932 hielt er in Ham¬ 
burg einen öffentlichen Vortrag, der allgemeines Aufsehen erregte und 
die erwähnte Fühlungnahme der Studiengesellschaft veranlaßte 166 . Nicht 
nur die Reformer, sondern auch die Nationalsozialisten und die ihnen 
nahestehenden Kreise beriefen sich in ihren Publikationen oft auf Keynes 
zur Unterstützung der eigenen Ideen und Vorschläge 167 . Auch Otto Wa- 
gener berichtet in seinen Aufzeichnungen, er habe Hitler 1932 nahege¬ 
legt, Keynes’ »Vom Gelde« zu lesen - als eine »sehr interessante Abhand¬ 
lung«, die das Gefühl vermittele, »daß er sich stark auf dem Wege zu uns 
befindet, ohne uns und unsere Einstellung zu kennen« 16S . 

Wie dem immer auch sei, waren die wirtschaftstheoretischen Neuerungen 
der Reformer keine spezifisch deutsche Erscheinung, sondern ein Teil der 
durch die weltwirtschaftlichen Entwicklungen und Krisen verursachten 
Umwälzung orthodoxer Wirtschafts- und Geldtheorien, deren Ansätze 
damals in vielen Ländern gleichzeitig auftauchten. Ausschlaggebend für 
die Entwicklung in Deutschland war jedoch, daß die unorthodoxen Theo¬ 
rien der Reformer von einer massenstarken politischen Partei aufgegrif¬ 
fen und in deren Wirtschaftsprogramm integriert wurden. Nachdem die 
NSDAP ihre diktatorische Machtherrschaft konsolidiert hatte, konnten 
’aher die reformerischen Währungs- und Finanzierungsmethoden früher 
nd effektiver als in anderen demokratisch regierten Ländern zur An¬ 
wendung gelangen. Diese Entwicklung war jedoch keineswegs zufällig: 
Die NSDAP und die ihr ideologisch nahestehenden politischen Forma¬ 
tionen griffen die Ideen der Reformer bereitwillig auf, weil sie hier die 
theoretische Rechtfertigung und auch die praktischen Pläne und Durch¬ 
führungsmethoden fanden, die ihrer eigenen Auffassung von Staat und 
Wirtschaft entsprachen. Nationalsozialistische Wirtschaftsauffassung und 
die Ideen der Reformer waren komplementäre Bestandteile eines sich 
ab Anfang 1932 deutlich herausbildenden Wirtschaftsprogramms der 
NSDAP, dessen Relevanz für die spätere Wirtschaftspolitik noch einge¬ 
hender untersucht wird. 

Für die politischen Auswirkungen und historischen Folgen dieser Verbin¬ 
dung von »Theorie« und »Auffassung« war die ideologische Komponente 
nicht weniger, sondern eher noch mehr ausschlaggebend als die theoreti¬ 
sche. Immer und überall ist das Verhältnis zwischen wirtschaftstheroreti- 
scher Forschung, realer Entwicklung und wirtschaftspolitischen Maßnah¬ 
men ein im historischen Rückblick schwer zu entscheidendes Problem. 
Theoretische Abstraktionen und Analysen sind das Gebiet vorgebildeter 
Wissenschaftler, das zudem durch die oft übertriebene Exklusivität termi¬ 
nologischer Gelehrsamkeit und mathematischer Modelle nur einem be¬ 
schränkten Kreis zugänglich ist. Ihr Einfluß auf die beschlußfassenden 
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Instanzen in Wirtschaft und Staat hängt von deren Bereitwilligkeit ab, die 
von den Wissenschaftlern vorgeschlagenen Maßnahmen zu akzeptieren 
und praktisch zu verwirklichen. Entscheidend ist in diesem Prozeß weni¬ 
ger die theoretische Überzeugungskraft als das Zusammenwirken wirt¬ 
schaftlicher Interessen und ideologisch-politischer Grundeinstellungen. 
Friedländer-Prechtl hatte weitgehend recht mit seiner Behauptung, es 
gehe bei der Diskussion um den Goldstandard und die Auseinanderset¬ 
zung zwischen »Freihändlern und Autarksten« um »Weltanschauun¬ 
gen«. 

Man geht daher fehl, wenn man die Bedeutung der nationalsozialistischen 
Wirtschaftsauffassung wegen ihrer phrasenhaften und banalen Formulie¬ 
rung bagatellisiert. Im Gegenteil bestimmte gerade diese allgemeingehal¬ 
tene und absichtlich verschwommene Fassung ihren propagandistischen 
Effekt: Ausgedrückt in ideologisch verbrämten Schlagworten wie: »Ge¬ 
meinnutz geht vor Eigennutz«, »Jedem das Seine« oder »Recht auf 
Arbeit«, war die nationalsozialistische Wirtschaftsauffassung eine ge¬ 
meinverständliche Plattform, mit der sich die unterschiedlichsten Bevöl¬ 
kerungsschichten identifizieren konnten. Darüber hinaus ermöglichte die 
allgemein gehaltene Formulierung dieser Auffassung die Integration expli¬ 
ziter Pläne und Vorschläge der wirtschaftstheoretischen Reformer, selbst 
wenn diese von grundsätzlich verschiedenen ideologischen Prämissen aus¬ 
gingen. Die meisten deutschen Reformer waren keine Nationalsozialisten. 
Viele von ihnen sahen in ihren Vorschlägen zeitlich begrenzte Notstands¬ 
maßnahmen einer »Initialzündung«, nach der die Wirtschaft, einmal ange¬ 
laufen, wieder zu marktwirtschaftlich freien Verhältnissen zurückkehren 
könnte. Erst in den Händen der Nationalsozialisten wurde das wirtschafts¬ 
theoretische Instrumentarium der Reformer zur dauernden wirtschafts- 
und finanztechnischen Anleitung einer im Dienste des »Primats der Poli¬ 
tik« dirigierten Wirtschaft. Im Wirtschaftskonzept der NSDAP waren 
staatliche Kontrolle, Initiative und staatlicher Dirigismus der Wirtschaft 
grundsätzliche und immanente Komponenten, die sich, wie wir sahen, 
schon verhältnismäßig früh abzeichneten. 

Auf dieser Ebene muß auch die Antwort auf die Frage gesucht werden, 
warum die Vorschläge der Reformer in der Endphase der Weimarer Re¬ 
publik vornehmlich auf der rechten Seite der politischen Arena Anklang 
fanden. Hierfür gab es in erster Linie einen deutlich hervortretenden poli¬ 
tisch aktuellen Grund: Vorschläge wie das Abgehen vom Goldstandard 
und die Änderung der bestehenden Reichsbankstatuten widersprachen 
dem Text und Geist der für Deutschland verbindlichen internationalen 
Abkommen in der Reparationsfrage. Politiker und Parteien, die erst die 
»Erfüllungspolitik« Stresemanns und dann die internationalen Bemühun¬ 
gen Brünings, die schließlich zum Abkommen von Lausanne führten, un¬ 
terstützten, konnten derartige Vorschläge schwerlich akzeptieren. Die 
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NSDAP und ihre Mitläufer der »Nationalen Opposition« waren von der¬ 
artigen Hemmungen völlig frei.* 

Der zweite und nicht weniger gewichtige Grund war die Kompatibilität 
der reformerischen Vorschläge mit den Staats- und Wirtschaftsauffassun¬ 
gen der verschiedenen Richtungen der deutschen Rechten. Staatseingriff 
und Wirtschaftsdirigismus waren mit traditionell-konservativen Obrig¬ 
keitsstaatskonzepten ebenso vereinbar wie mit den faschistoiden anti¬ 
demokratischen und totalitären Staatsauffassungen der »Revolution von 
rechts«. Die Ideen der Reformer wurden nicht zufällig, außer von der 
NSDAP, auch von Vertretern der Deutschnationalen, des Stahlhelms und 
insbesondere vom »Tat-Kreis« aufgegriffen 169 . In der »Tat« trat besonders 
Friedrich Zimmermann - unter dem Pseudonym Ferdinand Fried - durch 
seine wirtschaftspolitischen Aufsätze hervor, deren Ähnlichkeit mit den 
nationalsozialistischen Auffassungen unverkennbar ist. 170 ** Wie im fol¬ 
genden Kapitel noch ausführlicher dargestellt wird, bezogen sich die 
rechtsorientierten Wirtschaftspublizisten, ähnlich wie manche Reformer, 
zur Unterstützung der eigenen Thesen mit Vorliebe auf traditionelle, anti- 
liberalistische Richtungen im deutschen Wirtschaftsdenken. Besonders 
wurde hierbei die »historische Schule« hervorgehoben, die nicht nur die 
Applizibilität allgemeingültiger wirtschaftstheoretischer Modelle in Frage 
stellte, sondern auch den Vorrang nationaler Eigentümlichkeit und Ziel¬ 
setzungen in der Wirtschaftspolitik betonte. 

Vlerkwürdigerweise hat kein Geringerer als J. M. Keynes auf diese dog¬ 
mengeschichtlichen Zusammenhänge hingewiesen, und zwar in seiner 
Einleitung zur deutschen Übersetzung seiner »General Theory«. Nach- 


• Brüning behauptete später, er hätte bereits 1930 und 1931 den zuständigen Ministerien 
Anweisungen zur Vorbereitung großangclegtcr öffentlicher Arbeiten erteilt, die jedoch bis zur 
erfolgreichen Beendigung seiner internationalen Bemühungen zur Aufhebung der Reparatio¬ 
nen in der Schublade verbleiben mußten. Tatsächlich lassen sich zwar derartige Pläne nachwci- 
sen, doch basierten sie sämtlich auf Finanzierung durch innere oder ausländische Anleihen, da 
sie, wie Brüning auch nach dem Kriege noch betonte, keinesfalls die Währung gefährden durf¬ 
ten. Damit verliert das Argument der Reparationen als Rechtfertigung der Dcflationspolitik 
viel von seiner Überzeugungskraft (vgl. die Korrespondenz zwischen Brüning und Dr. Drägcr 
in dessen Neuauflage seiner Schrift »Arbeitsbeschaffung durch produktive Kreditschöpfung«, 
Düsseldorf 1956, S. 136-146). 

*" Zimmermanns persönliche Kontakte zur NSDAP gingen nachweislich bereits auf das Jahr 
1930 zurück. Nach der Machtergreifung entpuppte er sich als Vertrauensmann Himmlers und 
dessen Wirtschaftsrefcrcntcn Kranefuß, die ihn in den Stab des »Reichsbauernführers« Walter 
Darrd delegierten. Daneben war er weiterhin wissenschaftlich und publizistisch tätig (BDC, 
Personalakte Friedrich Zimmermann). Auch Otto Strasscr berichtete dem Vcrf., er und sein 
Bruder Gregor seien mit Zimmermann eng befreundet gewesen. Laut Strasser haben die Auf¬ 
sätze Zimmermanns in der »Tat« und besonders sein Buch »Das Ende des Kapitalismus» die 
Wirtschaftsauffassung der NSDAP mehr als irgendein anderes Buch beeinflußt. Das Buch sei 
von allen Gauleitern und auch von Hitler selbst gelesen und erörtert worden (Tonband 
i. Bes. d. Vcrf.). Von den Kontakten Gregor Strasscrs zum »Tat-Kreis« zeugt auch die an¬ 
onyme Veröffentlichung seines Aufsatzes in der »Tat« im April 1932 (A. Krebs, Tendenzen 
und Gestalten des Nationalsozialismus, Stuttgart 1956, S. 191). 
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dem er dort sein Buch als »einen Übergang und eine Loslösung von der 
englischen klassischen (oder orthodoxen) Überlieferung« vorstellte, die 
in England auf beträchtlichen Widerstand gestoßen sei, fügte er hinzu: 
»Ich kann mir aber vorstellen, daß all dies die deutschen Leser etwas 
verschieden berühren mag. Die orthodoxe Überlieferung, die im Eng¬ 
land des 19. Jahrhunderts herrschte, hat nie eine so starke Macht auf das 
deutsche Denken ausgeübt. In Deutschland hat es immer wichtige Wirt¬ 
schaftsschulen gegeben, die die Zulänglichkeit der klassischen Theorie 
für die Analyse zeitgenössischer Ereignisse stark in Frage gestellt ha¬ 
ben ... Ich darf daher vielleicht erwarten, daß ich bei den deutschen Le¬ 
sern auf weniger Widerstand stoßen werde als bei den englischen, wenn 
ich ihnen eine Theorie der Beschäftigung und Produktion als Ganzes vor¬ 
lege, die in wichtigen Beziehungen von der orthodoxen Theorie ab¬ 
weicht ... Die Theorie der Produktion als Ganzes kann viel leichter den 
Verhältnissen eines totalen Staates angepaßt werden als die Theorie der 
Erzeugung und Verteilung einer gegebenen, unter Bedingungen des 
freien Wettbewerbs und eines großen Maßes von Laissez-faire erstellten 
Produktion.« 171 

Aus der Feder Keynes’ waren dies bedeutungsträchtige Worte, über die 
die eingeschworenen Keynesianer auch heute noch nicht besonders 
glücklich sein mögen. Aber davon abgesehen, lohnt sich ein skizzenhafter 
Rückblick auf die hier angedeutete spezifische Entwicklung des deut¬ 
schen Wirtschaftsdenkens, bevor in den nachfolgenden Kapiteln die Re¬ 
levanz der nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung für die Wirt¬ 
schaftspolitik des Dritten Reiches untersucht wird. 
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Kapitel 2 

Rückblick: Die nationalistisch-etatistische Tradition 
im deutschen Wirtschaftsdenken 


»Die dogmarische Einführung des Wertfaktors in die Nationalökonomie, 
in den Ablauf des Erzeugungs-, Umschlags- und Verbrauchsprozesses teilt 
der Nationalsozialismus mit der sogenannten romantischen Schule der 
alten deutschen Nationalökonomie... Er macht weiterhin Anspruch, die 
Fäden wieder dort anzuknüpfen, wo sie der Marxismus in den vierziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts zum Reißen brachte; macht Anspruch, 
den verschütteten Grund der alten deutschen Volkswirtschaftslehre neu 
auszuheben: Wirtschaft ist nicht Selbstzweck. Sie hat sich leistungsfähig 
einzugliedern in den Organismus des Staatslebens... Immer wieder 
zerstört, durch kürzere und längere Zeitspannen völliger Verödung hin¬ 
durchgerettet, gewinnt der deutsche Staatswirtschaftsgedanke am Natio¬ 
nalsozialismus nicht nur einen romantisch aufgemachten Nachfahren, 
sondern seinen ersten bis zur letzten Folgerichtigkeit durchgreifenden 
Tätiger.«* 

»Die neue deutsche Theorie war als eine empirische Wissenschaft analog 
den Methoden der historischen Schule bemüht, die wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung zu deuten... Von Thünen und List führt über Roscher, Schmol- 
ler und Wagner eine gerade Linie zu dieser neohistorischen Richtung mit 
Sombart und Wagemann als den wichtigsten Repräsentanten der damali¬ 
gen Zeit... (Die Vertreter der neuen Richtung waren) der Überzeugung, 
daß eine neue Lehre als eine empirische Wissenschaft auf der historischen 
Schule und aus den deutschen Beiträgen zur Geldtheorie aus der Zeit um 
den ersten Weltkrieg... aufbauen kann und muß.«** 

* 

Die oben angeführten Zitate dürfen als wichtiges Eigenzeugnis zweier 
an den wirtschaftstheoretischen Entwicklungen der Jahre 1930-1933 
maßgeblich beteiligten Personen gelten: Hans Büchner, als langjähriger 
Wirtschaftsredakteur des »Völkischen Beobachters« Alfred Rosenberg 
nahestehend, veröffentlichte seine Schrift, nachdem sie 1929 von Hitler 
autorisiert wurde, bis 1933 in fünf Auflagen der »NS-Bibliothek« Gottfried 
Feders im Eher-Verlag. Wilhelm Grotkopp war der Schriftführer der Stu¬ 
diengesellschaft für Geld- und Kreditwirtschaft und Herausgeber der 


• Hans Büchner, Grundriß einer Nationalsozialistischen Volkswirtschaftsthcoric, München 
1930, S. 6. 

*• Wilhelm Grotkopp, Die große Krise, Düsseldorf 1954, S. 243/244. 
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Zeitschrift »Europa-Wirtschaft« und arbeitete in engem Kontakt mit wirt¬ 
schaftstheoretischen Reformerkreisen an der Ausarbeitung und Propagie¬ 
rung unorthodoxer Arbeitsbeschaffungs- und Finanzierungspläne. Die 
Bestimmtheit, mit der sich sowohl die Nationalsozialisten als auch die 
wirtschaftstheoretischen »Reformer« auf eine ausgesprochen deutsche 
Tradition berufen, verdient zumindest eine flüchtige Untersuchung dieser 
Zusammenhänge. Schon diese ergibt, daß es sich bei diesem beiderseitigen 
Anspruch nicht nur um den nachträglichen Versuch handelte, für die eige¬ 
nen Auffassungen und Theorien eine eindrucksvolle »Ahnentafel« zu prä¬ 
sentieren. Tatsächlich läßt sich innerhalb der deutschen Volkswirtschafts¬ 
theorie des 19. und 20. Jahrhunderts die Kontinuität einer Reihe von 
Richtungen verfolgen, deren Hauptmerkmal, bei aller Verschiedenheit, 
eine autoritäre und meist organische Staatsauffassung war, die mit mehr 
oder weniger Nachdruck auf das Gebiet der Wirtschaft übertragen wurde. 
Der erstmalige Ursprung, d. h. die Frage nach der »Originalität« dieser 
Ideen, ist hier wiederum von nur sekundärem Interesse. Schon der Mer¬ 
kantilismus des 17. und 18. Jahrhunderts hat aus dem Vorrang nationaler 
Interessen das Eingriffsrecht des Staates in den Wirtschaftsablauf abge¬ 
leitet, und der Kameralismus der deutschen Fürstentümer kann daher 
kaum als spezifisch deutsche Erscheinung betrachtet werden. Hingegen 
entwickelte sich in Deutschland seit Beginn des 19. Jahrhunderts als Re¬ 
aktion auf die Französische Revolution ein aggressiver Antiliberalismus, 
der seine nationale Eigenständigkeit in betontem Gegensatz zur »eng¬ 
lischen« oder »westlichen« klassischen Nationalökonomie bewußt her¬ 
vorhob. Der geistesgeschichtliche Kontext, in den sich diese ökonomi¬ 
schen Auffassungen in das Gesamtbild der deutschen Philosophie und 
Staatswissenschaft einfügen, kann bei aller Relevanz im Rahmen dieser 
Arbeit nicht untersucht werden. Bevor jedoch die fortlaufende Entwick¬ 
lung dieser Auffassungen skizziert wird, muß ein Wort über die politi¬ 
schen und wirtschaftlichen Gegebenheiten gesagt werden, die als ihr 
eigentlicher Nährboden angesehen werden müssen. 

Der deutsche Liberalismus war seit 1848 ein blutarmes und kurzlebiges 
Gewächs, nicht nur, weil er in der Verwirklichung seines vornehmlich po¬ 
litischen Zieles, der nationalen Einigung Deutschlands, versagt hatte: 
Auch auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Entwicklung konnte er kaum 
namhafte Erfolge aufweisen. Im Gegenteil eröffneten gerade die »kon¬ 
servativen« und »reaktionären« fünfziger Jahre eine Periode des Wirt¬ 
schaftsaufschwungs und der steigenden Investition, des ansteigenden 
Verbrauchsstandards und selbst der teilweisen Lösung der ostelbischen 
Agrarfrage 172 . Als während dieses Jahrzehnts westdeutsches Industrie- 
und Handelskapital gemeinsam mit dem Agrarkapital preußischer Jun¬ 
ker den Aufbau der Ruhrindustrie begann , kündigte sich bereits jenes 
berüchtigte Bündnis von »Roggen und Stahl« an, das 1876 Bismarcks 
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Schutzzollpolitik gebar und der Gesellschaft und dem Staatswesen des 
Bismarckschen Reiches seinen schicksalhaften Stempel auftrug 174 . 

Noch vor der Reichsgründung war, besonders in Preußen, das Gewicht des 
öffentlichen und verstaatlichten Wirtschaftssektors und der direkte Ein¬ 
fluß des Staates auf die Wirtschaft bedeutender als in anderen Ländern 1 °. 
Später entsprangen die Staatsinitiative bei der Entwicklung der wirtschaft¬ 
lichen Infrastruktur und die Zolleinschränkungen des Außenhandels den 
Notwendigkeiten einer verspäteten Industrialisierung, die kaum das ge¬ 
eignete Klima für freihändlerische Wirtschaftsauffassungen bildete. Dar¬ 
über hinaus begnügte sich der deutsche Staat nicht mit dem Zollschutz 
ostelbischer Großgrundbesitzer und der Ruhrbarone, zum sichtlichen 
Nachteil anderer Wirtschaftssektoren: Er verstaatlichte die Eisenbahnen 
und bevorzugte die wirtschaftliche Eigenbetätigung des öffentlichen - 
staatlichen und kommunalen - Sektors, nicht nur auf den Gebieten des 
Transports, der Wasser-, Gas- und Stromversorgung, sondern auch in 
Bergbau und Industrie 176 . Eine autoritär-patemalistische Staatsauffas¬ 
sung bestimmte auch die Sozialpolitik, die der »Peitsche« des Sozialisten¬ 
gesetzes das »Zuckerbrot« der in Europa fortschrittlichsten und umfas¬ 
sendsten Sozialversicherung zur Seite stellte. Die Regierung begünstigte 
offen die Industriekartelle, indem sie ihnen juridischen Personalstatus 
uerkannte und sich als Schlichter in ihre inneren Konflikte einschaltete, 
/eil sie sie als Pioniere einer staatlich beaufsichtigten Wirtschaft betrach- 
.ete 177 . Gustav Stolper hat diese spezifischen Charakterzüge des deutschen 
Wirtschaftsaufbaus zusammenfassend definiert als »ein von dem soge¬ 
nannten klassisch-liberalen System sehr verschiedenes Wirtschaftssy¬ 
stem ... Auch in seiner besten Zeit war dem deutschen Kapitalismus ein 
beträchtliches Maß von Staats- und Verbandskontrolle beigemengt.« 178 * 
Staatliche Initiative und Wirtschaftsführung waren in der deutschen Wirt¬ 
schaft des 19. und 20. Jahrhunderts unverkennbare Realitäten, noch ehe 
theoretisierende Gelehrte und Wirtschaftler sie in indeologischen Syste¬ 
men und normativen Wirtschaftsmethoden postulierten. Trotzdem darf 
der Einfluß des akademischen und publizistischen Aufwandes nationa- 
listisch-etatistischer Theoretiker auf die sozioökonomische Gesamtent¬ 
wicklung nicht unterschätzt werden. Diese sahen ihre Aufgabe durchaus 
nicht nur in der Rechtfertigung bereits bestehender Institutionen und Ge¬ 
gebenheiten, sondern wollten bewußt die zukünftigen Entwicklungen im 
Sinne ihrer Auffassungen bestimmen, und dies ist ihnen in beträchtlichem 
Maße auch gelungen. 


0 Noch pointierter im folgenden Zitat: »... ein gemischtes Wirtschaftssystem privaten und 
öffentlichen Eigentums. In dieser Periode wurden bereits die Grundlagen gelegt, auf denen 
später die Kriegswirtschaft, die Experimente der Republik und schließlich das nationalsoziali¬ 
stische System aufbauen konnten.« Stolper, a. a. O., S. 77. 
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Ein erster Ansatz war bereits um die Jahrhundertwende durch Johann 
Gottlieb Fichte in seinem »Geschlossenen Handelsstaat« 179 gegeben. 
Diese kleine, aber bemerkenswerte Schrift zeichnete die utopische Zu¬ 
kunftsvision einer autarken Gesellschaft vor, in der der Staat den natur- 
rechtlich begründeten allgemeinen Anspruch auf Arbeit und angemesse¬ 
nes Existenzminimum aller zu gewähren hat. Fichte glaubte, daß dieses 
gesellschaftlich revolutionäre Ziel nur in einer isolierten Wirtschaft zu 
verwirklichen sei, und schlug daher vor, die autarke Selbstgenügsamkeit 
durch die Einführung eines besonderen »Landesgelds« zu sichern. Diese 
»Binnenwährung« sollte einzig auf dem Vertrauen der Bevölkerung und 
die Finanzsouveränität eines starken Staates gegründet sein, der die Um¬ 
laufmasse der inneren Zahlungsmittel den Anforderungen des inneren 
Marktes anzupassen hat. Das weiterhin auf der Metallbasis fundierte 
»Weltgeld« sollte daneben nur noch dem unerläßlichsten Außenhandel 
dienen. 

Hier fand sich andeutungsweise schon einiges, was später von den Theo¬ 
retikern der nationalistisch-etatistischen Schulen systematisch und de¬ 
tailliert verfochten wurde. Die grundlegenden ideologischen und wirt¬ 
schaftspolitischen Hauptthesen, die in variierenden, den jeweiligen 
Zeitumständen entsprechenden Akzentuierungen bei allen Vertretern 
dieser Richtung wiederkehren, lassen sich in folgenden Punkten zusam¬ 
menfassen: 1. wurde als erstes Ziel aller wirtschaftlichen Betätigung 
nicht die individuelle Bedarfsdeckung, sondern die Machtstärkung des 
Staates oder des Volkes und die Förderung ihrer gesellschaftlichen und 
politischen Aufgaben postuliert; 2. ergaben sich hieraus Recht und 
Pflicht des Staates, den Wirtschaftsablauf zu dirigieren und die freie 
Wirtschaftsinitiative zugunsten eines vom Staat allein zu definierenden 
»Gemeinnutzes« einzuschränken; 3. die Souveränität des Staates um¬ 
faßte das uneingeschränkte Recht, Zahlungsmittel, unabhängig von der 
Menge gehorteten Metalls oder außenhandelspolitischen Erwägungen, 
zu schaffen; 4. eine deutliche Neigung zu autarker Selbstversorgung in¬ 
nerhalb eines kontinentalen »Großwirtschaftsraums«, dessen Expansion 
durch die — zumindest wirtschaftliche - Durchdringung des europäischen 
Ostens und Südostens zu sichern sei; 5. eine romantisch verklärte Vor¬ 
rangstellung der Landwirtschaft und Idyllisierung des Dorflebens neben 
einer deutlichen Ambivalenz gegenüber der Industrialisierung und der 
damit verbundenen »Verstädterung«. 


71 






Die »Gründer«: 

Adam Müllerund Friedrich List 

Die wichtigsten philosophischen und wirtschaftstheoretischen Schriften 
von Adam Heinrich Müller (1779-1829), den Wilhelm Roscher vielleicht 
etwas großzügig als den Vater der »romantischen Volkswirtschaftsschule« 
bezeichnete , erschienen in den Jahren 1808-1815, gerieten dann aber 
bald in Vergessenheit. Erst die universalistische Schule Othmar Spanns 
und seiner Anhänger hat ihnen in den zwanziger Jahren unseres Jahrhun¬ 
derts neue Anerkennung verschafft. Mehr als 30 Jahre später erschien 
1841 das Hauptwerk Friedrich Lists (1789-1846): »Das nationale System 
der politischen Ökonomie«. Seither wogt der akademische Streit um das 
»Erstlingsrecht« dieser beiden Denker bei der Gründung einer stamm¬ 
eigenen deutschen Volkswirtschaftslehre. 

Der Platz Müllers als Wirtschaftstheoretiker ist auch heute noch umstrit¬ 
ten. Die Geschichtsschreibung ökonomischer Ideen und Theorien neigt 
zumeist dazu, ihn als romantischen Philosophen und Staatsrechtler, der 
auf wirtschaftstheoretischem Gebiet nur verworrene Gemeinplätze zu 
bieten hatte, abzutun. Dies ist, wie sich aus dem weiteren ergeben wird, 
'n ungerechtfertigtes Urteil, jedoch lassen sich tatsächlich die philo- 
»phischen, politischen und wirtschaftlichen Anschauungen Müllers nur 
jhwer separieren. 1801 veröffentlichte er eine verheerende Kritik des 
»geschlossenen Handelsstaats« Fichtes aus der Position eines begeister¬ 
ten Anhängers der klassisch-liberalen Nationalökonomie 181 . Wenige 
Jahre später war jedoch aus dem preußischen Protestanten nicht nur ein 
österreichischer Katholik, sondern auch ein militanter Antiliberalist ge¬ 
worden. Die klassische Nationalökonomie Adam Smiths wurde von Mül¬ 
ler aufs schärfste abgelehnt, »weil die Nationalkraft außer acht gelassen« 
und weil »eine Lehre von dem >int6ret des tous< anstatt einer Lehre vom 
>int6ret g6nörale< geboten« wird 182 . 

Müllers Konzept des »int£ret gönörale« entsprang einer romantisch-irra¬ 
tionalen Staatsvergötterung, die den Staat als ein ewiges und eigenständi¬ 
ges oberstes Wesen über alle Äußerungen des privaten und öffentlichen 
Lebens stellt. Müllers Staat ist im wahrsten Sinne »totalitär«, denn er 
fordert von seinen Untertanen nicht nur Befolgung seiner Gesetze, son¬ 
dern unbedingte Anerkennung seiner Autorität in allen Lebenssphären: 
in Sitte und Gebrauch des alltäglichen häuslichen Lebens nicht weniger 
als auf den Gebieten der Religion und der Wissenschaft ,83 . Das private 
Eigentum ist in diesem Staate zwar neben dem des Staates und der Stände 
geduldet, stellt aber, in typisch romantischer Entlehnung medivialer Be¬ 
griffe, als »Lehen« eines unvergänglichen Gemeinbesitzes »nur Nieß¬ 
brauch und Vergänglichkeit, obwohl einen für das Ganze sehr wesent¬ 
lichen Nießbrauch und eine unentbehrliche Vergänglichkeit« dar 184 . 
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Dementsprechend stellt Müller die Staatswirtschaft über jede eigeninter¬ 
essierte Privatwirtschaft. Aufgabe des »Staatswirts« ist es, das Gemein¬ 
interesse gegenüber den zersetzenden Übergriffen der Privatinteressen 
zu bewahren und aus seiner Tätigkeit die Erfahrung und inneren Kräfte 
zu sammeln, »um zu fühlen, was unnational sei, um indirekt zu lernen, 
wie man der Nichtwürdigkeit und Herzlosigkeit dieser geistlichen, adli¬ 
gen und bürgerlichen Privatleute trotzen und begegnen müsse, um zu ler¬ 
nen, wie wenig Schonung und Achtung ein Bündel Egoisten verdient, 
wenn es darauf ankommt, ein Volk zu bilden; um den Mut in sich zu 
befestigen, den der braucht, der die ewige Natur des Staates ergründen, 
wiederherstellen und ihr das Unwürdige, das sich widersetzen möchte, 
ohne Skrupel aufopfern soll« 185 . Es ist dabei bezeichnend, daß Müller die 
Gewähr des Gesamtinteresses nicht in einer »materialistischen« Maxima- 
lisierung des Sozialprodukts, sondern vorerst in der »Harmonie« und dem 
»Gleichgewicht«, in modernerer Terminologie also in der »krisenfesten« 
Stabilität des Wirtschaftsablaufs, gesichert sieht I86 . 

Die wirtschaftspolitischen und institutioneilen Richtlinien Müllers blei¬ 
ben verständlicherweise noch sehr allgemein formulierte, ideologisch be¬ 
stimmte Postulate. Hingegen erweist ersieh in seinen monetären Auffas 
sungen von einer überraschenden »Modernität«. Ähnlich wie Fichte, dei 
er 1801 aufs schärfste kritisierte, unterscheidet Müller zwischen dem pa¬ 
pierenen »Landesgeld«, das nur kraft des allgemeinen Konsens und des 
Vertrauens auf die staatliche Unterschrift fungiert, und dem metallbasier¬ 
ten »Weltgeld«. Da er jedoch keine autarkische Wirtschaft vorsieht*, 
muß er dem metallenen Weltgeld eine weitere Bedeutung in seiner 
Außenhandelsfunktion und auch die Notwendigkeit eines preisverglei¬ 
chenden Verhältnisses zum Papiergeld zugestehen. Trotzdem ist das Pa¬ 
piergeld grundsätzlich dem Metallgeld übergeordnet, weil es allein das 
Vertrauen in den Staat verkörpert, dessen »Wort« die Wertbeständigkeit 
des Geldes garantiert. Nur das Papiergeld ist »wirkliches und ewiges 
Geld«, und der wahre Ausdruck der »Nationalkraft« und daher des »intö- 
ret g6n6rale«. Es bedarf daher keinerlei weiterer Deckung 187 . Nur das 
Papiergeld ist - nach Adam Müller - »lebendiges Geld«, das den Bedürf¬ 
nissen des Wirtschaftskreislaufs angepaßt werden kann, während das 
»tote« Metallgeld von den Zufällen der Edelmetall-Entdeckung abhängig 
ist. In einer frappierend modern anmutenden Abhandlung aus dem Jahre 
1811 entwickelte Müller aufgrund dieser Auffassungen den Gedanken 
einer zu schaffenden »Nationalbank«: Diese würde alles Edelmetall in 
ihren Kellern aufbewahren und wäre mit allen unbeschränkten Vollmach¬ 
ten der Papiergeldausgabe und der Kreditgewährung ausgerüstet. Das 

* Müller war österreichischer Staatsbeamter, und Österreich bezog einen erheblichen Teil sei¬ 
nes Sozialprodukts aus den Erträgen des Außen- und Zwischenhandels. 
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von dieser Bank ausgegebene Papiergeld wäre jedem Metallgeld überle¬ 
gen und besäße als vorzüglichste Eigenschaft »... die Elastizität..die 
Füglichkeit in das Bedürfnis des Marktes und der Zirkulation. Wir brau¬ 
chen ein Geld, welches entsteht, wenn sich das Bedürfnis danach zeigt, 
und verschwindet in dem Maße, als das Bedürfnis danach nachläßt .« 188 
Neben dieser, in ihrer Zeit durchaus revolutionären Geldtheorie entnahm 
Adam Müller die Normen seiner wirtschaftlichen Konzepte durchweg der 
medivialen Vergangenheit. Er idealisierte die mittelalterliche Zünfteord¬ 
nung und bekämpfte jegliche Gewerbefreiheit. Obwohl er keine extreme 
Autarkie vertrat, forderte er »... die isolierte nationale Landwirtschaft, 
(die) ihrem ganzen Umfange nach von den lokalen und vaterländischen 
Bedürfnissen... bestimmt wird«. Eine für den Weltmarkt produzierende 
Landwirtschaft, die ganz auf der Maximalisierung des Ertrages und des 
Einkommens ausgerichtet ist, käme vielleicht für das englische Inselreich 
in Frage, nicht aber für eine kontinentale Großmacht: »... für die Erhal¬ 
tung eines Staates in jeder denkbaren Krise ist seine ruhende Kraft... die 
innere Bindung seines Volkes mit dem Boden, auf dem es lebt, ebenso 
wesentlich als seine Stoßkraft .« 189 Hierzu gehört auch die selbstgenüg¬ 
same Importeinschränkung fremder, vor allem englischer, Industriewa¬ 
ren, weil mit der Mode auch die englische Lebensart eingeführt würde: 
>Ein Staat, der den Einfluß auswärtiger Industrie zerstören will.... er- 
eicht nichts, außer, insofern er sich zur Liebe der eigenen Sitten zurück¬ 
führt, indem er... wahren Nationalstolz erweckt .« 190 
Friedrich List hat zwar Adam Müller persönlich gekannt, verteidigte sich 
jedoch entrüstet gegen jeden Verdacht, von dem »gelehrten Obskuran¬ 
ten« etwas gelernt oder übernommen zu haben 191 . Im Gegensatz zu 
Adam Müller entbehrt Lists Staatsauffassung jeder romantischen Mysti¬ 
fikation und bleibt stets rationalistisch. Der Staat wird bei ihm als eine 
kontraktuelle Verbindung zum Zweck der Erreichung höchstmöglicher 
individueller Wohlfahrt seiner Mitglieder aufgefaßt 192 . Vielfach wird 
hieraus der irreführende Schluß gezogen, List sei eigentlich nur not¬ 
gedrungen zum außenhändlerischen Protektionismus gekommen, im 
Grunde aber stets Wirtschaftsliberalist geblieben.* Diese Ansicht kann 
einem gründlichen Quellenstudium kaum standhalten, denn auch List 
zog, ähnlich wie Adam Müller, gegen die klassisch-liberale Nationalöko¬ 
nomie ins Feld, weil sie die Entwicklung der nationalen Produktivkräfte 
einzig dem konkurrierenden Fleiß individueller Unternehmer überließe. 
Diesem Grundprinzip der klassischen »Schule« stellt List seine eigene 
Auffassung entgegen, »daß die Individuen den größten Teil ihrer produk- 


• So z. B. Schumpeter: »Lists Zollschutzforderung ist mit dem Freihandel durchaus verein¬ 
bar... J. S. Mill übernahm die infant-industry-Thcorie, offensichtlich aus der Erkenntnis, daB 
diese innerhalb des Rahmens der Freihandclslehre blieb« (Schumpeter, a. a. O., S. SOS). 
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tiven Kraft aus den gesellschaftlichen Institutionen und Zuständen schöp¬ 
fen« 193 . 

List leitete aus dieser Grundposition die Notwendigkeit des staatlichen 
Eingriffs auf allen Gebieten wirtschaftlicher Betätigung ab. Die Aufgabe 
des Staates in der Wirtschaft definierte er in einer in englischer Sprache 
erschienenen Arbeit... »die Interessen der einzelnen zu regulieren..., 
um das größte Maß gemeinsamen Wohlstands im Inneren und das größte 
Maß an Sicherheit anderen Nationen gegenüber zu schaffen«. Keines¬ 
wegs könne die nationale Sicherheit durch Anhäufung materiellen Reich¬ 
tums allein gewährt sein: Erst in der Verbindung von »power und wealth«, 
von wirtschaftlichem Reichtum und politischer und militärischer Macht, 
seien Sicherheit und Wohlfahrt einer Nation garantiert 194 . Hier erweist 
sich List durchaus als mehr als nur der »deutsche Patriot und glänzende 
Journalist«, als den Schumpeter ihn sieht: als Wirtschaftstheoretiker mit 
dem Anspruch, ein universal gültiges »nationales System der politischen 
Ökonomie« zu erstellen. Der staatliche Dirigismus der Wirtschaft ist die¬ 
sem System inhärent und keineswegs auf den Zollprotektionismus be¬ 
schränkt; er umfaßt nicht nur die staatlichen Infrastrukturinvestitionen 
zur Förderung einer zeitgebotenen Industrialisierung, sondern grund¬ 
sätzlich den gesamten Wirtschaftsablauf: »... Ich behaupte dreist: Jede 
Industrie im Staate, die der Staat nicht lenkt, ist der Beginn des Unter¬ 
gangs dieses Staates selbst .« 195 

Im Gegensatz zu Adam Müller entwickelte Friedrich List aus dieser 
Grundeinstellung keine umfassende Geldtheorie, doch zeigt auch er eine 
deutliche Neigung zum »Papiergeld« für die Finanzierung wirtschaftlich 
gerechtfertigter Investitionen. Eisenbahnen und Kanäle entstehen nicht 
aus Geld, sondern aus Produktionsfaktoren, meint List, wobei das Geld 
lediglich als Hilfsmittel dient, um Rohstoffe und Arbeitskraft in Eisen¬ 
bahnen und Kanäle zu verwandeln. Sollte es an Geld fehlen, »... stände 
dem Staat ein sehr leichtes und wohlfeiles Hilfsmittel zu Gebot: Er dürfte 
nur ein solides Papiergeldsystem einführen oder die Summe der vorhan¬ 
denen Papierzirkulationsmittel vermehren .« 196 (Im Hinblick auf die 
späteren Entwicklungen und Vorschläge - z. B. die Gottfried Feders-ist 
auch interessant, daß List einer möglichen Inflationsgefahr durch die 
»Deckung« der zusätzlichen Zahlungsmittel durch reale wirtschaftliche 
Werte glaubte entgehen zu können. Investitionsgesellschaften, wie z. B. 
die Eisenbahnen, sollten ihre Bestellung mit einem eigenen Papiergeld 
bezahlen, das durch staatliche Garantie zum gesetzlich anerkannten Um¬ 
laufmittel werden würde 197 .) 

Die publizistische Tätigkeit Lists war in einer Epoche vorwärtsstrebender 
Industrialisierung hauptsächlich den dringlichsten Tagesfragen der deut¬ 
schen Zollvereinigung, des Zollschutzes und der Infrastrukturinvestitio¬ 
nen gewidmet. Dennoch läßt sich der romantische Einschlag auch bei List 
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nicht übersehen ,9S . Er äußert sich in einem nostalgischen Rückblick auf 
die wirtschaftliche Harmonie und Beständigkeit des deutschen Mittel¬ 
alters, das »für die Ewigkeit baute« 199 , und einer merkwürdigen Ambiva¬ 
lenz gegenüber der gewerblichen Freizügigkeit und der Landwirtschaft. 
Industrialisierung und die dafür unerläßliche Gewerbefreiheit sind ihm 
ein Gebot der Zeit, das Deutschland durch die politische Situation und 
den internationalen Konkurrenzkampf mehr aufgezwungen als er¬ 
wünscht ist. Seiner persönlichen Neigung und mehr langfristigen Er¬ 
wägungen einer »höheren Politik« folgend, sähe er lieber ein ausgegliche¬ 
neres, hauptsächlich auf der Landwirtschaft und dem Kleingewerbe 
basierendes Wirtschaftswachstum verwirklicht. Er schließt darum nicht 
aus, daß die deutsche Wirtschaft, nachdem erst einmal die Übergangpe¬ 
riode stürmischer Industrialisierung überwunden ist, durch die Rückkehr 
zur Gewerbeverfassung wieder in gesündere und ausgeglichenere Bah¬ 
nen gelenkt werden könne 200 . 

Daneben war List zweifellos einer der ersten, der Zollprotektionismus 
und Staatsinitiative mit einem durchaus imperialistisch konzipierten Be¬ 
griff kontinentaler Großraumwirtschaft verband. Obwohl abstrakt theo¬ 
retische Betrachtungen über das Wesen der Nation und der Nationalität 
bei ihm nur selten zu finden sind, ist seine Grundeinstellung unverkenn¬ 
bar: Der Zollschutz ist ihm nicht ein natürliches unabdingbares Recht 
einer jeden Nation, sondern bleibt allein nur den Nationen Vorbehalten, 
die dank eines »abgerundeten« großen Territoriums, entsprechender Be¬ 
völkerungsmasse und Rohstoffquellen, einer entwickelten Landwirt¬ 
schaft und ihrer »zivilisatorischen« Gesamtentwicklung befähigt sind, 
sich der ersten Reihe der maritimen und kontinentalen Großmächte an¬ 
zuschließen 201 . Es ist nicht übertrieben zu sagen, daß Friedrich List einzig 
und allein den Großmächten das Recht nicht nur auf Zollschutz, sondern 
allgemein auf eine unabhängige nationale Existenz zubilligte! Dies ist 
schon dadurch bewiesen, daß er nicht nur die Größe des Territoriums und 
der Bevölkerung, sondern auch die militärische Macht zu Bedingungen 
nationaler Eigenexistenz macht. Erst ein starkes Heer und eine starke 
Rotte ermöglichen den Großmächten, »... auf die Kultur minder vorge¬ 
rückter Nationen zu wirken und mit dem Überschuß ihrer Bevölkerung 
und ihrer geistigen und materiellen Kapitale Kolonien zu gründen und 
Nationen zu zeugen«. Ohnehin hat ein Volk, dem diese Attribute fehlen, 
keine Hoffnung, seine nationale Unabhängigkeit zu bewahren: »... Nur 
durch teilweise Aufopferung der Vorteile der Nationalität und durch 
übermäßige Kraftanstrengung vermag es seine Selbständigkeit notdürftig 
zu behaupten .« 202 

Dies ist das Grundprinzip oder - wenn man will - die theoretische Recht¬ 
fertigung der von List verfochtenen deutschen Expansionspolitik. 
Deutschland als kommende Großmacht muß seine »Territorialgebre- 


chen« durch die friedliche oder erzwungene Annexion kleinerer Nach¬ 
barländer zu heilen suchen und einen territorial geschlossenen Großwirt¬ 
schaftsraum vom Rhein bis an die polnische Grenze bilden »... mit 
Einschluß von Holland und Dänemark... Eine natürliche Folge ist die 
Aufnahme beider Länder in den Deutschen Bund, folglich in die deutsche 
Nationalität... Ohnehin gehören beide Völkchen ihrer Abstammung 
und ihrem Wesen nach der deutschen Nationalität an.« 203 Diese in seinem 
Hauptwerk von 1841 für den deutschen Großwirtschaftsraum gezogenen 
Grenzen erweiterte List wenige Jahre später noch sehr beträchtlich. Ge¬ 
mäß einer besonderen Hochschätzung Ungarns fügte er ihm nun auch 
Österreich-Ungarn und die europäischen Gebiete des Ottomanenreiches 
ein, und wie er früher die nationale Eigenexistenz Hollands und Däne¬ 
marks als überflüssig ansah, ließen ihn jetzt die nationalen Ansprüche der 
slawischen Völker im Habsburgerreich unberührt. Die Zukunft gehört 
den Großwirtschaftsräumen, unter denen ein deutsch-ungarisches Groß¬ 
reich sich erfolgreich der Konkurrenz Amerikas, Frankreichs und Ruß¬ 
lands stellen kann, mit England in freundlichem Einvernehmen und 
Zusammenarbeit. Was List als Zukunftsvision vorschwebte, war »... Ge¬ 
ringeres wahrhaftig nicht als die Begründung eines mächtigen germa¬ 
nisch-magyarischen östlichen Reiches, einerseits vom Adriatischen Meer 
bespült und von deutschem und ungarischem Geiste beseelt« 204 . 

List hat den Gedanken der Autarkie in seinen Schriften kaum ausdrück¬ 
lich vertreten. Er ist jedoch in dem von ihm entwickelten Konzept eine 
»Metropol-Kolonial-Schutzsystems« immanent enthalten. Die in diesei 
System vorgesehene Unabhängigkeit der Wirtschaftseinheiten von Nal 
rungsmittel- und Rohstoffimporten sollte, nachdem einmal sämtliche 
konkurrierenden Expansionsbestrebungen gesättigt waren, den Frieden 
und das politische Gleichgewicht der Welt auf lange Zeit sicherstellen. 
Die Ähnlichkeit dieser wie anderer Auffassungen Friedrich Lists mit de¬ 
nen der deutschen Romantik ist verschiedentlich bereits hervorgehoben 
worden 205 . 


Die historische Schule und der Verein für Socialpolitik 

Die historische Schule, deren ältere Generation erstmalig mit Wilhelm 
Roschers (1817-1894) »Grundriß zu Vorlesungen über die Staatswirt¬ 
schaft nach geschichtlicher Methode« im Jahre 1843 auftrat, zollte sowohl 
Müller als auch List eine wohlwollende - wenn auch manchmal kritische - 
Anerkennung. Zusammen mit ihrer jüngeren Nachfolgerin beherrschte 
diese Richtung über 40 Jahre lang die akademische Wirtschaftswissen¬ 
schaft Deutschlands und hat einen bedeutenden Einfluß auch auf die 
maßgebliche öffentliche Meinung ausgeübt. Rein wissenschaftlich lag 
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ihre Besonderheit in der Betonung nationaler Eigentümlichkeit und hi¬ 
storisch-konkreter Entwicklungen als bevorzugte Forschungsmethode 
und der Ablehnung universell anwendbarer wirtschaftstheoretischer Mo¬ 
delle. Darüber hinaus zeichneten sich besonders ihre jüngeren Vertreter 
durch einen unterschiedlich akzentuierten Antiliberalismus und die Nei¬ 
gung zu wirtschaftspolitischen Eingriffen des Staates aus. Es waren be¬ 
sonders diese Eigenschaften, die den Einfluß der historischen Schule auf 
die wirtschaftliche und politische Meinungsbildung bestimmten. 

Die »ältere« historische Schule, zu der neben Roscher vor allem Karl 
Knies (1821-1891) und Bruno Hildebrand (1812-1894) gehörten, war in 
bezug auf Wirtschaftseingriff und Eigenbetätigung des Staates weitaus 
zurückhaltender als ihre »jüngere« Nachfolgerin. Dies mag sowohl in den 
Zeitumständen als auch in dem gelehrsamen Dötachement begründet 
sein, das vornehmlich Wilhelm Roscher auszeichnete. Hingegen führte 
sie die historizistische Grundeinstellung zur Bildung eines organisch er¬ 
faßten »Volkswirtschafts«-Begriffes, der dem Adam Müllers in vielem na¬ 
hestand. Roscher ist sich dessen durchaus bewußt: »... Ganz besonders 
hat sich Adam Müller um die Auffassung von Staat und Volkswirtschaft 
als Ganzes verdient gemacht, welches über den einzelnen und selbst Ge¬ 
nerationen stehe.«- 00 

»Volkswirtschaft« wird hier, ähnlich wie später in der völkischen und na¬ 
tionalsozialistischen Literatur, in einem besonderen, vom üblichen 
Sprachgebrauch unterschiedenen Sinne gebraucht. Sie umschreibt nicht 
nur den makroökonomischen Rahmen gegenwärtig im nationalen Raum 
vereinigter Wirtschaftsinteressen, sondern wird ganz im Sinne der Ro¬ 
mantik als lebendiger Organismus aufgefaßt: »Die Volkswirtschaft ist, 
wie der Staat, das Recht, die Sprache, eine wesentliche Seite der Volks¬ 
entwicklung: daher sich der Charakter, die Kulturstufe usw. des Volkes in 
ihr ausspricht und beide zusammen entstehen, wachsen, blühen und wie¬ 
der abnehmen.« 207 Der Antiliberalismus Roschers oder Knies ist im Ver¬ 
gleich mit dem ihrer Vorgänger und Nachfolger vorsichtiger und weniger 
vehement, aber unverkennbar. Er äußert sich schon in der Annahme Karl 
Knies, daß deutschem Volkscharakter und deutscher Volkswirtschaft 
auch eine deutsche Volkswirtschaftslehre entspringen muß: »... Es wird 
doch auch in Deutschland der Einfluß unseres Volkscharakters, unserer 
nationalen Eigentümlichkeit auf die Auffassung und die Ausbildung un¬ 
serer Nationalökonomie unschwer erkannt werden... Die im Schatten 
und im Licht des deutschen Lebens hervorgewachsenen Schriften Adam 
Müllers und Friedrich Lists (haben) eine unverkennbare Nachwirkung 
auch bei denen hervorgebracht, welche einen klaren und festen Blick in 
die wirtschaftlichen Irrtümer jener Schriftsteller besitzen.« Dabei sieht 
Knies das Hauptverdienst der deutschen Volkswirtschaftslehre darin, 
nicht in den liberalistischen Irrtum einer grundsätzlichen Ablehnung je- 
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des Staatseingriffes in die Wirtschaft verfallen zu sein: »... durch die 
tiefere Erkenntnis des innigen Verbandes zwischen allen Seiten und 
Äußerungen des Volkslebens, also auch der wirtschaftlichen mit den an¬ 
deren, ... (wurde) die entgegengesetzte Einseitigkeit in der Beantwor¬ 
tung der Frage über das Verhältnis der allgemeinen Staatsgewalt zu der 
wirtschaftlichen Tätigkeit der Einzelpersonen in Deutschland vermie¬ 
den. « 20f> Bei den Gründern der historischen Schule fehlt zwar die extreme 
Staatsverherrlichung ihrer jüngeren Nachfolger, doch auch Roscher be¬ 
trachtet den Staat als »das bedeutendste unkörperliche Kapital« des Vol¬ 
kes, dessen wenigstens mittelbare Unentbehrlichkeit zu jeder bedeuten¬ 
deren wirtschaftlichen Produktion klar genug einleuchtet 209 , und sieht 
»... eine nationale Eigentümlichkeit der Deutschen..., die aus England 
oder Frankreich eingeführte Verkehrsfreiheit durch zahlreiche Ausnah¬ 
men zugunsten der Staatseinmischung zu durchbrechen« 210 . 

Der Gegensatz zur klassischen oder »westlichen« Nationalökonomie 
kommt bei der älteren historischen Schule deutlich auch in der Ablehnung 
des Postulats der Produktions- und Einkommensmaximalisierung zum 
Ausdruck, wobei sie sich wiederum auf Adam Müller beruft: »... Zu 
Müllers besten Seiten gehört der Eifer, womit er jede materialistische 
Überschätzung des wirtschaftlichen Ertrages und Genusses bekämpft 211 . 
Desgleichen bei Knies: »... Das Ziel des staatlich organisierten Volk 
lebens (ist) ein umfassenderes und deshalb auch höheres, als wie es in dt 
Verheißung der möglichst großen Produktion und Konsumtion wirtschaft¬ 
licher Güter gegeben ist.« 212 Harmonie und Sicherheit des Wirtschafts¬ 
ablaufs anstelle des »materialistischen« Meistprodukts und Kapital¬ 
anhäufung sah schon die ältere historische Schule als das erste Ziel 
wirtschaftspolitischer Betätigung an. Die j üngere Generation hat dem wie¬ 
der die Stärkung der machtpolitischen Position des Staates vorangestellt. 
Diese jüngere historische Schule, mit Gustav Schmoller (1838-1917) und 
Georg Friedrich Knapp (1882-1926) als repräsentative Vertreter, konnte 
besonders ihren Einfluß auf Regierungskreise und die Öffentlichkeit zur 
Geltung bringen, nachdem sie sich neben ihrer akademischen Tätigkeit 
im 1873 gegründeten »Verein für Socialpolitik« ein wirkungsvolles Propa¬ 
gandaorgan geschaffen hatte. Durch eine eindrucksvolle rhetorische und 
literarische Tätigkeit bemühte sich der Verein, dem seine Gegner wegen 
der starken akademischen Besetzung bald den Beinamen »Katheder-So¬ 
zialisten« anhängten, das Bewußtsein der Dringlichkeit der »sozialen 
Frage« zu wecken und detaillierte Vorschläge für deren Erleichterung 
auszuarbeiten. 

Die historische Schule war im Verein wie auch in der akademischen Wirt¬ 
schaftswissenschaft am stärksten vertreten, jedoch gehörten ihm auch 
Vertreter anderer methodologischer Richtungen an. In unserem Zusam¬ 
menhang ist hier vor allem Adolf Wagner (1835-1917) von Bedeutung, 
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dessen »Staatssozialismus« die Forderung nach etatistischem Wirtschafts¬ 
eingriff am exstremsten formulierte. Weitergehend als die Mehrheit des 
Vereins, die vornehmlich eine durch gesetzliche Sozialversicherung und 
staatliche Ordnung der Arbeitsverhältnisse betätigte, aktive »Sozialpoli¬ 
tik« vertrat, forderte Wagner den allumfassenden Eingriff des Staates in 
das Wirtschaftsleben. Direkte Staatsinitative und ein umfassendes Sy¬ 
stem institutioneller Kontrolle sollten in erster Linie der wirtschaftlichen 
und machtpolitischen Entwicklung des Staates dienen und wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Krisen verhindern. Damit kam bei Wagner mehr als 
bei manchen anderen Kathedersozialisten der enge Zusammenhang von 
Sozial- und Wirtschaftspolitik klar zum Ausdruck. Die gleichgeschaltete 
Wirtschaftstheorie im Dritten Reich hat verständlicherweise besonders 
hervorgehoben, daß diese »für die deutsche Volkswirtschaftslehre bzw. 
führende Richtungen in ihr (repräsentativen)« Ökonomen 213 sich bei al¬ 
ler methodologischen Verschiedenheit in der grundsätzlichen Ablehnung 
des »wirtschaftlichen Liberalismus, die wirtschaftstheoretisch begrün¬ 
dete Harmonielehre und dem daraus gefolgerten Laissez-faire-Prinzip« 
einig waren 214 . 

Der Einfluß der im Verein für Socialpolitik verbundenen Wirtschaftswis¬ 
senschaftler ist besonders während der Regierungszeit Bismarcks und vor 
allem in bezug auf die Sozialversicherungsgesetzgebung der achtziger 
fahre unverkennbar. Adolf Wagner bestritt zwar ausdrücklich, der 
»Theoretiker Bismarcks« gewesen zu sein, und beteuerte, eher von diesem 
gelernt zu haben 215 , doch war bei der beträchtlichen Publizität des Vereins 
der Einfluß zumindest gegenseitig. * Nach Friedrich Meinecke war es gera¬ 
dezu bezeichnend für diese deutschen Reformer, daß sie - in deutlichem 
Unterschied zur Tätigkeit der englischen »Fabian-Society«, die auf eine 
breite öffentliche Meinung einzuwirken suchte - die verantwortlichen Re¬ 
gierungskreise für ihre Ideen gewinnen wollten: »... In erster Linie... 
haben die Nationalökonomen im Verein für Socialpolitik als Berater der 
Regierenden und Erzieher des Beamtentums gewirkt, und ihr Einfluß auf 
die Parteien und die weiteren Kreise der Gebildeten hat sich erst allmäh¬ 
lich, und dann allerdings in nicht geringem Maße, durchgesetzt.« 216 
Die deutsche Kritik griff den klassischen Liberalismus von zwei Seiten her 
an: Erstens wurde ihm die Vernachlässigung nationaler Belange oder 
»der Nationalkraft« vorgeworfen und zweitens, daß er den Staat seiner 


* Bismarck hatte seinen Vertreter zur Gründcrversammlung des Vereins nach Eisenach ge¬ 
schickt und bezeichncte sich selbst oft und gern als »Kathedersozialist« (S. Georg Brodnitz, 
Bismarcks nationalökonomische Anschauungen, Jena 1902, S. 126). Außerdem hat er auch 
den Terminus »Staatssozialismus« übernommen und in seinen Reichstagsreden, besonders in 
den Debatten über die Sozialversicherungsgesetze, oft gebraucht (z. B. in seiner Rede vom 
2.4.1881, in der vollständigen Sammlung seiner parlamentarischen Reden, Berlin o.D., 
Bd.XI.S. 166). 
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sozialen Pflichten enthebe 217 . Beide Argumentationen laufen stets ne¬ 
beneinander, jedoch verschieben sich die Schwerpunkte jeweils den Zeit¬ 
umständen und den aktuellen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Pro¬ 
blemen entsprechend. Die Periode schneller Industrialisierung und der 
damit verbundenen gesellschaftlichen Strukturwandlungen und politi¬ 
schen Organisation der Arbeiterklasse gebar das Bewußtsein der »sozia¬ 
len Frage« und den Ruf nach »Sozialpolitik«. Der nationalistische Taumel 
nach 1871, aber auch die Wirtschaftskrise von 1873 und die verschärfte 
internationale Konkurrenz rückten die Forderung nach einem aktiven 
und krisenverhindernden Staatseingriff in die Wirtschaft in den Vorder¬ 
grund. 

Daß beides nur verschiedene und sich ergänzende Seiten einer autoritä¬ 
ren Staatsauffassung sind und wie wenig sich »Sozialpolitik« und »Wirt¬ 
schaftspolitik« voneinander trennen lassen, beweist am besten das Bei¬ 
spiel Adolf Wagners. Als junger Mann und Schüler Karl Heinrich Raus 
vertrat Wagner liberale und freihändlerische Theorien, wechselte aber, 
wie die meisten National-Liberalen, in den siebziger Jahren ins konserva¬ 
tive Lager über. Im Verein für Socialpolitik, dessen Mitbegründer er war, 
stand Wagner extrem rechts. Nachdem er die Mehrheit nicht für seine 
»staatssozialistischen« Vorschläge gewinnen konnte, wirkte er ab 1877 
hauptsächlich im Bunde mit Adolf Stoecker, erst im Rahmen des »Zen¬ 
tralvereins für Sozialreform« als Herausgeber von dessen Zeitschrift 
»Der Staatssozialist« und ab 1881 als zweiter Vorsitzender der antisemiti¬ 
schen Christlich-Sozialen Partei Stoeckers.* 218 Gemeinsam mit Albert 
Schäffle (1831 -1903) gilt Wagner als der Gründer der »gemeinwirtschaft¬ 
lichen Schule«, die im Grunde mit dem »Staatssozialismus« fast synonym 
ist, und versuchte, ein »Gesetz der wachsenden Staatstätigkeit« zu ent¬ 
wickeln, demzufolge die ständige Zunahme staatlichen Wirtschaftsein¬ 
griffes ein notwendiger Prozeß der Kulturentwicklung sei. Auf dem 
Grundsatz aufbauend, daß »... die Gesellschaft, die Volkswirtschaft, der 
Staat und ihr Recht das Höhere..., der einzelne, sein Recht das Niedri¬ 
gere, das Spätere« ist, faßte Wagner das Programm des Staatssozialismus 
in folgenden Punkten zusammen: »1. Verstaatlichung und Kommunali¬ 
sierung von Produktionsbetrieben zum Nutzen der Gesamtheit; 2. Erset¬ 
zung der freien Preise durch Taxpreise; 3. Durchführung einer sozialen 
und gerechten Finanz- und Steuerpolitik« 219 . 

Auch Gustav Schmoller vertrat einen verstärkten Eingriff und die Auf¬ 
sicht des Staates über die Wirtschaft, allerdings weniger extrem als 
Adolf Wagner. Dabei betonte er besonders die positive Erfahrung, die 
Preußen mit der Verwaltung seiner öffentlichen Wirtschaftsbetriebe 

* 1892 oder 1893 hat sich Wagner allerdings vom Antisemitismus der Stoeckcr-Partei distan¬ 
ziert und verließ sic. Ich verdanke diesen Hinweis Herrn Prof. Dr. Werner Jochmann. 
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durch ein vorzüglich ausgebildetes und ergebenes Beamtentum gemacht 
hat. Dies - unter anderem - in einem der Tätigkeit Walther Rathenaus 
gewidmeten Artikel, dessen »salon-antisemitische« Untertöne kaum ver¬ 
steckt sind: Rathenau gebührt zwar höchstes Lob, denn »... sein Staats¬ 
sozialismus steht dem Alt-Preußens nahe. Seine Pläne sind große und 
edle Konzeptionen«, doch hat er seine »schönen Pläne« nicht einmal in 
seinen eigenen Betrieben zu verwirklichen versucht! Seine Grund¬ 
anschauungen sind wohl die richtigen, die vorgeschlagenen Ausführungs¬ 
methoden jedoch zu voluntaristisch, woraus Schmoller schließt, »... daß 
Rathenau das Beste, was Deutschland hat, sein Beamtentum, nicht genug 
kennt und daher nicht genug würdigt... Er kennt unser deutsches Staats¬ 
wesen doch nicht vollständig und von innen heraus.. .«. 22 ° 

Seine deutlichste und bemerkenswerteste Anwendung hat der Grundsatz 
der unbeschränkten Souveränität des Staates auf wirtschaftlichem Gebiet 
wohl in der Geldtheorie gefunden, die vor allem von Georg Friedrich 
Knapp und Adolf Wagner entwickelt wurde. Knapp bestritt in seiner 
»Staatlichen Theorie des Geldes« (1905) die Notwendigkeit jeder Metall¬ 
deckung, da diese ja auch nur kraft des staatlichen Gesetzes bestehe. 
Folglich ist das Gesetz, nicht das Gold, die wahre »Deckung« der Wäh- 
ung. Ganz ähnlich wie Adam Müller wies Knapp auf die fehlende »Ela- 
tizität« der metallgedeckten Währung hin und sah nur im Papiergeld, das 
iinzig durch das staatliche Gesetz und das Vertrauen der Bürger zu ihrem 
Staat als Zahlungsmittel zirkuliert, ohne Eigenwert zu besitzen, »wahres 
Geld« 221 . Die theoretischen und analytischen Qualitäten Knapps, die 
z. B. von Schumpeter bezweifelt werden, mögen dahingestellt bleiben, 
doch sein Buch hat in Deutschland auch während und nach dem Ersten 
Weltkrieg viele Anhänger gefunden. Oswald Spengler, dessen »Preußen¬ 
tum und Sozialismus« Knapp nach eigener Aussage mit Bewunderung 
erfüllte, hat seinerseits Knapp hoch geschätzt, und auch Gottfried Feder * 
zitierte ihn gern 222 . 

Ähnlich sah auch Adolf Wagner das »Vertrauen« als die eigentliche Dek- 
kung jeder Währung an und betonte das Verhältnis der Geldmenge zum 
Wirtschaftskreislauf. Die Lösung dieses Problems sah Wagner in der Ver¬ 
staatlichung des Kreditwesens oder zumindest in einer scharfen Kontrolle 
und Einschränkung der Privatinitiative der Banken. Das »stoffwertlose 
Geld« staatlich kontrollierter Banken muß die Menge der Zahlungsmit¬ 
tel den jeweiligen Bedürfnissen der Wirtschaft anpassen und damit 
die Stabilität der Preise und Zinssätze sichern. Kein Wunder, daß 


* Der »Deutsche Volkswirt« vom 9.12.1932 brachte folgendes Zitat aus einer Rundfunkde¬ 
batte Gottfried Fcders: »... An sich habe ich... im Sinne der Knappschen Staatstheorie des 
Geldes die Ansicht vertreten, das beste Geld ist das völlig ungedeckte Papiergeld, das von 
einem sauberen Staat ausgegeben wird und in den Verkehr kommt.« 
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Wagner mit diesen Vorschlägen in den Augen eines nationalsozialisti¬ 
schen Ökonomen der »Altmeister der Geldtheorie« war 223 . 

Auf die technischen und oft komplizierten Seiten dieser Theorien kann im 
Rahmen einer kurzen Übersicht nicht eingegangen werden. Das Wesent¬ 
liche und Gemeinsame war erstens der Schwerpunkt auf die Zirkulations¬ 
funktion anstelle der Wertehortungsfunktion des Geldes und die Prioritä¬ 
tenordnung: Die Stabilität der inneren Kaufkraft und die Anforderungen 
der nationalen Wirtschaftsentwicklung wurden denen eines internationa¬ 
len Austausches vorangestellt. Von diesen Zielsetzungen ausgehend, 
wurde die Notwendigkeit der Goldbasis oder jeder anderen Metalldek- 
kung der Währung bestritten und die Forderung nach unbegrenzter Souve¬ 
ränität und Autonomie des Staates auf monetärem Gebiet erhoben, die 
entweder durch eine besondere »Binnenwährung« oder die zusätzliche 
Geldschöpfung verstaatlichter oder staatlich kontrollierter Banken zu 
sichern sei. Allen diesen Theorien lag das Bestreben nach einer autono¬ 
men, dem Wirtschaftskreislauf angemessenen Geld- oder Kreditschöp¬ 
fung zugrunde, und es ist durchaus verständlich, daß sie besonders in den 
Krisenjahren von 1929 bis 1933 erneut aufgegriffen wurden. 

Theoretisch lassen sich aus der hier geschilderten etatistischen Wirt¬ 
schaftsauffassung verschiedentliche nach innen oder außen orientierte 
wirtschaftspolitische Richtungen ableiten. In Deutschland verfochten die 
Kathedersozialisten den Gedanken sozial ordnender Staatsinitiative, um 
soziale Gegensätze und die daraus erwachsenden politischen Spannungen 
zu überbrücken und der sich ausbreitenden sozialistischen Arbeiterbewe¬ 
gung zuvorzukommen. Früher hatte Friedrich List dem Staat insbesondere 
die Förderung einer raschen Industrialisierung und den Zollschutz der 
jungen Industrie empfohlen. Daneben strebten konservativere Richtun¬ 
gen aus ideologischen und exogenen, d. h. außerwirtschaftlichen Erwä¬ 
gungen die Erhaltung landwirtschaftlich traditioneller Wirtschafts- und 
Lebensformen an, weil ihnen die Folgen der industriellen Urbanisierung 
aus religiösen, gesellschaftlichen, politischen oder kulturellen Gründen 
unheilvoll erschienen. Alle diese Tendenzen liefen nebeneinander her, 
wenn sie sich auch oft in ihren den jeweiligen Zeitumständen entsprechen¬ 
den Schwerpunkten trafen. 

Gleicherweise entsprangen auch die außenpolitischen Orientierungen in 
ihrem Verhältnis zur bestehenden oder angestrebten inneren Wirtschafts¬ 
verfassung nicht eindeutig bestimmt der etatistischen Wirtschaftsauffas¬ 
sung. Vorrangstellung der Landwirtschaft, Autarkiebestrebungen und 
großwirtschaftlicher »Lebensraum« sind nicht unbedingt immanente Be¬ 
standteile dieser Auffassung. Während der fünfziger und sechziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts gerieten diese Tendenzen eher ins Hintertref¬ 
fen, und auch die »kleindeutsche« Reichsgründung und die Gründerjahre 
waren für sie kein geeignetes Klima. Deutschland, das nach einem »Platz 
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an derSonne« strebte, dachte vor allem an Außenhandel und überseeische 
Kolonien. Diese Bestrebungen blieben - in wechselnden Akzentuierun¬ 
gen - bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs einflußreich, jedoch rückte 
ab Ende des Jahrhunderts zunehmend das Konzept einer »mitteleuro¬ 
päischen Lösung« in den Vordergrund. Wirtschaftswissenschaftler und 
Politiker neigten mehr und mehr dazu, Deutschland als eine benachtei¬ 
ligte, vor einer »aufgeteilten Welt« stehende Großmacht zu betrachten, 
der nur ein einziger Ausweg offen blieb: die Errichtung eines territorial 
geschlossenen Großwirtschaftsraums, der der aufstrebenden deutschen 
Industrie den Binnenmarkt und die Rohstoffquellen Ost- und Südost¬ 
europas erschließen sollte. Was verhältnismäßig zahm als das Programm 
einer allen Seiten förderlichen deutsch-österreichischen Zollunion be¬ 
gann, nahm im Laufe der Zeit und besonders nach Kriegsausbruch im¬ 
mer mehr das Gesicht unverhohlener Eroberungs- und Expansionsbe¬ 
strebungen an. 

Bei der Propagierung dieser Ideen nahmen die Kathedersozialisten eine 
offene und weithin deutliche Stellung ein. Selbst ein fortschrittlich und 
liberal denkender Ökonom wie Lujo Brentano vertrat sie in einem 1885 
veröffentlichten Aufsatz, der trotz des betont friedlichen Weges und der 
Beteuerung, daß mit diesen Vorschlägen den Interessen aller Beteiligten 
gedient sei, über die deutsche Vorrangstellung in dem zu errichtenden 
Wirtschaftsraum keinen Zweifel ließ“ 4 . Brentanos Mitkämpfer im Ver¬ 
ein für Socialpolitik, Schmoller und Adolf Wagner, waren weitaus deut¬ 
licher und extremer. Beide waren prominente Mitglieder des Flottenver¬ 
eins, der 1899 zur Unterstützung des Tirpitz-Plans gegründet wurde.* 
Ähnlich wie Friedrich List ein halbes Jahrhundert vorher sah Schmoller 
die wirtschaftlichen Fortschritte der mit Deutschland konkurrierenden 
»Wirtschaftskolosse« als eine Bedrohung, der »nicht bloß für die Kriegs¬ 
zeit, sondern dauernd« nur auf dem Wege einer Zollvereinigung Deutsch¬ 
lands, Österreich-Ungams und der Türkei entgegengetreten werden 
könne. Dieser vereinte Wirtschaftsblock würde Deutschland den Weg 
nach Afrika, Persien und Indien öffnen und als eine einige Großmacht in 
allen wirtschaftlichen Verhandlungen mit anderen Mächten auftreten 225 . 
Für diese Ideen wirkte Schmoller auch in dem 1904 von Julius Wolf ge¬ 
gründeten »Mitteleuropäischen Wirtschaftsverein«. Interessant ist dabei 
die schon damals deutliche landwirtschaftlich-kontinentale Orientierung 
Schmollers. Selbst für die Flottenerweiterungspläne trat er weniger aus 
kolonialpolitischen Erwägungen, sondern eher wegen der drohenden 


• Ludwig von Mises meint vielleicht etwas zugespitzt, daß sic das, was sic offen nicht zu sagen 
wagten, in ihren akademischen Vorträgen und Seminaren verbreiteten: »Sie wollten Deutsch¬ 
land für den kommenden Krieg vom ausländischen Lcbcnsmittclimport unabhängig machen. 
Die Lcbensmittelzölle waren in ihren Augen nur kurzfristige Übergangsmaßnahmen. Das 
Endziel waren Krieg und Eroberungen« (von Mises, a. a. O., S. 76f.). 
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englischen Seeblockade ein: »... Wir wollen weder ein Industriestaat 
noch ein Kolonialstaat, noch eine Seemacht wie England werden; wir 
wollen ein Kontinental- und Militärstaat bleiben; wir wollen unsere Land¬ 
wirtschaft nicht wie England preisgeben, aber wir wollen unseren Handel 
und unsere Industrie so weit ausdehnen, daß wir leben und eine wach¬ 
sende Bevölkerung unterhalten können.« 226 

Ähnlich wie Schmoller hat auch Adolf Wagner in seinem »Agrar- und 
Industriestaat« (1901) vor der Zerstörung des Gleichgewichts zwischen 
Landwirtschaft und Industrie gewarnt. Als anerkannter Finanzwissen¬ 
schaftler übernahm er es, im Rahmen der »Freien Vereinigung für Flot¬ 
tenvorträge«, den Beweis dafür zu liefern, daß die Flottenvergrößerung 
nicht nur eine zur Verhütung der Seeblockade und Bewahrung der natio¬ 
nalen Ehre unentbehrliche Notwendigkeit sei, sondern auch als wirt¬ 
schaftlich vorteilhafte Kapitalinvestition finanziell durchführbar sei 227 . 
Fritz Fischer hat die Entwicklung des Mitteleuropa-Konzepts während 
der Kriegsziel-Debatten des Ersten Weltkriegs und den Anteil der Kathe¬ 
dersozialisten ausführlich beleuchtet 228 . Ähnlich sah auch Henry C. 
Meyer die außerordentliche Popularität des Mitteleuropa-Gedankens, in 
Übernahme einer Aussage Friedrich Naumanns, als ein »Kind des Krie¬ 
ges« an. Es kann jedoch keineswegs, wie Meyer meint, als »ein plötzlich 
neues historisches Produkt« betrachtet werden 229 . Über die extrem impe¬ 
rialistischen Aktualisierungen der Kriegsjahre hinaus hatte der Mittel¬ 
europa-Gedanke im deutschen Wirtschaftsdenken sowohl eine »Vergan¬ 
genheit« als auch eine »Zukunft«. Er war nichts anderes als die zeitlich 
bedingte und bis zur letzten Konsequenz fortgeführte Konkretisierung 
einer in sich geschlossenen Wirtschaftsauffassung mit stark ideologischen 
Akzenten, in der ein ausgedehnter und autarker Wirtschaftsraum als un¬ 
erläßliche Grundlage nationaler Macht erscheint. Albert Schäffle, der 
Gründer der »Gemeinwirtschaft«, sah bereits in den sechziger Jahren in 
einem mitteleuropäischen Zollverband das Mittel, mit dem sich Deutsch¬ 
land im Bunde mit »Weltbritannien« einer »amerikanisch-russischen Ver¬ 
gewaltigung« erfolgreicher erwehren könne 230 . Ebenso wurde auch Paul 
de Lagarde von den späteren völkischen Pamphletisten, aber auch von 
Wichard von Moellendorff nicht umsonst »bemüht«: Seine »Deutschen 
Schriften« enthalten u.a. den Vorschlag eines »Mittel-Europa«, das 
Deutschland und die habsburgischen Länder zu einer wirtschaftlichen 
und militärischen Großmacht unter der Herrschaft deutscher Fürsten ver¬ 
einigen sollte 231 . 

Die Richtung in die »Zukunft« des Mitteleuropa-Gedankens wies bereits 
Friedrich Ratzel (1844-1904) in einem Aufsatz, der 1901 unter dem be¬ 
zeichnenden Titel »Lebensraum« erschien. Ratzel hat unter dem Ein¬ 
druck seiner Reisen im amerikanischen Kontinent den wirtschaftlichen 
und machtpolitischen Motiven des Mitteleuropa-Konzepts die irrationale 
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und sozialdarwinistische Untermalung beigefügt, wie sie später durch 
Karl Haushofers (1869-1946) Geopolitik voll entwickelt wurde. Die 
Größe des Wirtschaftsraums sah Ratzel als das wichtigste Attribut natio¬ 
naler Kraft und als Ergebnis eines allumfassenden Existenzkampfes zwi¬ 
schen den Rassen an, aus dem die stärkste und reinste Rasse als Besitzer 
des größten Lebensraums hervorgeht. Haushofer fügte dem den romanti¬ 
schen Begriff des »organischen Wachstums« und der kontinentalen Ein¬ 
heit des Lebensraums hinzu und hat wahrscheinlich auch durch persön¬ 
lichen Kontakt die Lebensraumformulierungen in Hitlers »Mein Kampf« 
maßgeblich beeinflußt 232 . Was während der Weimarer Zeit unter dem 
Titel »Lebensraum«, »Großraumwirtschaft« oder »Zwischen-Europa« in 
der jungkonservativen und nationalsozialistischen Literatur zirkulierte, 
war im Grunde die Wiederaufnahme und zeitentsprechende Neuformu¬ 
lierung der Mitteleuropa-Idee der Kathedersozialisten. 

Besonders das Mitteleuropa-Konzept Gustav Schmollers war weitaus 
grundsätzlicher und umfassender, als es durch die Zeitumstände der Vor¬ 
kriegs- und Kriegsjahre erklärt werden könnte. Schmoller sah im mittel¬ 
europäischen Großwirtschaftsraum nicht nur das Ansiedlungsgebiet 
einer rasch anwachsenden Bevölkerung, sondern auch den politischen 
•iachtblock, der »... überhaupt die höhere und alte europäische Kultur 
or dem Untergange rettet« 233 . Die Bedrohung dieser Kultur sah er von 
seiten Rußlands, der Vereinigten Staaten und vielleicht Chinas heranrük- 
ken und glaubte, in England den natürlichen Bundesgenossen in diesem 
Kampf zu sehen. Die Engländer »... könnten das, was sie von ihrem 
Weltreich und ihrer Weltherrschaft ja gewiß aus dem Weltkrieg retten 
können, leichter erhalten und bewahren in einem künftigen guten Ver¬ 
hältnis zu Deutschland als gegen dasselbe. Sie würden unserer Hilfe bald 


genug dringlich bedürfen. Gegen wen, darüber spricht man heute besser 
noch nicht 234 .« Das bewegt sich bereits in bedenklicher Nähe nicht nur 


der wirtschaftlich-geopolitischen, sondern auch der außenpolitischen 
Ideen Adolf Hitlers, wie er sie in »Mein Kampf« und in seinem unveröf¬ 
fentlichten »zweiten Buch« niederlegte. Schmoller kann natürlich nicht 
mit der Urheberschaft des Hitlerischen Gedankens belastet werden, und 
es ist fraglich, ob Hitler je dessen Reden und Artikel gelesen hat. Den¬ 
noch sollte diese überraschende Ähnlichkeit zum Nachdenken darüber 
anregen, ob das, was hier »in der Luft lag« und beredten Ausdruck fand, 
in seinem Einfluß auf spätere Entwicklungen völlig übersehen werden 


darf. 


Zum Schluß soll hier kurz noch die Mitarbeit Hjalmar Schachts an der 
Mitteleuropa-Propaganda erwähnt werden. Schacht studierte an der Ber¬ 
liner Universität als Schüler Schmollers, den er in seinen Erinnerungen 
als »einen der Männer, die mich damals maßgeblich beeinflußten«, nennt. 
Als junger Mann und Sekretär des »Handelsvertragvereins« nahm er be- 
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reits 1902 an einer von Paul Rohrbach, einem der aktivsten Befürworter 
»Mitteleuropas«, organisierten Studienreise nach Südosteuropa und dem 
Vorderen Orient teil. 1916 finden wir den Initiator des »Neuen Plans« von 
1934 unter den Mitbegründern des »Arbeitsausschusses für Mitteleuro¬ 
pa« unter der Führung von Friedrich Naumann und Ernst Jäckh 23S . Selbst 
wenn man diesen Zusammenhängen keine allzu große Bedeutung für die 
späteren Entwicklungen zumessen möchte, scheinen sie nicht völlig be¬ 
langlos zu sein.* 


Der »Kriegssozialismus«: 

Walther Rathenau und Wichard von Moellendorff 

Die Erfahrungen der Kriegswirtschaft 1914-1918 bestärkten die bereits 
vorhandenen staatsdirigistischen Tendenzen, die hier sozusagen ihre ope¬ 
rative Wirksamkeit experimentell bestätigt sehen konnten. Seit Schlief- 
fen basierte alle strategische Vorplanung auf der Annahme, daß im west¬ 
lichen Europa ein langwieriger Krieg aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
mehr denkbar sei 236 . Der Krieg bewies zur Überraschung vieler, daß der 
Staat nicht nur die wirtschaftstechnischen Mittel fand, um jede Voraus¬ 
sicht weit überschreitende Kriegsausgaben zu finanzieren, sondern auch 
genügend Arbeitskräfte und Rohstoffe für die industrielle Produktioi 
mobilisieren konnte. Um die letztere Aufgabe hatte sich besonders Wal 
ther Rathenau verdient gemacht, der ab August 1914 gemeinsam mit Wi¬ 
chard von Moellendorff die kriegswirtschaftliche Rohstoffzuteilung ver¬ 
waltete. 

Moellendorff wurde durch Walther Rathenau aus der von seinem Vater 
gegründeten AEG herangezogen und hat durch seine grundsätzlichen 
und praktischen Ideen langfristiger Planung die Arbeit Rathenaus in der 
Kriegswirtschaft wesentlich beeinflußt. Beiden Männern war gemein¬ 
sam, daß sie nicht nur begabte Praktiker waren, sondern ihre Methoden 
aus einer umfassenden Wirtschafts- und Gesellschaftsauffassung entwik- 
kelten. Rathenau hat Jahre vor dem Kriege diese Auffassung in einer 
umfangreichen und heute noch lesenswerten Publizistik öffentlich zur Dis¬ 
kussion gestellt. Nach dem Krieg versuchte vor allem Moellendorff, zu- 


* Schacht schrieb seine Doktorarbeit über den englischen Merkantilismus und erzählt in sei¬ 
nen Erinnerungen, er hätte schon damals die Unzulänglichkeiten der klassischen National¬ 
ökonomie erkannt: »... Die sogenannte klassische Nationalökonomie verdankt ihre lange 
Herrschaft der glänzenden Propaganda, mit der die englischen Volkswirtschaftslehrer die 
kontinentalen Köpfe umnebelt haben. Und wenn einmal ein Volkswirt die Lcbcnsintcrcssen 
seines Volkes gegen diese fremden Theorien zu verteidigen suchte, so wurde er, wenn er ein 
Deutscher war, wie Friedrich List, von seinen eigenen Landsleuten verkannt und verspottet« 
(76 Jahre usw., a. a. O., S.475). 
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sammen mit dem sozialdemokratischen Wirtschaftsminister Rudolf Wis¬ 
sen, sein Konzept der »Gemeinwirtschaft«, das den etatistischen Dirigis¬ 
mus mit einem »konservativen Sozialismus« verband, zum Kernpunkt 
einer neuen Wirtschaftsordnung zu machen. Die Ideen Rathenaus und 
Moellendorffs konnten sich weder vor noch nach dem Kriege durchset¬ 
zen, aber die Erfahrungen der Kriegszeit hinterließen einen bleibenden 
Eindruck und haben über die Grenzen Deutschlands hinaus in den wirt¬ 
schaftlichen Krisensituationen der zwanziger und dreißiger Jahre einen 
erheblichen Einfluß auf die Herausbildung neuer Wirtschaftstheorien 
ausgeübt.* 

Moellendorffs Grundeinstellung betonte in offensichtlicher Anlehnung 
an die romantische Idealisierung des deutschen Mittelalters den Vorrang 
von Stabilität und Harmonie als gesellschaftlich erwünschte Ziele wirt¬ 
schaftlicher Betätigung. Die private Unternehmerinitiative war allge¬ 
mein, und nicht nur im Kriege, zu verdammen: »... Der gemeinsame 
Götze war das freie Spiel der Kräfte. Er wurde angebetet, als der Bürge 
von Gelegenheiten, Geld zu verdienen..., und man vergaß.... daß ge¬ 
rade deutsche ältere Wirtschaftsformen, wie die mittelalterlichen Zünfte, 
in strenger Gebundenheit recht ansehnlich gediehen waren.« 237 Moellen- 
dorff bemühte sich, seiner »Gemeinwirtschaft«, die »... älter (ist) als die 
Herrlichkeit von 1913 und immerhin ein wenig deutscher!«, durch eine 
.nsehnliche »Ahnenreihe« Durchschlagskraft zu verschaffen, in der ne- 
oen Friedrich dem Großen, Fichte, List und Bismarck auch Paul de La- 
garde ein ehrenvoller Platz zugewiesen wurde: Dieser »... würde ohne 
Zaudern aus dem letzten Konservativen einer verlöschenden der erste 
Konservative einer dämmernden Volkswirtschaft« 238 . Wiederum ist der 
dirigierende Staatseingriff und die Staatsinitative das konservative oder 
neukonservative Grundprinzip dieser »dämmernden Volkswirtschaft« 
Moellendorffs, das, beweiskräftig aus den Kriegserfahrungen hervorge¬ 
gangen, nicht mehr verlassen werden sollte: »... Der Krieg (war) ein 
industrieller Großversuch im weitesten Sinne... Das wirtschaftliche Ge¬ 
samtbewußtsein eines allwissenden Staates ist nicht zufällig dies eine Mal, 
sondern muß ein für alle Male der bessere Hort und die bessere Pflanz¬ 
stätte für Initiative sein als das Teilbewußtsein privater Unternehmungen 
der Banken oder Börsen.« 239 

Ähnlich glaubte auch Walther Rathenau, daß »... die Erkenntnis (däm¬ 
mert), daß alles Wirtschaftsleben auf dem Urgrund des Staates ruht, daß 
Staatspolitik der Geschäftlichkeit vorangeht, daß jeder, was er besitzt und 


• »... Rathenaus fruchtbare Gedanken... gehören zu den wichtigsten Richtlinien für die 
spätere Entwicklung der deutschen Staatswirtschaft. Alle späteren Bemühungen der Weima¬ 
rer Republik und ironischerweise des Dritten Reichs, eine Staatswirtschaft nach unbürokrati¬ 
schen Richtlinien zu entwickeln..., müssen auf das organisatorische Genie Rathenaus zurück¬ 
geführt werden« (Stolper, a. a. O., S. 118f. Übers, d. Vcrf.). 
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kann, allen schuldet«. Er sah somit die Zeit gekommen, seine grundsätz¬ 
lichen Anschauungen und kriegswirtschaftlichen Erfahrungen in einem 
»System des wirtschaftlichen Ausgleichs und der sozialen Freiheit« verall¬ 
gemeinernd zusammenzufassen, dessen hauptsächliche Richtlinien er in 
den folgenden Punkten formulierte: 1. Staatliche Zuweisung der verfügba¬ 
ren Produktionsfaktoren zwischen Konsum und Investitionen gemäß einer 
planmäßig festgesetzten erwünschten Wachstumsrate der Wirtschaft; 
2. Eine gerechte, mehr egalitäre Verteilung des Nationaleinkommens und 
der Vermögen; 3. Verbot jeglicher monopolistischer Verbindungen, die 
im modernen Kapitalismus als vornehmliche Quelle ungerechtfertigter 
Bereicherung fungieren; 4. Drastische Begrenzung des Vererbungs¬ 
rechts, um gemeinsam mit einem großangelegten Ausbildungsprogramm 
soziale Differenzen zu verringern und eine größere Klassen-Mobilität auf 
lange Sicht zu gewährleisten. Die Verwirklichung dieser Grundsätze 
sollte durch das Zusammenwirken der wirtschaftlichen Eigenbetätigung 
des Staates und umfassender staatlicher Kontrolle des Lohnes, der Pro¬ 
fite, des Zinssatzes und des Außenhandels gewährt werden. Im öffent¬ 
lichen Wirtschaftssektor, in staatlich geleiteten Betrieben und Investitio¬ 
nen sah Rathenau ein wirksames Instrument zur Beeinflussung der Preise 
und Zinssätze im Sinne gesellschaftlicher Gesamtinteressen und zum 
Schutze des Mittelstandes vor der Konkurrenz monopolistischer Kräfte- 

240 

gruppen . 

Das soziale Ethos, das Rathenaus Schriften ehrlich und überzeugend wir¬ 
kend durchdringt, entsprang einem unruhigen und kritischen Geist, der 
in den Wirren der Gegenwart bereits die »kommenden Dinge« visionär 
vorgezeichnet sah. In seinem sozialen Bewußtsein stand er seinen kathe¬ 
dersozialistischen Zeitgenossen durchaus nahe, wenn er auch oft deren 
Kritik seiner radikal weitgreifenden Pläne und Vorschläge zu spüren be¬ 
kam. Daneben war dieser jüdische Industrielle ein national gesinnter 
Deutscher, der den Vormacht- und Expansionsbestrebungen der Kathe¬ 
dersozialisten nur wenig nachstand. Bereits 1898 vertrat er in einem mit 
dem Pseudonym Walter Michael gezeichneten Artikel in der Zeitschrift 
»Die Zukunft« den Standpunkt, daß Deutschland gegenüber der techno¬ 
logischen und wirtschaftlichen Überlegenheit des Westens sich »nach 
Osten« wenden müsse 241 . Gleich Schmoller war Rathenau um den zu¬ 
künftigen Bevölkerungsüberschuß Deutschlands besorgt: »Wir können 
nicht in einem Menschenalter hundert Millionen Deutsche mit den Pro¬ 
dukten einer halben Million Quadratkilometer einheimischen Bodens 
und einer afrikanischen Parzelle ernähren und beschäftigen, und wir wol¬ 
len nicht der Gnade des Weltmarkts anheimfallen. Wir brauchen Land 
dieser Erde.« Rathenau wollte daher der Monroe-Doktrin den Kampf 
ansagen, um Südamerika einer deutschen Kolonisation und deutschem 
Export zu eröffnen, mußte aber eingestehen, daß die Aussichten hierfür 
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nur gering und »die Zeit großer Eroberungen für Deutschland verpaßt« 
seien. Als einziger aussichtsreicher Weg erschien ihm daher die Grün¬ 
dung einer mitteleuropäischen Zoll- und Wirtschaftsunion, der sich 
»wohl oder übel über kurz oder lang« schließlich auch Frankreich und die 
mit ihm verbundenen Staaten anschließen würden. Dieser Wirtschafts¬ 
block könnte der angelsächsischen Überlegenheit ebenso wie der russi¬ 
schen Bedrohung effektiv entgegentreten und Deutschland die wirt¬ 
schaftliche Vorherrschaft auf dem Kontinent sichern 242 . 

Die Einbeziehung Frankreichs in den zu bildenden mitteleuropäischen - 
oder eigentlich kontinentalen - Großwirtschaftsraum unterschied Ra¬ 
thenaus Konzept von denen seiner Zeitgenossen und mancher Vorgänger 
durch die Orientierungsverschiebung von England auf Frankreich. Hier¬ 
durch war es auch weniger mit aggressiv nationalistischen Untertönen 
belastet als andere gleichzeitige Auffassungen und hört sich heute fast wie 
eine prophetische Vorschau auf die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
an. So wesentlich dieser Unterschied ist, so war er doch keinesfalls un¬ 
überbrückbar. Trotz der wiederholten Betonung des gegenseitigen Vor¬ 
teils aller einbezogenen Partner war sich Rathenau der Vorrangstellung 
Deutschlands in dem vorgesehenen Wirtschaftsverband durchaus bewußt 
ind versuchte auch nicht, das zu verhehlen. Er konnte darum auch ohne 
Schwierigkeiten gemeinsam mit Albert Ballin, Gustav Stresemann oder 
Friedrich Naumann und den weitaus extremeren Kathedersozialisten im 
bereits erwähnten »Mitteleuropäischen Wirtschaftsverein« eine gemein¬ 
same Plattform für die propagandistische Verbreitung seiner Ideen fin¬ 
den. 


Die Nachkriegszeit: 

OthmarSpann, Werner Sombart und die »konservative Revolution« 

Nur wenige akademische Wirtschaftstheoretiker haben die nationali- 
stisch-etatistische Tradition während der Weimarer Zeit fortgeführt. Die 
meisten Kathedersozialisten waren nicht mehr am Leben, und die histori¬ 
sche Schule war im »Methodenstreit«, den Carl Menger und die öster¬ 
reichische Schule in den achtziger Jahren eröffneten, unterlegen. Auf den 
Hochschulen herrschten der Liberalismus und die Grenznutzenlehre fast 
ungestört und gebaren eine blasse, zum Leben fast beziehungslose Wirt¬ 
schaftswissenschaft. Neoliberalistische Ökonomen, die erstaunlicher¬ 
weise unter nationalsozialistischer Herrschaft publizieren und auch eine 
versteckte Kritik äußern konnten 243 , belasteten im Jahre 1937 Gustav 
Schmoller,»... der das Wirtschaftsdenken weiter und wichtiger Teile des 
deutschen Volkes bis heute - unmittelbar und durch seine Schüler - nach¬ 
haltig beeinflußt hat...«, mit der Verantwortung dafür, »... daß in 
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Deutschland die Nationalökonomie ihre frühere Kraft verlor, wahrhaft 
gestaltend zu wirken« 244 . Man kann hierüber verschiedener Meinung 
sein, und spätere Verfasser haben den liberalistischen »Siegern« des Me¬ 
thodenstreits den gleichen Vorwurf gemacht 245 . Fest steht jedenfalls, daß 
die akademische Wirtschaftswissenschaft in Deutschland, ähnlich wie in 
anderen Ländern, den Krisenereignissen hilflos gegenüberstand und daß 
die Wirtschaftspolitik hauptsächlich durch die bürokratischen Praktiker 
der Ministerien und der Reichsbank geformt wurde. Dies in einem Maße 
von Selbständigkeit, daß man geneigt war, von einer wirtschaftstheore¬ 
tisch besonderen »ministeriellen Schule« zu sprechen 246 . 

Überzeugender und mit größerer Autorität haben Werner Sombart in 
Berlin und Othmar Spann in Wien die romantische und »historische« 
Tradition den jungen Intellektuellen der »konservativen Revolution« 
übertragen. Trotz der nicht unerheblichen Verschiedenheit der Aus¬ 
gangspositionen trafen sich hier der nationalistische Etatismus der 
»Staatssozialisten« mit dem »preußischen« oder »deutschen Sozialismus« 
und der antidemokratischen Aggression Spenglers und Moeller van den 
Brucks in einer in sich geschlossenen politischen und gesellschaftlichen 
Ideologie, die zum Kampf gegen die junge Republik antrat. Durch eine 
talentierte und intellektuell aufreizende Publizistik hat diese Ideologie 
einen wirkungsvollen Einfluß besonders auf die junge Generation aus 
üben können 247 . Obwohl die meisten dieser Publizisten keine akademiscl 
vorgebildeten Ökonomen waren, veröffentlichten sie aufgrund ihrer tota¬ 
litären Staatsauffassung eine Reihe sehr spezifischer wirtschaftspoliti¬ 
scher Richtlinien und Vorschläge, deren Ähnlichkeit mit denen der wirt¬ 
schaftstheoretischen »Reformer« einerseits und der Nationalsozialisten 
andererseits oft überrascht. Was hier vor sich ging, war tatsächlich eine 
Konvergenz ursprünglich verschiedener Richtungen und Theorien, die 
nicht nur der politischen und wirtschaftlichen aktuellen Krisensituation 
entsprang. Nicht weniger hat daneben die gemeinsame geistesgeschicht¬ 
liche Tradition im deutschen Wirtschaftsdenken, zu der sich fast alle die¬ 
ser Richtungen mehr oder weniger bewußt bekannten, eine gegenseitige 
Annäherung erleichtert. Ganz besonders hat die universalistische Schule 
Spanns ihre traditionelle Verbundenheit mit der deutschen Vergangen¬ 
heit und der »deutschen Volkswirtschaftslehre« hervorgehoben und den 
»neuentdeckten« Adam Müller zu ihrem geistigen Vater gemacht. »Stän¬ 
destaat« und »Ständewirtschaft« wurden in überschwenglicher, historisch 
durchaus anfechtbarer Idealisierung mittelalterlicher Institutionen als die 
Idealtypen einer neuen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung prokla¬ 
miert. Die ständisch organisierte Wirtschaft sollte in erster Linie auf die 
harmonische Erhaltung des gesellschaftlichen Gleichgewichts, auf Stabi¬ 
lität und Sicherheit, nicht aber auf wirtschaftlichen Höchstertrag und 
größtmögliche Wachstumsrate ausgerichtet sein. 
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Werner Sombart distanzierte sich von Spann und der universalistischen 
Schule, die er als eine unwissenschaftliche, »richtende Nationalökono¬ 
mie« betrachtete 248 , aber auch Sombart verdammte den Hedonismus und 
den materialistischen Utilitarismus des »ökonomischen Zeitalters« und 
gab der Stabilität den Vorrang: »... Das unmittelbare Ziel jeder vernünf¬ 
tigen Wirtschaftspolitik muß sein: der Produktion Nachhaltigkeit und 
Stetigkeit zu verleihen. Auf Fortschritte, wie sie das ökonomische Zeit¬ 
alter kennzeichnen..verzichten w'ir... Wenn man also als den Haupt¬ 
nachteil einer Beseitigung des Kapitalismus, Verlangsamung des techni¬ 
schen und wirtschaftlichen Fortschritts, bezeichnet, so antworten wir, daß 
wir gerade darin einen Segen erblicken würden.« 249 Sombart schrieb diese 
Worte im Jahre 1934 in einem Buch, das vielen als die bedauerliche Ent¬ 
gleisung eines alten und verdienstvollen Gelehrten erschien, der ver¬ 
suchte, sich bei den neuen Herren anzubiedem. Dieses Urteil läßt sich bei 
einem aufmerksamen Studium der früheren Arbeiten Sombarts kaum 
aufrechterhalten. Sein »Deutscher Sozialismus« erscheint dabei eher als 
der folgerichtige Abschluß einer geistigen und politischen Entwicklung, 
die sich mindestens bereits in seinem »Händler und Helden« des Jahres 
1915 vorzeichnete. Im übrigen werden wir noch sehen, daß obiges Zitat 
keineswegs der einzige Punkt ist, an dem sich Sombart mit Othmar Spann 
traf. 

Den jungkonservativen Revolutionären des »Tat«-Kreises waren sowohl 
Sombart als Spann ehrwürdige Lehrmeister, die dem Rationalismus und 
der Lebensfremdheit der »zünftigen Nationalökonomen« entgegenge¬ 
stellt wurden. Spann erschien ihnen zwar noch zu sehr rationalistisch, 
doch wurde ihm seine traditionelle Verbundenheit zugute gehalten: 
»... gegen einen liberaldemokratischen Gleichheits-Individualismus und 
-Sozialismus wird hier ein ständisch-organischer Universalismus gesetzt, 
und zwar in geistesgeschichtlichem Anschluß an Thomas von Aquin, 
Adam Müller und Friedrich List.« Demgegenüber wird Sombart uneinge¬ 
schränktes Lob gezollt, und man hofft, daß er sein letztes Wort noch nicht 
gesprochen hat 250 . Der »Deutsche Sozialismus« wird diese Hoffnung 
wohl erfüllt haben. 

Dabei war die Befürwortung des umfassenden Staatseingriffs in die Wirt¬ 
schaft, die Sombart im »deutschen Sozialismus« vertrat, keineswegs neu. 
1903 hatte er bereits die zunehmende Intervention der »staatsmännischen 
Technik« in den Wirtschaftsablauf als das charakteristische Kennzeichen 
zukünftiger Entwicklung bezeichnet, die zum »Sozialkapitalismus« 
führe 251 . Wenn er 1930 noch etwas unklar nach »einer zeitgenössischen 
Kameralistik« rief 252 , so vertrat er 1932 in seinem vielbeachteten Vortrag 
über »Die Zukunft des Kapitalismus« in der Studiengesellschaft für Geld- 
und Kreditwirtschaft die Forderung nach einer staatlichen zentralen 
Wirtschaftsplanung und betonte in einem zusätzlichen »Tat«-Aufsatz, 
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daß diese alle Wirtschaftssektoren umfassen müsse 253 . Was also im 
»Deutschen Sozialismus« unter Berufung auf Adam Müller, Novalis, 
Fichte u. a.* als »... eine echt deutsche Auffassung vom Staate - in be¬ 
wußtem Gegensatz zu einer vom Westen her vordringenden individua¬ 
listisch-rationalistischen Staatsauffassung...« 254 vertreten wurde, war 
alles andere als eine »Entgleisung«. 

Die grundsätzliche Unterordnung der Wirtschaft unter die staatlichen 
Interessen und Zielsetzungen muß an sich nicht unbedingt in der Forde¬ 
rung nach staatlicher zentraler Planwirtschaft gipfeln. Man kann unter 
der gleichen Voraussetzung verschiedene Vorstellungen über die Trans¬ 
missionswege haben, durch die die vorplanenden oder auch nur ziel¬ 
bestimmenden Direktiven einer obersten staatlichen Instanz bis in die 
untersten Stufen der Wirtschaft übertragen werden. Der »ständische 
Aufbau« oder das »Ständewesen«, den die Spann-Schule nach dem Vor¬ 
bild der medivialen Zünfteordnung verwirklichen wollte, galt hauptsäch¬ 
lich nicht dem Schutz mittelständischer Interessen, sondern war das 
Schema eines institutionellen Wirtschaftsaufbaus, in dem den beste¬ 
henden oder zu schaffenden Interessentenverbänden ein beträchtliches 
Maß autonomer Selbstverwaltung überlassen blieb 255 . Dagegen sah Som- 
bart in den Ständen bestenfalls untergeordnete Ausführungsorgane staat¬ 
licher Direktiven, die in ihrem Organisationsumfang und Kompetenzen¬ 
bereich nicht zu umfangreich sein sollten. Den Begriff »Ständestaat« 
lehnte er entschieden ab, »... wenn man unter diesem einen Staat ver¬ 
steht, bei dem die Stände an der Bildung des Staatswillens teilnehmen. 
Vielmehr wird der Staat der Zukunft immer der autoritäre Staat sein.« 256 
Wie wir noch sehen werden, war diese theoretische Auseinandersetzung 
durchaus bedeutungsvoll, und der nationalsozialistische Staat hat später 
im Sinne Sombarts gegen die Spannsche Ständekonzeption entschieden. 
Dies trifft sowohl auf den institutioneilen Wirtschaftsaufbau als auch auf 
die Preis- und Lohngestaltung zu, die Spann den ständischen Organisatio¬ 
nen überlassen wollte.** Auch der »Tat«-Kreis befürwortete eine durch 
staatliche Direktiven direkt gelenkte Wirtschaft, in der die Fachverbände 
der einzelnen Wirtschaftszweige unter staatlicher Leitung als bloße Aus¬ 
führungsorgane fungieren, anstatt wie bisher »... Veranstaltungen zur 
Vertretung der privaten Interessen« zu sein 257 . 


* Bemerkenswert ist immerhin, daß auch Ferdinand Lassallc erwähnt wird, »... der in einer 
Zeit des ödesten Manchestertums die Staatsidcc unter Berufung auf seinen Lehrer Fichte mit 
besonders beredten Worten vertrat« (S. 175). 

** Die frühen Verbindungen der NSDAP mit Othmar Spann und anderen Univcrsalistcn und 
die Übernahme ständischer Terminologie in die Partcilitcratur wird viclcrscits als »Mittcl- 
standsideologie« oder sogar »Mittelstands-Sozialismus« der Nationalsozialisten ausgclcgt, von 
der sie sich vorgeblich nach der Machtübernahme befreit hätten. Über diese m. E. irrige Inter¬ 
pretation wird noch einiges zu sagen sein. 
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Staatliche Kontrolle oder sogar Festsetzung der Löhne und Preise, die 
früher bereits von den Kathedersozialisten gefordert wurde, war allen 
Richtungen dieser konservativen Rechten der Weimarer Zeit ein selbst¬ 
verständlicher Bestandteil ihrer Wirtschaftsauffassung :b8 . Daneben sahen 
sie in wirtschaftlicher Eigenbetätigung eines möglichst großen öffentlichen 
Wirtschaftssektors nicht nur, wie z. B. Schmoller, eine fiskalische Einkom¬ 
mensquelle des Staates und ein Mittel sozial ausgleichender Einkommens¬ 
verteilung, sondern in erster Linie ein wirkungsvolles Instrument der Wirt¬ 
schaftslenkung. Für Oswald Spengler, der im preußischen Beamtenstaat 
den ersten Schritt zur Verwirklichung des »Preußischen Sozialismus« sah, 
war ein vorbildlich verwalteter öffentlicher Wirtschaftssektor der Beweis, 
daß auch ohne privaten Profitanreiz gewirtschaftet werden kann. Aber er 
folgerte hieraus nicht die Forderung nach allgemeiner Verstaatlichung, 
sondern nur staatliche Kontrolle und Lenkung der Wirtschaft, die er als die 
»... Verstaatlichung des Wirtschaftslebens, nicht durch Enteignung, son¬ 
dern durch Gesetzgebung« bezeichnete. Im Laufe der sich verschärfenden 
Wirtschaftskrise ertönte dann allerdings der Ruf nach Verstaatlichung im¬ 
mer lauter. Die »Tat« forderte zumindest die Verstaatlichung der Groß¬ 
konzerne. Werner Sombart ging am weitesten, denn er wollte sämtliche 
Großbanken, die Rohstoffindustrie, das gesamte Transportwesen und alle 
Betriebe, die Kriegsmaterial hersteilen, verstaatlicht sehen 259 . 

Wie wenig »sozialistisch« diese Ideologien - trotz aller »Staatssozialis¬ 
mus-«, preußischer oder deutscher Sozialismusterminologie - tatsächlich 
waren, geht schon daraus hervor, daß selbst die extremsten »Verstaat¬ 
licher« grundsätzlich auf dem Boden privaten Eigentums der Produk¬ 
tionsmittel und privatem Profitanreizes beharrten. Was eingeschränkt 
werden sollte, war die freie Unternehmerinitiative und die martkwirt- 
schaftliche Preis- und Lohngestaltung, keineswegs aber die kapitalisti¬ 
schen Besitztitel. »... Privateigentum und Gemeineigentum«, betonte 
selbst Werner Sombart, »werden nebeneinander bestehen... freilich... 
auch das Privateigentum kein unbeschränktes, sondern ein gebunde¬ 
nes ..., jedenfalls, soweit es sich um das Eigentum an Produktionsmitteln 
und an Boden handelt-ein Lehnseigentum 260 .« Hierbei unterstrich Som¬ 
bart ausdrücklich seine Übereinstimmung mit Othmar Spann. 

Die gleiche Übereinstimmung mit den Auffassungen der universalisti¬ 
schen Schule kennzeichnet auch Sombarts Einstellung zur Landwirtschaft 
und seine Ambivalenz gegenüber dem industriellen und technischen 
Fortschritt von Wirtschaft und Gesellschaft. Die romantische Idealisie¬ 
rung des Landlebens gegenüber den moralischen Schäden der »Verstäd¬ 
terung« und der kulturfesten bäuerischen Wurzelhaftigkeit gegenüber der 
»... Heimatlosigkeit des ohne wirkliche Werte und Inhalte dahinleben¬ 
den großstädtischen Proletariers« sind ein hervortretendes Motiv der 
Spann-Schule. Der Kampf gegen die Verstädterung wurde hier folgerich- 
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tig als ein Kampf gegen die übermäßige Industrialisierung aufgefaßt und 
dem Staat die Aufgabe gestellt, eine »soziale Zensur über die Technik« 
auszuüben. Ähnlich verdammte Sombart schon während des Ersten 
Weltkrieges die übertriebene Industrialisierung als die Wurzel eines he¬ 
donistischen »Komfortismus... den Feind alles Idealismus und Kultur«. 
Mit der sich verschärfenden Wirtschaftskrise, in der viele das »Ende des 
Kapitalismus« bereits angekündigt sahen, vertiefte sich die nostalgische 
Idealisierung der Landwirtschaft, obwohl auch diese von der Krise stark 
betroffen war. Sombart sprach nun von »Auflandung« und Ansiedlung 
der Erwerbslosen in den Ostgebieten in einem Umfang, der den Beschäf¬ 
tigungsanteil der Landwirtschaft wieder bis auf 40-45 v. H. erhöhen 
sollte. Dies nicht nur als zeitgemäße Notlösung, sondern aus der grund¬ 
sätzlichen Erkenntnis heraus, »... daß für einen Staat... die landwirt¬ 
schaftliche Bevölkerung wertvoller und notwendiger ist als die gewerb¬ 
liche - handeltreibende - städtische« 261 . 

Bezeichnenderweise verbindet Sombart die Forderung nach der »Re- 
agrarisierung« Deutschlands mit dem Ruf nach weitestmöglicher Autar¬ 
kie, die nicht nur aus militärischen und machtpolitischen, sondern auch 
aus intern gesellschaftlichen Erwägungen notwendig sei. Landwirtschaft 
und autarke Selbstversorgung, die eigentlichen Grundmotive des »Le- 
bensraum«-Prinzips, treffen sich hier ergänzend mit dem Wunschbild 
einer zukünftigen neuen Gesellschaftsordnung des »deutschen Sozialis¬ 
mus« zu einem grundsätzlichen und geschlossenen Konzept, das stark an 
den »geschlossenen Handelsstaat« Fichtes erinnert: »... wir vertreten 
dieses nationalwirtschaftliche Prinzip aus strategischen, völkischen und 
wirtschaftlichen Gründen. Vor allem aber aus der Erwägung heraus, 
daß... eine sinnvolle Ordnung des Gemeinwesens zu seiner Verwirk¬ 
lichung eines Wirtschaftskörpers bedarf, der im wesentlichen in seinen 
Lebensäußerungen von Vorgängen im Ausland unabhängig ist.« 262 
Auch Robert Friedländer-Prechtl sprach in ähnlichen Tönen von der 
»Arterhaltung«, »Volksgesundheit« und »Seelenhaftigkeit« der alten 
deutschen Dorfkultur - ein weiteres Kennzeichen für seine ideologischen 
Grundpositionen. Die Autarkiebestrebungen erklärte er aus der sich ab¬ 
zeichnenden weltweiten Entwicklung, die seiner Ansicht »... nach der 
Richtung zunehmender Autarkie, nach dem Bestreben, innerhalb ge¬ 
schlossener Wirtschaftsräume zu möglichster Selbstversorgung zu gelan¬ 
gen«, weise 263 . Hieraus haben vor allem die jungen Publizisten der »Tat« 
den erneuerten Ruf nach mitteleuropäischer Großraumwirtschaft abge¬ 
leitet. Friedrich Zimmermann schrieb unter dem Pseudonym »Ferdinand 
Fried« eine Reihe aufsehenerregender Artikel, in denen er die Notwen¬ 
digkeit einer autarken Selbstversorgung nicht nur als Folge des ausgebro¬ 
chenen »Welthandelskrieges«, sondern auch aus Gründen nationaler 
Eigentümlichkeit und Lebensweise vertrat. Staatliche Planwirtschaft und 
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Wirtschaftskontrolle, Antiliberalismus, Autarkie und mitteleuropäische 
Expansionspläne wurden in der »Tat« von Zimmermann, Giselher Wir¬ 
sing u. a. als die integrative Wirtschaftsordnung der Zukunft und nicht 
nur als Krisenlösung angeboten. Die »Neuordnung Europas« bedeutete 
nicht nur die »Ausrottung« des Freihandelssystems und der Meistbegün¬ 
stigungsklausel im Außenhandel, sondern ebenso Reagrarisierung, 
Autarkie und Einschränkung wirtschaftlicher Handelsfreiheit 264 . Anfang 
der dreißiger Jahre hatten somit Nationalsozialisten und jungkonserva¬ 
tive Intellektuelle zueinander gefunden und sangen die gleiche Melodie, 
zu der zumindest ein Teil der wirtschaftstheoretischen »Reformer« die 
instrumentale Begleitmusik spielte. Die spätere Zusammenarbeit bei der 
Verwirklichung dieser Ideen war nur die natürliche Vollendung dieser 
Konvergenz. 


Der Stellenwert: 

Traditionelle und neuzeitliche Komponenten der 
nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik 

Von verschiedensten Seiten ist bereits früher auf die spezifischen Ent¬ 
wicklungen im deutschen Wirtschaftsdenken hingewiesen worden, die 
im vorangehenden Abschnitt skizziert wurden. Dabei entstanden, wie 
fast selbstverständlich, terminologische Verallgemeinerungen nicht nur 
als Hilfsmittel wissenschaftlicher Deskription, sondern oft auch bewußt 
oder unbewußt als ideologische Wertmesser, die dem Standpunkt des je¬ 
weiligen Verfassers entsprachen. Für Gustav Stolper, der als streng libe¬ 
ralwirtschaftlicher Publizist jeglichen Staatseingriff als wirtschaftsge¬ 
fährdend ablehnte und der daher auch in den dreißiger Jahren in seinem 
»Deutschen Volkswirt« einen vehementen Kampf gegen jedes »Wäh¬ 
rungsexperiment« führte, waren die geschilderten wirtschaftshistori¬ 
schen und geistesgeschichtlichen Tendenzen der spezifisch deutsche 
Ausdruck eines antikapitalistischen »Sozialismus«, zu dem er auch den 
Nationalsozialismus zählte 265 . In Anlehnung an Stolper sah auch Kopel 
S. Pinson im »preußischen« oder »deutschen Sozialismus« Spenglers oder 
Moeller van den Brucks nicht nur die Vorläufer des Nationalsozialismus, 
sondern auch einen Teil»... der sozialistischen Tradition in Deutschland, 
deren bestorganisierter Ausdruck die SPD war« 266 . Diese auch heute 
noch weitverbreitete Anschauung basiert auf der Klassifizierung gesell¬ 
schaftlicher und wirtschaftlicher Systeme nach dem »Ordnungsprinzip«, 
die die freie marktwirtschaftliche Produktions- und Verteilungsregelung 
mit »Kapitalismus«, alle staatlichen Planungs- und Wirtschaftseingriffe 
kurzerhand mit »Sozialismus« gleichsetzt, wobei meist die Besitzverhält¬ 
nisse völlig außer acht gelassen werden. Es muß ernstlich in Frage ge- 
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stellt werden, ob dieses Ordnungsprinzip tatsächlich ein geschichts- und 
gesellschaftswissenschaftlich einwandfreies Forschungskonzept liefert. 
Trotz aller, oft ehrlich empfundenen sozialethischen Besorgnis waren Bis¬ 
marck, von Bülow oder Walther Rathenau genausowenig »Antikapitali¬ 
sten« oder gar »Sozialisten« wie Friedrich List, Schmoller oder Adolf 
Wagner. Auch der »Antikapitalismus« der jungkonservativen Revolutio¬ 
näre und der Nationalsozialisten in der Weimarer Republik ist äußerst 
zweifelhaft. Alle diese Richtungen vertraten konsequent das Privateigen¬ 
tum der Produktionsmittel und den privaten Profitanreiz in der Wirt¬ 
schaft und verkörperten, jeweils den Zeitumständen gemäß, die konser¬ 
vative, völkische oder nationalsozialistische Reaktion auf die wirkliche 
oder imaginäre Gefahr einer sozialistischen Revolution, vor der das be¬ 
stehende Gesellschaftssystem bewahrt werden sollte. 

Besser definiert Wolfgang Hock den »Deutschen Antikapitalismus« in 
seinem gleichnamigen Buch als »... die ökonomische Seite einer generell 
gegen den demokratischen Liberalismus gerichteten, umfassend ausge¬ 
bildeten Ideologie, die in der inneren Entwicklung der Weimarer Repu¬ 
blik eine noch kaum gewürdigte Rolle gespielt hat und in ihren Ursprün¬ 
gen weit in die deutsche Geschichte zurückreicht... erst von dieser allge¬ 
meinen Voraussetzung können auch die ökonomischen Auffassungen 
richtig gedeutet und analysiert werden, die das deutsche Wirtschaftsden¬ 
ken um 1930 auf stärkste beeinflußt haben und die - das darf man ohne 
speziellen Nachweis behaupten - auch für das wirtschaftliche Handeln 
von grundlegender Bedeutung geworden sind.« 267 Die letzte Feststellung 
soll im nächsten Kapitel noch gründlicher untersucht werden. Immerhin 
scheint obigem Zitat zufolge »Antiliberalismus« ein schon eher zulässiger 
Begriff zu sein, der aber den Nachteil hat, daß auch er rein negativ formu¬ 
liert nur die Ablehnung der bestehenden, nicht aber die postulierten Ziel¬ 
setzungen der angestrebten Wirtschaftsordnung ausdrückt. 

Ludwig von Mises 268 hat seinerseits den Terminus »Etatismus» ge¬ 
braucht.* Dieser scheint die hier geschilderten Trends tatsächlich zutref¬ 
fender und wissenschaftlich objektiver zu definieren, läßt aber auch die 
richtungweisenden Zielpostulate außer acht. Ausgesprochen etatistische 
Züge trägt u. a. auch der moderne Wohlfahrtsstaat, der als endültige 


• L. v. Mises hat in seinem Buch viel Mühe aufgewandt, um zu beweisen, daß der »Etatis¬ 
mus« keine originell deutsche Erfindung war - m. E. eine müßige Anstrengung: Selbst wenn 
der Etatismus zuerst in den französischen Köpfen Fouriers, Sismondis oder St.-Simons gebo¬ 
ren wurde, ist das »Erstlingsrccht« für spatere Entwicklungen kaum relevant. Maßgeblicher 
ist der Anklang und Einfluß dieser Ideen und die Stellung, die sic lange Zeit auf den Akade¬ 
mien und in der öffentlichen Meinung cinnahmen. Diese waren zweifellos in Deutschland 
bemerkenswerter als anderswo. Dies entsprang nicht etwa einem besonderen »Volkscharak¬ 
ter«, sondern den Besonderheiten wirtschaftlicher und gesellschaftlicher - nicht zuletzt aber 
auch ideologischer und politischer - Entwicklungen der deutschen Geschichte des 19. und 
20. Jahrhunderts. 
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Ziele staatlicher Initiative und Eingriffe die weitestmögliche individuelle 
Bedarfsdeckung und stabile Vollbeschäftigung setzt. Demgegenüber war 
die hier geschilderte Richtung im deutschen Wirtschaftsdenken nicht nur 
die ins »wirtschaftliche übersetzte« traditionelle Auffassung vom Obrig¬ 
keitsstaat, sondern gab daneben den nationalen und machtpolitischen 
Aufgaben des Staates den unbedingten Vorrang. Wenn also überhaupt 
ein verallgemeinernd abstrahierender Terminus notwendig und zulässig 
ist, scheint uns der Begriff »nationalistischer Etatismus« die Zusammen¬ 
hänge am zutreffendsten zu umschreiben. 

Was ergibt sich, dies einmal vorangesetzt, aus der in diesem Kapitel dar¬ 
gestellten traditionellen Kontinuität? Jedenfalls nicht eine Erklärung der 
nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung - und noch weniger der 
späteren Wirtschaftspolitik - als alleinige und unvermeidliche Folge 
traditioneller Geistesrichtungen und Theorien. Das Verhältnis jeder 
Wirtschaftspolitik zu vorangehenden oder gleichzeitigen theoretischen 
Entwicklungen ist stets ein schwer zu lösendes Problem der Sequenzen¬ 
ordnung. Dennoch dürfte die Feststellung zutreffen, daß dieser Tradition 
in der realwirtschaftlichen Situation der zwanziger und dreißiger Jahre, 
iie nicht nur in Deutschland für verstärkte Staatsintervention in den 
Virtschaftsablauf »reif« war, ein nicht zu unterschätzender Einfluß zu¬ 
kam. Dirigistische Wirtschaftskonzepte, die vor der Unantastbarkeit pri¬ 
vater Initiative nicht haltmachten, haben auch in anderen Ländern bei der 
politischen Rechten Anklang gefunden. In Deutschland konnten sie sich 
jedoch auf eine traditionelle Kontinuität berufen, die weite und einfluß¬ 
reiche Kreise für diese Auffassungen aufnahmebereit gemacht hatte. Es 
ist nicht Aufgabe des Historikers, frühere Ökonomen oder Philosophen 
deshalb als »Vorläufer« oder »Wegbereiter« des Nationalsozialismus zu 
verurteilen. Er kann jedoch nicht übersehen, daß in Deutschland eine 
maßgebliche Schicht von Wirtschaftswissenschaftlern, Ministerialbeam- 
ten und Unternehmern während ihrer Jugend- und Studentenzeit in einer 
Tradition aufgewachsen war, die sie für die neuen Theorien empfänglich 
machte. 

Unglücklicherweise war die von den Nationalsozialisten durchgeführte 
Wirtschaftspolitik in der gegebenen wirtschaftlichen Krisensituation die 
richtige Medizin. Ihr Erfolg brachte dem nationalsozialistischen Regime 
nicht nur den weitgehenden politischen Konsensus der Bevölkerung ein, 
sondern umgab auch seine umfassende Wirtschaftsauffassung mit dem 
Nimbus theoretischer Unfehlbarkeit. Nur wer unbeirrbar im geschicht¬ 
lichen Determinismus befangen ist, wird hieraus schließen, daß es so und 
nicht anders kommen mußte. Was wäre geschehen, wenn frühere Re¬ 
gierungen, Wirtschaftler und Politiker sich aus den Fesseln überkom¬ 
mener Wirtschafts- und Finanzprinzipien befreit und früher antizyklische 
Wirtschaftsmaßnahmen angewandt hätten, die heute zum Gemeingut 
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der Wirtschaftstheorie gehören? Auf diese spekulative »Was-wäre- 
wenn.. .«-Frage gibt es wohl kaum eine befriedigende Antwort. Schließ¬ 
lich waren Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit nur einige - wenn auch 
wahrscheinlich die ausschlaggebenden - Faktoren von vielen, die zur 
nationalsozialistischen Machtergreifung führten. Die geschichtliche Tat¬ 
sache ist, daß die Nationalsozialisten und die ihnen nahestehenden Öko¬ 
nomen vor 1933 konkrete Arbeitsbeschaffungspläne mittels »unkonven¬ 
tioneller« Finanzierungswege propagierten und daß sie diese erfolgreich 
nach der Machtergreifung durchführten. 

Wieviel hiervon auf rein pragmatische Improvisation, auf eine allgemein 
umfassende »Wirtschaftsauffassung« oder auf theoretische Vorarbeiten 
zurückzuführen ist, läßt sich kaum einwandfrei abwägen, und wahr¬ 
scheinlich haben alle diese Faktoren eine Rolle gespielt. Aber es trifft 
nicht zu, was ein unlängst verstorbener namhafter Wissenschaftler dem 
Verfasser schrieb,»... daß Sie die ganze Nazibewegung offenbar etwas zu 
hoch einschätzen, wenn Sie dieser Sippschaft Zutrauen, daß sie überhaupt 
Gedanken gehabt hat und diese theoretisch zu unterbauen suchte«. Es 
gab in der Nazibewegung und in ihrer unmittelbaren politischen Nähe 
zweifellos »Gedanken«, die sie, so bedauerlich dies nachträglich ist, mi 
Geschick zu nutzen verstand. Auch der geäußerte Zweifel, ob Hitler, Fe 
der, die Reichswirtschaftsminister »belesen genug« gewesen wären, un 
sich in der deutschen volkswirtschaftlichen Tradition »Vorbilder« suchen 
zu können, geht am Wesentlichen vorbei: »Gedanken« und Theorien, die 
zeitgebunden »in der Luft liegen«, zirkulieren in unzähligen Zeitungsarti¬ 
keln und Broschüren, die es zu der Zeit in Mengen gab. Um sich »Vorbil¬ 
der« zu wählen, muß man nicht unbedingt deren umfangreiche Werke 
gelesen haben. (Wie viele der heutigen »Marxisten« haben wohl Marx 
selbst gelesen?) 

Daß zumindest einige Nationalsozialisten »belesen genug« waren und 
sich tatsächlich »Vorbilder suchten«, geht einwandfrei aus deren Publika¬ 
tionen vor und nach 1933 hervor. Wieweit sie tatsächlich durch ihre Stu¬ 
dien beeinflußt waren oder nur nachträglich den einen oder anderen frü¬ 
heren deutschen Ökonomen zur Bestätigung der eigenen Anschauungen 
in Anspruch nahmen, muß dabei allerdings offenbleiben. Zu diesen Öko¬ 
nomen gehörten vor allem Adam Müller und Friedrich List, die sowohl 
von den Nationalsozialisten als auch von ihren Mitläufern oft und gern 
zitiert wurden. Einer von diesen, Friedrich Bülow*, hat in seiner 1932 
erschienenen Einleitung zur Neuausgabe der Werke Adam Müllers die 

• Bülow war einer der wenigen Spann-Anhänger, der bereits anfangs 1933 begriff, »woher der 
Wind weht«. Obwohl er eine angesehene Stellung im Düsseldorfer »Institut für Ständewesen« 
einnahm, verdiente er sich die Rehabilitierung bei der Gestapo als »... der einzige Dozent am 
Institut, von dem bekannt ist, daß er... Gegner der Spannschcn Auffassungen ist« (IfZ, De 
15.15, Der Spann-Kreis, Gefahren u. Auswirkungen, Mai 1936, S. 39). 
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Zusammenhänge ziemlich zutreffend geschildert: »... Es muß eine 
tiefere Beziehung zu den Zeitströmungen hinzukommen, wenn ein Name 
wie der Adam Müllers wieder in die Tageshelle modernen Bewußtseins 
gerückt wird und seine Werke nicht nur wieder gelesen, sondern jetzt erst 
mit vollem Verständnis geistig erfaßt werden.« 269 
Von den Nationalsozialisten bemühte sich besonders Hans Büchner, de¬ 
ren Wirtschaftsauffassung als die Vollendung eines traditionellen »deut¬ 
schen Staatswirtschaftsgedankens« darzustellen. In seiner zu Beginn die¬ 
ses Kapitels zitierten Broschüre werden als Beweis dafür fast alle hier 
erwähnten Ökonomen und Philosophen aufgeführt: Fichte ist, nach 
Büchner, »der Künder... einer höheren, über die bloße Nützlichkeit hin¬ 
ausgehenden Solidarität der Staatsglieder«. Adam Müllers Geldtheorie, 
»... die in gewissem Sinne Feders Baubanktheorie... in sich be¬ 
schließt..., ist die beste Erklärung des Papiergeldes... und nur ein 
Schritt bis zur Ablehnung des Freihandels«. Dabei hat Friedrich List am 
überzeugendsten »... die Forderung nach nationalpolitisch orientierter 
Raumwirtschaft« erhoben und gehört zusammen mit Fichte, Hegel und 
ihleiermacher zu den Begründern der Sozialpolitik, gern als >Enkelkind 
r romantischen Schule und Kind der späteren geschichtlichen Schule« 

I :zeichnet«. In der Sozialversicherung Bismarcks sieht Büchner die Ver¬ 
wirklichung des »Staatssozialismus«, der der eigentliche Kern der natio¬ 
nalsozialistischen Wirtschaftsauffassung ist, und allgemein treten überall 
»... Wesenszüge der besten deutschen Volkswirtschaftslehre im Wirt¬ 
schaftsideal des Nationalsozialismus wieder zutage« 270 . 

Einer der intelligenteren nationalsozialistischen Ökonomen, Arthur R. 
Herrmann, versuchte insbesondere die Geldtheorien Feders durch die 
Berufung auf frühere deutsche Anschauungen zu unterstützen. »... Der 
aus liberalistischer Schau... geborenen Auffassung vom Gelde... steht 
gegenüber die aus der universalistisch-organischen Weltanschauung ge¬ 
borene staatlich-nationale Auffassung..., als deren ersten Vertreter wir 
wohl Adam Müller ansprechen dürfen.« Besonderes Lob wird verständ¬ 
licherweise G. F. Knapp gezollt, der sich »... das große Verdienst erwor¬ 
ben (hat), die Nebelwand der auf liberalistischem Boden erwachsenen 
Geldtheorie durchbrochen zu haben«. Die »neuen Geldschöpfungs¬ 
grundsätze«, die Herrmann im Sinne Gottfried Feders entwickelt, sieht er 
als eine »... im Sinne Knapps weiterentwickelte Staatliche Theorie«« an 
und stützt sich in seiner Forderung, die freie Konkurrenz und Initiative im 
Bankwesen auszuschalten, auf den »Altmeister der Geldtheorie«, Adolf 
Wagner 271 . 

Man könnte ohne Schwierigkeit noch seitenlang Zitate aus nationalsozia¬ 
listischen Publikationen vor und nach 1933 anführen, die die traditionelle 
Kontinuität ihrer wirtschaftlichen Ideen und Vorschläge zu beweisen su¬ 
chen. Nationalsozialisten, Universalisten und der »Tat«-Kreis, aber auch 
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die wirtschaftstheoretischen Reformer haben viel Mühe aufgewandt, um 
diese traditionelle Verbundenheit nicht nur zu den »Altmeistern« der deut¬ 
schen Volkswirtschaftslehre, sondern auch zu den späteren Gliedern der 
gleichen Kette zu unterstreichen.* Walter Heinrich betonte die Ähnlich¬ 
keit des universalistischen »Ständestaats«-Konzepts zum »Staatssozialis¬ 
mus« Adolf Wagners 272 . Die »Tat«-Publizisten sahen in Wichard von 
Moellendorff ihren geistigen Vater und in dessen »Gemeinwirtschaft... 
sowohl einen Ansatz zu einer höheren Wirtschaftsform... wie eine Not¬ 
wendigkeit, um die Versorgung der Massen und vorzüglich die Unabhän¬ 
gigkeit der Nation in einer verwandelten Welt... zu sichern« 273 . Daß auch 
die »Reformer« sich auf die gleiche Tradition beriefen, ist angesichts der in 
den dreißiger Jahren eingetretenen Annäherung an die politische Rechte 
nicht ohne Bedeutung. Ernst Wagemann betonte 1932 die unabhängige 
deutsche Entwicklung moderner Geldtheorien in besonderem Bezug auf 
J. M. Keynes: »... Keynes würde beschämt die Augen niederschlagen, 
wenn er einmal in die bedeutenden geldtheoretischen Schriften von Adam 
Müller, Adolf Wagner, Lexis, Plenge, Helfferich, Bendixen Einblick neh¬ 
men könnte; Knapp scheint er immerhin in der Übersetzung zu ken¬ 
nen.« 274 Mit Wichard von Moellendorff war Wagemann befreundet un 
erwähnte ihn als einen derjenigen, die ihm bei der Ausarbeitung des »Wil 
gemann-Plans« behilflich waren.** Ein Brief im Nachlaß Moellendorf. 
deutet auch daraufhin, daß dieser die Hoffnung hegte, im Laufe der wirt¬ 
schaftspolitischen Richtungsänderung mit Hilfe Wagemanns wieder zu ak¬ 
tiver Mitarbeit herangezogen zu werden 275 . Diese Hoffnung hat sich bis 
zum Tode von Moellendorffs im Jahre 1937 anscheinend nicht erfüllt. 
Gustav Stolper, der in der Staatswirtschaft das eigentliche Kernstück der 
nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik sah, betrachtete die wirt¬ 
schaftsstrukturellen Entwicklungen seit der Reichsgründung als einen un¬ 
unterbrochenen Prozeß, der fast unvermeidlich zum Nationalsozialismus 
führte: «... Ohne die Vorarbeiten ihrer Vorgänger wären Hitler und der 
Nationalsozialismus nicht möglich gewesen... Hitler brauchte nur auf 
den Knopf zu drücken, damit die bereits fertige Maschine anlaufen 


* Dr. Otto Strasscr teilte dem Verf. in einer im Juli 1974 stattgefundenen Unterredung mit, daß 
er in Berlin bei Werner Sombart studiert hat und daß er und sein Bruder Gregor mit Sombart 
oft zusammenkamen und stark von ihm beeinflußt waren. Nach Strassers Mitteilung kannten 
die »intelligenteren Nationalsozialisten« nicht nur die Schriften Sombarts, sondern auch frühe¬ 
rer Verfasser, wie Schmollcr und besonders A. Wagner. Strasscr bczeichnetc alle diese und 
auch Walther Rathenau als »Vorläufer faschistischer Gedanken« und schätzte besonders W. v. 
Moellendorff, »der in der Kriegswirtschaft eigentlich den Staatssozialismus vorweggenommen 
hat« (Tonbandgespräch im Bes. d. Verf.). 

** Der Wagemann-Plan wurde erstmalig als Heft 1 der Reihe »Staatswissenschaftliche Zeitfra¬ 
gen« veröffentlicht, die unter der Redaktion Wagemanns, Wichard von Moellendorffs und des 
eng mit der NSDAP verbundenen Wirtschaftswissenschaftlers O. von Zwicdincck-Südenhorst 
erschien. 
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konnte. Seine Vorgänger hatten bereits alles Notwendige für ihn getan. 
Der Trend zur Staatswirtschaft, der die gesamte deutsche Geschichte seit 
der Reichsgründung unter preußischer Führung durchdrang, hatte seinen 
Höhepunkt erreicht.« 276 

Dieses etwas zu vereinfachte und zu deterministische Urteil, das Stolper 
noch während des Krieges fällte, kann von der modernen Forschung nicht 
ohne empirische Differenzierungen bestätigt werden. Wie im folgenden 
Kapitel darzustellen versucht wird, wurde die nationalsozialistische Wirt¬ 
schaftspolitik durch ein Konglomerat kurzfristiger Notwendigkeiten und 
langfristiger, hauptsächlich ideologisch bestimmter Zielsetzungen ange¬ 
leitet. Sie verdankte ihren Erfolg auch durchaus modernen theoretischen 
Erkenntnissen. Dabei hat allerdings die staatswirtschaftliche Tradition 
nicht nur bei der Herausbildung der praktizierten Methoden, sondern 
auch bei der Bestimmung ideologischer Zielsetzungen eine nicht zu un¬ 
terschätzende Rolle gespielt. Sie hat auch das Ihrige dazu beigetragen, 
die wirtschaftspolitischen Maßnahmen des nationalsozialistischen Re¬ 
gimes theoretisch akzeptabel und »salonfähig« zu machen. Aber die 
Staatswirtschaft war Hitler und der NSDAP nicht Selbstzweck, sondern 
eines der Mittel zur Verwirklichung politischer und ideologischer Ziele, 
die weit über die staatswirtschaftliche Tradition hinausgingen. 
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Kapitel 3 

Die nationalsozialistische Ideologie und die Wirtschaft 
1933-1936 


A. Der institutioneile Rahmen 


Nach vier Jahren nationalsozialistischer Herrschaft wiesen Ende 1936 alle 
statistischen Indikatoren auf die erreichte Vollbeschäftigung und einen 
allgemeinen Wirtschaftsaufschwung hin, der mit keinem anderen kapita¬ 
listischen Land vergleichbar war. * Die NSDAP konnte dank dieses Erfol¬ 
ges in der Bevölkerung und auch außerhalb der Grenzen Deutschlands 
einen erheblichen Prestigezuwachs verzeichnen. 

Wieweit diese Erfolge den nationalsozialistischen Wirtschaftsexperten 
und ihren Vorarbeiten oder der Verwirklichung der im ersten Kapitel dar¬ 
gestellten Wirtschaftsauffassung zuzuschreiben sind, muß auf zwei ne¬ 
beneinander herlaufenden und nicht unbedingt zusammenhängenden 
Ebenen untersucht werden. Erstens: Inwiefern haben die wirtschaft¬ 
lichen Parteiinstanzen die wirtschaftspolitischen Beschlüsse und deren 
Durchführung beeinflußt? Zweitens: Welchen tatsächlichen Einfluß ha¬ 
ben ideologische Normen auf die verschiedenen Sektoren wirtschaft¬ 
licher Betätigung ausüben können? Ein solcher Einfluß ist theoretisch 
auch in dem Falle möglich, wenn auf dem einen oder anderen Wirt¬ 
schaftssektor sich kein direkter Einfluß der Parteiinstanzen feststellen 
läßt. Mit anderen Worten: Selbst wenn sich die bisher weitverbreitete 
Ansicht, nach der der NSDAP kein wesentlicher praktischer Einfluß auf 
die Wirtschaftspolitik des Dritten Reichs zuzumessen ist, bestätigen 
sollte, wäre immer noch zu prüfen, wieweit diese durch grundlegende 
Konzepte der nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung bestimmt 
wurde.** 


* Siehe Tabelle 1 im statistischen Anhang. 

M Der Versuch einer solchen Prüfung kann allerdings beim heutigen Stand empirischer Ein- 
zclforschungcn nur unvollkommen sein. Es fehlen nicht nur Untersuchungen vieler Sektoren, 
wie z. B. der Banken, der Lohn- und Preiskontrolle u. a., sondern auch der wirtschaftlichen 
Parteibetätigung auf Reichs- u. Gauleitcrcbcnc. Der hier vorgclcgtc Versuch wird daher noch 
viele »weiße Felder« aufweisen müssen. Spätere, vielleicht durch ihn angeregte Arbeiten wer¬ 
den noch vieles auffüllen oder auch richtigstellcn müssen. 
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Wirtschaftliche Funktionen und Organe der NSDAP nach der 
Machtergreifung 

In der ersten Regierung Hitlers wurden alle wirtschaftlichen Ministerpo¬ 
sten durch Vertreter der traditionellen Rechten besetzt, wie es in dem 
politischen Komplott dieser Kreise mit der NSDAP, das Hitlers Kanzler¬ 
schaft vorbereitet hatte, ausdrücklich vereinbart war. Alfred Hugenberg, 
der Führer der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP), erhielt - als eine 
Art »Wirtschaftsdiktator« - das Reichswirtschafts- und das Landwirt¬ 
schaftsministerium. Das Reichsfinanzministerium behielt Graf Lutz 
Schwerin von Krosigk, der es bereits unter Papen und Schleicher geführt 
hatte. Der Stahlhelm-Führer Franz Seldte wurde Reichsarbeitsminister 
und behielt noch für einige Monate Dr. Günter Gereke als Arbeitsbe¬ 
schaffungskommissar. Erst später wurden diesen Ministerien nationalso¬ 
zialistische Staatssekretäre zugewiesen: Gottfried Feder dem Wirt¬ 
schaftsministerium, Konstantin Hierl dem Arbeitsministerium und Fritz 
Reinhardt dem Finanzministerium. Zunächst hatte es durchaus den An¬ 
schein, als sei der Plan der konservativen Rechten, die Nationalsoziali¬ 
sten »einzurahmen«, auf dem Gebiet der Wirtschaft voll gelungen 277 . 
Auch hier währte die Illusion nicht lange. Bereits im Mai 1933 äußerte 
Alfred Hugenberg in einem bisher unveröffentlichten Gespräch mit dem 
Redakteur der »Leipziger Neuesten Nachrichten«, Richard Breiting, ver¬ 
bittert seine Enttäuschung: «... Wir dürfen uns aber keine Illusionen ma¬ 
chen* Die Nationalsozialisten haben schon für jeden führenden Posten in 
jedem Ressort einen Anwärter in Reserve. Vorläufig brauchen sie uns 
noch als Aushängeschild... Wir wurden zwar versichert, daß wir freie 
Hand haben würden, um die Mißstände in der Wirtschaft beseitigen zu 
können. Jetzt stellt sich heraus, daß unser Partner jedoch eigene Vorstel¬ 
lungen von der Beseitigung der Wirtschaftskrise besitzt und daß die Ideo¬ 
logen Feder und Darrö mit eigenen Plänen am Werk sind.« 278 
»Ihre eigenen Pläne« hatten vor allem auch die unteren, weniger in den 
Ränken der »hohen Politik« bewanderten Parteiränge. Überall tauchten 
sofort nach der Machtergreifung selbsternannte SA- und Parteikommis¬ 
sare auf, die die Zeit für gekommen hielten, die nationalsozialistischen 
Programmpunkte durch Partisanenaktionen gegen Warenhäuser und jü¬ 
dische Firmen zu verwirklichen. Die dadurch in der Wirtschaft aufkom¬ 
mende Unruhestimmung bewog anscheinend Hugenberg, keinen ande¬ 
ren als Otto Wagener und den der DNVP nahestehenden Alfred Moellers 
zu »Kommissaren des Reichs für den Reichsverband der deutschen Indu¬ 
strie und für die übrige Wirtschaft (mit Ausnahme der Landwirtschaft)«* 

* Der Erlaß trat am 3. Mai 1933 in Kraft, als Wagener das Wirtschaftspolitische Amt beim 
Verbindungsstab der NSDAP in Berlin leitete. 
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zu ernennen 279 . Nach Wageners eigener Schilderung kam diese Ernen¬ 
nung nicht nur ihm überraschend, sondern wurde auch von Hitler nur 
nachträglich und widerwillig bestätigt 280 . Während der zwei Monate bis 
zu seiner Entlassung war Wageners Büro in Berlin ein wichtiges Zentrum 
wirtschaftlicher Entscheidungen. Hugenbergs Erwartungen wurden nicht 
enttäuscht: Bei Wageners Entlassung am 12. Juli 1933 dankten ihm Krupp 
von Bohlen und Dr. Herle im Namen des Reichsverbands der deutschen 
Industrie (RDI) für »... die wertvolle Hilfe und tatkräftige Unterstüt¬ 
zung bei der Reorganisation des industriellen Verbandwesens wie insbe¬ 
sondere bei dem Schutz der Wirtschaft gegenüber unorganischen Eingrif¬ 
fen in Verbänden und Unternehmungen«. 281 

Wageners Entlassung aus seinen Regierungs- und Parteiämtern fiel im 
Juli 1933 mit der Ablösung Hugenbergs durch den neuen Reichswirt¬ 
schaftsminister Kurt Schmitt zusammen, wobei anscheinend Hermann 
Göring, der sich besonders für die Ernennung Schmitts einsetzte, die ent¬ 
scheidende Rolle gespielt hat. Der unmittelbare Anlaß war eine Reihe 
von Telefongesprächen, die die Gestapo aus dem Büro Wageners abge¬ 
hört hatte, in denen sich einige seiner Mitarbeiter um die Ernennung Wa¬ 
geners zum Wirtschaftsminister bemühten. Er selbst verteidigte sich vor 
Hitler und Göring und später auch vor dem Obersten Parteigericht damit, 
daß er nichts von diesen Gesprächen gewußt und auch keine Absicht 
hätte, Wirtschaftsminister zu werden. Seine eigenen Pläne wären viel 
weiter gegangen: Er wollte sein Amt eines Reichskommissars vertiefen 
und ausbauen, um später »... vielleicht erst nach Jahren... ein alle Ab¬ 
teilungen umfassendes Reichsministerium für die gesamte Volkswirt¬ 
schaft (zu bilden).... um das System des Wirtschaftsliberalismus durch 
ein nationalsozialistisches zu ersetzen«. 282 

Wagener verschwand nach dieser Affäre in der Versenkung und einige 
der darin verwickelten Mitarbeiter in Konzentrationslagern. Die Um¬ 
stände seiner Ernennung zum Wirtschaftskommissar und seiner Entlas¬ 
sung widersprechen jedoch der Interpretation dieses Falles als typisch für 
die Verdrängung »mittelständischer« und »intransigenter« Nationalsozia¬ 
listen aus wirtschaftspolitischen Stellungen unter dem Druck der Großin¬ 
dustrie 283 . Dies soll nicht besagen, daß eine solche Auseinandersetzung 
nicht stattgefunden hat, jedoch eignet sich der Fall Wagener kaum dazu, 
diese auf der Personalebene zu beweisen. Wagener wurde von Hugenberg 
mit der Absicht eingesetzt, die Übergriffe unterer Parteistellen in die 
Wirtschaft einzudämmen. Er scheint dies tatsächlich als eine seiner 
Hauptaufgaben angesehen zu haben. Seine Einsetzung und Entlassung 
waren ein Teil des Prozesses institutioneller Strukturwandlungen und 
Kräfteverschiebungen im deutschen Wirtschaftsaufbau, der während der 
ersten ein bis eineinhalb Jahre des nationalsozialistischen Regimes nicht 
zur Ruhe kam. 
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Wageners Entlassung war nicht allein das Ende seiner wirtschaftspoliti¬ 
schen Karriere, sondern leitete auch die Umorganisierung aller wirt¬ 
schaftlichen Parteiämter ein. Das Wirtschaftspolitische Amt in Berlin 
wurde aufgelöst und sämtliche wirtschaftlichen Instanzen der NSDAP 
Wilhelm Keppler, der gleichzeitig als »Beauftragter des Reichskanzlers 
für die Wirtschaft« regierungsamtlich bestellt war, unterstellt. Oberstes 
Parteiamt für Wirtschaftsfragen war die »Kommission für Wirtschaftspo¬ 
litik« unter der Leitung Bernhard Köhlers in München, die ihre prakti¬ 
sche Tätigkeit über die Gauwirtschaftsberater, »... politisch den Gaulei¬ 
tern, wirtschaftlich der Kommission für Wirtschaftspolitik unterstellt, die 
ihrerseits dem Wirtschaftsberater des Führers (das heißt Keppler) unter¬ 
stehen«, ausüben sollte 284 . Das offensichtliche Ziel dieser Neuorganisa¬ 
tion war die weitere Eindämmung immer noch anhaltender Parteiüber¬ 
griffe in die Wirtschaft, aber darüber hinaus auch die Konzentration aller 
wirtschaftspolitischen Funktionen in den staatlichen Instanzen. Dies ge¬ 
schah durchaus im Sinne der früher proklamierten Wirtschaftsauffassung 
der NSDAP, nach der der Staat das ausführende Organ der wirtschaft¬ 
lichen Funktion des »Volkskörpers« sein muß. Hitler selbst hat diese bei¬ 
den, sich einander ergänzenden Beweggründe der Neuorganisation in 
einer am 7. Juli in die Reichskanzlei zusammengerufenen Reichsstatthal¬ 
terkonferenz klargelegt: «... Die Revolution ist kein permanenter Zu¬ 
stand ... Man muß den frei gewordenen Strom der Revolution in das 
sichere Bett der Evolution hinüberleiten... Mit Wirtschaftskommissa¬ 
ren, Organisationen, Konstruktionen und Theorien werden wir die Ar¬ 
beitslosigkeit nicht beseitigen... Aus den Gewinnen der Arbeitsbeschaf¬ 
fung werden wir die stärkste Autorität erhalten...« Die Reichsstatthalter 
hätten dafür zu sorgen und seien dem Reichskanzler dafür verantwort¬ 
lich, daß nicht irgendwelche Organisationen oder Parteistellen sich Re¬ 
gierungsbefugnisse anmaßen, Personen absetzen und Ämter besetzen, 
wofür allein die Reichsregierung, also in bezug auf die Wirtschaft der 
Reichswirtschaftsminister, zuständig wäre. »Die Partei ist jetzt der Staat 
geworden. Alle Macht liegt bei der Reichsgewalt.« 285 
Die Neuorganisation schaffte, zumindest als Möglichkeit, Wilhelm Kepp¬ 
ler eine nicht geringe wirtschaftspolitische Machtposition. Er wurde zu 
allen wichtigen Besprechungen hinzugezogen und gehörte als Mitglied 
des Zentralausschusses der Reichsbank der von Schacht eingesetzten 
Kommission für die Banken-Enquete an 286 . Außerdem entschied er 
allein über die Zuführung von Geldern der Arbeitsbeschaffungspro¬ 
gramme an private Unternehmen 287 . Es ist daher verständlich, daß er von 
vielen Seiten angegangen wurde und daß jede seiner Reden und Äuße¬ 
rungen weite Beachtung in der damaligen Presse fand 288 . Daß Keppler 
diese Möglichkeiten nicht auszunutzen verstand und bald in den Hinter¬ 
grund verdrängt wurde, lag allem Anschein nach an seiner mäßigen Be- 
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gabtheit und seinen Charaktereigenschaften. Wenn man dem späteren 
Zeugnis seiner Zeitgenossen Glauben schenken darf, war Keppler »... 
kein sehr heller Kopf, naiv und einseitig beschränkt..., einer von denen, 
die Hitler in ihrer Bedeutungslosigkeit, aber auch Verwendbarkeit er¬ 
kannt hatte und deshalb hochspielte, um Konkurrenzen zu schaffen« 289 . 
Walter Darrö hat gleicherweise nach dem Kriege die Tatsache, daß Kepp¬ 
ler trotz seines großen Einflusses auf Hitler »die großen wirtschaftspoliti¬ 
schen Machtpositionen«, die in seiner Hand konzentriert waren, nicht 
ausbauen konnte, seiner »schrullenhaften Eigenbrödlerei« und be¬ 
schränkten Intelligenz zugeschrieben. So wurde er bald zum »Freihafen 
für fremde Mächte«, unter denen Darrö vor allem Himmler, Kranefuß, 
Funk und Ribbentrop erwähnt 290 . Auch Schacht hat sich Kepplers bei 
seinen Intrigen gegen den Wirtschaftsminister Schmitt bedient, bis er die¬ 
sen im Juli 1934 ablöste 291 . 

Es bleibt daneben zu bedenken, daß Keppler in der NSDAP ein »neuer 
Mann« und an der Formulierung ihrer wirtschaftlichen Programme und 
Vorarbeiten nicht beteiligt war. Seine Funktion war hauptsächlich die 
eines Verbindungsmannes Hitlers zu Wirtschafts- und Industriekreisen, 
und er hat daher auch bei dem der Machtergreifung vorangehenden In¬ 
trigenspiel eine gewisse Vermittlerrolle gespielt. Aus diesem Grunde 
würde auch eine stärkere Einflußnahme Kepplers auf die wirtschaftspo¬ 
litischen Entscheidungen keineswegs den aktiven Einfluß der Partei be¬ 
weisen. Der Aufgabenkreis der wirtschaftlichen Parteiorgane wurde 
durch die Neuorganisation ausdrücklich auf die politisch-erzieherische 
Sphäre beschränkt. Die Kommission Köhlers hatte keinerlei wirtschafts¬ 
politische Exekutivvollmachten und sollte sich ausschließlich dem Auf¬ 
bau und der Unterrichtung der »wirtschaftspolitischen Truppe der Par¬ 
tei« widmen, deren aktivster Kern die Gauwirtschaftsberater waren 292 . 
Bernhard Köhler, der bis zu seinem Tode im Jahre 1939 der Kommission 
Vorstand, organisierte zu diesem Zweck eine weitverzweigte Aktivität. 
Ein Apparat von über 60 festangestellten und einer großen Anzahl 
ehrenamtlicher Mitarbeiter arbeitete an der Vorbereitung unzähliger 
Kurse und Seminare für die in den Regierungsstellen, der Privatwirt¬ 
schaft oder der Wissenschaft amtierenden Wirtschaftsfunktionäre. Die 
groß aufgemachte Publizierung dieser Veranstaltungen und vor allem 
der zahlreichen Vorträge Bernhard Köhlers, nicht nur in der Partei¬ 
presse, sondern auch in den großen Tageszeitungen, weisen darauf hin, 
daß der Kommission und ihrer Tätigkeit eine nicht geringe Bedeutung 
zugemessen wurde. Es ist daher etwas merkwürdig, daß die Kommission 
für Wirtschaftspolitik und ihr Leiter von der Forschung bisher kaum 
beachtet worden sind. 

Ebensowenig ist die Rolle der Gauwirtschaftsberater und der Einfluß der 
Gauleiter auf die wirtschaftlichen Entscheidungen auf regionaler und 
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Reichsebene untersucht worden. Wie wir sehen werden, enthielten sich 
die Gauleiter durchaus nicht einer Intervention in wirtschaftlich wichti¬ 
gen Entscheidungen grundsätzlicher, personaler oder praktischer Natur, 
und ihr tatsächlicher Einfluß hing offensichtlich von der effektiven Haus¬ 
macht des jeweiligen Gauleiters ab. Köhlers Kommission stand mit den 
Gauleitern und ihren Wirtschaftsberatern in ständigem Kontakt und ver¬ 
sandte ein besonderes Mitteilungsblatt, das unter ausdrücklichem Ab¬ 
druckverbot nur für Parteigenossen bestimmt war. Köhler selbst gab als 
Grund an, daß es Aufgabe der »Mitteilungen« sei,»... Auslese zu treffen 
unter den vielen nach solchen, die bloß mitlaufen, und nach solchen, die 
sich einzusetzen entschlossen sind..., die in der Partei, ihren Gliederun¬ 
gen und in den angeschlossenen Verbänden mithelfen, die Arbeit der 
Kommission für Wirtschaftspolitik zu tun« 293 . Was damit gemeint war, 
geht aus dem Inhalt der monatlich erscheinenden »Mitteilungen« hervor: 
Neben monotoner Wiederholung der nationalsozialistischen Wirtschafts¬ 
grundsätze, wie »Primat der Politik«, »Recht auf Arbeit«, »Nahrungsfrei¬ 
heit« und »Lebensraum«, wurde zu aktuellen Wirtschaftsfragen Stellung 
enommen. Wiederholt wurde unter Hinweis auf die »Brechung der 
Zinsknechtschaft« die Zinssenkung gefordert und auch an wirtschafts¬ 
politischen Maßnahmen der Reichsstellen versteckt Kritik geübt. Ein 
Beitrag von 1936, der ohne Namensnennung, aber deutlich auf Schacht 
bezogen war, kritisierte unter dem Titel »Wirtschaftswahn« angebliche 
Versuche einer aktiveren Außenhandelspolitik als Tendenz, die Wirt¬ 
schaft wieder der Politik voranzustellen 294 . 

In einer seiner letzten Reden betonte Köhler unter der bezeichnenden 
Überschrift: »Wir aber, wir wachen!« nochmals die erzieherische Auf¬ 
gabe der Kommission für Wirtschaftspolitik, allen in der Wirtschaft Täti¬ 
gen ».. . jene neue... politische Bearbeitung von Wirtschaftsfragen« bei¬ 
zubringen. Darüber hinaus habe sie jedoch die Aufgabe, die Wirtschaft 
nicht nur ideologisch, sondern auch in ihrem praktischen Ablauf zu über¬ 
wachen: »... Wir haben die Augen offenzuhalten über der deutschen 
Volkswirtschaft, um dem Führer und seinen Verantwortlichen zu melden, 
was wir sehen - und zwar auf dem kürzesten Wege, wie der Führer befoh¬ 
len hat.« 295 Der Gauwirtschaftsberater Schwabens schilderte in seiner 
Gedenkrede nach dem Tode Köhlers die Funktionenteilung wirtschaft¬ 
licher Beschlußfassung folgendermaßen: »... Der weltanschauliche 
Grundsatz bestimmt den wirtschaftspolitischen Entschluß; dieser gebiert 
die volkswirtschaftlichen Maßnahmen, deren Durchführung Sache des 
Staates, deren Ausführung Aufgabe der Wirtschaft ist. Die Wirtschaft 
aber ist unter die Fahne der Partei gestellt.« 296 Das war sicherlich mehr 
frommer Wunsch als Wirklichkeit, beweist aber jedenfalls den Anspruch, 
den die wirtschaftspolitische Kommission erhob. 

Die Definition der tatsächlichen Verhältnisse als »Gauleiterdiktatur im 
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Bereich der Wirtschaft«, wie sie Wilhelm Treue darstellt 297 , ist nach den 
vorliegenden Quellen gewiß übertrieben. Alles weist darauf hin, daß Hit¬ 
ler zumindest während der ersten Jahre seiner Herrschaft die Wirtschafts¬ 
kreise schonend behandelte, um seine Ziele mit deren williger Mitarbeit 
zu verwirklichen. Dies hat in Parteikreisen und besonders unter den »al¬ 
ten Kämpfern« manches Mißtrauen und auch Kritik hervorgerufen. Man 
beklagte die verzögerte Verwirklichung der wirtschaftlichen Punkte des 
Parteiprogramms und hoffte, daß bald die Zeit »... für die Verwirk¬ 
lichung einer Wirtschafts- und Sozialordnung, die den Grundsätzen des 
Parteiprogramms weitestgehend entspricht«, kommen würde 298 . Die 
Parteiliteratur suchte diese Regungen mit dem Hinweis auf die besondere 
Dringlichkeit der Arbeitsbeschaffung zu beschwichtigen, die auch im 
Jahre 1935 »so dringlich und so groß« sei, »... daß dahinter der Einsatz 
für die Idee einer nationalsozialistischen Gestaltung der Wirtschaft vor¬ 
erst zurückgetreten ist«. Inzwischen müsse man sich damit begnügen, 
»... daß Befehle des nationalsozialistischen Staates entgegengenommen 
und ausgeführt werden« 299 . Es wurde jedoch betont, daß es sich bei die¬ 
sem »wirtschaftstechnischen Kapitalismus« nur um ein notwendiges 
Übergangsstadium handeln könne. Die Wirtschaftskreise wurden vor je¬ 
dem »... Versuch, aus den wirtschaftlichen Voraussetzungen wirtschafts¬ 
politische Führungsansprüche abzuleiten«, gewarnt 300 . 

Obige Darstellung führt zu dem Schluß, daß während der hier behandelten 
Periode die offiziell mit Wirtschaftsfragen betrauten Parteistellen einen 
nur indirekten Einfluß auf die wirtschaftspolitischen Entscheidungen aus¬ 
üben konnten. Wieweit sich dieser über die Gauwirtschaftsberater und die 
in Pflichtkursen und Lehrgängen ausgiebig indoktrinierten Wirtschafts¬ 
funktionäre effektiv auswirkte, soll in den folgenden Abschnitten noch 
untersucht werden, soweit es der empirische Forschungsstand ermöglicht. 
Die Übermittlung der wirtschaftspolitischen Exekutivfunktionen an die 
staatlichen Organe entsprach, wie wir sahen, durchaus der nationalsozia¬ 
listischen Staats- und Wirtschaftsauffassung. Daneben haben Parteipresse 
und -literatur während der ganzen Zeit an den ideologischen Zielsetzun¬ 
gen festgehalten und sie in ermüdender Monotonie proklamiert. Daß sie 
die verzögerte Verwirklichung mancher wirtschaftlicher Programmpunkte 
nicht stillschweigend übergingen, sondern sie mit dem Hinweis auf kom¬ 
mende »bessere Zeiten« offen Zugaben, entsprang der Notwendigkeit, die 
Parteigemüter zu beschwichtigen. Es kann aber auch als Beweis dafür 
gelten, daß die ideologisch bestimmten Wirtschaftskonzepte nicht als end¬ 
gültig aufgegeben galten. 
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Der »Ständische Aufbau«: 

Selbstverwaltung oder Kommando-Transmission? 

»Zur Durchführung alles dessen fordern wir die Schaffung einer starken 
Zentralgewalt des Reiches. Unbedingte Autorität des politischen Zen¬ 
tralparlaments über das gesamte Reich und seine Organisationen im all¬ 
gemeinen. Die Bildung von Stände- und Berufskammern zur Durch¬ 
führung der vom Reiche erlassenen Rahmengesetze in den einzelnen 
Bundesstaaten.«* 

Dieser Punkt des Parteiprogramms bildete die Grundlage der Ständeter¬ 
minologie, die in den programmatischen Äußerungen der NSDAP bezüg¬ 
lich der Wirtschaft in den Jahren vor der Machtergreifung vorherrschte. 
Ausdrücke wie »ständischer« oder »berufsständischer« Aufbau wurden 
auch nachher, wenn auch immer seltener und inhaltlich eingeschränkt, 
gebraucht. Da die ausgeprägteste Ständeideologie von der universalisti¬ 
schen Schule Othmar Spanns vertreten wurde, ergab sich aus dieser ter¬ 
minologischen Affinität der Eindruck, die NSDAP habe sich, gleich an¬ 
deren Gruppen der konservativen Rechten in der Weimarer Republik, 
die Ständekonzeption Spanns zu eigen gemacht, und sie gilt auch als Be¬ 
weis des mittelständischen Charakters der Partei und ihrer Ideologie. Die 
Interessenvertretungen des Handwerks und Kleinhandels glaubten, im 
Protektionismus und den Aufnahmebeschränkungen einer ständischen 
Wirtschaftsverfassung Schutz vor der industriellen Konkurrenz und der 
»liberalistischen« Gewerbefreiheit finden zu können. Der verhältnismä¬ 
ßig hohe Anteil mittelständischer Mitglieder und Wähler der NSDAP, 
der mit der Radikalisierung des Mittelstandes im Laufe der Wirtschafts¬ 
krise noch anstieg 301 , fand seinen programmatischen Niederschlag in 
einer allerdings nur allgemein und unverbindlich gehaltenen Ständeter¬ 
minologie. 

Es ist für die späteren Entwicklungen nicht irrelevant, daß bereits im Pro¬ 
gramm von 1920 die Forderung nach Stände- und Berufskammern nur »in 
den einzelnen Bundesstaaten« erhoben wurde und deren Aufgabe als die 
Durchführung der von »einer starken Zentralgewalt des Reiches« zu erlas¬ 
senden Rahmengesetze definiert wurde. Hier zeichnete sich bereits die 
entscheidendste Abweichung der nationalsozialistischen Ständekonzep¬ 
tion von der Othmar Spanns ab. Spanns Modell eines kommenden Stände¬ 
staates war in Anlehnung an die mediviale Zünfteordnung als aggressive 
Ablehnung der parlamentarischen Demokratie entwickelt worden. Der 
Staat erscheint in diesem Modell als die Spitze einer hierarchischen Pyra¬ 
mide korporativer Verbände, die die Wirtschaft in weitgehend autonomer 
Selbstverwaltung zu ordnen haben. Die vorgesehene Stände- oder Wirt- 
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Schaftskammer steht zwar somit nicht über dem Staat, »befreit« diesen je¬ 
doch von allen wirtschaftlichen und sozialen Funktionen, damit er, als der 
oberste politische »Stand« über der Sphäre wirtschaftlicher Interessenge¬ 
gensätze stehend, seine »wahre« politische Funktion erfüllen kann 302 . 

Die frühen Verbindungen der NSDAP mit Othmar Spann und seiner 
Schule gingen vor allem auf Gottfried Feder zurück. Sein Kommentar des 
Parteiprogramms aus dem Jahre 1926 kündet dessen Verwirklichung als 
den Sieg der »... hcraufziehenden universalistischen Gesellschaftsord¬ 
nung des wahren Staates« an. In den zwanziger Jahren war Feder einer 
der Teilnehmer an den internen Zusammenkünften im Kloster Gamming, 
die der Spann-Kreis dort für ein ausgewähltes Forum von Politikern und 
Wirtschaftsführern veranstaltete. Diese engen Beziehungen zum Spann- 
Kreis brachten Gottfried Feder noch im Jahre 1937 die Rüge des parteiin¬ 
ternen »Hoheitsträgers« ein, er habe die Partei in Beziehungen mit einer 
Richtung verwickelt, die zwar auch gegen »Marxismus und Liberalismus« 
kämpfte, ihrer Ideologie jedoch grundsätzlich entgegengesetzt war 303 . 
Dabei waren die Beziehungen der NSDAP zu Othmar Spann keineswegs 
auf Gottfried Feder beschränkt. Ende der zwanziger Jahre war davon in 
der Presse und in internen Mitteilungen oft die Rede, und es zirkuliert' 
auch ein - bisher unbestätigtes - Gerücht über regelmäßige heimliche Zt 
sammenkünfte Hitlers mit Othmar Spann zur Übereinkunft über die bei 
derseitigen wirtschaftspolitischen Stellungnahmen. Ein Zeitungsartikel 
vom Jahre 1929 schilderte die Anwesenheit Hitlers bei einem Vortrag 
Spanns an der Universität München über das Thema »Die Verjudung der 
Philosophie«. Hitler sei mit rauschendem Applaus und warmen Begrü¬ 
ßungsworten empfangen worden und hätte zum Schluß »Händedrücke 
und tiefe Verbeugungen mit Othmar Spann« getauscht. Auch Otto Wage- 
ner berichtet in seinen Aufzeichnungen von einer Vortragsreihe Walter 
Heinrichs, die er auf Anweisung Hitlers veranstaltet hat 304 . 

Diese Verbindungen und der vorgebliche krasse Richtungswechsel nach 
der Machtergreifung werden oft als Beweis dafür angesehen, daß die Na¬ 
tionalsozialisten, nachdem ihr wichtigstes politisches Ziel erreicht war, 
ihre treuesten Anhänger im Stich gelassen und sich von der universalisti¬ 
schen Mittelstandsideologie losgesagt hätten 305 . Diese Auffassung kann, 
soweit sie sich auf den spezifischen Fall der Beziehungen zu Othmar 
Spann stützt, einer kritischen Untersuchung schon deshalb nicht stand¬ 
halten, weil die universalistische Ständeideologie keineswegs mit einer 
rein mittelständischen Interessenorientierung zu identifizieren ist. Die of¬ 
fiziellen Interessenverbände des Handwerks und Kleinhandels haben das 
Ständekonzept Spanns durchaus nicht uneingeschränkt akzeptiert und sa¬ 
hen darin meist nur ein Mittel, um außerhalb des eigenen Interessenkrei¬ 
ses im konservativen und antidemokratischen Lager der rechten Opposi¬ 
tion Unterstützung für die eigenen Belange zu gewinnen 306 . Außerdem 
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hat die NSDAP sich niemals voll und ganz mit den Spannschen Stände¬ 
konzepten identifiziert, sondern nur einige derselben in die eigene Wirt¬ 
schaftsauffassung integriert und die universalistische Terminologie in 
einem umgewandelten, ihren eigenen Konzepten entsprechenden Sinne 
angewandt. Beabsichtigt oder unbewußt näherte sie sich hierdurch den 
Kreisen der »konservativen Revolution« und dem gesellschaftlich respek¬ 
tablen antiliberalistischen und antidemokratischen Lager in der Weima¬ 
rer Republik. Die »Ständeordnung« war die zeitweilig gemeinsame Platt¬ 
form der republikfeindlichen Opposition, wurde jedoch jeweils verschie¬ 
den interpretiert, indem die Spann-Anhänger den Schwerpunkt auf die 
»Stände«, die Nationalsozialisten auf die staatsbestimmte »Ordnung« 
legten 307 . 

Es trifft auch nicht zu, daß die Differenzen zwischen der NSDAP und 
Spann erst nach dem Januar 1933 auftraten. Otto Wagener berichtet trotz 
der oben erwähnten Annäherung über wiederholte Meinungsäußerungen 
Hitlers, die seine Ablehnung der grundsätzlichen Ausgangsposition des 
Spannschen Ständekonzepts hervorhoben. Auch Hans Büchner fügte in 
seiner bereits erwähnten grundsätzlichen Schrift der ausführlichen Be¬ 
schreibung der »von manchen Theoretikern« vertretenen Stände-Ideolo- 
gie einen vielsagenden Nachsatz an: »... Grundsätzlich hat der National¬ 
sozialismus zum Ständeproblem und seinen theoretischen wie praktischen 
Verwirklichungsformulierungen zu sagen, daß vor jeder wirtschaftlichen 
Tätigkeitsnorm und Organisationsart die politische Suprematie gewahrt 
werden muß. Erst aus dem völkisch gedachten und verwirklichten Staats¬ 
gedanken und seiner politischen Staatsform gewinnt die Wirtschafts- und 
Gesellschaftslehre Sinn, Bedeutung und Leben.« 308 
Die Existenz eines »Amts für ständischen Aufbau« innerhalb der NSDAP 
kann über diese Differenzen kaum hinwegtäuschen. Der Leiter des Am¬ 
tes war der 24jährige Max Frauendorfer, der sich nach eigener Aussage 
kaum durchsetzen konnte und zu den wichtigsten Besprechungen nicht 
herangezogen wurde. Frauendorfer entwickelte 1932 unter ausdrück¬ 
licher Berufung auf Othmar Spann das Programm einer ständischen Wirt¬ 
schaftsgliederung, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur »... endgülti¬ 
gen Beilegung des latenten Kriegszustandes« zwischen ihnen in gemein¬ 
samen, nach Wirtschaftszweigen organisierten Berufsständen vereinigen 
sollte, betonte jedoch gleichzeitig die oberste Autorität des Staates über 
der Wirtschaft: »... Aus dem unbedingten Primat des Staates als Wahrer 
der gesamten Nation und der daraus entspringenden Eigenschaft der 
Stände als Organisationen nur der wirtschaftlichen Seite des Lebens er¬ 
gibt sich für den Staat die Notwendigkeit, die Oberaufsicht über jede 
ständische Tätigkeit zu führen.« Wie wir sehen werden, ist später nicht 
einmal die gemeinsame Organisation von Unternehmern und Personal 
verwirklicht worden 309 . 
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Die frühen Differenzen blieben keineswegs auf das theoretische Gebiet 
beschränkt. Im Dezember 1931 richtete Othmar Spann einen erregten 
Brief an einen befreundeten Rechtsanwalt mit dem Auftrag, ein Verfah¬ 
ren wegen Verleumdung gegen den »Großdeutschen Pressedienst« einzu¬ 
leiten, der ihm Intrigen gegen die NSDAP vorgeworfen hatte: »... Es ist 
schon der Gipfel der Unverschämtheit, mich des Minenlegens gegen die 
N.S.D.A.P. - und gar mit Hilfe des Zentrums -... zu bezichtigen!« Als 
sich dann allerdings herausstellte, daß es sich dabei um den »Wirtschafts¬ 
politischen Pressedienst« Otto Wageners gehandelt hatte, wurde Spann 
von seinem Rechtsanwalt nahegelegt, die Sache durch persönlichen Kon¬ 
takt mit der Redaktion leise beizulegen 310 . 

Nach der Machtergreifung betrafen die grundsätzlichen Auseinanderset¬ 
zungen zwischen den Nationalsozialisten und dem Spann-Kreis vor allem 
die Rassenideologie und die selbstverwaltende Autonomie der wirt¬ 
schaftlichen Verbände. Die alteingesessenen und gutorganisierten Unter¬ 
nehmerverbände der Industrie hatten nach dem Januar 1933 die Stände¬ 
konzeption aufgegriffen, um sich im nationalsozialistischen Herrschafts¬ 
system unter Berufung auf die früheren ideologischen Verpflichtunger 
ein Höchstmaß ihrer wirtschaftlichen Selbstverwaltungsbefugnisse zu ei 
halten. Die hauptsächliche Unterstützung der Spann-Schule kam dahei 
aus diesen - und nicht aus mittelständischen - Kreisen. Die Gestapo hat 
diesen Sachverhalt in der von ihr 1936 verfaßten Geheimakte über den 
Spann-Kreis ausdrücklich konstatiert: »... die Ständelehre Spanns (wird) 
heute in erster Linie von denen vorgetragen, die ihr Einflußgebiet durch 
die nationalsozialistische Partei und die nationalsozialistische Weltan¬ 
schauung bedroht sehen. Das gilt vor allem für die Großindustrie, die die 
Gestaltung ihres Lebensgebiets (Standes) Wirtschaft im nationalsoziali¬ 
stischen Sinne fürchtet... Die einzige Macht, der der Spann-Kreis bisher 
immer die Treue gehalten hat, ist die Großindustrie, die dem Spann-Kreis 
die Gelder zur Verfügung stellt. Ihre Interessen hat der Spann-Kreis stets 
vertreten.« 311 

Unter den Großindustriellen war besonders Fritz Thyssen als begeisterter 
Spann-Anhänger hervorgetreten. Dank seiner frühen Verbindungen mit 
Hitler und der finanziellen Unterstützung der NSDAP konnte Thyssen im 
Frühjahr 1933 die Zustimmung Hitlers zur Errichtung des »Instituts für 
Ständewesen« in Düsseldorf erlangen. Dieses Institut hat bis zu seiner 
Auflösung durch die Gestapo 1935 eine beträchtliche Aktivität zur wis¬ 
senschaftlichen und propagandistischen Verbreitung der universalisti¬ 
schen Wirtschaftskonzeptionen entwickeln können. Einer seiner Vorste¬ 
her, der westfälische Treuhänder der Arbeit, Dr. Josef Klein, war schon 
früher zur NSDAP gestoßen, ebenso wie der wissenschaftliche Leiter des 
Instituts, Dr. Paul Karrenbrock, der ab 1931 Parteimitglied war. Beide 
waren als Mitglieder des Düsseldorfer Gauwirtschaftsrats in den Jahren 
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1930-1932 in engem Kontakt mit der von Otto Wagener geleiteten WPA. 
Daneben war Karrenbrock jahrelang wissenschaftlicher Berater des 
rheinland-westfälischen »Langnamsvereins« und einer der schärfsten 
Gegner des nationalsozialistischen »Kampfbundes für den gewerblichen 
Mittelstand«. Diese Zusammenhänge bestätigen ziemlich einwandfrei, 
daß es gerade großindustrielle Interessen waren, die im universalistischen 
Ständewesen Schutz vor staatlichen Übergriffen und vielleicht auch die 
Wahrung monopolistischer Vorteile suchten 312 . 

Gegen Ende des Jahres 1934 nahmen die Angriffe auf das »Institut für 
Ständewesen« besonders von seiten der Deutschen Arbeitsfront (DAF) 
und ihres Führers Robert Ley ständig zu, wobei sich auch Max 
Frauendorfer, der nun Ley unterstellt war, besonders hervortat. In die¬ 
sem mehrere Monate währenden Kampf hatten schließlich die Parteior¬ 
gane die Oberhand. Thyssens wiederholte Interventionen bei Hitler blie¬ 
ben unbeantwortet, bis schließlich, nachdem Wilhelm Keppler der 
Reichskanzlei seinen Einspruch gegen den Fortbestand des Instituts mit¬ 
geteilt hatte, Hitler Thyssen mitteilen ließ, daß er sowohl den Inhalt sei¬ 
ner Denkschrift als auch allgemein die Ansichten Othmar Spanns und 
Walter Heinrichs grundsätzlich ablehne 313 . In den Jahren 1935 und 1936 
verschärften sich die Zusammenstöße. Dabei trat die universalistische 
Kritik der nationalsozialistischen Rassenpolitik und des Antisemitismus 
immer mehr hervor. Die Anhänger Spanns hatten allem Anschein nach 
die Hoffnung aufgegeben, ihren Anschauungen durch die betonte ideolo¬ 
gische Verwandtschaft mit dem Nationalsozialismus Gehör zu verschaf¬ 
fen, und gingen dazu über, sich die Unterstützung nahestehender und 
einflußreicher Kreise gegen den ideologischen Totalitätsanspruch des 
nationalsozialistischen Regimes zu verschaffen. In ihrer Zeitschrift 
»Ständisches Leben« erschien Anfang 1935 eine Artikelserie gegen die 
Rassenideologie, und Paul Karrenbrock verfaßte zum gleichen Thema 
eine Broschüre, die an zirka 300 prominente Persönlichkeiten in Wirt¬ 
schaft, Militär und Wissenschaft versandt wurde. Diese Broschüre lie¬ 
ferte u.a. den Anlaß zu Karrenbrocks Verhaftung und zu seinem Aus¬ 
schluß aus der NSDAP. Das in seiner Wohnung beschlagnahmte Material 
bildete die dokumentäre Grundlage für die Anfang 1936 von der Gehei¬ 
men Staatspolizei angelegte und als »Geheime Kommandosache« ver¬ 
breitete »Spann-Kreis-Akte«. Othmar Spann, der seit dem l.Mai 1933 
eine unnumerierte NSDAP-Mitgliedskarte besaß, wurde die Wiederauf¬ 
nahme in die Partei nach dem Anschluß Österreichs durch das Oberste 
Parteigericht wegen ideologischer Gegensätze verweigert. Fritz Thyssen 
wanderte 1939 aus Deutschland aus 314 . 

Damit kam eine Auseinandersetzung zum endgültigen Abschluß, die 
1933/34 mit Meinungsverschiedenheiten über den »ständischen Aufbau« 
der Wirtschaft begonnen hatte. Die Spann-Anhänger des Düsseldorfer 
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Instituts und die sie unterstützenden Großindustriellen verstanden dar¬ 
unter die weitgehend autonome Selbstverwaltung der Wirtschaft und 
eine Wirkungsfreiheit, die neben der verwaltenden auch die gesetzgeberi¬ 
sche Initiative einschließen sollte 315 . Was dagegen die Nationalsozialisten 
tatsächlich errichteten, war trotz der anfänglichen terminologischen 
Identität etwas grundsätzlich anderes: Durch die Ausnutzung und willige 
Mitarbeit der bestehenden Unternehmerverbände und zumeist auch ih¬ 
rer erfahrenen Leiter entstand - nach einer Reihe von Versuchen und 
ideologisch-taktischen Experimenten - spätestens Ende 1934 »... an¬ 
stelle der geplanten Berufsstände eine Organisation..., die nur noch Be¬ 
fehlsempfänger der Regierung war« 316 . 

Das wirtschaftliche Verbandswesen in der Weimarer Republik war ein 
eng verflochtenes Organisationsnetz horizontaler und vertikaler Gliede¬ 
rung. Auf horizontaler Ebene waren sämtliche Industrie- und Handelsbe¬ 
triebe obligatorisch Mitglieder der örtlichen oder regionalen Handels¬ 
kammern, deren Beiträge als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
durch die Steuerämter eingezogen wurden. Die Handelskammern waren 
an der Spitze im Deutschen Industrie- und Handelstag (DIHT) zusam¬ 
mengefaßt. Ähnlich waren die Handwerksbetriebe in den lokalen Hand¬ 
werkskammern und im Handwerks- und Gewerbekammertag organisiert. 
Vertikal bestanden daneben die fakultativen fachlichen Spitzenverbände 
deren größter und einflußreichster der Reichsverband der Deutsche 
Industrie (RDI) war. Außerdem vertrat die Vereinigung der deutsche: 
Arbeitgeberverbände die Unternehmerinteressen gegenüber den ge¬ 
werkschaftlichen Verbänden. Als weitaus größte Gewerkschaft stand der 
Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund (ADGB) zwar nicht offiziell, 
aber praktisch unter sozialdemokratischer Führung. 

Die Gewerkschaften fielen als erste den nationalsozialistischen Neuord¬ 
nungsplänen zum Opfer. Alle Versuche der Gewerkschaften einschließ¬ 
lich des ADGB, durch Anerkennung der politischen Autorität des neuen 
Regimes ihre Organisationen zu erhalten, konnten sie nicht vor dem Un¬ 
tergang retten. Auch der Aufruf des ADGB an seine Mitglieder, sich am 
Aufmarsch des von Goebbels in einem raffinierten Propagandaschachzug 
zum »Tag der nationalen Arbeit« erklärten l.Mai 1933 zu beteiligen, 
brachte ihm nur die höhnische Verachtung der Nationalsozialisten ein. 
Bereits am Tage darauf wurden in einer wohlorganisierten Aktion sämt¬ 
liche Büros und Gewerkschaftszweigstellen des ADGB von SA-Kom- 
mandos besetzt, ihre beträchtlichen Vermögen beschlagnahmt und der 
DAF übergeben. Wenige Tage darauf beschlossen auch die anderen Ge¬ 
werkschaften »freiwillig« ihre Auflösung und den Anschluß an die 
DAF 317 . 

Das Problem der gewerkschaftlichen Organisation im NS-Staat war je¬ 
doch damit noch keineswegs gelöst, und das Ende der Gewerkschaften 
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war lediglich die Ouvertüre zu einer mehrere Monate andauernden Aus¬ 
einandersetzung. Innerhalb der Partei und besonders der Nationalsoziali¬ 
stischen Betriebszellenorganisation (NSBO) wähnten die proletarischen 
Parteianhänger und Funktionäre, daß die DAF berufen sei. nicht nur das 
Vermögen, sondern auch den Aufgabenkreis der vernichteten Gewerk¬ 
schaften als wirtschaftlich-soziale Interessenvertretung der Arbeitneh¬ 
mer zu erben. Hitlers doppeldeutige Einstellung zu den Gewerkschaften 
und ihren Aufgaben, die in »Mein Kampf« und späteren Äußerungen 
zum Ausdruck kam, bot den miteinander ringenden und entgegenge¬ 
setzten Tendenzen einen weiten Spielraum. In »Mein Kampf« hatte er 
den Gewerkschaftskampf zumindest so lange als berechtigt anerkannt, 
»als nicht ein nationalsozialistischer völkischer Staat besteht« und die 
Interessengegensätze im Rahmen von »Ständekammern« und eines 
»zentralen Wirtschaftsparlaments« ihre Erledigung finden würden 318 . 
Gewerkschaftlich orientierte Funktionäre der NSBO teilten weitaus ent¬ 
schiedener die Anschauung Gregor Strassers, daß die Gewerkschaften 
»genauso notwendig und in bestimmtem Sinne berechtigt... zur Vertre¬ 
tung der beruflichen, standesmäßigen und wirtschaftlichen Interessen 
er Arbeitnehmer« seien wie die Untemehmerverbände 319 . Der Führer 
er NSBO, Reinhold Muchow, entwickelte dementsprechend im Früh¬ 
ahr 1933 ein Organisationsprogramm für die DAF als Dachorgani¬ 
sation, in der den Unternehmerverbänden zwei gewerkschaftliche 
»Gesamtverbände« der Arbeitnehmer zur Seite gestellt wurden. Diese 
umfaßten 14 Arbeiter- und 9 Angestelltenverbände, die, ähnlich wie die 
Gewerkschaften in der Weimarer Republik, nach dem Berufsprinzip or¬ 
ganisiert waren. Die bestehenden gewerkschaftlichen Organisationen 
wurden somit übernommen und die Funktionäre der NSBO an ihre 
Spitze gestellt 320 . 

Bald sollte sich jedoch herausstellen, daß die Führungsspitze durchaus 
entgegengesetzte Vorstellungen hatte. Am 27. November 1933 erschien 
mit der Unterschrift Robert Leys, des Reichswirtschaftsministers 
Schmitt und des Reichsarbeitsministers Seldte ein »Aufruf an alle schaf¬ 
fenden Deutschen«, der dieses Organisationsprinzip endgültig begrub 
und die persönliche Mitgliedschaft der Arbeitnehmer und Unternehmer 
in der DAF anordnete. Gleichzeitig wurde der DAF jegliche arbeits- 
und sozialpolitische Betätigung verboten und ihr Aufgabenkreis aus¬ 
schließlich auf die »Erziehung ... zum nationalsozialistischen Staat und 
nationalsozialistischer Gesinnung« begrenzt. Einige Tage darauf, am 
7. Dezember 1933, wurden die gewerkschaftlichen Fachverbände offi¬ 
ziell aufgelöst. Die DAF wurde enger an die Partei angeschlossen, in¬ 
dem die Mitgliedschaft in ihr über die NSBO automatisch die Zugehö¬ 
rigkeit zur politischen Organisation (PO) der NSDAP einschloß. Auf 
der Personalebene fand dies auch darin seinen Ausdruck, daß der Füh- 
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rer der DAF, Robert Ley, gleichzeitig den Posten des Stabsleiters der 
politischen Organisation der NSDAP innehatte 321 . 

Das »Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG)« 322 vom 20. Ja¬ 
nuar 1934 unterband jegliche Versuche der DAF oder der NSBO und 
ihrer Funktionäre in den Betrieben, sich in Verhandlungen über Lohn- 
und Arbeitsbedingungen einzuschalten. Eine Anordnung Robert Leys 
vom Mai 1934 323 verbot den Betriebsfunktionären jede diesbezügliche 
Intervention mit der Begründung, daß derartige Verhandlungen nur an 
zentraler Stelle durch ein »Aktionskomitee zum Schutze der deutschen 
Arbeit« geführt werden würden. Aber auch dies erwies sich als ein unge¬ 
rechtfertigter Anspruch. Tatsächlich bestätigte das »Arbeitsordnungsge¬ 
setz« die unbegrenzte Vollmacht der »Treuhänder der Arbeit« auf dem 
Gebiet der Lohntarife und Arbeitsbedingungen, wie sie bereits ein Jahr 
vorher durch das »Gesetz über Treuhänder der Arbeit« 324 vorläufig »bis 
zur Neuordnung der Sozialverfassung« festgelegt worden war. Da die 
Treuhänder als Regierungsbeamte direkt dem Reichsarbeitsminister ver¬ 
antwortlich waren, war damit das gesamte Lohn- und Tarifwesen der 
direkten Staatskontrolle und deren eigenmächtiger Entscheidung unter¬ 
stellt. Der DAF blieb neben ihren betont »erzieherischen« und politisch¬ 
propagandistischen Funktionen lediglich das Recht einer begrenzten 
Aufsicht über die sanitären Verhältnisse in den Betrieben überlassen. 
Spätere Versuche, durch diese Aufsicht einen indirekten Einfluß auf die 
Arbeitsbedingungen zu gewinnen, blieben meist erfolglos. Allerdings 
sollte der psychologisch-propagandistische Effekt der Tätigkeit der DAF 
nicht unterschätzt werden. Die unter dem Motto »Adel der Arbeit« und 
vor allem durch die Massenveranstaltungen der Organisation »Kraft 
durch Freude« geschaffene Atmosphäre bewirkte zumindest die Illusion 
einer egalitären gesellschaftlichen Neuordnung im Dritten Reich, die 
z. B. David Schoenbaum wohl übertrieben als »Statusrevolution« be¬ 
zeichnet.* In den Betrieben selbst kam dies jedoch, wenn man von den 
gemeinsamen Aufmärschen der Unternehmer und ihrer »Gefolgschaft« 
absieht, kaum zum Ausdruck. Im Gegenteil, es wurde durch die Beto¬ 
nung des »Führerprinzips« im Arbeitsordnungsgesetz, das den Unter¬ 
nehmer zum »Betriebsführer« seiner »Gefolgschaft« stempelte, dem tra¬ 
ditionellen »Herr-im-Hause«-Anspruch der deutschen Unternehmer 
Rechnung getragen. 

Dies allerdings mit der sehr wesentlichen Einschränkung ihrer Hand- 

* »Der Verlust an libcrlö... war praktisch mit einer Förderung der >6galitö< eng verbunden, 
einer Gleichheit, die in jeder Naziorganisation und Nazidemonstration propagandistisch aus- 
geschlachtct wurde ... Aus unserer Sicht war cs vielleicht Sklaverei, aber nicht unbedingt so 
auch aus der Sicht der Zeitgenossen. Öderes war- alternativ-eine Sklaverei, die er mit seinen 
früheren Vorgesetzten teilte, und daher eine Form von Gleichheit oder sogar Befreiung« 
(D. Schoenbaum, a. a. O., S. 117f. Übers, d. Vcrf.). 
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lungsfreiheit in der Lohngestaltung, die durch das Gesetz zum ausschließ¬ 
lichen Befugnisbereich der Treuhänder erklärt wurde. Die autonome 
Verhandlungsfreiheit über Lohntarife und Arbeitsbedingungen wurde 
nicht nur den Arbeitnehmern und ihren Organisationen, sondern glei¬ 
cherweise den Unternehmern entzogen. Die Treuhänder, deren Ernen¬ 
nung nur mit Bestätigung Hitlers möglich war, konzentrierten dadurch 
Befugnisse und Vollmachten in ihren Händen, durch die sie zu einer der 
wichtigsten wirtschaftlichen Machtpositionen im Dritten Reich aufstie- 
gen. Es ist daraus erklärlich, daß die Besetzung der Treuhänderposten 
und ihrer Sachverständigenausschüsse die konkurrierenden Interessen 
der Partei und der Wirtschaftskreise auf den Plan rief, um sich jeweils den 
weitestmöglichen Einfluß in diesen Gremien zu sichern. 

Geographisch stimmten die 13 Treuhänderbezirke mit den Reichsgauen 
überein, in denen die Gauleiter meist auch den obersten Regierungspo¬ 
sten, als Reichstatthalter oder Regierungspräsidenten, besetzten. In vie¬ 
len Fällen bestanden die Gauleiter auf ihrem Recht, auch die Ernennung 
der Treuhänder zu bestätigen, und bemühten sich, diese Posten für ver¬ 
dienstvolle »alte Kämpfer« zu reservieren. Dies augenscheinlich nicht 
ur, weil sie diesen Pgs einträgliche Sinekuren verschaffen wollten, son- 
?m auch, weil sie den Einfluß der Treuhänder auf dem besonders in der 
sten Zeit nach der Machtergreifung empfindlichen Gebiet der Arbeits- 
Beziehungen und der Lohnbestimmung klar erkannten. Es mußte sie da¬ 
her aufbringen, daß nur sieben der Mitte Juni 1933 ernannten Treuhänder 
frühere Parteimitglieder waren. Die meisten kamen aus der höheren Re¬ 
gierungsbürokratie, und zumindest drei der ernannten Treuhänder hatten 
laut dem veröffentlichten Lebenslauf frühere enge Beziehungen zu Indu¬ 
strie- und Wirtschaftskreisen 325 . Kein Wunder, daß sofort nach ihrer Er¬ 
nennung die Besetzung der Treuhänderposten von einigen Gauleitern 
und auch von seiten der DAF heftig bemängelt wurde und eine Reihe von 
Beschwerden und Eingaben nach Berlin abgingen. Mutschmann, der 
Gauleiter Sachsens, empörte sich darüber, daß man den dortigen Treu¬ 
händer Hoppe, der erst 1933 der Partei beigetreten sei, ohne seine Zu¬ 
stimmung ernannt habe. Gegen den Treuhänder Schlesiens, Dr. Nagel, 
wurde über das sozialpolitische Amt der DAF in Berlin Beschwerde bei 
der Reichskanzlei geführt, er stelle sich eindeutig auf die Seite der Unter¬ 
nehmer, was sich bei den Wahlen ungünstig auswirken könne. Hingegen 
wurde der Treuhänder von Hessen, Dr. Lüer, auf Antrag und Empfeh¬ 
lung des dortigen Gauleiters ernannt. 

Es ist bezeichnend, daß als Ergebnis dieser Auseinandersetzungen sämt¬ 
liche von den Gauleitern und Parteistellen beanstandeten Treuhänder ab¬ 
gelöst oder versetzt wurden. In einem Brief an Hitler vom 24. März 1934 
schlug der Reichsarbeitsminister Seldte eine neue Treuhänderliste vor 
und betonte ausdrücklich, daß alle neu vorgeschlagenen Personen »alte 
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Parteigenossen« seien - außer einem einzigen, der es aber »verstanden 
(habe), sich das Vertrauen der Arbeitsfront und der NSBO zu erwer¬ 
ben« 326 . Besonders aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang der Fall 
des westfälischen Treuhänders Dr. Josef Klein, ein alter Anhänger Oth- 
mar Spanns und der Vertraute von Fritz Thyssen 327 , der dem von diesem 
begründeten Düsseldorfer »Institut für Ständewesen« Vorstand. Klein 
wurde auf Antrag Seldtes nach Untersachsen versetzt, nachdem es zu 
einer Reihe von Zusammenstößen zwischen ihm und den westfälischen 
NSBO-Funktionären gekommen war. Sein Mitarbeiter Hutmacher, der 
anscheinend von der beabsichtigten Versetzung Kleins Wind bekommen 
hatte, sandte unter dem gleichen Datum wie Seldtes Neuernennungsvor¬ 
schlag (24. März 1934) einen persönlichen Brief an Hitler, in dem er die¬ 
sen beschwor, Klein auf seinem Posten zu belassen. Er, Hutmacher, sei 
bei Erfüllung der ihm von Klein auferlegten Aufgaben bei den NSBO- 
Funktionären in den Betrieben auf einen »rein klassenkämpferischen 
Geist« gestoßen und hätte sich nur durch Drohungen mit der Gestapo und 
dem Konzentrationslager durchsetzen können. »Meine Pflichtauffas¬ 
sung, die mir von Dr. Klein befohlen und eingepaukt ist, hat mich weit 
über die Grenzen des Bezirks Düsseldorf als den (sic!) bestgehaßten Ar¬ 
beiter seitens der NSBO und DAF gemacht.« 328 

Hutmachers Intervention blieb erfolglos, und Klein wurde nach Nieder 
Sachsen versetzt. Darüber hinaus beleuchtet der Fall Klein sowohl die 
Situation in der Arbeiterschaft als auch die Reaktion der nationalsoziali¬ 
stischen Führung darauf. Methoden wie die Hutmachers, dem »klassen¬ 
kämpferischen Geist« der Arbeiter und der NSBO-Funktionäre zu be¬ 
gegnen, hielt man augenscheinlich zu dieser Zeit nicht für opportun, und 
man zog es vor, die Treuhänderposten mit Personen zu besetzen, die der 
Partei und den Gauleitern genehm waren. Die Partei bemühte sich auch, 
den von ihr protegierten Treuhändern eine hohe Gehaltsstufe zu sichern, 
und stieß dabei auf den Widerstand des Reichsfinanzministers Schwerin 
von Krosigk. In der entsprechenden Auseinandersetzung beriefen sich 
die Treuhänder wiederum auf ihre Verdienste als »alte Kämpfer«, denen 
man »nicht zumuten kann..., da anzufangen, wo ein junger Ministerial¬ 
rat anfängt«. Als auch dies und eine Befürwortung seitens des »Stellver¬ 
treters des Führers«, Rudolf Heß, ergebnislos blieb, entschied schließlich 
Hitler selbst zugunsten der Treuhänder und der Partei 329 . 

Die geschilderten Zusammenhänge und die Tatsache, daß die Umbeset¬ 
zungen des Jahres 1934, wie aus dem Dokumentenmaterial eindeutig her¬ 
vorgeht, in vielen Fällen gegen den Widerstand der Unternehmer kreise 
durchgeführt wurden, läßt nicht zu, die Funktion der Treuhänder, zumin¬ 
dest während der ersten zwei Jahre, eindeutig als Bevorzugung der 
Unternehmerinteressen auszulegen. Als Basis der Lohnbestimmung gal¬ 
ten die bestehenden Tarifverträge, doch wurden diese in vielen Fällen zu 
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verbindlichen Minimallohnsätzen erklärt, um Versuche von Lohnherab¬ 
setzungen seitens der Unternehmer zu unterbinden 330 . Vieles deutet dar¬ 
auf hin, daß die Unternehmer über die Institution und den Vollmachten¬ 
umfang der Treuhänder der Arbeit nicht restlos glücklich waren. So 
äußerten z. B. die »Deutschen Führerbriefe« schon im Juni 1933 zwar 
Genugtuung, daß man nun den »mehr gewerkschaftspolitischen Tenden¬ 
zen« der DAF und NSBO entgegentrete, meinten jedoch, daß diese in 
den Betrieben immer noch zu stark hervorträten. Darüber hinaus waren 
sie auch zufrieden, daß das Gesetz vom Mai 1933 die Treuhänder nur als 
vorübergehende Institution vorsah, »bis die berufsständische Ordnung 
steht und sozialpolitisch funktionieren kann. Die Tarifverträge würden 
dann in den Gemeinschaftsgremien der Berufsstände zustande kommen. 
Dort würde auch der Arbeitsfriede praktisch gehütet werden.« 331 Diese 
Hoffnung ging nie in Erfüllung, und die Treuhänder blieben bis zum Ende 
des Dritten Reichs eine wichtige wirtschaftspolitische Instanz. Dies lag 
ganz im Sinne der nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung, die die 
»gerechte« Lohngestaltung ausschließlich dem Staat auferlegte. Ande¬ 
rerseits weist insbesondere der Fall Klein nochmals darauf hin, daß ge¬ 
rade die Untemehmerkreise in der »berufsständischen Ordnung« der 
Löhne und Arbeitsbedingungen, wie sie von der universalistischen Schule 
Spanns vertreten wurde, Halt zu finden versuchten. Das Zitat aus den 
»Deutschen Führerbriefen« darf für diese Auffassung als durchaus reprä¬ 
sentativ gelten. 

Die »Gleichschaltung« und Neuordnung der Unternehmerverbände 
nahm bedeutend längere Zeit in Anspruch. Bis zur Veröffentlichung der 
Durchführungsanordnungen zum »Gesetz zur Vorbereitung des organi¬ 
schen Aufbaus der Wirtschaft vom 27. Februar 1934« im Herbst gleichen 
Jahres versuchten die verschiedenen Kräftegruppen und Interessenten, 
den bestehenden Organisationsaufbau in ihrem Sinne umzugestalten und 
die entscheidenden Stellungen darin zu erobern. Dies äußerte sich vor 
allem in einem allgemeinen Ämter-Wettrennen innerhalb der nationalso¬ 
zialistischen Führerschicht und an den Spitzen der wirtschaftlichen Ver¬ 
bände. Häufige Personalwechsel waren an der Tagesordnung, und davon 
war auch der Posten des Reichswirtschaftsministers nicht ausgenommen. 
Der »Rücktritt« Hugenbergs am 29. Juni 1933 war das eigentliche Ende 
der Koalitionsregierung. Walter Darr6 wurde Reichsemährungsminister, 
während der Direktor der »Allianz«-Versicherungsgesellschaft, Kurt 
Schmitt, das Wirtschaftsministerium übernahm. Als »Mitgift« wurde dem 
erfahrenen Staatssekretär Hans Posse als zweiter Staatssekretär Gott¬ 
fried Feder im Reichswirtschaftsministerium beigesellt. 

Dies dauerte jedoch nur ein Jahr: Als Hjalmar Schacht im Juli 1934 den 
»erkrankten« Kurt Schmitt als kommissarischer Wirtschaftsminister ab¬ 
löste, entließ er Feder am Tage seines Amtsantrittes, mit Hitlers Zustim- 
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mung. Daneben blieb Schacht weiter Reichsbankpräsident und konnte 
im Mai 1935 mit seiner Ernennung zum »Generalbevollmächtigten für die 
Kriegswirtschaft« für einige Zeit die Stellung eines wahren »Wirtschafts¬ 
diktators« behaupten 332 . 

Der einzige Versuch einer wirklich ständischen Neuordnung war die Bil¬ 
dung des Reichsnährstandes durch ein Gesetz vom September 1933. Die 
bestehenden Industrie- und Handwerksverbände wurden zwar im Juni 
1933 zu »Reichsständen« erklärt, doch war dies nicht mehr als eine Na¬ 
mensänderung, die zudem später wieder aufgehoben wurde, als das Or¬ 
ganisationsschema der »Reichsgruppen« und »Wirtschaftsgruppen« in 
Kraft trat. Als erster Schritt einer Neuordnung der gewerblichen Wirt¬ 
schaft wurde die Vereinigung der Arbeitgeberverbände aufgelöst und den 
»Reichsständen« einverleibt. Gleichzeitig wurde die Pflichtzugehörigkeit 
aller Unternehmen zu denselben verordnet. Im Verlauf der Gleichschal¬ 
tung wurden jüdische und »politisch unzuverlässige« Angestellte entlas¬ 
sen, darunter auch der langjährige Präsident des RDI, von Kastl, der 
durch Krupp von Bohlen abgelöst wurde. Im allgemeinen konnten jedoch 
die bisherigen Spitzenfunktionäre weiter im Amt bleiben 333 . 

Mit der Ernennung Schmitts zum Reichswirtschaftsminister begann eine 
neue Etappe der institutionellen Neuordnungsversuche. Am 7. Juli hatte 
Hitler bis auf weiteres alle öffentlichen Erörterungen über den ständi¬ 
schen Aufbau verboten, dessen Verwirklichung hinter den dringlichen 
Gegenwartsaufgaben der Arbeitsbeschaffung zurückzutreten habe. Der 
wahre Grund für diese Verordnung dürfte der Unwille einflußreicher 
Wirtschaftskreise über das Vordringen mittelständisch orientierter Par¬ 
teifunktionäre gewesen sein, denen es unter dem Etikett des ständischen 
Aufbaus gelungen war, verschiedene Spitzenpositionen in den wirtschaft¬ 
lichen Verbänden zu erobern. Noch unter Hugenberg ließ sich der Führer 
des Kampfbundes für den gewerblichen Mittelstand, Adrian v. Rentein, 
trotz dessen Protests zum Führer der Reichsstände Handel und Industrie 
und auch des Deutschen Industrie- und Handelstags (DIHT) »wählen«. 
In dieser Funktion arbeitete von Rentein einen Gesetzentwurf aus, der 
den DIHT an die Spitze eines neuen Wirtschaftsaufbaus stellen und weit¬ 
gehende Befugnisse in neu zu errichtenden Landes-Wirtschaftskammern 
konzentrieren sollte. Diese Wirtschaftskammern würden die früheren 
territorialen und fachlich-funktionalen Verbandszweigstellen auf regio¬ 
naler Ebene vereinigen und den mittelständischen Vertretern, die in den 
regionalen Handelskammern überwogen, einen beträchtlichen Machtzu¬ 
wachs gegenüber den in den fachlichen Spitzenverbänden vorherrschen¬ 
den Großindustriellen eintragen 334 . 

Die Pläne Schmitts liefen jedoch in die genau entgegengesetzte Richtung. 
Nach seiner Ernennung wanderten die Vorschläge von Rentelns vorerst 
einmal in die Schublade. Das von Schmitts Ministerium ausgearbeitete 
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»Gesetz zur Vorbereitung des organischen (in deutlichem Unterschied 
zum ständischen!) Aufbaus der Wirtschaft«, das am 2. Februar 1934 ver¬ 
kündet wurde, wies deutlich die Tendenz einer weitestgehenden Kompe¬ 
tenzenkonzentration in den Händen des Wirtschaftsministers und der 
ihm untergebenen Stellen auf. Die Wirtschaft sollte hauptsächlich in ver¬ 
tikalen Linien mittels der fachlich-funktionalen Spitzenverbände durch 
das Reichswirtschaftsministerium gelenkt werden. Der Wirtschaftsmini¬ 
ster erhielt unbeschränkte Vollmachten, die wirtschaftlichen Funktionäre 
zu ernennen oder zu entlassen. Verbände zu gründen und aufzulösen und 
deren Statuten zu bestätigen. Mit der Durchführung dieses Gesetzes 
wurde unter dem Titel »Führer der Wirtschaft« der ehemalige Vorsit¬ 
zende der Reichsvereinigung der elektrotechnischen Industrie, Philipp 
Keßler, ernannt.* 

Die Reorganisationspläne Schmitts und Keßlers wiesen in jeder Bezie¬ 
hung die Tendenz auf, den bestehenden und gut eingearbeiteten Apparat 
der wirtschaftlichen Spitzenverbände als Transmissionsinstrument einer 
traff geplanten staatlichen Wirtschaftslenkung auszuwerten. Das von 
nen vorgesehene Organisationsschema beruhte auf dem Grundsatz ein- 
ätlicher und unzweideutiger Direktivenübermittlung von oben nach 
nten, wobei parallele Organisation und Verbindungen im Namen der 
Effektivität abgelehnt wurden. Keßler erhielt daher den Auftrag, die 
örtlichen und regionalen Industrie- und Handelskammern langsam einge- 
hen zu lassen, um Kompetenzenüberschneidungen mit den fachlichen 
Bezirksgruppen auszuschalten. Gleicherweise wurden auch die Kartell¬ 
verbindungen nicht gern gesehen und sollten daher, soweit ihre Auflö¬ 
sung nicht möglich wäre, einer staatlichen »Kartell-Lenkung« unterstellt 
werden. Deutliche Anzeichen weisen auf den Unwillen hin, mit dem 
diese Vorschläge in Unternehmerkreisen aufgenommen wurden, die die 
Tendenz einer straffen zentralen Planung und Überwachung beunru¬ 
higte. Diese besonders gegen Keßler offen vorgebrachte Kritik führte 
schließlich zu dessen Entlassung, aber auch Schmitt blieb von ihr nicht un¬ 
berührt. Die Partei und besonders die durch von Rentein angeführten 
mittelständischen Organisationen standen ihm von vornherein nicht 
wohlwollend gegenüber. Als sich zum Schluß auch die Wehrmacht wegen 
der ihrer Ansicht nach ungenügenden Förderung der Ersatzstoffindustrie 
gegen ihn wandte, war seine Stellung endgültig erschüttert. Im Juli 1934 
wurde Schmitt »aus Gesundheitsgründen beurlaubt« und Schacht zum 
kommissarischen Wirtschaftsminister ernannt 335 . 


• Keßler wurde nach nur drei Monaten durch seinen Stellvertreter, Rüdiger Graf von der 
Goltz, abgelöst. Dieser, ein langjähriger Pg., versuchte gleichermaßen, »die Wirtschaft gefü¬ 
gig zu machen«, bis er im Januar 1935 entlassen wurde und mit ihm auch der Posten eines 
»Führers der Wirtschaft« verschwand. 
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Erst nach der Ernennung Schachts konnten, im November 1934, die ersten 
Durchführungsanordnungen zum Wirtschaftsordnungsgesetz vom Fe¬ 
bruar des gleichen Jahres erlassen werden. Was durch diese und die folgen¬ 
den Anordnungen schließlich bis 1936 errichtet wurde, stellte eine Kom¬ 
promißlösung dar, in der zum Teil auch die ursprünglichen Vorschläge von 
Rentelns zur Geltung kamen. Außer der nochmals angeordneten Pflicht¬ 
zugehörigkeit und der Bestätigung weitestgehender Vollmachten des 
Reichswirtschaftsministers wurde die Errichtung einer Reichswirtschafts¬ 
kammer angeordnet, die an der Spitze die fachwirtschaftlichen Spitzenver¬ 
bände mit dem DIHT vereinigte. Das wichtigste und völlig neue Glied des 
institutionellen Wirtschaftsaufbaus waren jedoch 23 Bezirkswirtschafts¬ 
kammern, die in jedem Wirtschaftsbezirk die fachlichen Bezirksgruppen 
mit den regionalen Handelskammern vereinigten. Der geographische 
Wirkungsbereich der Wirtschaftskammern entsprach denen derTreuhän- 
der der Arbeit, die ihrerseits mit den Grenzen der Reichsgaue identisch 
waren. Im Laufe der Zeit und mit der Zunahme der staatlichen Wirt¬ 
schaftseingriffe wurden die Bezirkswirtschaftskammemzum wesentlichen 
Instrument staatlicher Wirtschaftslenkung. Sämtliche Betriebe und Un¬ 
ternehmer waren über die örtlichen Handels- und Handwerkskammern 
der Wirtschaftskammer unterstellt und erhielten deren Anweisungen 336 
Nachdem auch die Vertreter des Reichsnährstands und der D AFden Wirt¬ 
schaftskammern angeschlossen wurden, waren diese zum eigentlichen 
Zentrum der gesamten Wirtschaftstätigkeit in ihrem Bezirk geworden, 
dessen Bedeutung klar aus den Worten des Staatssekretärs Hans Posse 
hervorgeht. »...Die Wirtschaftskammern (sind)... hervorragend dazu 
geeignet, Bindeglied zwischen der Regierung und der Wirtschaft zu sein. 
Sie stellen für die Regierung eine vorzügliche Plattform dar, um das Ver¬ 
ständnis für Gesetze, Verordnungen und sonstige Maßnahmen der Regie¬ 
rung den Kreisen der Wirtschaft nahezubringen, andererseits der Reichs¬ 
regierung die jeweils besonders vordringlichen Wünsche der Wirtschaft zu 
übermitteln.« 337 

Der Reichswirtschaftsrat in Berlin verfügte über keinen eigenen Aus¬ 
führungsapparat, so daß die praktische Arbeit hauptsächlich in den sie¬ 
ben fachlichen Spitzenverbänden, jetzt Reichsgruppen genannt, getan 
wurde. Diese waren, je nach Umfang, in Haupt-, Wirtschafts- und Fach¬ 
gruppen unterteilt. So war die Reichsgruppe Industrie, die den Apparat 
des früheren RDI übernahm, als die größte der sieben Reichsgruppen in 
31 Wirtschaftsgruppen und eine große Anzahl von Fachgruppen, Fach¬ 
untergruppen und Fachabteilungen funktional eingeteilt. Regierungs¬ 
anordnungen und Vorstandsbeschlüsse wurden über die Hauptbüros der 
verschiedenen Gruppen den entsprechenden Bezirksgruppen und den 
Wirtschaftskammem übermittelt, die somit zu Ausführungsorganen der 
Wirtschaftslenkung wurden. Es scheint wahrscheinlich, daß die Bezirks- 
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wirtschaftskammem somit in den Grenzen des durch Gesetzgebung und 
staatliche Direktiven belassenen Spielraums eine Arena waren, in der 
interessenbestimmte Konkurrenzkämpfe z. B. um Rohstoff- oder Devi¬ 
senzuteilungen ausgetragen wurden. Ihre Bedeutung wuchs im Laufe der 
Zeit mit der Zunahme der staatlichen Lenkungsmaßnahmen, und die 
geographische Übereinstimmung mit dem Herrschaftsbereich der Gau¬ 
leiter läßt vermuten, daß die Wirtschaftskammern auch zur direkten Ein¬ 
flußnahme der Gauleiter oder ihrer Gauwirtschaftsberater vorzüglich ge¬ 
eignet waren. 

Etwa die Hälfte der zirka 30 Gauwirtschaftsberater waren Präsidenten 
oder Hauptgeschäftsführer von Industrie- oder Handelskammern, zu¬ 
meist kleine oder mittlere Unternehmer, die nach der nationalsozialisti¬ 
schen Machtergreifung verstärkten Einfluß gewinnen konnten. Einer der 
damaligen Gauwirtschaftsberater, Hans Kehrl, berichtet über regelmä¬ 
ßige Beratungen unter dem Vorsitz von Bernhard Köhler, auf denen be¬ 
schlossen wurde, »was wir im Rahmen unserer Möglichkeiten bekämpfen 
jnd was wir fördern sollten« 338 . 

Schachts Ernennung zum Wirtschaftsminister und die darauffolgenden 
Monate beendeten eine knapp zwei Jahre währende Periode interner 
Auseinandersetzungen und Interessenkämpfe um den institutionellen 
Umbau der Wirtschaft. Was in den Jahren 1934-1935 errichtet wurde, 
kann jedoch nur stark eingeschränkt als ein »Sieg der Großindustrie« be¬ 
zeichnet werden. Den überkommenen großindustriellen Verbänden und 
ihren Leitern war es zwar gelungen, mit Schachts Hilfe die mittelständi¬ 
schen Aktivisten zurückzudrängen und sich gegenüber extremen Pla- 
nungs- und Überwachungstendenzen ein erhebliches Maß von Hand¬ 
lungsfreiheit zu sichern. Dies bedeutete jedoch nicht, wie vielfach be¬ 
hauptet wird, daß das nationalsozialistische Regime die mittelständischen 
Interessen unter totaler Aufgabe früherer Verpflichtungen der Großindu¬ 
strie vorbehaltlos als Preis für deren willige Mitarbeiter geopfert hat 339 . 
Den Machtanspruch und die Handelsfreiheit verschiedener Parteiaktivi¬ 
sten, denen es während der ersten Monate des Jahres 1933 gelungen war, 
die mittelständischen Verbände zu »erobern«, haben die Verordnungen 
Schachts tatsächlich bedeutend einschränken können. Die Verbandsvor¬ 
stände des Handwerks und des Kleinhandels wurden der Aufsicht des 
Reichswirtschaftsministeriums unterstellt, und ihr stark aufgeblähter 
Funktionärsapparat, in dem viele »alte Kämpfer« einträgliche Posten ge¬ 
funden hatten, wurde stark beschnitten. Aber auch nachher waren Hand¬ 
werker und Kleinhandel als selbständige Reichsgruppen besonders auf 
der Regionalebene der Wirtschaftskammern, zumeist durch ihre frühe¬ 
ren Funktionäre stark vertreten und konnten ihre Interessen auch durch 
ihr Gewicht in den örtlichen Handels- und Handwerkskammern zur Gel¬ 
tung bringen. Nur wenn man Hjalmar Schacht schematisch vereinfachend 
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mit der »Großfinanz« indentifiziert, läßt sich die These einer uneinge¬ 
schränkten Kontrolle des »Big Business« aufrechterhalten. Schacht und 
sein Ministerium konnten tatsächlich in den Jahren 1934-1936 ein bedeu¬ 
tendes Maß von »Kontrolle« behaupten, aber dies bedeutete vor allem 
den »Sieg« eines institutionellen Organisationsprinzips, das alle konkur¬ 
rierenden Einflüsse - einschließlich der Partei und ihrer Organisationen - 
ausschalten und alle Fäden in den Händen des Staates, d. h. des Wirt¬ 
schaftsministers vereinigen wollte 340 . 

Ebenso bestätigt die wirtschaftliche Situation des Mittelstandes, zumin¬ 
dest bis 1936, keineswegs die »Aufopferung« seiner Interessen. Auch 
nach dem Amtsantritt Schachts nahm der Mittelstand im Dritten Reich 
noch geraume Zeit zwar keine Vorrangstellung gegenüber den anderen 
Wirtschaftssektoren, aber doch die Stellung eines bevorzugten »sozialen 
Schongebiets« ein 341 . Ein besonderes Gesetz 342 , das noch unter Hugen- 
berg vorbereitet worden war, verbot die Eröffnung neuer Warenhäuser 
und Filialketten. Die stark antisemitische und gewalttätige Boykott¬ 
aktion, die am 1. April 1933 gegen die Warenhäuser gestartet worden war, 
wurde zwar wegen der Reaktion im Ausland und aus Gründen der 
Beschäftigungspolitik eingedämmt, aber nicht völlig aufgegeben. Partei¬ 
mitgliedern war untersagt, in Warenhäusern zu kaufen, und besondere 
Steuermaßnahmen sowie das Verbot, Erfrischungs- und Reparaturabtei¬ 
lungen zu installieren, haben den Warenhäusern beträchtliche Verluste 
eingebracht. Auch das Handwerk hat eine durch Gesetzgebung und wirt¬ 
schaftliche Maßnahmen bevorzugte Behandlung erfahren und von Kon¬ 
kurrenz- und Eintrittsbeschränkungen profitieren können. Die unter der 
nationalsozialistischen Herrschaft eingeführte Pflichtzugehörigkeit zu 
den Zunftinnungen war - genau wie auch die Anordnung des »Großen 
Befähigungsnachweises« - die Verwirklichung einer langjährigen Forde¬ 
rung der handwerklichen Verbände 343 . Im allgemeinen haben die mittel¬ 
ständischen Wirtschaftszweige bis 1936 von dem generellen Wirtschafts¬ 
aufschwung profitieren können, dies allerdings nicht in einheitlicher 
Weise. Wirtschaftszweige und Berufe, die mit der Bau- oder Elektroindu¬ 
strie verbunden waren, konnten mehr, die traditionellen Handwerker¬ 
berufe der Bekleidungs- und Schuhmacherbranchen weniger gewinnen. 
Aber das Rad der technologischen Industrialisierung, die seine wirt¬ 
schaftlichen Stellungen gefährdete, konnte der »alte« Mittelstand auch 
unter der nationalsozialistischen Herrschaft nicht zurückdrehen. Im Ge¬ 
genteil, dieser Prozeß wurde durch die Aufrüstung, die auf der Prioritä¬ 
tenliste dieser Herrschaft an erster Stelle stand, noch beschleunigt 344 . 
Wenn also der Mittelstand »geopfert« wurde oder nicht die Vorzugsstel¬ 
lung erhielt, die er glaubte erwarten zu dürfen, so fiel er nicht den Inter¬ 
essen der »Großfinanz«, sondern den politischen Zielsetzungen und 
Kriegsvorbereitungen der nationalsozialistischen Machthaber zum Op- 
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fer. Diese waren auch der eigentliche Grund für die bevorzugte Stellung 
der Industrie und besonders der direkt mit Aufrüstung und Ersatzstoff¬ 
produktion beschäftigten Industriezweige im Dritten Reich. 

Die Großindustrie konnte im allgemeinen ihre früheren Organisationen 
und persönlichen Stellungen beibehalten, erkannte aber bald, daß die 
Anerkennung des »Primats der Politik« dafür die unerläßliche Bedingung 
war. Dr. Herle, der langjährige Geschäftsführer des RDI, erklärte bereits 
im September 1933 in einem Artikel im »Deutschen Volkswirt«, daß 
»... es keinen Dualismus mehr zwischen der Staatspolitik und der Wirt¬ 
schaft« gäbe und »... das Primat der Politik gegenüber den Unterneh¬ 
merverbänden genauso entschieden Anwendung (finde) wie etwa gegen¬ 
über kulturellen Institutionen«. Die »Umformung des Bestehenden... 
meistens freiwillig, teils aber auch durch Einflußnahme der Regierungs¬ 
oder auch Parteistellen...« äußere sich vor allem auf personellem Ge¬ 
biet, und zwar durch das Ausscheiden jüdischer und politisch uner¬ 
wünschter Persönlichkeiten und durch eine intensivere Vertretung des 
mittelständischen Kleinunternehmertums, doch sei gerade die politische 
Gleichschaltung das wichtigste neue Element 345 . Dies mag ein zeitbe¬ 
dingtes Lippenbekenntnis gewesen sein, ein Versuch, sich den neuen 
Machthabern gefügig zu zeigen, um die alten Einflußpositionen bewah¬ 
ren zu können, und schildert vielleicht die Verhältnisse vom September 
1933 ungenau. Dennoch charakterisiert diese Äußerung Herles einen 
Prozeß, der bereits im Gange war und sich bald voll auswirken sollte. 

In drei wichtigen Punkten wich der neue Wirtschaftsaufbau entschieden 
von der Ständekonzeption nicht nur Othmar Spanns, sondern auch man¬ 
cher früherer NSDAP-Publikationen ab: l.Die »Reichsstände« oder 
späteren »Reichsgruppen« blieben reine Unternehmerverbände und 
keine berufsständischen Vereinigungen von Unternehmern und Arbeit¬ 
nehmern. 2. Ihr Einfluß auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen wurde 
weitgehend beschränkt. 3. Mit der einzigen Ausnahme des Reichsnähr¬ 
standes wurde ihre Handlungsfreiheit auf dem Gebiet der Preisbildung 
und Marktpolitik beträchtlich eingeengt. Damit fehlten der institutionel¬ 
len Neuordnung die wichtigsten Attribute ständischer Selbstverwaltung. 
Sie war somit alles andere als ein »ständischer Aufbau«. 

Der geschlossene Beitritt der Unternehmer zur Deutschen Arbeitsfront 
nach dem Leipziger Abkommen vom März 1935 zwischen Robert Ley 
und Schacht machte weder die DAF noch die Wirtschaftsgruppen zu 
»Ständen«. Das Abkommen brachte der DAF zweifellos einen Macht- 
und Prestigezuwachs, und auch die psychologisch-propagandistische Be¬ 
deutung gemeinsamer Aufmärsche und Veranstaltungen der »Betriebs¬ 
führer« und ihrer »Gefolgschaft« ist nicht zu unterschätzen. Aber darüber 
hinaus konnte die DAF keinerlei wirksamen Einfluß auf die wirtschafts¬ 
politischen Entscheidungen erlangen, und die Wirtschaftsorganisationen 
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wachten besorgt über ihren Charakter* als Unternehmervertretun¬ 
gen 346 . 

Das Gesamtgebiet der Lohn- und Arbeitsverhältnisse gehörte, wie be¬ 
reits beschrieben, zum Kompetenzenbereich der Treuhänder der Arbeit, 
die als staatliche Institutionen dem Reichsarbeitsministerium unterstan¬ 
den. Den Reichs- und Wirtschaftsgruppen wurde unter Androhung der 
Auflösung nicht nur »jede sozialpolitische Interessenvermittlung« für 
Arbeitgeber untersagt, sondern auch verboten, interne Beratungen über 
diese Themen zu führen oder die Unternehmer auf diesen Gebieten an¬ 
zuleiten. Ihre einzige Aufgabe bestand darin, die Anweisungen der 
Treuhänder an ihre Mitglieder weiterzugeben unter der ausdrücklichen 
Bedingung, »daß die Berichterstattung nicht mit Zusätzen erfolgt, die 
Anordnung oder Auslegung des Materials, über das berichtet wird, in 
einer bestimmten interessenmäßigen Richtung oder Tendenz beschrän¬ 
ken soll« 347 . 

Im Gegensatz zur Landwirtschaft, in der der Reichsnährstand durch seine 
»Marktordnung« den Vertrieb und die Preisbildung nicht nur der land¬ 
wirtschaftlichen Primärprodukte, sondern auch verarbeiteter Waren 
beaufsichtigte, wurde den Organisationen der gewerblichen Wirtschaft 
dieses Betätigungsfeld ausdrücklich entzogen. Marktpolitik und Preisbil¬ 
dung unterstanden entweder direkter Kontrolle des Preiskommissars** 
oder den frei gebildeten oder erzwungenen Kartellen, die ihrerseits direkt 
vom Reichswirtschaftsministerium beaufsichtigt wurden. Das »Zwangs¬ 
kartellgesetz« vom Juli 1933 348 ermächtigte den Wirtschaftsminister, neue 
Kartelle zu errichten oder den obligatorischen Beitritt zu bestehenden 
Kartellen anzuordnen sowie die Neuerrichtung von Betrieben oder die 
Erweiterung bestehender Firmen in Wirtschaftsbranchen zu verbieten, 
die als bereits überbesetzt galten. Dieses noch während der Beschäfti¬ 
gungskrise erlassene Gesetz wurde vornehmlich in Wirtschaftszweigen 
angewandt, die unter einem »wilden« Konkurrenzkampf und Preissen¬ 
kungen litten, die die Existenz vieler Betriebe in Frage stellten und die 
Arbeitslosigkeit verschärft hätten. Die praktische Anwendung der 
Zwangskartellisierung ist vornehmlich im Kleinvertrieb von Radiogerä¬ 
ten und im Druckereigewerbe bekanntgeworden, also in Wirtschafts¬ 
zweigen, in denen eine Vielzahl kleiner und mittlerer Betriebe konkur- 

• Charakteristisch dafür: die »Deutschen Briefe« (das heißt die chcm. »Deutsche Führer¬ 
briefe«) vom 6. September 1935: »Falsch ist cs..., die Dinge so anzuschcn, als sei nun etwa die 
Wirtschaftsorganisation damit ein Teil der Arbeitsfront geworden. Es würde den Tod der Ar¬ 
beitsfront als einer wirksamen Sozialorganisation bedeuten, wenn sie auf diese Weise mit der 
Verantwortung für die Wirtschaftspolitik beladen würde... Das Leipziger Abkommen ist 
nicht als die Verschmelzung zweier Organisationen zu einer, sondern als die organische Verbin¬ 
dung zweier Selbstverwaltungsorganisationcn gedacht, deren innere Selbständigkeit in keiner 
Weise angetastet wird.« 

•• Siehe unten, S. 177ff. 
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renzwirtschaftliche Bedingungen schuf. Allgemein war durch das 
Zwangskartellgesetz vor allem den Interessen kleiner und mittlerer Un¬ 
ternehmer und weniger der Großindustrie gedient, die sich ohne Schwie¬ 
rigkeiten und auch ohne Staatshilfe monopolistisch organisieren konnte. 
Dadurch, daß die gesamte Kartellpolitik dem Geschäftsbereich der Wirt¬ 
schaftsorganisationen entzogen und direkter Staatskontrolle unterstellt 
wurde, entstand zumindest grundsätzlich ein Instrument direkter staat¬ 
licher Preislenkung. Seine praktische Anwendung und das Maß an Hand¬ 
lungsfreiheit, das den Interessenten verblieb, variierten allerdings, wie 
auch gegenüber anderen institutioneilen Neuordnungen, den Umständen 
und der Zeit entsprechend. 

Grundsätzlich gehören Markt- und Preispolitik zu den unveräußerlichen 
Prärogativen jeder ständischen Organisation, und ihr Ausschluß aus dem 
Geschäftsbereich der Wirtschaftsgruppen traf somit die Ständekonzep¬ 
tion an der empfindlichsten Stelle. Es ist daher verständlich, daß diese 
Maßnahmen während der ersten Zeit als vorübergehende Notlösungen 
dargestellt wurden, die zur Wahrung stabiler Preise und Löhne in der 
Arbeitsbeschaffungsperiode und zur Verhütung einer übertriebenen 
»Durchkartellisierung der Wirtschaft« unerläßlich seien. Für die Zukunft 
wurde hingegen eine Anpassung an das Modell des Reichsnährstands in 
Aussicht gestellt, das den ständischen Auffassungen bedeutend näher 
kam 349 . In der Tat ist nichts Derartiges geschehen, und im Laufe der Zeit, 
als der direkte Staaseingriff zunahm, wurde auch der Reichsnährstand 
nicht mehr als anzustrebendes Beispiel erwähnt. Im Gegenteil wurden, 
wie wir noch sehen werden, auch dessen autonome Marktordnung und 
Preisbildung später stark eingeschränkt. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß der mehrere Jahre dauernde institu¬ 
tionelle Neuaufbau der Wirtschaft in erster Linie von dem Willen der 
nationalsozialistischen Machthaber bestimmt war, ein wirkungsvolles In¬ 
strumentarium staatlicher Wirtschaftslenkung zu schaffen, um die Wirt¬ 
schaft ihren politischen Zielsetzungen dienstbar zu machen. Daß dies 
kein leichtes Unterfangen war, beweisen die sich oft widersprechenden 
Anordnungen und häufigen Personenwechsel, die den im Untergrund 
ausgefochtenen Kampf konkurrierender Interessenten- und Kräftegrup¬ 
pen offen widerspiegelten. Dabei bemühte sich besonders Schacht, den 
bürokratischen Ämter- und Formularaufwand in erträglichen Grenzen zu 
halten und soweit als möglich mit dem überkommenen und gut eingear¬ 
beiteten Apparat der bestehenden Verbände zu arbeiten. Das Ergebnis 
sowohl der verborgenen Interessentenkämpfe als auch der Bemühungen 
der Regierung war zwar »ein eigenartiger Zwitter, der nur schwer unter¬ 
scheiden ließ, wo die interessenpolitische Selbstverwaltung aufhörte und 
die staatliche >Auftragsverwaltung< anfing 350 «, aber die Auftragsverwal¬ 
tung war dem System zumindest als Möglichkeit eingebaut, die je nach 
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den Umständen mehr oder weniger rigoros angewandt werden konnte. 
Solange die nationalsozialistischen Machthaber die willige Mitarbeit und 
die wirtschaftlichen Motivationen der führenden Wirtschaftskreise auf 
ihrer Seite hatten, konnten sie sich durchaus auf deren »Selbstverwal¬ 
tung« verlassen und ein Minimum direkter administrativer Kontrollen 
anwenden. Die fest organisierten großindustriellen Interessenverbände 
konnten diesen Zustand wirtschaftlich und, in beschränkten Grenzen, 
auch politisch zu ihren Gunsten nutzen und haben daraus erhebliche 
Profite bezogen. Dennoch war der durch die Anordnungen Schachts in 
den Jahren 1934-1936 errichtete Wirtschaftsaufbau auch in seinen er¬ 
sten Jahren nicht die Bastion privatkapitalistischer gegenüber national¬ 
sozialistischen Staatsinteressen und die Reichsgruppen nicht bloße 
»Interessenvertretung der privaten Gruppen gegenüber dem Staat«, 
die als solche anerkannt wurden 351 . Nicht weniger als dies, waren 
sie effektive Lenkungs- und Kontrollorgane des Staates und konnten 
als solche jederzeit aktiv eingesetzt werden. Dies geschah in verstärk¬ 
tem Maße erst gegen 1936/37, als die erreichte Vollbeschäftigung, ne¬ 
ben dem Rohstoff- und Devisenmangel, es Hitler und seiner Regierung 
erschwerten, die beschleunigte Aufrüstung allein durch wirtschaftliche 
Gewinnmotivationen vorwärtszutreiben. Die operative Effektivität der 
institutionellen Neuordnung, die sich hierbei erwies, war jedoch von 
aufmerksamen Beobachtern scljon früh erkannt worden: »Der hier¬ 
archische Aufbau der gesamten Verbandsbildung und die Verbin¬ 
dung ihrer Spitze mit dem Staat... macht den gesamten wirtschaft¬ 
lichen Aufbau für den Staat durchsichtig und gibt ihm ein unver¬ 
gleichliches Instrument für wirtschaftspolitische Maßnahmen in die 
Hand.« 352 

Die nationalsozialistischen Parteiorganisationen und ihre Presse haben 
ihrerseits den »kapitalistischen« Unternehmern die Existenz einer auf¬ 
merksamen politischen Aufsicht geflissentlich vor Augen gehalten. So 
z. B. der Wirtschaftsredakteur des »Völkischen Beobachters« in einem 
Leitartikel Anfang 1935: » ...kapitalistische Einrichtungen, die benutzt 
werden konnten, (sind) benutzt worden. Sie zu zerschlagen wäre ein kost¬ 
spieliges Vergnügen gewesen..., (aber) alle diese kapitalistischen Ein¬ 
richtungen haben eine neue Grundlage bekommen. Das System ist Werk¬ 
zeug in der Hand der Politik. Wo der Kapitalismus sich noch immer für 
unangetastet hält, dort ist er tatsächlich schon eingespannt in die Poli¬ 
tik.« 353 

Inwieweit diese selbstsichere Behauptung zutraf, ist allerdings durch die 
Existenz der institutionellen Möglichkeit staatlicher Lenkung und Kon¬ 
trolle allein noch nicht erwiesen. Es bedarf einer eingehenderen Unter¬ 
suchung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf den verschiedenen 
Gebieten, um feststellen zu können, wie durchgreifend der staatliche 
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Lenkungsmechanismus tatsächlich eingesetzt wurde und in welchem Ver¬ 
hältnis die staatlichen Maßnahmen zu den vorkonzipierten, teilweise 
ideologisch bestimmten Zielsetzungen der NSDAP standen. 


Die Landwirtschaft als ständewirtschaftliches Modell 

I 

Mehr als irgendein Wirtschaftssektor war die Landwirtschaft im national¬ 
sozialistischen Wirtschafts- und Gesellschaftskonzept mit ideologisch¬ 
emotionalen Motiven beladen. Begriffe wie »Lebensraum« und 
»Nahrungsfreiheit« ebenso wie die Rassenideologie fanden in der »Blut- 
und-Boden«-Losung ihre mystisch exaltierte Formulierung. Völkische 
Gefühlsschwelgerei traf sich hier mit der Gedankenwelt konservativer 
oder »jungkonservativer« Literaten und mit der in unzähligen Lese¬ 
büchern und Familienmagazinen verbreiteten Heimatdichtung, die in 
romantischer Idyllisierung das »gesunde und naturnahe« Dorfleben der 
Sittenverderbnis der Industriegroßstädte entgegenstellte. 

In dem von Walter Darrö verkündeten und von Himmler und der SS be 
geistert aufgegriffenen »Blut-und-Boden«-Konzept erschien das deut 
sehe Bauerntum als der reinrassigste und fruchtbarste Urquell des 
deutschen Volkstums. Auch die »Statistik« wurde herangezogen, um zu 
beweisen, daß die deutsche Bevölkerung bis zur Jahrtausendwende sich bis 
auf nur 20 Millionen reduzieren würde, wenn die schädliche Urbanisie¬ 
rung nicht aufgchalten würde. Ein prosperierendes und bodenständiges 
Bauerntum müßte dagegen dem deutschen Volk nicht nur den lebensnot¬ 
wendigen Nachwuchs sichern und seine urwüchsige Lebensart erhalten, 
sondern auch den nach Osten erweiterten Lebensraum besiedeln, der ihm 
für alle Zeiten politische Sicherheit und Ernährung gewähren sollte 354 . 
Viele Anzeichen wiesen sogleich nach der Machtergreifung darauf hin, 
daß die Nationalsozialisten ihr Agrarkonzept nicht nur propagandistisch 
auswerten, sondern ernstlich verwirklichen wollten. Als einziger Wirt¬ 
schaftssektor wurde die Landwirtschaft sofort nach einem vorgefaßten 
Schema umorganisiert. Das »Reichsnährstandsgesetz« wurde - einer 
Aussage Darrös gemäß - nach den Schriften des deutschen Agrarökono¬ 
men Gustav Ruhland (1860-1914) vorbereitet und sollte die Landwirt¬ 
schaft im wahrsten Sinne des Wortes als »Stand«, und zwar mit weitgehen¬ 
den Selbstverwaltungsrechten auf den Gebieten der Arbeitsbeziehungen 
und der Marktordnung, ausstatten 355 . Außerdem legte das »Erbhofge¬ 
setz« im gesamten Reichsgebiet den Grundsatz der Unteilbarkeit und 
Unveräußerlichung des Bauernbetriebs fest. Gleich nach der Machtüber¬ 
nahme gewährte eine Reihe von Anordnungen der Landwirtschaft bevor¬ 
zugte Behandlung bei der Preisbildung und der Schuldentilgung, so daß 
ihre wirtschaftliche Situation merklich verbessert wurde. 
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Bevor auf diese Maßnahmen im einzelnen eingegangen wird, soll von 
vornherein gesagt werden, daß alle diese Anstrengungen in bezug auf die 
grundsätzlich angestrebten Ziele erfolglos geblieben sind. Zwischen 1933 
und 1939 ging die Landbevölkerung von 20,8 v. H. auf 18. v. H., die land¬ 
wirtschaftliche Beschäftigungsrate sogar von 16 v. H. auf 10,5 v. H. der 
Gesamtzahl der Beschäftigten zurück 3:>6 . Ebenso hat die Ansiedlungspro¬ 
paganda, die auch nach der Machtergreifung in der Ansiedlung Erwerbs¬ 
loser die Lösung der Arbeitslosigkeit und eine bodenständige Umstruk¬ 
turierung der Bevölkerung verhieß, kaum Früchte gezeitigt. Zwischen 
1933 und 1938 entstanden zwar ca. 20700 neue Bauernwirtschaften auf 
einer Gesamtfläche von 325 600 Hektar, aber angesichts der knapp 57 500 
neuen Betriebe, die die geschmähte Weimarer Republik auf über 600000 
Hektar angesiedelt hatte, konnten die Nationalsozialisten damit wenig 
Staat machen. Aber obwohl sich die Nationalsozialisten dieses Mißerfol¬ 
ges durchaus bewußt waren, sahen sie sich dadurch nicht veranlaßt, ihr 
Agrar- und Ansiedlungskonzept aufzugeben, sondern glaubten es eher für 
kommende Zeiten aufgeschoben. Es hatte in ihren Augen wenig Sinn, un¬ 
fruchtbare Randgebiete in Ostpreußen zu besiedeln, während im Osten 
gewaltige Bereiche fruchtbarer Schwarzerde die Siedler des siegreichen 
Herrenvolks erwarteten. Noch im Jahre 1931 hat Hitler in einem Gespräch 
mit dem Fürsten von Eulenburg versichert, daß er keine großen Ansied¬ 
lungspläne für das deutsche Reichsgebiet hege und daß hiervon erst die 
Rede sein könne, nachdem der deutsche Lebensraum erweitert sei 357 . 
Trotz des schließlichen Mißerfolges lassen sich die grundlegenden Verän¬ 
derungen, die durch die agrarpolitischen Maßnahmen der nationalsozia¬ 
listischen Machthaber auf dem Gebiete der Landwirtschaft hervor¬ 
gerufen wurden, nicht übersehen. Der »agrarpolitische Apparat« Walter 
Darr6s hatte nicht nur erfolgreiche Propaganda in den landwirtschaft¬ 
lichen Gebieten betrieben, sondern daneben auch detaillierte Arbeits¬ 
pläne entwickelt, die mehr als auf anderen Gebieten der späteren 
Entwicklung die Richtung wiesen. 

Walter Darr6, der im Jahre 1929 oder Anfang 1930 der NSDAP anschei¬ 
nend auf das Versprechen hin beitrat, die Leitung des »agrarpolitischen 
Apparats« der Partei zu erhalten, war, wie viele nationalsozialistische 
Führer, Auslandsdeutscher. In Argentinien geboren, arbeitete er nach 
dem Kriege in der deutschen Gesandtschaft in Riga und nahm frühe Ver¬ 
bindungen zu völkisch-konservativen Organisationen auf, wie z. B. dem 
»Artamanen-Bund« und dem »Saalecker Kreis«. 

Georg Kenstler, der Vorsitzende des Artamanen-Bundes und Herausge¬ 
ber der Zeitschrift »Blut und Boden«, hatte Darr6 Ende 1929 der NSDAP 
als Leiter ihrer agrarpolitischen Abteilung empfohlen. Diese Ernennung 
entsprach ganz Hitlers Methode, Außenseiter über die Köpfe altbewähr¬ 
ter Parteifunktionäre hinweg in führende Stellungen einzusetzen. In die- 
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sem Falle überging er den bisherigen Hauptsprecher der NSDAP in Land¬ 
wirtschaftsfragen, den Reichstagsabgeordneten Werner Willikens, der 
auch das landwirtschaftliche Programm der Partei 1930 neu formulierte. 
Hier wurden in »Erweiterung« von Punkt 17 des »unabänderlichen« Par¬ 
teiprogramms vor allem die Notwendigkeiten autarker Selbstversorgung 
betont, aber auch praktische Vorschläge, wie z. B. der eines »Erbhof¬ 
gesetzes«, Steuererleichterungen und Schuldenerlaß, agrarische Schutz¬ 
zölle und Verbilligung landwirtschaftlicher Produktionsmittel, angeführt. 
Daneben legte das Programm besonderes Gewicht auf die nochmalige 
»Klärung« der im Punkt 17 formulierten Bodenreform- und Enteignungs¬ 
forderung, die bereits im April 1928 der Anlaß einer besonderen, dem 
Parteiprogramm seither beigefügten Anmerkung Hitlers gewesen war. Im 
Sinne derselben beteuerte auch das Programm Willikens die Unantastbar¬ 
keit des Privateigentums: Die NSDAP wolle keine Verstaatlichung des 
Bodens, und für Ostansiedlungen kämen allein nur brachliegende oder 
schlechtbewirtschaftete Güter in Betracht 358 . 

Die Beziehungen Darres zu Himmler und der SS hatten schon früh begon¬ 
nen: Himmler stand, gleich Darr6, dem »Artamanen-Bund« nahe und hat 
wahrscheinlich zu Darr6s Ernennung beigetragen. Zu den persönlichen 
Freundschaftsbeziehungen (Darre war einer der wenigen, mit denen 
Himmler auf »Du« stand) mögen auch die landwirtschaftlichen Interessen 
Himmlers beigetragen haben, der, von Beruf Agronom, zum Reichsbund 
der deutschen Diplomlandwirte gehörte. Über das Persönliche hinaus er¬ 
klären sich jedoch die engen Beziehungen der beiden auch aus der konzep¬ 
tionellen Einheitlichkeit, in der sich die nationalsozialistische Rassen¬ 
mystik und ihre landwirtschaftlichen Vorstellungen ergänzten. Es ist daher 
kein Zufall, daß Himmler bereits 1932 keinen anderen als Darr6 an die 
Spitze des »Rassen- und Siedlungsamtes« der SS stellte 359 . 

Ab 1930 gelang es dem »agrarpolitischen Apparat« Darr6s, die landwirt¬ 
schaftlichen Verbände personell zu infiltrieren, in denen er vielfach bereits 
vor der Machtergreifung einflußreiche Funktionärsposten besetzt hatte. 
Ähnlich wie die gewerbliche Wirtschaft war in der Weimarer Republik 
auch die Landwirtschaft zweigleisig organisiert. Auf der horizontalen 
Ebene waren die örtlichen und regionalen Landwirtschaftskammern an 
der Spitze im Landwirtschaftsrat zusammengefaßt. Daneben vertraten die 
vertikal organisierten Spitzenverbände die wirtschaftlichen und politi¬ 
schen Interessen der Landwirtschaft. Von diesen konnte vor allem der 
»Reichslandbund«, in dem vornehmlich die großagrarischen Interessen 
vertreten waren, durch seine Beziehungen zum Reichspräsidenten in der 
Endphase der Republik einen bedeutenden politischen Einfluß gewinnen. 
Klein- und Mittelbauern waren daneben in der »Vereinigung christlicher 
Bauernvereine« und in der »Demokratischen Bauernschaft« organi¬ 
siert. 
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Die rasche Gleichschaltung dieser Organisationen nach der Machtergrei¬ 
fung bewies, wie weitgehend es den nationalsozialistischen Funktionären 
auf dem Lande und in den Spitzenverbänden bereits früher gelungen war, 
in die landwirtschaftlichen Verbände einzudringen. 

Werner Willikens war bereits 1930 in den Vorstand des Reichslandbundes 
- unter dem Vorsitz des Grafen Kalchreuth?- gewählt worden. Im März 
1933 trat auch Wilhelm Meinberg, einer der Hauptmitarbeiter Darres, 
hinzu. Hingegen hatte sich bis 1933 der Präsident der Vereinigung christ¬ 
licher Bauernvereine, Andreas Hermes, mit Erfolg der nationalsozialisti¬ 
schen Infiltration widersetzt. Hermes wurde im März 1933 unter dem 
Vorwand von Unterschlagungen verhaftet und durch den Freiherrn Her¬ 
mann von Lüninck, der schon früher dem Apparat Darres nahestand, 
ersetzt. Damit war der Weg für die Vereinigung der Spitzenverbände of¬ 
fen.* Als erster Schritt wurde am 4. April 1933 die »Reichsführergemein¬ 
schaft« als Dachorganisation geschaffen und Walter Darre »gebeten«, 
den Vorsitz zu übernehmen. Ende des gleichen Monats veranlaßte Darrö 
den Rücktritt des Vorstandes des »Reichsverbandes der deutschen land¬ 
wirtschaftlichen Genossenschaften - Raiffeisen« und ließ drei seiner Mit¬ 
arbeiter entscheidende Stellungen im neuen Vorstand einnehmen, 
jleichzeitig eroberten die Nationalsozialisten die meisten Führungsposi- 
ionen in den territorialen Verbänden. Selbst altbewährte Funktionäre, 
die der DNVP angehörten, wurden noch zur Amtszeit Hugenbergs aus 
ihren Stellungen in den Vorständen der örtlichen und regionalen Land- 
wirtschaftskammem verdrängt. Hitler selbst erschien am 5. April 1933 
vor dem Plenum des Landwirtschaftsrats in Berlin, und nach seiner Pro¬ 
grammrede, in der er erneut die »Erhaltung des Bauerntums« versprach, 
wurden der neuen Regierung einstimmig Vertrauen und Unterstützung 
zugesagt. 

Wenige Wochen später konnte Walter Darre bereits sämtliche landwirt¬ 
schaftlichen Führungspositionen in seiner Person vereinigen. Am 28. Mai 
verlieh ihm die »Reichsführergemeinschaft« unbeschränkte Vollmacht 
und den Titel »Reichsbauemführer«. Die Tatsache, daß diese Vorgänge 
sich noch während der Amtszeit Hugenbergs und trotz dessen sichtbaren 
Bemühungen um die Besserung der Lage der Landwirtschaft ereignen 
konnten, zeugt neben der erfolgreichen Infiltration der Verbände durch 
die Nationalsozialisten auch von dem ideologischen Gewicht, das sie ihrer 
alleinigen Herrschaft über den Landwirtschaftsbereich beimaßen. Mit 
der Ernennung Darrös zum Reichsernährungsminister Anfang Juni 1933 
war der Prozeß abgeschlossen. Es war kein Zufall, daß die Landwirtschaft 
damit, neben Goebbels’ neuem Propagandaministerium, der einzige Sek- 

• Versuche einer Vereinigung der Verbände waren seit 1929 im Gange, gerieten aber nur bis 
zur Gründung der »Grünen Front« im gleichen Jahre. Vor allem hatten sich die christlichen 
Bauernvereine und Andreas Hermes der Vereinigung mit den Großagrariern widersetzt. 
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tor war, in dem sowohl die interessenbezogene Eigenorganisation als 
auch die obersten Regierungs- und Parteiposten in den Händen des zu¬ 
ständigen Parteiideologen vereinigt waren 360 . In institutioneller Hinsicht 
stand nun der Verwirklichung der vorgeplanten und versprochenen Land¬ 
wirtschaftspolitik nichts mehr im Wege. 

Die deutsche Landwirtschaft litt in der Weltwirtschaftskrise unter dem 
internationalen Preisverfall landwirtschaftlicher Erzeugnisse, der beson¬ 
ders den Getreideanbau der ostelbischen Roggengebiete empfindlich 
traf. Die Regierung Brüning hatte versucht, diesen Betriebszweig durch 
die »Osthilfe« zu unterstützen, und gegen zwei Milliarden RM zumeist 
den preußischen Großagrariern ausgezahlt. Der deutschen Landwirt¬ 
schaft war jedoch damit nur wenig geholfen. Die Osthilfeaktion war zwar 
Anlaß empörter Proteste in der Öffentlichkeit, brachte aber der Brüning- 
Regierung auf die Dauer kaum die erhoffte Unterstützung der preußi¬ 
schen Junker. Unter von Papen versuchte der damalige Landwirtschafts¬ 
minister von Braun, die Forderungen der »Grünen Front« nach erhöhten 
Zöllen durchzusetzen, mußte aber vor dem Widerstand der Industrie und 
des Wirtschaftsministers Warmbold nachgeben, die das Ansteigen der in¬ 
dustriellen Produktionskosten infolge erhöhter Lebensmittelpreise und 
damit eine verschärfte Arbeitslosigkeit befürchteten. Statt dessen wur¬ 
den weitere Osthilfezahlungen gewährt, während die west- und süddeut¬ 
sche Landwirtschaft, die vornehmlich Qualitätsprodukte erzeugte, fast 
leer ausging. Schleicher suchte den Gegensatz durch einen Kompromiß 
zu lösen: Nachdem sich die Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister ge¬ 
gen den Widerstand der Industrie auf Einfuhrzollerhöhungen geeinigt 
hatten, wurde den westdeutschen Interessen durch das »Buttergesetz« 
Rechnung getragen, mit dem die erheblichen Milchwirtschaftsüber¬ 
schüsse der Margarineverarbeitung zugeführt werden sollten. Das Herz 
der preußischen Junker konnte allerdings auch Schleicher mit diesen 
Maßnahmen nicht erobern. Gerüchte über vorgesehene Güterenteignun¬ 
gen zu Ansiedlungszwecken führten zur »Kriegserklärung« des Reichs¬ 
landbundes in einer Rede des Grafen Kalckreuth am 8. Januar 1933 an die 
Regierung Schleicher - ein bedeutungsvoller Schritt im Laufe des politi¬ 
schen Intrigenspiels, das schließlich zum 30. Januar 1933 führte 361 . 
Hugenberg als Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister besaß alle Voll¬ 
machten für eine durchgreifende Unterstützung der Landwirtschaft, die 
er auch energisch anzuwenden suchte. Bereits am 14. Februar 1933 er¬ 
schien seine Anordnung über den Vollstreckungsschutz für landwirt¬ 
schaftliche Betriebe, die ihren Schuldenleistungen nicht nachkamen. Im 
gleichen Monat wurden die landwirtschaftlichen Einfuhrzölle fast ver¬ 
doppelt-ein Schritt, der die Verhandlungen über Handelsabkommen mit 
Holland und Schweden stark beeinträchtigte. Am 16. Februar wurden 
den ostelbischen Großagrariern Getreideanbausubsidien in Höhe von 
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123 Millionen RM bewilligt. Die westdeutschen Landwirte wurden 
gleichzeitig »vom Verbraucher subsidiert«, und zwar durch den »Fett¬ 
plan«, der die Margarineerzeugung auf 60 v. H. der gegenwärtigen Pro¬ 
duktion beschränkte und die Margarine durch vergrößerte Butterbeiga¬ 
ben verteuerte. Das Ergebnis war ein Preisanstieg der Milchwirtschafts¬ 
produkte, der Schweine und des Schweinefetts um 40 bis 50 v. H. Der 
Preisindex sämtlicher Landwirtschaftserzeugnisse stieg vom Januar bis 
Dezember 1933 infolge aller dieser Maßnahmen von 82 auf 95 
(1913=100), obwohl Hitler und die nationalsozialistischen Minister in der 
Regierung ihre Bedenken über den psychologischen Einfluß solcher 
Preissteigerungen sobald nach der Machtübernahme äußerten 362 . 

In der Frage des Schuldenerlasses kam es zu Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen Darr6, Hugenberg und dem Reichsfinanzminister Graf Schwerin 
von Krosigk. Hugenbergs Vorschlag ging dahin, die Schulden der bis zu 
einem festzusetzenden Stichtag zahlungsunfähigen Bauernwirtschaften 
zu einem festen Zinssatz von 4 v. H. auf das Reich zu übertragen. Dage¬ 
gen sah Darr6 in diesem Vorschlag eine »kapitalistische Lösung«. In der 
Landwirtschaft gäbe nicht die Wirtschaftlichkeit, sondern »das Blut« den 
\usschlag, und daher müßten sämtliche Bauernhöfe gleichermaßen 
urch einen einheitlichen Zinssatz von nicht mehr als 3 v. H. unterstützt 
/erden. Schwerin von Krosigk hielt diesen Vorschlägen den Grundsatz 
der rechtmäßigen Ansprüche der Banken und Gläubiger entgegen, die 
nicht beschnitten werden dürften. Als Kompromiß wurden schließlich 
weitgehende Steuererlässe und eine Schuldenkonsolidierung zu 4 v. H. 
Zinsen für zirka 10 v. H. der Bauernwirtschaften bewilligt. Erst im Mai 
1934 kam ein teilweiser Schuldenerlaß auf Kosten der Banken und Liefe¬ 
ranten hinzu, wobei Auslandsschulden, um internationale Komplikatio¬ 
nen zu vermeiden, vom Reich übernommen wurden 363 . Nach seiner Er¬ 
nennung zum Reichsemährungsminister ging Darr6 als erstes an den Auf¬ 
bau des Reichsnährstandes, der mittels zweier Gesetze 364 in weitgehen¬ 
der Annäherung an den vorgeplanten »ständischen Aufbau« errichtet 
wurde. Diese auf Pflichtzugehörigkeit basierende Riesenorganisation 
umfaßte nicht nur sämtliche landwirtschaftlichen Betriebe, sondern 
auch die Fischerei, den Handel mit Landwirtschaftserzeugnissen und die 
diese verarbeitende Industrie. Seinem Apparat gehörten unter Darr6 
und dessen alten Mitarbeitern aus der agrarpolitischen Abteilung der 
NSDAP Wilhelm Meinberg und Hermann Reischle gegen 20000 voll¬ 
besoldete und noch 113000 halb- oder ehrenamtliche Funktionäre und 
Beamte an. Orts-, Bezirks- und Landesbauernführer wurden nach dem 
Führerprinzip ohne Wahlen von oben ernannt und die Parteizugehörig¬ 
keit für alle Angestellten als Bedingung ihrer Weiterbeschäftigung ver¬ 
ordnet. Alles war darauf ausgerichtet, die gesamte Landwirtschaft zur 
»Parteidomäne« zu machen, und obwohl die meisten Funktionäre des 
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RNS von Beruf Landwirte waren, gab bei ihrer Anstellung nicht ihre 
Fachausbildung und auch nicht das ihnen von der Bauernschaft entgegen¬ 
gebrachte Vertrauen, sondern in erster Linie ihre Parteizuverlässigkeit 
den Ausschlag 365 . 

Durch das Gesetz war der RNS mit weitgehenden Interventions- und 
Kontrollvollmachten ausgerüstet. Die durch ihn errichtete »Marktord¬ 
nung« setzte die Preise und Produktionskontingente fest, bestimmte die 
Verdienstmarge des Einzelhandels und kontrollierte die Qualität und 
Verarbeitung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Der RNS konnte 
Geldstrafen bis zur Höhe von 100000 RM und auch Gefängnisstrafen ver¬ 
hängen und die Schließung von Betrieben und Geschäften verordnen. 
Die Gesamttätigkeit des RNS, dessen Richtlinien ein besonderes 
Komitee unter der Leitung von Hermann Reischle in Anlehnung an das 
neophysiokratische System Gustav Ruhlands schon früher in der agrar- 
politischen Abteilung der NSDAP festgelegt hatte, ging darauf aus, die 
Landwirtschaft als bevorzugten und krisenfesten Wirtschaftssektor dem 
marktwirtschaftlichen Kräftespiel zu entziehen. Produktion und Preise 
sollten über alle Umlaufphasen, vom Erzeuger bis zum Endverbraucher, 
festgesetzt sein. Dies konnte tatsächlich unter den Bedingungen der De¬ 
visen- und Außenhandelskontrolle* weitgehend verwirklicht werden 366 . 
Dem RNS waren somit Funktionen zugebilligt worden, die anderen Wirt¬ 
schaftssektoren ausdrücklich verweigert wurden. Dennoch war auch de: 
RNS kein völlig autonomer »Stand«, wie er einer orthodoxen Ständeauf 
fassung nach sein sollte. Noch 1930 hatte Walter Darrö in seinem »Neu¬ 
adel aus Blut und Boden« den angestrebten korporativen Aufbau als 
»einen geschlossenen Block der Landwirtschaft gegen andere Berufe« 
und an die an der Spitze stehende »Reichs-Landstandskammer« als die 
»berufsständische Vertretung des gesamten Landstandes gegenüber an¬ 
deren Berufsständen und auch gegenüber der Reichsleitung« geschil¬ 
dert 367 . Tatsächlich mußte sich jedoch die Erweiterung des Geschäftsbe¬ 
reichs des Reichsnährstands auf die nichtlandwirtschaftlichen Berufe im 
Handel und der verarbeitenden Industrie notgedrungen in Richtung der 
Einschränkung seiner autonomen Selbstverwaltung auswirken. Der 
Reichsnährstand wurde durch diese ursprüngliche Machtausweitung an¬ 
stelle eines rein interessenorientierten »Berufsstandes« zum umfassende- 

* Dies hat in der Presse manche kaum verborgene Kritik hervorgerufen. So brachte z. B. der 
Wirtschaftsredakteur der »Frankfurter Zeitung« Ende 1934 eine Vcrglcichstabellc der deut¬ 
schen Landwirtschaftsprcisc mit den Weltmarktpreisen, die Unterschiede bis zu 300 v. H. auf¬ 
wies, und fügte hinzu: »Daß der Verbraucher im Interesse des Bauernstandes Opfer bringen 
müsse, wurde vom Kanzler sofort nach der Machtübernahme dargclcgt. Die Daucrbcdcutung 
dieser Opfer wird nicht zuletzt von dem Einfluß der Marktregelung auf den gesamtwirtschaft¬ 
lichen Ertrag abhängen... In dem großen industriellen Sektor des Reichsnährstandes... be¬ 
steht keineswegs Anlaß, daß die Volksgcsamtheit auf äußerste Wirtschaftlichkeit verzichtet, 
wie das zugunsten der Bauern verlangt wird« (F. Wolf, Staatskonjunktur, a.a.O., S. 10). 
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ren »Wirtschaftsstand«, dem kein auf zentrale Wirtschaftslenkung oder 
auch nur -kontrolle bedachter Staat eine völlig autonome Selbstverwal¬ 
tung gewähren konnte. Es ist einfach undenkbar, daß umfassende und 
einschneidende wirtschaftspolitische Entscheidungen einer Organisation 
überlassen bleiben könnten, die sich selbst als berufliche Interessenver¬ 
tretung der Landwirtschaft gegen alle anderen Wirtschaftssektoren be- 
zeichnete. Darrd und sein Stellvertreter Meinberg mußten daher von 
Anbeginn das »Primat der Politik« auch gegenüber der Landwirtschaft 
hervorheben und betonen, daß die großen Richtlinien der landwirtschaft¬ 
lichen Politik vom Reichskanzler bestimmt würden, dem auch die Anord¬ 
nungen des Reichsnährstandes unterstehen 36S . Auch die Personalunion 
Darr6s als Führer des Reichsnährstandes und Reichsernährungsminister 
bewirkte die immer weitere »Annäherung« der Selbstverwaltungsorgani¬ 
sation an die Regierungsinstanz, oft zum Nachteil der landwirtschaft¬ 
lichen Interessen. In den zunehmenden Kollisionen mit Regierungs- und 
Parteistellen mußte Darre zumeist gegenüber den allgemeinwirtschaft¬ 
lichen Erwägungen nachgeben, wenn es dazu auch manchmal, wie wir 
noch sehen werden, manchen Druckes und auch der Entscheidungen Hit¬ 
lers bedurfte. Die Machtposition Darr6s wurde im Laufe dieser Ausein¬ 
andersetzungen aufgerieben. Der Reichsnährstand wurde immer mehr 
zum bloßen Vollstreckungsorgan: »Hinter pseudokorporativen Fassaden 
mußte das Eigenleben der Verbände erstarren; die Organisation wertete 
sich selbst ab zum Informations- und Kontrollapparat für die staatliche 
Wirtschaftsführung. «^ 

Das »Erbhofgesetz« war das zweite Mittel, mit dem die Verpflichtung für 
die Erhaltung eines festen und wurzelhaften Klein- und Mittelbauern¬ 
tums verwirklicht werden sollte. Mehr als irgendwo trat in diesem Ge¬ 
setz die ideologische Motivation zutage, die nicht allein die wirklichen 
Interessen der Betroffenen, sondern selbst die proklamierten Zielsetzun¬ 
gen des Regimes übersah. Letzten Endes verursachte nämlich das Erb¬ 
hofgesetz die verstärkte Landflucht der enterbten Bauernsöhne, denen 
keine neuen Siedlungsflächen zugeteilt wurden und die in der Industrie 
einträglichere Arbeit fanden. Der entlassene frühere Staatssekretär Hu- 
genbergs, von Rohr, traf in einer Eingabe an die Reichskanzlei vom 
August 1934 den Nagel genau auf den Kopf, indem er ausführte, »das 
Gesetz sei offenbar mehr von bäuertümlichem Schrifttum als von bäuer¬ 
licher Praxis diktiert« 370 . Nur hat wahrscheinlich nicht weniger auch die 
Auffassung Hitlers: »Ein fester Stock kleiner und mittlerer Bauern war 
noch zu allen Zeiten der beste Schutz gegen soziale Erkrankungen, wie 
wir sie heute besitzen« 371 , die Erbhofgesetzgebung bewirkt. 

Da sich zur Amtszeit Hugenbergs Widerstände gegen die Erbhofgesetz¬ 
gebung erhoben, wurde diese zuerst im Mai 1933 in Preußen vorgenom¬ 
men. In Abwesenheit eines preußischen Landwirtschaftsministers leitete 
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dort Werner Willikens als preußischer Staatssekretär das Ministerium 
und konnte auch die Unterstützung des damaligen preußischen Justiz¬ 
ministers Kerrl gewinnen. Das am 15. Mai angenommene Erbhofgesetz 
wurde im September gleichen Jahres auf das gesamte Reichsgebiet ausge¬ 
dehnt 372 , wodurch zirka 700000 Bauernwirtschaften bis zu 125 Hektar, 
die gegen 40 v. H. der bebauten Landwirtschaftsfläche ausmachten, zu 
unveräußerlichen und unteilbaren Erbhöfen erklärt wurden. Die Besitzer 
der Erbhöfe wurden unter der Bedingung reinrassiger Abstammung mit 
dem Ehrentitel »Bauer« ausgezeichnet, während die Besitzer größerer 
Wirtschaften sich lediglich »Landwirt« nennen durften. Der Erbhof 
durfte nur ungeteilt an einen der erbberechtigten Nachkommen vererbt 
werden, der zu keiner Entschädigung an die übrigen Erben verpflichtet 
war, jedoch für die berufliche Ausbildung der männlichen und für die 
hauswirtschaftliche Aussteuer der weiblichen Nachkommen zu sorgen 
hatte, die jedoch keine finanzielle Mitgift erhielten. Die Erbhofernen¬ 
nung geschah durch Instanzen des Reichsnährstandes, die berechtigt wa¬ 
ren, sich als »unwürdig« erweisenden Bauern die Erbhofrechte zu ent¬ 
ziehen 373 . 

Es gibt viele Anzeichen dafür, daß die Bauern das Erbhofgesetz mit ge¬ 
mischten Gefühlen aufnahmen. Die Regierungsstellen in Berlin und dei 
Reichsnährstand erhielten ständig Berichte über Äußerungen der Unzu 
friedenheit jener Bauern, die durch das Erbhofgesetz ihre Besitzrechte 
und Vererbungsfreiheit beeinträchtigt fühlten und sich durch den gewähr¬ 
ten Vollstreckungsschutz nur teilweise entschädigt sahen. Selbst dieser 
wurde oft als Hindernis für Neuinvestitionen und die dazu erforderliche 
Kreditaufnahme empfunden, da keine Hypotheken auf Erbhöfe aufge¬ 
nommen werden durften. Eine großangelegte staatliche Kreditgewäh¬ 
rung hätte dem Abhilfe geschafft, aber die staatlichen Mittel waren zu der 
Zeit vornehmlich für Arbeitsbeschaffungs- und Aufrüstungspläne einge¬ 
setzt. Wahrscheinlich war dies auch einer der Gründe dafür, daß nichts 
getan wurde, um die Anzahl der Erbhöfe zu vergrößern, und ihr Prozent¬ 
satz stieg von 1933 bis 1945 nicht an. Tatsächlich hätte die Erbhofgesetz¬ 
gebung von einer weitgehenden Agrarreform begleitet sein müssen, um 
die proklamierten Ziele der Agrarpolitik zu verwirklichen: Die Zahl der 
Klein- und Mittelbauernwirtschaften konnte nur durch Aufteilung der 
Großgüter und die Ansiedlung der leer ausgehenden Bauernsöhne ver¬ 
größert werden. Außerdem hätten Zehntausende von bäuerlichen 
Zwergwirtschaften unter 7,5 Hektar, die nach dem Gesetz nicht als Erb¬ 
höfe gelten konnten, vergrößert oder zusammengelegt werden müssen, 
wenn es den nationalsozialistischen Machthabern mit der proklamierten 
Reagrarisierung ernst gewesen wäre. Für all dies gab es jedoch nicht ein¬ 
mal den Anschein bestehender »guter Vorsätze«. Man vermied offen¬ 
sichtlich den Konflikt mit den Großagrariern, der die Getreideproduk- 
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tion und damit die Autarkiebestrebungen stark gefährdet hätte, und zog 
es vor, sich mit der künftigen Lebensraumerweiterung zu vertrösten 374 . 
Statt dessen wurde ein imposanter Propagandaapparat in Bewegung ge¬ 
setzt, um die Bauern mit einem romantischen Nimbus zu umgeben und 
ihren gesellschaftlichen Status zu erhöhen. Hierzu dienten die jährlichen 
Erntedankfeste auf dem Bückeberg, bei denen Hitler und die gesamte 
Parteiprominenz auftraten und gefeiert wurden. Eine besondere Anord¬ 
nung Darr6s veranlaßte die Presse, Hitler als »Bauernkanzler« anzuprei¬ 
sen und ihn umgeben von strahlenden Bauemkindern und Dorfbewoh¬ 
nern in Trachten abzubilden. Solange noch Beschäftigungslosigkeit 
herrschte, wurden den Jugendlichen das idyllische und gesunde Dorfle¬ 
ben vor Augen geführt, um sie zum Landdienst oder Landjahr zu bewe¬ 
gen. Eine besondere Abteilung im Reichsnährstand sorgte für die Pflege 
der Bauemkultur und entwarf »alte Bauerntrachten«, wo diese längst in 
Vergessenheit geraten waren. Das Propagandaministerium verbot die 
Veröffentlichung abfälliger Bauernkarikaturen und schrieb einen idylli¬ 
schen Stil der Berichterstattung in allen die Landwirtschaft berührenden 
Reportagen vor. Die »im Herzen alten deutschen Bauernlandes« liegende 
Stadt Goslar wurde zur »Reichsbauernstadt« erklärt, ein Teil der Ämter 
les Reichsnährstandes dorthin verlegt und jährlich der Reichsbauemtag 
Jort veranstaltet. Aus ähnlichen Erwägungen wurde der Sitz des Erbhof¬ 
gerichtes in Celle bestimmt. Dieser Propagandaaufwand hat seinen Er¬ 
folg nicht verfehlt und den Bauern zweifellos das Gefühl eines gehobenen 
Status und gesellschaftlicher Beachtung vermittelt. Dennoch mag vielen 
unter ihnen nicht ganz wohl dabei zumute gewesen sein, inmitten einer 
modernen Industriegesellschaft als mediviales Museumsstück zu erschei¬ 
nen. Die Tatsachen bewiesen jedenfalls, daß die ganze Romantik sie nicht 
dazu bewegen konnte, unter schlechteren Arbeitsbedingungen und nied¬ 
rigerem Lebensstandard dem Dorf und der Landwirtschaft treu zu blei¬ 
ben, sobald ihnen die Möglichkeit, in der Stadt leichtere und besser be¬ 
zahlte Arbeit zu finden, offenstand 375 . 

Die Preispolitik des Reichsnährstandes bewirkte während der ersten 
Jahre eine erhebliche Einkommenserhöhung, jedoch verschlechterte sich 
die Lage der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen Wirtschaftssektoren 
schon ab 1935/36. * Sie konnte zwar auch nachher Einnahmenüberschüsse 
verzeichnen, hielt aber mit dem allgemeinen Anstieg der Einkommen 
nicht mehr Schritt. Besonders litten darunter die landwirtschaftlichen Ar¬ 
beiter, deren Lage sich zwar auch gegenüber den Krisenjahren verbes¬ 
serte, dies jedoch in weit geringerem Maße als bei den Industriearbeitern. 
Der Durchschnittsjahreslohn eines ostelbischen Landarbeiters lag um 
fast ein Viertel niedriger als der eines halb ausgebildeten Industriearbei- 
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ters, und dies bei längerer Arbeitszeit und der in Ostpreußen üblichen 
Vergütung eines Teils des Lohns in Naturalien. Unter diesen Bedingun¬ 
gen ließ sich die Landflucht Jungverheirateter Paare auch durch weit¬ 
gehende Wohnraumbeschaffung nicht aufhalten. Die Anordnungen der 
Arbeitsämter, besonders in den ersten Jahren nach 1933, frühere Land¬ 
arbeiter aus städtischen Betrieben zu entlassen, bewirkten oft das Gegen¬ 
teil: Die Eltern versuchten, ihren Kindern sofort nach der Schulentlas¬ 
sung industrielle Arbeitsplätze zu verschaffen, um diese Anordnungen zu 
umgehen. Da die Mädchen zumeist vorzogen, sich in der Stadt zu verhei¬ 
raten, machte sich bald eine besorgniserregende Überalterung der länd¬ 
lichen Bevölkerung bemerkbar 376 . 

Das nationalsozialistische Regime hat im Laufe der fortschreitenden 
Wiederbeschäftigung diesen Erscheinungen fast tatenlos zugesehen und 
nichts dagegen unternommen. Solange die Arbeitslosigkeit noch anhielt, 
ergänzten die agrarpolitischen Maßnahmen die Beschäftigungspolitik. 
Die wirtschaftliche und administrative Sonderstellung der Landwirtschaft 
blieb in Kraft. Der Zollschutz förderte den Anbau importersetzender 
Erzeugnisse und wirkte somit gleichzeitig auf eine Verbesserung der 
Zahlungsbilanz und der Beschäftigungslage auf dem Lande. Je mehr sich 
jedoch die Wirtschaft der Vollbeschäftigung näherte, desto gelassene 
sahen die Machthaber der verstärkten Landflucht zu, da sie ja erklärter 
weise Kanonen anstatt Butter erzeugen wollten. Den auf dem Lande 
spürbaren Arbeitermangel versuchte man »vorläufig« durch die ver¬ 
stärkte Einstellung ausländischer - zumeist polnischer - Fremd- und 
Saisonarbeiter zu beheben, die noch kurz vorher als »rasseschädlich« 
diskriminiert worden waren. Gegenüber 7000 Fremdarbeitern, die 
1932 in der deutschen Landwirtschaft arbeiteten, wurden bereits 1935 
über 50000 ausländischen Saisonarbeitern Arbeitsgenehmigungen er¬ 
teilt 377 . 

Landflucht und stagnierendes Erbhofbauerntum, die an sich den vorkon¬ 
zipierten ideologischen Fernzielen kraß entgegengesetzt waren, ließen 
sich notgedrungen als vorläufige Hintansetzung der Ziele gegenüber den 
dringlicheren Gegenwartsaufgaben, vor allem der Aufrüstung, hinneh¬ 
men. Ihr Ergebnis war jedoch auch die verzögerte Selbstversorgung mit 
Lebensmitteln und Rohstoffen, die ein Teil der Kriegsvorbereitungen wa¬ 
ren. In den ersten Jahren konnten immerhin einige Erfolge verzeichnet 
werden: Die Eigenproduktion an Lebensmitteln stieg von 68 v. H. in den 
Jahren 1927/28 auf zirka 80 v. H. im Jahr 1933/34 und 1938/39 auf 83 v. H. 
Eine völlige Selbstversorgung wurde jedoch bis Kriegsausbruch nur im 
Brotgetreideanbau erreicht, der bereits 1933/34 den heimischen Ver¬ 
brauch fast vollständig deckte und 1937/38 auch Überschüsse erzeugte. 
Dagegen mußten 1934/35 noch fast 90 v. H. der pflanzlichen und 20 v. H. 
der tierischen Fette, 85 v. H. der Industriefasern und 90 v. H. der Roh- 
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wolle importiert werden. Die Lebensmitteleinfuhr nahm 1936 noch 35,5 
v. H. des Gesamtimports in Anspruch, und in jedem der vier Jahre zwi¬ 
schen 1933 und 1936 mußten für ausländische Lebensmittel jährlich über 
drei Milliarden RM ausgegeben werden - 1938 sogar 5 Milliarden 
RM. 378 * 

Diesem Zustand sollte die im November 1934 verkündete und wahrschein¬ 
lich Mussolinis »Bataglio di Grano« entliehene »Erzeugungsschlacht« 
Abhilfe schaffen. Ein Zehn-Punkte-Programm sah die Erhöhung der 
landwirtschaftlichen Produktion durch agrotechnische Verbesserungen, 
Saatgutauslese, erweiterte Anbauflächen durch Meliorationen und Bo¬ 
denverbesserungen usw. vor. Neben einer großangelegten Propaganda¬ 
aktion wurde die Erzeugungsschlacht auch durch den agronomischen 
Beratungsdienst und eine fördernde Preispolitik (Herabsetzung der Dün¬ 
gemittelpreise und Vorzugspreise für Kartoffeln und Milchprodukte 
usw.) vorangetrieben. Für Meliorations- und Bodenverbesserungsarbei¬ 
ten wurde der Arbeitsdienst eingesetzt, hingegen wurden der Landwirt¬ 
schaft nur geringe Investitionsmittel in Form direkter Zuschüsse oder 
langfristiger Anleihen aus öffentlichen Mitteln gewährt; zwischen 1933 
und 1938 insgesamt zirka 2 Milliarden RM. Andererseits behinderten 
durch das Erbhofgesetz auftretende Finanzierungsschwierigkeiten die 
privaten Investitionen in der Landwirtschaft. Im Endergebnis erwies sich 
die Erzeugungsschlacht trotz der verzeichneten Erhöhung der durch¬ 
schnittlichen Bodenerträge als ein Fehlschlag, da das reale Nettoprodukt 
der deutschen Landwirtschaft von 1933 bis zum Kriegsausbruch nur um 
wenige Von-Hundert-Werte anstieg.** Augenscheinlich konnten wegen 
des durch die Landflucht verursachten Arbeitermangels die Produktions¬ 
kapazitäten nicht voll ausgenutzt werden, während die fehlenden Investi¬ 
tionen einen ausgleichenden Mechanisierungsprozeß behinderten. Die 
Priorität der Aufrüstung bewirkte somit nicht nur den zumindest vorläufi¬ 
gen Verzicht auf die Verwirklichung langfristiger ideologischer Ziele der 
Agrarpolitik, sondern beeinträchtigte auch die angestrebte Selbstversor¬ 
gung, die als kurzfristiges und kriegswichtiges Ziel der Agrarpolitik be¬ 
trachtet wurde 379 . 

Die meisten dieser Schwierigkeiten machten sich allerdings erst nach 1936 
bemerkbar, als die erreichte Vollbeschäftigung und die Devisenknappheit 

• Feste Preise von 1928. Siehe Tabelle 7 im statistischen Anhang. 

M Die Wertschöpfung (Nettoprodukt zu Faktorpreisen) des Wirtschaftsbcrcichs Landwirt¬ 
schaft, Forsten und Fischerei, ausgedrückt in festen Preisen von 1913, war zwischen 1932 und 
1938 (inMill. RM): 

1932- 8713 1934-9553 1936-10598 1938-10259 

1933- 10290 1935 - 9206 1937 - 9515 

1938 war damit nicht einmal der Stand von 1913 (11270MÜ1. RM) erreicht. Vergleichsweise 
stieg zur gleichen Zeit die Wertschöpfung von Industrie und Handwerk von 14489 Mill. im 
Jahre 1932 bis 33450Mill. 1938 an (Hoffman, Wachstum, a.a. O. S. 455). 
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das Prioritätenproblem verschärft auf die Tagesordnung setzten. Während 
des größten Teiles des hier behandelten Forschungszeitraumes konnte die 
Landwirtschaft ihre wirtschaftlich bevorzugte Position bewahren. Auch 
die institutioneile Sonderstellung des Reichsnährstandes blieb erhalten, 
bis er 1936 dem Vierjahresplan Hermann Görings unterstellt wurde. Die 
engen Personalverbindungen zur NSDAP haben-ebenso wie die ideologi¬ 
schen Vorverpflichtungen des Regimes - dazu beigetragen, den Reichs¬ 
nährstand als eine Art »Staat im Staate« erscheinen zu lassen. Verständ¬ 
licherweise entstanden dadurch Reibungsflächen mit gegensätzlichen 
Wirtschaftsinteressen und Konflikte mit zentralen und vor allem regiona¬ 
len Kräftegruppen auf Regierungs- und Parteiebene, die, wie z. B. die 
DAF oder die Gauleiter, um den Ausbau ihrer Machtpositionen besorgt 
waren. Diese Konflikte wurden zumeist in den Parteigremien den jeweils 
vorherrschenden Kräfteverhältnissen entsprechend entschieden, wobei 
Darrö und seine Mitarbeiter sich oft, ungeachtet ihres korporativen Eigen¬ 
mächtigkeitsanspruches, zu lästigen Kompromissen genötigt sahen, die 
ihnen von der Partei und auch von Hitler selbst vorgeschrieben wurden 38 °. 
Besonders häufig traten diese Zusammenstöße in den Jahren 1933/34 zu¬ 
tage, als Darr6s höchste Machtentfaltung den miteinander konkurrieren 
den Herrschaftsansprüchen der Gauleiter und Parteiinstanzen und de 
von Schacht angeführten wirtschaftlichen Interessenverbänden geger 
überstand, das endgültige Kräfteverhältnis jedoch noch nicht entschieden 
war. 

Der bekannteste Zusammenstoß ereignete sich in Ostpreußen zwischen 
dem Gauleiter Erich Koch und den dortigen Reichsnährstandsbehörden. 
Hierbei waren neben persönlichen Gegensätzen und Kompetenzstreitig¬ 
keiten sichtlich auch ideologische und politische Gegensätze im Spiel: 
Koch, der früher zur nationalsozialistischen »Linken« um die Brüder 
Strasser gehört hatte, »sah in der Agrarideologie und Personalpolitik Dar- 
t€s eine Anlehnung an die ihm besonders verhaßte >Reaktion<«, während 
die Bauernführer Koch »bolschewistischer« Ziele und Methoden verdäch¬ 
tigten 381 . Im Sommer 1933 kam es zum offenen Kampf, als Koch einige 
Bauernführer aus der Partei ausstieß, drei von ihnen ins Konzentrationsla¬ 
ger einwies und auf den Bauernhöfen Getreide für die Partei beschlagnah¬ 
men ließ. Darr6 ernannte daraufhin seinen Stellvertreter im Reichsnähr¬ 
stand, Meinberg, zum ostpreußischen Landesbauernführer und führte bei 
Heß und Hitler gegen Koch Beschwerde, konnte jedoch gegen dessen feste 
Stellung bei Hitler wenig ausrichten. Die verhafteten Bauemführer wur¬ 
den zwar aus dem KZ entlassen, jedoch von ihren Posten versetzt. Ähn¬ 
liche, wenn auch weniger offen ausgetragene Differenzen traten in Pom¬ 
mern zwischen dem Gauleiter Karpenstein sowie dem SA-Stab und den 
dortigen Bauernführern auf, wobei der Reichsnährstand wegen Vernach¬ 
lässigung der versprochenen Ansiedlungspläne angegriffen wurde 382 . 
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Rudolf Heß berief schließlich im Dezember 1934 die Gauleiter mit Darrd 
und den Spitzenfunktionären des Reichsnährstandes zu einer gemeinsa¬ 
men Sitzung, um die anhaltenden Kompetenzstreitigkeiten beizulegen. 
Das Ergebnis dieser Zusammenkunft war eine zwei Monate später veröf¬ 
fentlichte Mitteilung des »Stellvertreters des Führer«, die die Kompe¬ 
tenzverhältnisse ein für allemal festlegen sollte: Der Partei wurde unter¬ 
sagt, sich in rein fachlichen Belangen zu betätigen, dagegen wurde der 
Reichsnährstand verpflichtet, Postenbesetzungen mit den zuständigen 
Gauleitern zu vereinbaren. Außerdem wurde die NS-Frauenschaft als 
allein zuständig für die Frauenarbeit auf dem Lande erklärt und dieser 
Bereich dem Reichsnährstand entzogen. Die Schlußklausel der Erklä¬ 
rung betonte nachdrücklich die unbedingte politische Suprematie der 
Partei auf allen Gebieten, was zweifellos einer Einschränkung der Eigen¬ 
mächtigkeit des Reichsnährstandes gleichkam 383 . 

Auch mit Robert Ley und der DAF kam es, besonders in den späteren 
Jahren, als sich die Kräfteverhältnisse sichtlich zuungunsten des Reichs¬ 
nährstandes verschoben, zu Meinungsverschiedenheiten. Ley beanstan¬ 
dete die korporative Eigenständigkeit des Reichsnährstandes besonders 
auf sozialem Gebiet und machte diesen für die Benachteiligung der Land¬ 
arbeiter verantwortlich. In einem Schreiben an Darre im Frühjahr 1938 
schob Ley dem Reichsnährstand die Schuld für die fortschreitende Land¬ 
flucht zu: »Das Abwandern in die nicht so stark lohn- und preisgebundene 
Industrie ist nicht verwunderlich, wenn die teilweise noch katastrophalen 
Verhältnisse an den Arbeits- und Wohnplätzen der landwirtschaftlichen 
Gefolgschaft berücksichtigt werden.« Für die soziale Betreuung der 
Landarbeiter dürfte nicht der Reichsnährstand als »einseitige Inter¬ 
essenvertretung«, sondern ausschließlich die DAF und die Partei zustän¬ 
dig sein. Darrö reagierte mit einem irritierten Schreiben, in dem er der 
DAF Machtstreben und Kompetenzenüberschreitung vorwarf, konnte 
sich jedoch allgemein nicht gegen den vereinten Druck der DAF und der 
Gauleiter durchsetzen 384 . 

Demgegenüber behielten Darrö und seine Mitarbeiter in den Auseinan¬ 
dersetzungen mit Hjalmar Schacht, selbst in den Jahren 1934/35, als des¬ 
sen Position am stärksten konsolidiert war, dank der ideologischen Son¬ 
derstellung des Reichsnährstandes und seiner Querverbindungen zur SS 
zumeist die Oberhand. Im Reichsnährstand wurde beflissen Material ge¬ 
gen Schacht gesammelt, wobei sich besonders Friedrich Zimmermann - 
besser unter seinem »Tat«-Pseudonym Ferdinand Fried bekannt - hervor¬ 
tat. Dieser war 1933 auf besondere Anordnung Himmlers dem Stab Dar- 
r6s zugeteilt worden. Im Oktober 1934 übermittelte Fried der SS einen 
Artikel von Hans Calwer, der Schacht gegen die ihm gegenüber geäußerte 
Kritik in Schutz nahm, wobei er auf die sozialdemokratische »Vergangen¬ 
heit« des Verfassers und dessen Verbindungen zu jüdischen Ökonomen 
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hinwies. Fried fügte dem eigene Bemerkungen hinzu, die die angeblich in 
Reichsbankkreisen gegen Schacht zirkulierende Kritik rechtfertigten, 
und zeigte sich insbesondere darüber aufgebracht, »daß Schacht für sich 
selbst - und nur für sich selbst - grundsätzlich das internationale Ver¬ 
trauen beansprucht, nicht etwa als Beauftragter des Führers« 385 . Obwohl 
einige der einflußreichsten Gauleiter, wie Josef Bürckel, Josef Wagner 
und Karl Kaufmann, aus taktischen Gründen oft für Schacht und gegen 
Darr6 Stellung bezogen und sogar vorschlugen, das Ernährungsministe¬ 
rium aufzulösen und Darre vor ein »Tribunal der Gauleiter« zu beor¬ 
dern 386 , hat Hitler in den meisten Fällen zugunsten der Forderungen Dar- 
r6s entschieden. 

Erste Meinungsverschiedenheiten traten sofort beim Amtsantritt 
Schachts als Reichswirtschaftsminister auf, besonders in der Frage der 
Einbeziehung des Kleinhandels und der verarbeitenden Industrie, die 
landwirtschaftliche Erzeugnisse vertrieben oder verarbeiteten, in den 
Reichsnährstand. Nach Hitlers persönlichem Entscheid wurden im Som¬ 
mer 1934 zirka 80000 Handels- und Industriefirmen dem Reichsnähr¬ 
stand angeschlossen 387 . Etwas später kam es zu heftigen Auseinanderset¬ 
zungen zwischen Darre und dem Preiskommissar Dr. Goerdeler, der von 
Schacht unterstützt wurde, um die Preispolitik des Reichsnährstandes. 
Die Reden Darrös und seines Staatssekretärs im Reichsernährungsmini¬ 
sterium, Herbert Backe, auf dem Reichsbauerntag im November 1934, 
die sich gegen die Maßnahmen des Preiskommissars richteten, wurden 
vielerorts als offene Kampfansage gegen Schacht gewertet. Wie noch nä¬ 
her geschildert wird, haben diese Auseinandersetzungen maßgeblich zur 
Entlassung Dr. Goerdelers beigetragen, und da für längere Zeit kein 
neuer Preiskommissar eingesetzt wurde, konnte der Reichsnährstand 
ziemlich unbehindert seine Preispolitik fortsetzen. Später mußte er aller¬ 
dings dem vereinten Druck der Parteistellen und der Treuhänder der Ar¬ 
beit nachgeben und konnte, einem Regierungsentscheid entsprechend, 
die landwirtschaftlichen Preise nicht weiter erhöhen 388 . 

Als sich in den Jahren 1935/36 die Devisensituation verschlechterte, brach 
der Konflikt zwischen Darrö und Schacht erneut aus. Darr6s Forderung 
nach zusätzlicher Devisenzuteilung für Lebensmittelimporte, vornehm¬ 
lich Fette und Tierfuttermittel, wurde von Schacht mit dem verärgerten 
Hinweis auf den Produktionsrückgang der Landwirtschaft gegenüber 
1933 abgewiesen. Wiederum entschied Hitler gegen Schacht, und das 
Reichsernährungsministerium erhielt zusätzliche Devisen in der Höhe 
von 60 Millionen RM. Zweifellos waren dabei Hitlers Befürchtungen um 
die psychologischen Auswirkungen einer Lebensmittelknappheit aus¬ 
schlaggebend. Das änderte jedoch nichts an der Tatsache, daß Schacht in 
seinem ständigen Kampf mit Darrö, der schließlich dazu beitrug, seine 
Stellung zu untergraben, eine weitere Runde verloren hatte 389 . 
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Auf dem Gebiet der Preispolitik mußte sich Darrd hingegen mit mächti¬ 
geren Gegnern messen: Die erhöhten Lebensmittelpreise und die sicht¬ 
lich verbesserte Lage der Bauern gegenüber den realen Einkommens¬ 
verlusten der unter Lohnstopp beschäftigten Arbeiter erweckten in der 
Bevölkerung und in Parteikreisen erhebliche Unruhe. Ende August 1935 
wurde Herbert Backe zuerst vor die Treuhänder der Arbeit und zwei Tage 
darauf vor eine Zusammenkunft der Gauleiter zitiert, um die Frage der 
Landwirtschaftspreise zu erörtern. Backes Ausführungen, nach denen 
die Preise für den Konsum stabil geblieben seien, wurde von den Treu¬ 
händern widersprochen, die ihm Preissteigerungen bis zu 40 und 50 v. H. 
entgegenhielten, welche zu Äußerungen der Unzufriedenheit in der Ar¬ 
beiterschaft geführt und der »kommunistischen Propaganda« Vorschub 
geleistet hätten 390 . Obwohl auf diesen Sitzungen keine Einigung erreicht 
werden konnte, mußte der Reichsnährstand, wie erwähnt, Ende 1935 von 
weiteren Preiserhöhungen absehen. Die Preise wurden jedoch nicht her¬ 
abgesetzt und blieben der entscheidende Faktor für den Anstieg der land¬ 
wirtschaftlichen Einkommen. 

Daß der Reichsnährstand diesen Erfolg seiner Marktordnung trotz der 
geäußerten Proteste Schachts und auch einflußreicher Parteistellen be- 
/ahren konnte, entsprang im wesentlichen nicht wirtschaftlichen, son- 
em ideologischen Erwägungen. Das Argument, nach dem die Ein- 
commensteigerung der Landwirtschaft auch allgemein wirtschaftlich von 
Vorteil sei, weil dadurch die Verbrauchernachfrage auf dem Lande geför¬ 
dert und damit auch die Konsummittelindustrie angekurbelt würde, ist 
höchstens bis Mitte oder Ende 1934 relevant. Bereits von diesem Zeit¬ 
punkt an wurde der Wirtschaftsaufschwung bewußt durch die Nachfrage 
der öffentlichen Hand gefördert, während der private Verbrauch, wie 
noch ausführlicher dargestellt wird, mit allen möglichen Mitteln einge¬ 
dämmt wurde. Demgegenüber mußten die Preissteigerungen der Land¬ 
wirtschaft die Produktionskosten derjenigen Industriezweige erhöhen, 
die landwirtschaftliche Rohstoffe verarbeiteten und damit einen allge¬ 
meinen Aufwärtsruck der Löhne bewirken. Vom rein ökonomischen 
Standpunkt aus waren die Preissteigerungen des Reichsnährstands somit 
den generellen wirtschaftspolitischen Richtlinien direkt entgegengesetzt 
und können nur aus der ideologischen Sonderstellung der Landwirt¬ 
schaft, derzufolge dem Reichsnährstand eine weitgehend autonome 
Markt- und Preispolitik zugebilligt wurde, erklärt werden. Die rapide 
Gleichschaltung, durch die der agrarpolitische Apparat der NSDAP alle 
Stufen der landwirtschaftlichen Verbandshierarchie erobern konnte, war 
die andere Seite dieser ideologischen Vorverpflichtung und ein wesent¬ 
licher Faktor für die starke Position des Reichsnährstands im nationalso¬ 
zialistischen Kräfteparallelogramm. Auf die Dauer konnten allerdings 
selbst diese Vorteile den Lauf der Entwicklung nicht aufhalten, die die 
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wirtschaftliche Bevorzugung der Landwirtschaft untergrub. Mit der lang¬ 
samen Erosion der Stellung des Reichsnährstandes verlor auch Walter 
Darrö zusehends an Einfluß. 1936 wurde der Reichsnährstand Göring 
unterstellt, der Herbert Backe, und nicht Darre, zum »Ernährungskom¬ 
missar« des Vierjahresplanes ernannte. 1942 übernahm Backe praktisch 
auch das Reichsernährungsministerium 391 . 

Letzten Endes hat die nationalsozialistische Agrarpolitik nicht nur in der 
Erreichung ihrer langfristigen ideologischen Zielsetzungen versagt, son¬ 
dern, wie wir sahen, auch die kurzfristigen Selbstversorgungspläne nur 
teilweise erreicht. Hingegen war die nationalsozialistische Eroberung der 
Landwirtschaft ein in erster Linie politischer Umschwung, dessen Aus¬ 
maß und Bedeutung oft nicht ausreichend gewürdigt werden. Die mächti¬ 
gen Landwirtschaftsverbände, die bis zur Machtergreifung politisch und 
wirtschaftlich von den ostelbischen Junkern beherrscht wurden, konnten 
in auffallend kurzer Zeit und unter Verdrängung ihrer bisherigen Füh¬ 
rungselite zur ausschließlichen Parteidomäne gemacht werden. In der 
Weimarer Republik bestimmten 17000 Großagrarier- nur ein halbes Pro¬ 
zent der landwirtschaftlichen Betriebseigentümer, die jedoch ein Sechstel 
der Anbaufläche besaßen - die Politik des Reichslandbundes, der beson 
ders in den letzten Jahren der Republik ein politisch mächtiges Manipul; 
tionsinstrument war. Die ostelbischen Großagrarier beteiligten sich a 
eine der mächtigsten außerparlamentarischen Pressure-groups aktiv un«. 
einflußreich an der Ein- und Absetzung von Regierungen und trugen 
ihren Teil der Verantwortung auch für Hitlers Ernennung zum Reichs¬ 
kanzler. Aus dieser Klasse rekrutierte sich ein Großteil des höheren Offi¬ 
zierskorps, das als sorgsam bewahrte exklusive Statuselite und als militä¬ 
rischer Machtfaktor im Hintergrund des politischen Geschehens stand. 
Angesichts dessen ist es wahrhaft erstaunlich, wie diese Klasse in nur we¬ 
nigen Wochen kampflos aus ihren wirtschaftlichen Einflußstellungen ver¬ 
drängt werden konnte. Ein Wirtschaftssektor, der immer noch gegen 
20 v. H. der Bevölkerung und des Sozialprodukts umfaßte, wurde den Na¬ 
tionalsozialisten widerstandslos ausgeliefert, die - in auffälligem Gegen¬ 
satz zur Industrie - den früheren Machthabern nicht einmal die Vollzugs¬ 
funktionen überließen. 

Arthur Schweitzer versucht, dieses Phänomen damit zu erklären, daß die 
Auslieferung der Landwirtschaft der »Preis« gewesen sei, den das »Big 
Business« für »das exklusive Recht, die ökonomische Sphäre des >Urban- 
Business< zu beherrschen«, zahlte 392 . Diese Erklärung erscheint schon 
darum unzureichend, weil die Großagrarier trotz aller engen wirtschaft¬ 
lichen und gesellschaftlichen Verbindungen zur Industrie ausgeprägte spe¬ 
zifische Eigeninteressen zu vertreten hatten, die sie oft wirkungsvoll auch 
gegen den Widerstand der Industrie durchzusetzen wußten. Sie können 
keineswegs als eine bloße Marginalgruppe des »Big Business« betrachtet 
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werden, die sich ohne weiteres um die Sicherstellung großindustrieller 
Interessen »preisgeben« ließ. Die frühzeitige Durchdringung der land¬ 
wirtschaftlichen Verbände durch die Nationalsozialisten hat den 
rapiden Führungswechsel vorbereitet, der auch dadurch erleichtert 
wurde, daß die bisherige großagrarische Elite in der nationalsoziali¬ 
stischen Agrarideologie und im Aufbau des Reichsnährstandes »die 
Erfüllung aller berufsständischen Forderungen..., die von den land¬ 
wirtschaftlichen Verbänden seit eh und je aufgestellt worden waren«, 
sehen konnte. »Es schien so, als wäre die Wahrnehmung der agrarpoli¬ 
tischen Interessen gegenüber sämtlichen nichtlandwirtschaftlichen 
Bereichen und die Einflußnahme zugunsten dieser Interessen auf die 
staatliche Wirtschaftspolitik im Organisationssystem Darres gewähr¬ 
leistet.« 393 

Aber auch diese eher einleuchtende Erklärung ist nicht vollständig. 
Selbst wenn die ideologischen und korporativen Vorstellungen der Na¬ 
tionalsozialisten sich weitgehend mit denen der Großagrarier deckten - 
was auch nur in gewissen Grenzen zutrifft -, ist es unwahrscheinlich, daß 
diese darum ihre bisherigen Herrschaftsstellungen gutgläubig und aus 
freiem Willen an Darr6 und seine Mitarbeiter abtraten. Vielmehr lag der 
igentliche Grund für diese Entwicklung bei den Nationalsozialisten 
ilbst und nicht bei ihren Gegenspielern. Ideologisch engagiert wie in 
jezug auf kein anderes Wirtschaftsgebiet, wollten sie die Landwirtschaft 
eigenmächtig und unmittelbar nach den eigenen Vorstellungen und Plänen 
ordnen und jeglichen konkurrierenden Einfluß von vornherein aus¬ 
schalten. Wenn überhaupt von einer »nationalsozialistischen Revolution« 
die Rede sein kann, so vollzog sie sich vor allem in der Landwirtschaft. 
Als Ergebnis verschwanden die preußischen Junker bereits Anfang 
1933 als eigenständige Machtgruppe für immer von der politischen Bild¬ 
fläche. 

Es war keineswegs die Absage dieses ideologischen Engagements, die 
den Mißerfolg der agrarpolitischen Maßnahmen verursachte, sondern 
der Konflikt der ideologischen mit den unmittelbaren politischen Zielen 
der Aufrüstung und Kriegsvorbereitung. Vor dieses Dilemma gestellt, 
entschieden sich die nationalsozialistischen Machthaber ohne Zaudern 
für den Vorzug der Aufrüstung und nahmen die unausgeführten Sied¬ 
lungspläne und die fortschreitende Landflucht als den vorläufigen Auf¬ 
schub einer Verwirklichung ihrer ideologischen Vorstellungen in Kauf. 
Dies um so leichter, als ja die Erweiterung des Lebensraumes von vorn¬ 
herein als die Grundbedingung für die Errichtung der künftigen »Volks¬ 
wirtschaft« postuliert worden war. Die rassisch-agrarische Zukunftsvision 
der neuen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung konnte dabei in den 
ideologischen Giftküchen Himmlers und der SS auf kleiner Flamme wei¬ 
terbrodeln, und auch »Hitler (trug) das unerfüllte Wunschbild der Blut- 
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und Boden-Nation mit sich herum und projizierte in die utopische Ferne 
eines mit dem Schwert zu erobernden agrarischen Großraumes, was in¬ 
nerhalb der Grenzen Deutschlands bis 1939 nicht zu verwirklichen war« 
(Martin Broszat) 394 . 
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B. Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen 


Die Arbeitsbeschaffung und ihre Finanzierung 

Die Überwindung der Arbeitslosigkeit war in erster Linie die Folge einer 
sich schnell ausbreitenden »Staatskonjunktur« - wie man damals den ef¬ 
fektiven Nachfragezuwachs des öffentlichen Wirtschaftssektors zu be¬ 
zeichnen pflegte. In den Jahren 1933-1936 belief sich die durchschnitt¬ 
liche jährliche Wachstumsrate des deutschen Bruttosozialprodukts auf 
9,5 v. H. Der Produktionsindex von Industrie und Handwerk stieg im Jah¬ 
resdurchschnitt sogar um 17,2 v. H. an. Der entscheidende Anteil des öf¬ 
fentlichen Sektors an diesem erstaunlichen Wirtschaftsaufschwung ist 
schon aus dem Vergleich des öffentlichen Verbrauchs und der öffent¬ 
lichen Investitionen, die jährlich um durchschnittlich 18,7 v. H. anstiegen, 
mit der jährlichen Wachstumsrate von nur 3,6 v. H. des privaten Ver¬ 
brauchs klar ersichtlich. * 

|ie zusätzlichen Ausgaben des öffentlichen Sektors beliefen sich in die- 
;n vier Jahren zusammen auf die für die damaligen Größenordnungen 
,ewaltige Summe von über 27 Milliarden RM, von denen über 11 Milliar¬ 
den durch die Reichsbank direkt oder indirekt finanziert wurden. Den 
Restbetrag lieferten erhöhte Steuereinnahmen, »Spenden« und Abgaben 
der Firmen und Haushalte und öffentliche Anleihen beim Publikum und 
den Banken.** Auf der Ausgabenseite wurden in der Gesamtrechnung 
für 1933-1936 nicht weniger als 80 v. H. von diesen 27 Milliarden für Auf¬ 
rüstungszwecke ausgegeben. Damit steht einwandfrei fest, daß Aufrü¬ 
stung und Kriegsvorbereitung bei der Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
eine entscheidende Rolle gespielt haben. Es besagt jedoch nicht, daß die 
Arbeitsbeschaffung nur als ein sekundäres, wenn auch willkommenes 
»Nebenprodukt« der Aufrüstung zu verstehen ist. Unabhängig von der 
Aufrüstung sahen die Nationalsozialisten in der Vollbeschäftigung so¬ 
wohl grundsätzlich als auch taktisch-propagandistisch ein autonomes 
wirtschaftspolitisches Ziel. Die aktuelle Situation brachliegender Pro¬ 
duktionsfaktoren und die neuen wirtschaftstheoretischen Erkenntnisse, 
die sie sich zu eigen machten, ermöglichten ihnen, das wirtschaftliche Ziel 
der Arbeitsbeschaffung gleichzeitig mit dem politischen Ziel der Kriegs¬ 
vorbereitung zu verwirklichen. Abgesehen vom Beschäftigungseffekt 
hatte die politisch bedingte Priorität der Aufrüstung natürlich auch an¬ 
dere wirtschaftliche Implikationen, von denen noch zu sprechen sein 
wird. 

* Siehe Tabelle 1 im statistischen Anhang. 

•• Siehe Tabelle 3 im statistischen Anhang. 
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Auch die statistischen Daten weisen klar darauf hin, daß die Arbeitsbe¬ 
schaffung als autonomes wirtschaftspolitisches Ziel den nationalsozialisti¬ 
schen Machthabern vor Augen stand. Bis Ende 1933 wurden über das 
Reich, die Länder und die Gemeinden 3,1 Milliarden RM für öffentliche, 
nichtmilitärische Großarbeiten, Wohnungsbau und private Verbrauchs¬ 
unterstützungen ausgegeben, während die direkten und indirekten mili¬ 
tärischen Ausgaben nach verschiedenen Schätzungen zwischen 0,7 bis 1,9 
Milliarden RM lagen.* Die entsprechenden Ziffern für die ersten zwei 
Jahre der nationalsozialistischen Herrschaft, bis Ende 1934, betrugen 5 
Milliarden RM für zivile, gegenüber zirka 6 Milliarden RM für militäri¬ 
sche Ausgaben. Die Folge war eine sofortige Verringerung der registrier¬ 
ten Arbeitslosenziffern von 5,6 Millionen im Jahresdurchschnitt für 1932 
auf 4,8 Millionen für 1933 und 2,7 Millionen für 1934 39S . Die ersten Aus¬ 
wirkungen auf Beschäftigung entsprangen somit den zivilen Arbeiten und 
Aufträgen, doch beweist dies keineswegs einen Orientierungswechsel der 
politischen Zielsetzungen. Im Gegenteil, Hitler drang sofort nach der 
Machtergreifung darauf, die Arbeitsbeschaffungsprogramme der frühe¬ 
ren Regierungen auf die Aufrüstung auszurichten. Erst als sich heraus¬ 
stellte, daß die Reichswehr aus technischen Gründen die Aufrüstung nur 
langsam anlaufen lassen konnte, gab das Regime, das sich der Dringlich 
keit sofortiger Arbeitsbeschaffung bewußt war, den zivilen Arbeiten, d: 
teilweise von den früheren Regierungen schon vorgeplant worden warei 
den Vorrang. Gegen Ende 1934 verschob sich dann das Schwergewicht 
endgültig auf die Aufrüstung. 

Hitlers Absichten traten unverkennbar schon in den ersten Wochen sei¬ 
ner Herrschaft hervor. Bereits am 8. Februar 1933 lehnte er anläßlich 
einer Ministerbesprechung in der Reichskanzlei den Vorschlag des 
Reichsverkehrsministers von Eltz-Rübenach, Mittel für die Errichtung 
eines Wasserstauwerks in Oberschlesien bereitzustellen, mit der Begrün¬ 
dung ab, »die nächsten fünf Jahre in Deutschland müßten der Wieder- 
wehrhaftmachung des deutschen Volkes gewidmet sein. Jede öffentlich 
geförderte Arbeitsbeschaffungsmaßnahme müsse unter dem Gesichts¬ 
punkt beurteilt werden, ob sie notwendig sei vom Gesichtspunkt der Wie- 
derwehrhaftmachung des deutschen Volkes. Dieser Gedanke müsse 
immer und überall im Vordergrund stehen...« Diesem Standpunkt 
schlossen sich Göring als Reichskommissar für die Luftfahrt und der neue 
Reichswehrminister Blomberg uneingeschränkt an, während der Reichs¬ 
arbeitsminister Seldte zu bedenken gab, »daß es neben den rein wehrpoli¬ 
tischen Aufgaben auch andere volkswirtschaftlich wertvolle Arbeiten 
gebe, die man nicht vernachlässigen dürfe«. Als Ergebnis wurde der Vor¬ 
schlag des Reichsverkehrsministers einstweilen zurückgestellt 396 . 

* Siehe Tabelle 4 im statistischen Anhang. 
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Am Tage darauf, in der Sitzung des Ausschusses der Reichsregierung für 
Arbeitsbeschaffung, wiederholte Hitler nochmals seinen Standpunkt 
»... über die absolute Vorrangstellung der Interessen der Landesverteidi¬ 
gung bei der Vergebung öffentlicher Aufträge... Mit der Geringfügigkeit 
der vom Reichswehrministerium jetzt angeforderten Mittel... könne 
er sich nur abfinden aus der Erwägung heraus, daß das Tempo der 
Aufrüstung im kommenden Jahr nicht stärker beschleunigt werden 
könne... In diesem Sinne sei auch bei der Vergebung der Mittel aus 
dem Sofortprogramm zu entscheiden. Er halte die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit durch Vergebung öffentlicher Aufträge für die ge¬ 
eignetste Hilfsmaßnahme. Das 500-Millionen-Programm (gemeint war 
damit der sogenannte »Gereke-Plan« der Schleicher-Regierung. A. B.) 
sei das größte seiner Art und besonders geeignet, den Interessen der Wie¬ 
deraufrüstung dienstbar gemacht zu werden. Es ermögliche am ehesten 
die Tarnung der Arbeiten für Landesverteidigung. Auf die Tarnung 
müsse man gerade in der nächsten Zukunft besonderen Wert legen.. .« 397 
Das war eine deutliche Sprache: Die Aufrüstung war das vornehmliche 
politische Ziel, dem auch die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu dienen 
atten. Hitler unterschätzte dabei jedoch keineswegs die Notwendigkeit 
mer sofortigen aktiven Beschäftigungspolitik, aber er begriff, daß die 
Aufrüstungsarbeiten sich auch in dieser Beziehung auswirken müßten. 
Noch im August 1932 hatte er sich diesbezüglich in einem Gespräch mit 
Hermann Rauschning geäußert: »Ich kann beiläufig mit der Wiederauf¬ 
rüstung ebensoviel erreichen wie mit Häuserbau oder Siedlung. Ich kann 
auch den Arbeitslosen mehr Geld in die Hand drücken, daß sie ihren 
Bedarf eindecken. Damit schaffe ich Kaufkraft und zusätzliche Um¬ 
sätze.« 398 

öffentliche Arbeiten und deren Finanzierung durch »deficit-spending« 
waren keine originelle Erfindung der Nationalsozialisten. Die theoreti¬ 
schen Grundlagen dieser Politik waren bereits Jahre vorher erarbeitet 
worden, und die Regierungen Papens und besonders Schleichers hatten 
auch schon praktische Arbeitspläne vorbereitet. Diese theoretischen und 
praktischen Vorarbeiten konnten nach der Machtergreifung von den Na¬ 
tionalsozialisten aufgegriffen und in einem Umfang verwirklicht werden, 
der jeden Voranschlag weit übertraf. 

Bereits 1930 veröffentlichte die Regierung Brüning ein »Arbeitsbeschaf¬ 
fungsprogramm«, das öffentliche Arbeiten im Umfang von einer Mil¬ 
liarde RM vorsah. Ähnlich wie andere und spätere Vorschläge gelangte 
dieses Programm jedoch nicht einmal in das Anfangsstadium der Ver¬ 
wirklichung, weil als Finanzierungsquelle ausschließlich eine Anleiheauf¬ 
nahme aus dem Ausland vorgesehen war. Eine »deficit-spending«-Finan- 
zierung über die Reichsbank wurde nicht in Betracht gezogen. Bei der auf 
dem internationalen Kapitalmarkt herrschenden Lage war dieses Pro- 
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gramm von vornherein völlig unrealistisch, und auch die Gründung einer 
besonderen »Gesellschaft für öffentliche Arbeiten A. G.«- kurz »Oeffa« 
genannt, die später eine gewisse Rolle bei der Finanzierung ziviler Ar¬ 
beitsbeschaffungspläne spielte - blieb völlig erfolglos. Auch die diesbe¬ 
züglichen Vorschläge der Braun-Kommission blieben auf dem Papier, 
weil sie die erforderliche Kreditausweitung gleichfalls von ausländischen 
Anleihen abhängig machten und alle »inflationistischen Währungsexperi¬ 
mente« strikt ablehnten 399 . 

Die Notverordnung »Zur Belebung der Wirtschaft« 400 , die die Regierung 
Papen im September 1932 erließ, war ein erster zögernder Schritt in Rich¬ 
tung einer Kreditausweitung über die Reichsbank, legte jedoch den 
Schwerpunkt auf Neueinstellungen im privaten Wirtschaftssektor und 
nicht auf öffentliche Aufträge. Von den für Oktober 1932 bis Oktober 
1933 vorgesehenen 2 Milliarden zusätzlicher Mittel sollten nur 300 Millio¬ 
nen RM für öffentliche Aufträge ausgegeben werden. Der Hauptbetrag 
sollte der Privatwirtschaft in der Form von Steuergutscheinen und Neu¬ 
einstellungsprämien zugeführt werden, um die Wirtschaft auf diesem 
Wege zu beleben.* Aus diesem Grunde fand das Papen-Programm allge¬ 
mein die Unterstützung der Unternehmerkreise 401 , die sich bisher allen 
Vorschlägen öffentlicher Großarbeiten aktiv und lautstark widersetzt hat¬ 
ten. ** Tatsächlich erwies sich jedoch bald, daß auch die Steuergutschein- 
Aktion unter den vorherrschenden wirtschaftlichen Umständen keinen 
ausreichenden Anreiz für die privaten Unternehmer darstellte und von 
diesen kaum genutzt wurde. Als die für die Steuergutscheine vorgesehe¬ 
nen Summen zum Großteil liegenblieben, einigten sich schließlich der 
damalige Reichsbankpräsident Hans Luther und der Reichsfinanzmini¬ 
ster Schwerin von Krosigk darauf, weitere 500 Millionen RM für öffent¬ 
liche Aufträge freizugeben. 402 . 

Das wirtschaftliche »Sofortprogramm« der Regierung Schleicher stellte 
Ende 1932 die öffentlichen Großarbeiten in den Vordergrund, die in 
einem vorläufigen Erstbetrag von 500 Millionen RM durch Wechselaus¬ 
gabe der Oeffa »vorfinanziert« werden sollten. Diese Wechsel waren zu 
einem geringen Prozentsatz bei der Reichsbank diskontierbar und be- 


• Die »Stcucrgutschcine« wurden in Höhe von 40-100 v. H. der jeweiligen Stcucrcntrichlun- 
gen ausgestellt und konnten bei späteren Steuerzahlungen verrechnet werden. Es handelt sich 
also hier um einen zukünftigen Steuererlaß. Da aber die Stcucrgutschcine sofort bei der 
Reichsbank diskontierbar waren, konnten sie den Firmen sofort als liquide Mittel dienen und 
für die Gesamtwirtschaft eine Zahlungsmittclerweitcrung darstcllcn. Zusätzlich erhielten Un¬ 
ternehmer eine Prämie von 400 RM für jeden neu eingestellten Arbeitnehmer, gleichfalls in 
der Form von Steuergutscheinen. Als besonderer »Bonus« wurde solchen Unternehmern ge¬ 
stattet, die gesetzlichen Tariflöhne zu unterschreiten - was vcrständlichcrwcisc den Wider¬ 
stand der Gewerkschaften gegen den Papcn-Plan hervorrief. 

•• So z. B. in einer Verlautbarung des RDI vom 17. August 1932 (BA. Nachlaß Silvcrbcrg, 
Nr. 223, S. 184 f.). 
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wirkten somit eine sofortige Umlaufmittel-Erweiterung. Diese Technik 
der »Vorfinanzierung« durch kurzfristige Handelswechsel, die auf eigens 
dafür gegründete fiktive Gesellschaften gezogen waren und nach Belie¬ 
ben prolongiert werden konnten, umging die bestehenden formalen 
Reichsbankanordnungen und bildete das Vorbild der späteren Ausfüh¬ 
rungsmethode, im besonderen der »Mefo-Wechsel«, durch die Schacht 
einen Großteil des »deficit-spending« bewerkstelligte. 

Das »Sofortprogramm« Schleichers ging auf die Vorschläge von 
Dr. Günther Gereke zurück, der in der Regierung Schleicher den Posten 
eines »Reichskommissars für Arbeitsbeschaffung« innehatte, den er auch 
noch während der ersten Monate der Regierung Hitlers behalten 
konnte.* Gereke hatte seinen Plan im Sommer 1932 als Präsident des 
Verbands deutscher Landgemeinden ausgearbeitet. Er wurde im August 
vom deutschen Landgemeindetag als dessen Arbeitsbeschaffungspro¬ 
gramm veröffentlicht. Die Entstehungsgeschichte des »Gereke-Plans« 
bestätigt die zitierte Äußerung von Robert Friedländer-Prechtl, nach der 
»reformistische« Gedanken der öffentlichen Arbeiten und deren Defizit- 
"inanzierung vor allem auf der »rechten Parteiseite« Anklang fanden: 
iereke selbst war Reichstagsabgeordneter der DNVP und entwickelte 
•einen Plan in enger Zusammenarbeit mit dem Herausgeber der Zeit¬ 
schrift »Volk, Freiheit und Vaterland«, Ludwig Herpel, angeblich auch 
unter aktiver Mitwirkung von Werner Sombart 403 . Die Verbindung des 
Kreises zu General Schleicher wurde durch den Offizier von Etzdorf, der 
dem Stahlhelm nahestand, vermittelt, der sich auch bemühte, weitere 
Kreise einschließlich des ADGB und des »Reichsbanners« für den »Ge- 
reke-Plan« zu interessieren. Friedländer-Prechtl und die Studiengesell¬ 
schaft für Geld- und Kreditwirtschaft unterstützten den Gereke-Plan aufs 
eifrigste und widmeten ihm im Januar 1933 eine Sondernummer der Zeit¬ 
schrift »Wirtschaftswende«, die Dr. Dräger aus eigenen Mitteln finan¬ 
zierte 404 . 

In Unternehmerkreisen wurde der »Gereke-Plan« wegen des Vorrangs 
der öffentlichen Arbeiten und seiner »inflationistischen« Finanzierungs¬ 
vorschläge aufs schärfste abgelehnt 405 . Die NSDAP nahm ihn da¬ 
gegen mit gemischten Gefühlen auf: Einerseits wurde anerkannt, daß 
dies der bisher beste Arbeitsbeschaffungsplan sei, was die National- 


• Dr. Gereke blieb noch bis zum März 1933 als Rcichskommissar für Arbeitsbeschaffung in der 
Regierung Hitlers. Nach seiner eigenen Schilderung wurde er von Hitler aufgefordert, 
der NSDAP beizutreten, da die Arbeitsbeschaffung das Werk von Nationalsozialisten sein 
müsse. Als er sich weigerte, wurde er mittels eines inszenierten Gerichtsverfahrens, indem er 
bezichtigt wurde, 1932 Mittel des Hindenburg-Wahlfonds unterschlagen zu haben, entlas¬ 
sen. In den fünfziger Jahren siedelte Gereke in die DDR über, wo er auch seine Memoiren 
veröffentlichte (G. Gereke, Ich war Königlich-Preußischer Landral, Berlin [Ost] 1970, 
S. 158 f.) 
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Sozialisten ihrem eigenen Einfluß zuschrieben. Bernhard Köhler er¬ 
klärte im NSBO-Organ »Arbeitertum«, daß die Verfasser des Gereke- 
Plans alles, was in demselben brauchbar sei, der Reichstagsrede Gregor 
Strassers vom 10. Mai 1932 entliehen hätten. Außerdem sei Dr. Herpel 
früher Mitglied der NSDAP gewesen und von den Gedanken Gottfried 
Feders beeinflußt worden. Andererseits meinte Köhler, daß der Gereke- 
Plan unzureichend sei und die Arbeitslosigkeit nur teilweise lösen 
könnte 406 . 

Die Nationalsozialisten fanden somit bei der Machtergreifung zwei ge¬ 
setzlich bestätigte Arbeitsbeschaffungsprogramme im Umfang von 2,5 
Milliarden RM vor. Praktische Arbeitspläne lagen auch in Fülle vor, da 
die Länder und Gemeinden in den vorangegangenen Jahren ebenso wie 
Reichspost und Reichsbahn viele Entwicklungs- und Erneuerungsarbei¬ 
ten wegen fehlender Haushaltsmittel unausgeführt lassen mußten. Sie 
konnten infolgedessen sofort mit öffentlichen Arbeiten in einem er¬ 
heblichen Umfang beginnen, nachdem auch durch eine Gesetzände¬ 
rung im April 1933 eine Richtungsänderung des Papen-Programms ver¬ 
ordnet wurde: Die Ausgabe der Steuergutscheine wurde eingestellt und 
die Mittel anstatt für die »mittelbare Arbeitsbeschaffung« durch die Pri¬ 
vatunternehmen den Ländern und Gemeinden für »unmittelbare Ar¬ 
beitsbeschaffung durch öffentliche Investitionen« zur Verfügung ge¬ 
stellt 407 . 

Im Laufe des Jahres 1933 wurden neue Arbeitsbeschaffungsprogramme 
den bereits vorliegenden hinzugefügt: Das erste »Reinhardt-Programm« 
vom Juni 1933 bewilligte eine weitere Milliarde RM für öffentliche 
Großarbeiten. Die Finanzierung geschah durch sogenannte »Arbeits¬ 
schatzanweisungen«, die bei der Reichsbank diskontiert werden konn¬ 
ten. Im September des gleichen Jahres bewilligte das zweite »Reinhardt- 
Programm« 500 Millionen RM zur Förderung der Bautätigkeit in Form 
von Vergütungen für Renovations- und Anbauarbeiten an Wohn- oder 
Geschäftsgebäuden unter der Bedingung, daß der Inhaber die gleiche 
Summe aus eigenen Mitteln aufbrachte. Das »Sofortprogramm« Schlei¬ 
chers wurde auf 600 Millionen RM erhöht und sollte vor allem Auf¬ 
rüstungszwecken dienstbar gemacht werden. Neben diesen öffentlichen 
Arbeiten wurden bevorzugte Wirtschaftszweige durch Steuernachlässe, 
besonders für Kraftfahrzeuge und industrielle Neuinvestitionen, geför¬ 
dert. Interessanterweise und entgegen einer auch heute noch vorherr¬ 
schenden Ansicht spielte das Projekt der »Reichsautobahnen« eine nur 
untergeordnete Rolle bei der Beseitigung der Arbeitslosigkeit: Von den 
für die ersten zwei Jahre vorgesehenen 350 Millionen RM wurden bis 
Ende 1934 nur 166 Millionen ausgegeben 408 . 

Die hier aufgeführten Beschäftigungsprogramme umfassen fast die ge¬ 
samte zivile Arbeitsbeschaffung unserer Forschungsperiode. Einschließ- 
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lieh der Arbeiten der Reichsbahn und der Reichspost wurden in den Jah¬ 
ren 1933-1936 im ganzen 5,5 Milliarden RM für die nichtmilitärischen 
Arbeitsbeschaffungspläne ausgegeben, und zwar zum größten Teil schon 
während der ersten zwei Jahre nach der nationalsozialistischen Macht¬ 
ergreifung. Ab Mitte oder ab Ende 1934 dienten fast die gesamten durch 
»deficit-spending« finanzierten Mittel der Kriegsvorbereitung.* Für die 
Finanzierung der Aufrüstung wurde im August 1933 auf Initiative 
Schachts die »Metallurgische Forschungsgesellschaft m.b.H. (Mefo) 
gegründet, deren Aktienkapital von 1 Million RM durch vier der 
größten, an der Aufrüstung direkt beteiligten Schwerindustriefirmen 
(Krupp, Siemens, Gute Hoffnungshütte und Rheinmetall) gezeichnet 
wurde. Der Fiktivcharakter dieser Gesellschaft geht schon aus der lächer¬ 
lichen Summe ihres Aktienkapitals hervor. Mit einem Eigenkapital von 
nur einer Million RM akzeptierte die Mefo bis Ende 1937 Rüstungswech¬ 
sel in der Höhe von 12 Milliarden RM. Die für die Rüstungsaufträge in 
Zahlung gegebenen Wechsel waren, den Reichsbankanordnungen ent¬ 
sprechend, auf drei Monate ausgestellt, konnten jedoch bis auf fünf Jahre 
laufend prolongiert werden. Durch den Akzept der Mefo waren diese 
Wechsel bei der Reichsbank sofort diskontierbar, wirkten also gesamt¬ 
wirtschaftlich als eine unmittelbare Ausweitung des Zahlungsmittel- 
olumens. 

Der Anteil der Mefo-Wechsel bei der Finanzierung belief sich bis zum 
Kriegsausbruch zwar insgesamt auf nur zirka 20 v. H. der Rüstungsaus¬ 
gaben, jedoch deckten sie während der ersten Jahre fast die Hälfte dersel¬ 
ben 409 . Sie verdienen es daher, noch etwas näher betrachtet zu werden. 
Diese spezifische Technik der »Vorfinanzierung« durch fiktive Wechsel 
wurde von Schacht aus zwei Gründen gewählt. Erstens umging er da¬ 
durch die bestehenden Reichsbankanordnungen, ohne sie zu ändern, und 
zweitens glaubte er dadurch sowohl den Umfang der Aufrüstung als auch 
des »währungsgefährlichen« »deficit-spending« tarnen zu müssen. Die 
Reichsbankstatuten begrenzten die Anleihebewilligungen an die Regie¬ 
rung, gestatteten jedoch die Aufnahme kurzfristiger Handelswechsel als 
Deckung der umlaufenden Zahlungsmittel. Schacht, der sich noch 1932- 
in dem zitierten Aufsatz - gegen alle »Währungsexperimente« geäußert 
hatte, befürchtete den psychologischen Einfluß, den eine Veröffent¬ 
lichung des tatsächlichen Umfangs der Kreditausweitung auf die Bevöl¬ 
kerung und die Wirtschaft ausüben könnte. Dabei war er sich zweifellos 
bewußt, daß eine Kreditausweitung durch »Wechsel-Vorfinanzierung« 
nicht weniger »inflationär« wirken mußte als jede andere Form einer 
Zahlungsmittelausweitung durch die Reichsbank. Seine Sorge jedoch 
galt der psychologischen Auswirkung derselben. In einer Sitzung des Ge- 


• Siehe Tabelle 3 im statistischen Anhang. 
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neralrates der Wirtschaft im September 1933 erklärte Schacht, daß er be¬ 
reit sei, jede notwendige Summe zur Verfügung zu stellen. Er wollte je¬ 
doch keine Zahlen nennen, weil in der Öffentlichkeit nicht »über Theo¬ 
rien und Milliarden« gesprochen werden dürfte 410 . Im Grunde war 
Schacht alles andere als ein »ultrakonservativer« Wirtschaftler, als den 
ihn z. B. Burton Klein hinstellen möchte 411 . Es fehlte weder ihm noch 
seinen nationalsozialistischen Befehlsgebern an fiskalischem Draufgän¬ 
gertum zur Durchführung einer bisher in Friedenszeiten präzedenzlosen 
»deficit-spending«-Politik. Die psychologischen Inflationsängste gebaren 
lediglich einen finanztechnischen Trick, der den wahren Sachverhalt der 
auf Hochtouren arbeitenden »Notenpresse« kaschierte. 

Die Mefo-Wechsel waren von Anbeginn nichts anderes als »neugedruck¬ 
tes Geld«. Daran änderte auch die von Schacht in seinen Memoiren her¬ 
vorgehobene Absicht, die Mefo-Wechsel nach fünf Jahren aus den Über¬ 
schüssen des ordentlichen Haushalts zu bezahlen, genausowenig wie die 
Tatsache, daß nur zirka ein Drittel der ausgegebenen Wechsel bei der 
Reichsbank zum Diskont gelangten. In den Bankenportefeuilles konnten 
die Mefo-Wechsel als legale Sekundärreserve ebenso zur Kreditauswei¬ 
tung dienen, als wenn sie bei der Reichsbank diskontiert worden wären. 
Im übrigen wurden die Wechsel nie aus Haushaltsmitteln gedeckt. Als 
1939 die ersten Wechsel fällig wurden, war die defizitäre Rüstungsfinan¬ 
zierung in vollem Gange, und die Wechsel wurden durch gewöhnliche 
Reichsbank-Schatzanweisungen abgelöst. Die Schilderung Schachts, 
nach der dies der Anlaß einer Auseinandersetzung mit dem Finanzmini¬ 
ster Schwerin von Krosigk und schließlich auch seines Rücktritts als 
Reichsbankpräsident gewesen sei, ist schwer überprüfbar und trägt un¬ 
verkennbar apologetische Züge. An dem monetären Charakter der 
Mefo-Wechsel zur Zeit ihrer Ausgabe und ihres Umlaufs ändert jedoch 
auch dieser Streit nicht das geringste. In der Zeit zwischen 1933 und 1936 
wurden Mefo-Wechsel im Betrag von 9,5 Milliarden RM ausgegeben. Sie 
betrugen demnach über 85 v. H. des bis zu diesem Zeitpunkt durch die 
Reichsbank finanzierten »deficit-spending«. Die Tarnung ist Schacht im¬ 
merhin durch den Mefo-Wechsel-Trick weitgehend gelungen: Bis zum 
Kriegsende blieb die Existenz dieser Finanzierungsmethode der breiten 
Öffentlichkeit unbekannt, was den tatsächlichen Umfang des »deficit- 
spending« und auch der Aufrüstung wirkungsvoll verschleierte 412 . 

Die Technik der Wechsel-Vorfinanzierung war übrigens auch keine Erfin¬ 
dung Schachts oder der Nationalsozialisten. Sie war bereits in früheren 
Arbeitsbeschaffungsplänen vorgesehen, wie es z. B. das Beispiel der 
»Oeffa« beweist. Das gleiche trifft für die öffentlichen Großarbeiten zu, 
für die die früheren Regierungen detaillierte Arbeitspläne in der Schub¬ 
lade hatten. Selbst die Reichsautobahn, die mit lautstarkem Propagan¬ 
daaufwand als die geniale Idee » des Führers« gefeiert wurde, war nicht 
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auf nationalsozialistischem Mist gewachsen. Seit den zwanziger Jahren 
bestand die »HAFRABA-Gesellschaft«. die den Gedanken einer Auto¬ 
bahn zwischen Hamburg, Frankfurt und Basel als Beginn eines ganz 
Deutschland erschließenden Autobahnnetzes propagierte und Pläne aus¬ 
arbeitete. Während der Beschäftigungskrise hob die Gesellschaft beson¬ 
ders den Arbeitsbeschaffungseffekt ihres Projektes hervor und stand in 
engem Kontakt zu den Reformerkreisen der Studiengesellschaft für 
Geld- und Kreditwirtschaft sowie zum Kreis um Dr. Gereke. Einige Wo¬ 
chen nach der Machtergreifung wurde der Präsident der »HAFRABA«, 
Willy Hof, von Hitler in der Reichskanzlei empfangen. Dabei griff Hitler 
diesen Gedanken begeistert auf und versprach, ihn durch die Reichsbank 
finanzieren und durch die Reichsbahn ausführen zu lassen 413 . 

Es war somit nicht die Originalität der wirtschaftstheoretischen Ideen 
oder der Durchführungsmethoden, die die Arbeitsbeschaffung zum Er¬ 
folgshebel der gesamten wirtschaftspolitischen Maßnahmen machte, aber 
es war auch mehr als nur glücklicher Zufall oder rein pragmatische Intui¬ 
tion, die die nationalsozialistischen Magjithaber veranlaßte, diese und 
keine andere Wirtschaftspolitik zu betreiben. In den vorangehenden 
Kapiteln wurde versucht darzustellen, wie sich die neuen theoretischen 
Erkenntnisse einer aktiven Konjunkturpolitik und zyklusregulierender 
Fiskal- und Monetärpolitik in den Gesamtkomplex der nationalsozialisti- 
chen Staats- und Wirtschaftsauffassung integrieren ließen. Es scheint da- 
?r berechtigt, trotz der erwiesenermaßen fehlenden Originalität von 
ner »nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik« zu sprechen. Nicht die 
Originalität, sondern der durchschlagende Erfolg der Arbeitsbeschaffung 
war es, der dieser Wirtschaftspolitik staunende Anerkennung auch 
außerhalb der Grenzen Deutschlands und in der Bevölkerung eine Be¬ 
wunderung eintrug, deren Spuren auch heute noch nicht völlig ver¬ 
schwunden sind. 

Der Grund dafür, daß die Nationalsozialisten erfolgreich verwirklichen 
konnten, was ihren Vorgängern versagt blieb, ist vor allem auf der politi¬ 
schen Ebene zu finden: Nach der Errichtung ihrer totalitären Herrschaft 
hatten sie alle Mittel in der Hand und auch die Zeit, um die Arbeitsbe¬ 
schaffung ohne Störung bis zur Vollbeschäftigung zu entwickeln. Das Er¬ 
mächtigungsgesetz vom 23. März 1933, die Auflösung der Parteien und 
der Regierungskoalition und die politische Gleichschaltung schufen die 
Bedingungen dafür, auch die wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf dem 
Verordnungsweg ablaufen zu lassen - unbekümmert nicht nur um parla¬ 
mentarische Prozeduren, sondern auch um den Widerstand derjenigen 
wirtschaftlichen Interessengruppen, die noch kurz vorher mächtig genug 
gewesen waren, die zögernden Versuche der früheren Regierung zu un¬ 
terbinden und zu deren Fall beizutragen. 

Die großindustriellen Interessengruppen haben auch nach der national- 
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sozialistischen Machtergreifung die öffentlichen Großarbeiten beanstan¬ 
det. Im Dezember 1933 sprach z. B. der Vorsitzende der Fachgruppe 
Eisenschaffende Industrie, Ernst Poensgen, in einer geschlossenen Vor¬ 
standssitzung von den »weltanschaulichen Schwierigkeiten«, vor denen 
nicht nur die Banken, sondern auch die Industrie stehe. Sie würden sich 
sowohl in der Preispolitik als auch in der Zuweisung der Arbeitsbeschaf¬ 
fungsmittel äußern. Die arbeitsintensiven öffentlichen Arbeiten könnten 
nur als vorübergehende Notlösung akzeptiert werden. Auf die Dauer sei 
dafür zu sorgen, daß die Arbeitsbeschaffungsmittel für »materialintensive 
Sachen« durch Bestellungen der Regierung bei der Industrie ausgegeben 
würden. Bezeichnenderweise ist dieser Passus im maschinenschrift¬ 
lichen Sitzungsprotokoll mit dem Bleistiftvermerk »Nicht abschreiben!« 
versehen 414 . Offensichtlich hielt man es für wenig angebracht, an¬ 
gesichts der »weltanschaulichen Schwierigkeiten« allzu lautstark hervor¬ 
zutreten. 

Poensgen hatte die ideologischen Aspekte der Arbeitsbeschaffung durch¬ 
aus richtig erkannt. Vor der Machtergreifung hatte die NSDAP das 
»Recht auf Arbeit« als ideologisch primäre Wirtschaftsforderung prokla¬ 
miert und fühlte sich zweifellos auch ideologisch verpflichtet, diese For¬ 
derung zu verwirklichen. Arbeitsbeschaffung war in der damaligen Wirt¬ 
schaftslage das dringendste Problem jeder deutschen Regierung, ihr 
Erfolg oder Mißerfolg der entscheidende Faktor für das Maß an Ver¬ 
trauen und politischer Unterstützung, die sie seitens der Bevölkerung er¬ 
warten konnte. Um so mehr traf dies für die Nationalsozialisten zu, die 
1932 unter der Losung »Arbeit und Brot« in den Wahlkampf gezogen 
waren und sich mit dem Strasserschen »Sofortprogramm« als die einzige 
Partei mit realistischen Arbeitsbeschaffungsplänen vorgestellt hatten. 
Darüber hinaus war den Nationalsozialisten das im »Recht auf Arbeit« 
implizierte Vollbeschäftigungspostulat tatsächlich mehr als nur eine wir¬ 
kungsvoll gewählte Propagandalosung. Neben dem »Primat der Politik« 
und dem Lebensraumkonzept stand es im Komplex ihrer Wirtschafts¬ 
und Gesellschaftsauffassung an zentraler Stelle - fast als Synonym des 
»deutschen Sozialismus«. »Der nationalsozialistische Staat«, schrieb 
Bernhard Köhler 1932 im von Goebbels herausgegebenen »Unser Wille 
und Weg«, »wird die Bürgschaft dafür übernehmen, daß jeder Volksge¬ 
nosse Arbeit findet... Die Arbeitsbeschaffung ist... mehr als nur eine 
wirtschaftliche Maßnahme oder eine Belebung der Wirtschaft oder eine 
bessere Versorgung der Arbeitswilligen: Sie ist selbst schon sozialistische 
Revolution gegen die Herrschaft des Kapitals.« 415 

Die Arbeitsbeschaffungspropaganda der Nationalsozialisten trug auch 
nach der Machtergreifung und selbst bei der Erreichung der Vollbeschäf¬ 
tigung ähnliche, ideologisch gefärbte Züge. Hitlers Reichspressechef, 
Dr. Otto Dietrich, ein akademisch vorgebildeter Ökonom, identifizierte 
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in einem Artikel vom Jahre 1934 den deutschen Sozialismus ausdrücklich 
mit dem »Recht auf Arbeit«: »Unser Sozialismus ist nicht weltfremde 
Utopie, sondern naturgegebenes blutvolles Leben... Der einzige gleiche 
wirtschaftliche Anspruch, den er allen Volksgenossen zubilligt, ist das 
Recht auf Arbeit.« 416 Mit zunehmender Beschäftigung wurde die Beseiti¬ 
gung der Arbeitslosigkeit der Verwirklichung des deutschen Sozialismus 
gleichgestellt: »Die Arbeitsschlacht (ist) die Wendung des deutschen Vol¬ 
kes vom Kapitalismus zum Sozialismus, denn sie will jedem Volksgenos¬ 
sen wieder einen Arbeitsplatz geben... Als (Adolf Hitler) sagte... >wir 
werden die Arbeitslosigkeit aus eigener Kraft beseitigen«.... wurde dem 
Kapitalismus der Todesstoß versetzt.« 417 

Die Propaganda hat hier den Erfolgseffekt wirkungsvoll zu nutzen ver¬ 
standen: Der deutsche Sozialismus war sozusagen bereits verwirklicht, 
nachdem jeder Arbeit gefunden hatte. Aber so überzeugend diese Argu¬ 
mentation war, so war sie auch verpflichtend. Die Nationalsozialisten wa¬ 
ren sich durchaus bewußt, daß ihr Regime die Probe einer erneuten Be¬ 
schäftigungskrise kaum bestehen könnte. Die Aufrüstung und der 
spätere Kriegseinsatz haben sie zwar vor diesem wirtschaftspolitischen 
Dilemma bewahrt, doch ändert dies nichts an der Tatsache, daß das Voll¬ 
beschäftigungspostulat, als grundsätzliches und dauerndes Element, 
eine zentrale Stelle im Gesamtkomplex nationalsozialistischer Wirt¬ 
schaftsauffassung einnahm. Über die bloße Propaganda hinaus wurde 
dies auch in der fachlichen Wirtschaftstheorie klar hervorgehoben. So 
schrieb z. B. der Heidelberger Professor Carl Brinkmann im Vorwort zur 
Dissertation des späteren Bundeswirtschaftsministers Karl Schiller im 
Jahre 1936: »Arbeitsbeschaffung«... nicht bloß Ankurbelung« seitens 
der öffentlichen Finanzen... ist auch, wie schon ihre Zusammenhänge 
mit der Verkehrs-, Siedlungs- und Wehrpolitik zeigen, der wichtigste 
Durchgangs- und Knotenpunkt, den die Schaffung einer neuen deutschen 
Wirtschafts- und Raumordnung voraussetzt.« Schiller selbst fuhr auf dem 
gleichen Gleis weiter: »Die Arbeitsschlacht hat den Begriff Arbeits¬ 
beschaffung« von dem Bereich der sachlich begrenzten >Notstandsarbeit«, 
über den großen, aber zeitlich auf die Depression beschränkten Umfang 
einer >Wirtschaftsankurbelung< hinweg erhoben und erweitert zu einem 
übergreifenden Einsatz aller Kräfte des Staates, der Bewegung und des 
Volkes auf der ganzen Linie des wirtschaftlichen Lebens.« 418 Wenn man 
bedenkt, daß dies 1936, bei fast erreichter Vollbeschäftigung, geschrieben 
wurde, so ist klar ersichtlich, daß diesen Nationalökonomen die staatliche 
Arbeitsbeschaffung zur konstanten Komponente der Wirtschaftspolitik 
geworden war. Sie war nicht mehr bloß »Initialzündung« nicht mehr nur 
vorübergehender Notbehelf einer Krisensituation, nach deren Überwin¬ 
dung die Wirtschaft wieder dem freien Marktmechanismus unter minima¬ 
ler staatlicher Intervention zu überlassen war. Im System einer Wirt- 
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schaft, der der Staat grundsätzlich die Zielsetzungen vorschrieb und die er 
mittels direkter und indirekter Kontrollen lenkte, wurde die Vollbeschäf¬ 
tigung zu einem der ersten Ziele der Wirtschaftspolitik und zur Vorausset¬ 
zung der »neuen deutschen Wirtschafts- und Raumordnung« erklärt. Wie 
wir sahen, entsprach dies durchaus der nationalsozialistischen Auffas¬ 
sung von Staat und Wirtschaft. Die Wirtschaftstheorie marschierte nach 
1933 »linientreu« im gleichen Schritt. 

Obwohl sich die Grenzen zwischen wirtschaftlichen und ideologischen 
Motiven nicht immer scharf trennen lassen, sind die letzteren auch bei der 
spezifischen Zuteilung der Arbeitsbeschaffungsmittel erkennbar. Neben 
dem allgemeinen Ziel zusätzlicher Beschäftigung sollten durch die staat¬ 
liche Arbeitsbeschaffung vor allem die von den Nationalsozialisten be¬ 
vorzugten Wirtschaftssektoren und gesellschaftlich oder politisch er¬ 
wünschte Entwicklungen gefördert werden. Ein Gesetz vom Mai 1934 419 
untersagte die Einstellung früherer Landarbeiter in Großstädten. Dies 
konnte wirtschaftlich mit der besonders starken Arbeitslosigkeit in den 
Städten erklärt werden. Die öffentliche Begründung des Gesetzes hob 
jedoch daneben besonders die beabsichtigte Verhinderung der Land¬ 
flucht hervor 420 . Ähnlich wurden auch die Ehestandsdarlehn und die den 
Geburtenzuwachs fördernden Maßnahmen durch stark ideologisch ge 
färbte Begründungen erläutert. Fritz Reinhardt erhoffte sich durch dies 
Maßnahmen und die Steuernachlässe für die Einstellung von Haushalts 
hilfen im Laufe von vier Jahren zwei Millionen neuer Arbeitsplätze, be¬ 
tonte jedoch, daß es sich keineswegs nur um zeitlich bedingte Notstands¬ 
maßnahmen handele, sondern darum, »eine dauernde Umschichtung 
unserer deutschen Frauen« herbeizuführen 421 . Ebenso betonte Friedrich 
Syrup »die angestrebten beruflichen Strukturveränderungen. Sie zielen 
einmal hin auf die Vermehrung einer gesunden, bodenständigen Land¬ 
arbeiterschaft ..., auf die Vorbereitung der Mädchen auf ihre natürlichen 
Berufe als Hausfrauen und Mütter, andererseits auf die Beseitigung 
der chronischen Überbesetzung der Angestellten- und Akademiker¬ 
berufe.« 422 

In diesem Zusammenhang muß auch der Arbeitsdienst kurz erwähnt wer¬ 
den, der als freiwillige Institution schon während der Weimarer Republik 
existierte und interessanterweise erst im Juni 1935, also fast gleichzeitig 
mit der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, gesetzliches Pflichtjahr 
wurde. Schon die verhältnismäßig späte Verordnung der Arbeitsdienst¬ 
pflicht läßt darauf schließen, daß die nationalsozialistischen Machthaber 
den Arbeitsdienst mehr zur vormilitärischen Ausbildung und ideologi¬ 
schen Indoktrination als zur Lösung der Beschäftigungskrise benutzten. 
Auch ausländische Beobachter waren von den erzieherischen Motiven 
des Arbeitsdienstes beeindruckt, bewunderten die sozial nivellierende 
Zusammenarbeit Jugendlicher aus verschiedenen Gesellschaftsschichten 


161 


in gesunder physischer Arbeit in der Natur, übersahen jedoch meist den 
paramilitärischen Charakter der Organisation 423 . Vorher hat der freiwil¬ 
lige Arbeitsdienst ebenso wie das Landjahr eine gewisse, oftmals über¬ 
triebene Rolle als beschäftigungspolitische Maßnahme gespielt, wobei im 
besonderen die ideologisch bestimmte Bevorzugung der Landwirtschaft 
hervortrat 424 . 

Daneben wiesen andere Maßnahmen, wie z. B. die Förderung der Kraft¬ 
wagenindustrie durch Aufhebung der Kraftwagensteuer 42S , in genau ent¬ 
gegengesetzte Richtung. Hitlers bekannte Vorliebe für das Automobil 
mag hier wie auch beim Autobahnprojekt mitgespielt haben, aber den 
Ausschlag gaben eher strategische und militärische Erwägungen. Blom¬ 
berg hatte dem Reichsverkehrsminister bereits am 7. März 1933 mitge¬ 
teilt, daß ihm »aus Gründen der Landesverteidigung... an der Erhaltung 
einer leistungsfähigen Kraftwagenindustrie« gelegen sei 426 . Auch auf 
dem Gebiet der Beschäftigungspolitik und des Arbeitseinsatzes äußerten 
sich hier schon früh die grundlegenden Widersprüche zwischen den 
agrarideologischen und militärisch-industriellen Zielsetzungen der natio¬ 
nalsozialistischen Wirtschaftspolitik, die im vorangehenden Kapitel be¬ 
handeltwurden. 


Die Außenhandelspolitik 

Die Verwirklichung der von den Nationalsozialisten vorkonzipierten 
»Selbstversorgung« und der »Unabhängigkeit von der Weltwirtschaft« 
muß in erster Linie auf dem Gebiet des Außenhandels untersucht wer¬ 
den. Diese Untersuchung ergibt, daß auch in dieser Beziehung die Ent¬ 
wicklung weitgehend den vorgesteckten Zielen entsprach, obwohl diese 
bis zum Kriegsausbruch nicht voll erreicht werden konnten. Auch hier hat 
das typische Zusammenwirken objektiv wirtschaftlicher Gegebenheiten 
und außerwirtschaftlicher - d. h. politischer und ideologischer - Moti¬ 
vationen die Entwicklung in der Richtung einer verhältnismäßigen 
Schrumpfung und einer bedeutenden Strukturänderung des deutschen 
Außenhandels bestimmt. 

Das Realvolumen (gemessen in festen Preisen von 1928) des deutschen 
Exports ging von 1929 bis 1932 von 13,7 Milliarden RM auf 8,1 hinunter 
und blieb 1936 mit 8,0 Milliarden konstant. In der gleichen Periode ver¬ 
ringerte sich der Realimport von 13,5 Milliarden 1929 auf 9,5 im Jahre 
1932 und fiel 1936 auf 8,6 Milliarden RM. Die Schrumpfung des Außen¬ 
handels wird noch deutlicher in laufenden Preisen, da der internationale 
Preisverfall der Landwirtschafts- und Rohstoffprodukte eine bedeutende 
Besserung der deutschen »terms of trade« verursachte: Der Export ging 
von 13,5 Milliarden RM 1929 auf 5,7 für 1932 und 4,7 für 1936 zurück. 
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Gleichzeitig verringerte sich der Import von 13,5 auf 4,7 bzw. 4,2 Milliar¬ 
den RM. 427 * 

Teilweise erklären sich diese Entwicklungen aus der allgemeinen 
Schrumpfung des Welthandels während der Weltwirtschaftskrise. Der 
internationale Handel war zwischen 1929 und 1932 um über 60 v. H. zu¬ 
rückgegangen. Diese Tendenz hielt auch nachher an. Dabei wurden je¬ 
doch die verschiedenen Länder nicht gleichmäßig betroffen. Großbri¬ 
tannien konnte während dieser Periode seinen Welthandelsanteil auf 
Kosten der Vereinigten Staaten vergrößern, während der Anteil 
Deutschlands 1936 mit 8,5 v. H. nur um 1 v. H. niedriger lag als 1929 428 . 
Wenn man jedoch bedenkt, daß die Wachstumsrate des deutschen So¬ 
zialprodukts während dieser Jahre diejenige der anderen Industriestaa¬ 
ten weit übertraf, muß angenommen werden, daß eine auf Exporterwei¬ 
terung orientierte Wirtschaftspolitik den deutschen Welthandelsanteil 
merklich vergrößert hätte. Daß dies nicht geschah, war in erster Linie 
die Folge einer grundsätzlichen Orientierung auf den Binnenmarkt, die 
in nicht geringem Maße durch außerwirtschaftliche Erwägungen be¬ 
stimmt wurde. Diese exogenen Faktoren haben eindeutig strukturverän¬ 
dernd auf die materielle Komposition und die geographische Verteilung 
des deutschen Außenhandels eingewirkt. Die Lebensmittelimporte, die 
1932 noch 45,7 v. H. der Gesamteinfuhr betrugen, fielen bis 1936 aul 
35,5 v. H., während die Rohstoffe von 27,3 v. H. auf 37,3 v. H. anstiegen 
und gleichzeitig die Einfuhr industrieller Fertigwaren erheblich 
sank. 429 ** Dies zu einer Zeit, in der unter normalen Umständen die all¬ 
gemeine Wirtschaftsbelebung und die erhöhten Einkommen der Haus¬ 
halte eine verstärkte Nachfrage auch nach importierten Gebrauchswa¬ 
ren verursachen mußten. In den Zahlen der Außenhandelsstatistik kam 
die klar ersichtliche Tendenz des Regimes zum Ausdruck, das Wachstum 
des privaten Verbrauchs einzuschränken, die Selbstversorgung zu för¬ 
dern und die geringen vorhandenen Devisen hauptsächlich der Rü¬ 
stungsindustrie zuzuführen. Ebenso war die geographische Umschich¬ 
tung des deutschen Außenhandels, als Folge des Mitte 1934 von 
Schacht gestarteten »Neuen Plans«, politisch von Bedeutung. Der An¬ 
teil Südosteuropas und der Mittelmeerländer stieg zwischen 1932 bis 
1938 von 4,8 v. H. auf 15,7 v. H. der Gesamtexporte und von 7,5 v. H. 
auf 13,6 v. H. der Importe an. 430 *** Es wird von keiner Seite bestrit¬ 
ten, daß diese Strukturänderungen das Ergebnis einer bewußt durchge¬ 
führten Außenhandelspolitik waren. Inwieweit diese Politik von rein 
pragmatisch-wirtschaftlichen oder ideologischen und politischen Moti- 


* Siehe Tabelle 9 im statistischen Anhang. 

•• Ebd. 

••• Siehe Tabelle 10 im statistischen Anhang. 
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vationen bestimmt wurde, ist eine Frage, die uns noch weiter beschäftigen 
wird. 

Auf dem Gebiet des Außenhandels wurden direkte Staatskontrollen frü¬ 
her und drastischer als auf anderen Wirtschaftsgebieten eingesetzt. Tat¬ 
sächlich bestand eine begrenzte Devisenkontrolle schon seit 1931. als sie 
von der Regierung Brüning zur Verhinderung der Kapitalflucht einge¬ 
führt worden war. Bekanntlich war die Kündigung kurzfristiger Aus¬ 
landskredite einer der Gründe der Bankenkrise von 1931 und des da¬ 
mit verbundenen Wirtschaftsrückgangs. Die Festigung des bestehen¬ 
den Mark-Wechselkurses und die Devisenüberwachung waren ein Teil 
der Mittel, mit denen die Regierung Brüning diese Schwierigkeiten zu 
überstehen suchte. Aufgrund besonderer Notverordnungen wurde die 
allgemeine Devisen-Ablieferungspflicht angeordnet und Devisenkontin¬ 
gente zu Importzwecken auf der Basis des Jahres 1930/31, erst in vollem 
Umfang und später zu 75 bzw. 50 v. H. des Basisjahres, erteilt. Durch 
verschiedene Stillhalteabkommen mit den ausländischen Gläubigern 
entstand eine Reihe von »Sperrmark«- oder »Registermark«-Konten, 
die das von Schacht später eingeführte System bereits ankündigten, 
edoch wurden im Gegensatz zu den Maßnahmen Schachts die Kapital- 
lienstleistungszahlungen an das Ausland nicht eingeschränkt. Die 
spätere »Devisenbewirtschaftung« war hiermit bereits eingeleitet. 
Diese Maßnahmen haben zweifellos mit dazu beigetragen, das Einfuhr¬ 
volumen einzuschränken, doch waren hierbei der internationale Preisver¬ 
fall der Importartikel und der einheimische Nachfragerückgang weitaus 
entscheidender 431 . Inwieweit tatsächlich die Kapitalflucht verhindert 
werden konnte, ist fraglich. Jedenfalls lassen die sofort nach der national¬ 
sozialistischen Machtergreifung erlassenen strengen Strafen für diese 
Vergehen darauf schließen, daß versierte »Fachleute« vorher die be¬ 
stehenden Verordnungen ohne allzu große Schwierigkeiten umgehen 
konnten. 

Der Interessenkampf um die Außenhandelspolitik setzte sofort mit dem 
Regierungswechsel mit neuer Schärfe ein, wobei sich die Interessenver¬ 
tretungen der Landwirtschaft und der Industrie in direkter Konfrontation 
bemühten, das Ohr der neuen Machthaber zu gewinnen. Die Industrie 
forderte die Ausweitung und Förderung des Exports sowohl aus wirt¬ 
schaftlichen als auch politischen Erwägungen. Eine Denkschrift des 
DIHT vom 23. Februar 1933 wies darauf hin, daß die Exportindustrien 3 
Millionen Arbeiter und Angestellte beschäftigte und jede Einschränkung 
sich ungünstig auf die Beschäftigungslage auswirken müsse. Hinzugefügt 
wurde als politisch gewichtige Begründung, daß das Exportgeschäft »eine 
wichtige Lebensgrundlage des bewußten Auslanddeutschtums, beson¬ 
ders in Übersee«, darstelle. Ähnlich argumentierten die Organisationen 
des besonders in den Hafenstädten konzentrierten Export-Import-Ge- 
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schäftes, wie der »Verein Hamburger Exporteure« und der »Hansa-Bund 
für Gewerbe, Handel und Industrie« 432 . 

Demgegenüber riefen die landwirtschaftlichen Verbände nach Schutzzöl¬ 
len und nach einer eindeutig auf die »Nationalwirtschaft« und nicht auf 
die »Weltwirtschaft« orientierten Außenhandelspolitik. Der deutsche 
Landwirtschaftsrat wies in einer Denkschrift unter dem Titel »Grundsätz¬ 
liche Entscheidung in der Wirtschaftspolitik« unter dem gleichen Datum 
wie die erwähnte Denkschrift des DIHT auf die ideologischen Implikatio¬ 
nen seiner Forderungen hin und berief sich u. a. auf »Mussolinis erfolgrei¬ 
che Außenpolitik«, die sich »nicht auf Handelskonzessionen, sondern auf 
ausgesprochen binnenwirtschaftlichen agrarfreundlichen Maßnahmen« 
aufbaue 433 . 

Hitlers Regierungserklärung, die er anläßlich der Vorlage des Ermächti¬ 
gungsgesetzes vom 23. März 1933 im Reichstag verlas, enthielt eine deut¬ 
liche Stellungnahme zu dieser Auseinandersetzung und kündigte auch die 
oberste Entscheidung zugunsten der Landwirtschaft an. Hitler betonte 
zwar, daß »die geographische Lage des rohstoffarmen Deutschland eine 
Autarkie für unser Reich nicht völlig zuläßt« und daß »der Reichsregie 
rung nichts ferner liegt als Exportfeindlichkeit«, stellte aber voran, daß 
»die Rettung des deutschen Bauern unter allen Umständen durchgeführt 
werden« müsse. »Die Wiederherstellung der Rentabilität der landwirt¬ 
schaftlichen Betriebe mag für den Konsumenten hart sein; das Schicksal 
aber, das das ganze Volk träfe, wenn der deutsche Bauer zugrunde 
ginge, wäre mit dieser Härte gar nicht zu vergleichen... Die Vernich¬ 
tung unserer Bauern (müßte) nicht nur zum Zusammenbruch der deut¬ 
schen Wirtschaft überhaupt, sondern vor allem zum Zusammenbruch 
des deutschen Volkskörpers führen. Seine Gesunderhaltung ist aber 
auch die erste Voraussetzung für das Blühen und Gedeihen unserer In¬ 
dustrie, für den deutschen Binnenhandel und für den deutschen Ex¬ 
port ... Was die Gesamtwirtschaft einschließlich unserer Exportindustrie 
dem gesunden Sinn des deutschen Bauern verdankt, kann überhaupt 
durch kein Opfer geschäftlicher Art irgendwie abgegolten werden.« 434 
Das Ergebnis dieser Entscheidung war die sofortige Erhöhung der Ein¬ 
fuhrzölle für landwirtschaftliche Erzeugnisse und die agrarfördernden 
Maßnahmen, die im vorangehenden Kapitel eingehender geschildert 
wurden. Dabei wurden die Einwände der Exportindustrie und der 
Außenhandelsverbände weitgehend übergangen, was eine merkliche 
Verschlechterung der Geschäftslage der Schiffahrt und des Export-Im- 
port-Geschäftes, besonders in Hamburg und den anderen Seehafenstäd¬ 
ten, zur Folge hatte 43S . 

Die Verschlechterung der deutschen Handelsbilanz und die damit ver¬ 
bundene Devisenverknappung sind in erster Linie auf die durch die be¬ 
tonte Orientierung auf eine autarke »Binnenwirtschaft« verursachte Ex- 
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porteinschränkung zurückzuführen. 1932 wies die Handelsbilanz, d. h. 
der internationale Warenaustausch, Deutschlands noch einen Export¬ 
überschuß von 1072 Millionen RM auf. 1933 ging der Überschuß auf 667 
Millionen zurück. Die Handelsbilanz war damit noch immer positiv, wies 
jedoch bereits 1934 ein Defizit von 284 Millionen RM auf. Die statisti¬ 
schen Zahlen beweisen eindeutig, daß dieser Zustand durch den Ex¬ 
portrückgang und nicht, wie vermutet werden könnte, durch erhöhte 
Importe verursacht worden war. Eigentlich wäre eine derartige Import¬ 
erhöhung bei dem allgemeinen Wirtschaftsaufschwung und dem Nach¬ 
fragezuwachs an Lebensmitteln, Fertigwaren und Rohstoffen zu erwar¬ 
ten gewesen. Statt dessen ging der Warenimport von 4,7 Milliarden RM 
des Jahres 1932 auf 4,2 im Jahre 1933 zurück und stieg 1934 nur auf 4,4 
Milliarden RM. Angesichts des allgemeinen deutschen Wirtschaftsauf¬ 
schwungs und der gleichzeitigen langsamen Belebung des internationalen 
Handels war diese Entwicklung tatsächlich überraschend und kann nur 
mit der durch den Exportrückgang verursachten Devisenverknappung er¬ 
klärt werden. 1932, also auf dem Tiefpunkt der Krise, betrug der deutsche 
Varenexport noch 5,7 Milliarden RM. 1933 ging er auf 4,9 und im folgen- 
en Jahr auf nur 4,2 Milliarden RM zurück. 436 * 

\ls Hjalmar Schacht im März 1933 wieder Reichsbankpräsident wurde, 
war die Lage der Devisenreserven das dringlichste Problem, das ihn er¬ 
wartete. Als erstes wurde die gesetzlich bereits vorhandene Devisenüber¬ 
wachung durch erhöhte Strafandrohungen und verschärfte Kontrollen ri¬ 
goros durchgeführt. Daneben gelang es Schacht, mit den ausländischen 
Gläubigem eine Reihe von Zahlungsmoratorien zu vereinigen, nachdem 
ein Transferverbot vom Juni 1933 alle Dienstleistungszahlungen in aus¬ 
ländischer Valuta unmöglich gemacht hatte. Diese Zahlungen wurden bei 
der Reichsbank in einer »Konversionskasse für deutsche Auslandsschul¬ 
den« gesammelt, so daß den Gläubigern kaum etwas anderes übrigblieb, 
als die Vorschläge Schachts zu akzeptieren, wenn sie wenigstens einen 
Teil ihrer Gelder erhalten wollten. Auf diese Weise entstand eine ganze 
Reihe von Spezial- und Sperrkonten, die für Exportzahlungen, Touristik 
und Investitionen in deutscher Währung benutzt werden konnten. Alter¬ 
nativ konnten die ausländischen Gläubiger ihre Schuldentitel an die 
Golddiskontbank, eine Tochtergesellschaft der Reichsbank, zur Hälfte 
ihres nominellen Werts verkaufen, der in Devisen ausgezahlt wurde 437 . 
Bald erwiesen sich jedoch diese Maßnahmen als unzureichend, da 
Schacht alle Vorschläge einer Mark-Devalvation, die den Wechselkurs 


* Siehe Tabelle 9 im statistischen Anhang. Die Bilanz der Dienstleistungen blieb während die¬ 
ser Jahre positiv, und ihr Überschuß stieg sogar zwischen 1932 und 1934 um zirka 200 Millionen 
RM. Dies konnte jedoch die gesamte Zahlungsbilanz einschließlich der Kapitalrcchnung nicht 
entscheidend beeinflussen, die negativ blieb. 
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der Mark den devalvierten Währungen Englands, der USA und der mei¬ 
sten Industriestaaten angepaßt hätte, kategorisch ablehnte. Die Gold- 
und Devisenreserven der Reichsbank nahmen weiter ab und standen im 
Juli 1934 auf einem Tief von nur 78 Millionen RM. Anfang 1934 wurden 
deshalb die Devisenzuteilungen für Importzahlungen drastisch gekürzt, 
bis sie am Ende nur noch 5 v.H. des Basisjahres betrugen. Ab März 1934 
wurde die bisherige Volumeneinschränkung der Devisenzuteilungen 
durch eine direkte und diskriminierende Devisenkontrolle abgelöst, nach 
der Devisen nur noch für besonders dringliche Zwecke zugeteilt wurden. 
Als im Sommer 1934 sich die Lage noch weiter zuspitzte, ging die Rcichs- 
bank dazu über, Devisen nur von Tag zu Tag, der Kassenlage entspre¬ 
chend, zuzuteilen 438 . 

Schacht und seine Mitarbeiter waren sich durchaus bewußt, daß alle diese 
Maßnahmen nur palliative Notstandslösungen sein konnten. Die deut¬ 
sche Wirtschaft konnte die Einfuhr wichtiger Lebensmittel und Rohstoffe 
nicht völlig entbehren und mußte dafür mit gesteigerten Exporteinnah¬ 
men zahlen, um mit der durch Produktions- und Einkommenszuwachs 
belebten heimischen Nachfrage Schritt halten zu können. Die akute De¬ 
visenknappheit verdeutlichte diesen Zustand aufs schärfste und trieb zur 
Suche nach beständigeren und langfristigeren Lösungen. So entstand der 
bekannte »Neue Plan«, den Schacht am 24. September 1934 verkünde¬ 
te, nachdem er im Juli den bisherigen Wirtschaftsminister Kurt Schmitt 
»vorläufig« als »kommissarischer Reichswirtschaftsminister« abgelöst 
hatte. 

Was mit dem »Neuen Plan« ins Leben trat, war eine umfassende und di¬ 
rekte Staatskontrolle des gesamten Außenhandels. 25 nach Wirtschafts¬ 
zweigen eingeteilte »Überwachungsstellen« mußten jedes einzelne Im¬ 
portgeschäft bestätigen, und nur aufgrund dieser Bestätigung wurden 
dem Importeur die nötigen Devisen von der regionalen »Devisenstelle« 
zugeteilt. Daneben wirkte die Politik des »Neuen Plans« für eine Export¬ 
steigerung durch eine Reihe bilateraler Abkommen mit Ländern, die be¬ 
reit waren, deutsche Industrieerzeugnisse im direkten Austausch für die 
eigenen Landwirtschafts- und Rohstoffwaren zu beziehen. Bis 1938 ge¬ 
lang es, Kompensationsverträge, die nicht nur den Umfang, sondern oft 
auch den Inhalt des Warenaustausches festlegten, mit nicht weniger als 25 
Staaten, zumeist in Südosteuropa und Lateinamerika, abzuschließen. 
Die meisten dieser Staaten hatten in früheren Jahren erhebliche Handels¬ 
bilanzüberschüsse in Deutschland angesammelt, für die sie nun wohl 
oder übel deutsche Industriewaren beziehen mußten. Dies zu Preisen, 
die wegen der ausbleibenden Mark-Devalvation und der damit ver¬ 
bundenen Wechselkursverschiebungen beträchtlich über den Weltmarkt¬ 
preisen lagen. Das Ergebnis für Deutschland war eine sichtliche Export¬ 
steigerung auf 5,9 Milliarden RM im Jahre 1937, die eine vermehrte 
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Einfuhr im Betrag von 5,5 Milliarden RM im gleichen Jahre ermög¬ 
lichte und die Handelsbilanz weder positiv werden ließ. Diese wies bereits 
1936 einen Überschuß von 550 Millionen RM auf. Da jedoch der Groß¬ 
teil des Exports aus den eingefrorenen Sperrmarktkonten der Käufer¬ 
länder beglichen wurde, blieben die Gold- und Devisenreserven der 
Reichsbank mit nur 71,9 Millionen RM im Dezember 1936 weiterhin 
kritisch. 439 * 

Daneben wurde mit dem »Neuen Plan« ein System der Exportförderung 
durch differenzierte Prämien eingeführt, die in einem umständlichen Ver¬ 
fahren faktisch einen besonderen Wechselkurs für jedes einzelne Export¬ 
geschäft bestimmte. In diesem »Zusatz-Ausfuhrverfahren« wurde durch 
die »Preisprüfungsstelle« der betreffenden Wirtschaftsgruppe jedes Aus¬ 
fuhrgeschäft in einer Höhe subsidiiert, die den Preis der Erzeugnisse - 
soweit erforderlich - mit den entsprechenden Weltmarktpreisen konkur¬ 
renzfähig machte. Die Subsidien schwankten zwischen 10-90 v.H. des 
offiziellen Markkurses, betrugen jedoch zumeist einen Zuschlag von 
40-60 v.H. desselben. Zur Finanzierung dieser Zuschüsse dienten die 
Verdienste der Golddiskontbank aus dem verbilligten Erwerb ausländi¬ 
scher Schuldentitel sowie auch eine besondere »Abgabe zur Exportförde¬ 
rung«, die der einheimischen Industrie auferlegt wurde 440 . Diese Abgabe 
wurde durch das Reichswirtschaftsministerium den einzelnen Wirt¬ 
schaftsgruppen global auferlegt, die ihrerseits die Beträge bei ihren Mit¬ 
gliedern aufgrund einer dreimonatlichen Schätzung des Verkaufsumfangs 
einzogen 441 . 

Praktisch war der »Neue Plan« nichts anderes als ein fast vollkommenes 
staatliches Außenhandelsmonopol, das mit einem beträchtlichen Auf¬ 
wand an Bürokratie verbunden war. Importeure mußten manchmal bis zu 
40 verschiedene Formulare für ein Importgeschäft einreichen. Dagegen 
waren die Exporteure nur zur nachträglichen Meldung nach dem Versand 
verpflichtet, jedoch bestanden Ausfuhrverbote für verschiedene Waren, 
insbesondere für Rohstoffe 442 . Trotz aller bürokratischen Umständlich¬ 
keit arbeitete sich das System rasch ein, und die Importeure fanden sich 
bald in dem neuen Ämter- und Formularwirrwarr zurecht. Die Außen¬ 
handelspolitik des »Neuen Plans« erwies sich sowohl hinsichtlich der 
kurzfristigen Notlösungen als auch der langfristigen, grundsätzlichen 
Zielsetzungen erfolgreich. Kurzfristig gelang es, die notwendigste Ein¬ 
fuhr trotz der beengenden Devisenlage sicherzustellen. Daneben be¬ 
wirkte der »Neue Plan« auf weitere Sicht eine bedeutungsvolle Struktur¬ 
wandlung in der Zusammensetzung des deutschen Außenhandels und 
seines geographisch-politischen Wirkungsbereichs. Die Einfuhr von Fer¬ 
tig- und Halbfertigwaren wurde ebenso wie die Ausfuhr von Rohstoffen 

* Siehe Tabelle 9 im statistischen Anhang. 
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erheblich eingeschränkt, wobei sich das Gewicht des deutschen Außen¬ 
handels offenkundig in Richtung Ost- und Südosteuropa verlagerte.* 
Grundsätzlich erwies sich, daß selbst der Außenhandel, ein Gebiet, auf 
dem naturgemäß der »souveränen« Eigenwilligkeit des Staates die mei¬ 
sten Schranken gesetzt sind, sowie dessen innen- und außenpolitische 
Zielsetzungen durch direkte Kontrolle und administrative Verordnungen 
dienstbar gemacht werden kann.** 

Das nationalsozialistische »wirtschaftliche Sofortprogramm« vom Juni 
1932 hatte in vielen Beziehungen auch für die beschriebene Entwicklung 
des Außenhandels einschließlich des »Neuen Plans« von Schacht bereits 
die Richtung gewiesen. Dort war nicht nur die »Umstellung der deut¬ 
schen Wirtschaft auf den Binnenmarkt« und ein »verstärkter Schutz der 
einheimischen Produktion« gefordert worden, da »alle Anstrengungen 
zur Steigerung unserer Ausfuhr nicht vermehrte Arbeit, sondern nur ver¬ 
mehrte Arbeitslosigkeit zur Folge haben«, sondern diese Forderung 
wurde als grundsätzliches Ziel und als Grundlage »der sozialen Befreiung 
des Arbeiters« proklamiert: »Durch die Umstellung auf den Binnen¬ 
markt (wird) der Einfluß des Kapitals automatisch zurückgedrängt, da 
die Bedeutung der großen kapitalistischen Konzerne geringer, die Bedeu¬ 
tung der landwirtschaftlichen Produktion dagegen größer wird.« Das 
»Lebensraum«-Konzept blieb in diesem »Sofortprogramm« zwar uner¬ 
wähnt, jedoch wurde als »völlig abwegig« erklärt, daß Deutschland 
»heute seine Rohstoffbasis noch ganz überwiegend in Übersee hat, in 
Gebieten, mit denen die Verbindung bei irgendwelchen Verwicklungen 
sofort abgeschnitten wird... Darum gehört es zu den Richtlinien der 
nationalsozialistischen Handelspolitik, den Bedarf des deutschen Volkes 
weitestgehend durch Eigenerzeugung zu decken, bei dem zusätzlich er¬ 
forderlichen Rohstoffbezug aber befreundete europäische Staaten zu be¬ 
vorzugen, insbesondere insoweit, als sie bereit sind, für die Abnahme 
ihrer Rohstoffe durch Deutschland industrielle Fertigwaren aus Deutsch¬ 
land zu beziehen.« 443 Folgerichtig wurde unter der Überschrift »Devisen¬ 
bewirtschaftung« erklärt: »Im nationalsozialistischen Staate wird der 
Geld- und Kapitalverkehr mit dem Ausland nur durch Vermittlung der 
staatlichen deutschen Auslandsbank (Devisenzentrale) möglich sein.« 
Diese würde dafür Sorge tragen, »daß die wenigen Devisen, die jähr¬ 
lich noch anfallen, ausschließlich dazu benutzt werden, um die für die 
Industrie erforderlichen Rohstoffe und die vorläufig noch zur Ernährung 
des deutschen Volkes erforderlichen zusätzlichen Nahrungsmittel ein- 


* Siehe Tabelle 10 im statistischen Anhang. 

* * Die Lenkungsfähigkeit der Wirtschaft war auf einem der empfindlichsten Gebiete, dem des 
Außenhandels, erwiesen. Das Schema der unabänderlichen Marktgesetze war erfolgreich 
durchbrochen« (G. Kroll, a. a. O., S. 469). 


169 


zuführen, die nicht im Inland zu beschaffen sind« 444 . Hjalmar Schacht, 
der sich noch in seinen Memoiren viel auf die ingeniöse Urheberschaft 
des »Neuen Plans« zugute hält 445 , hat tatsächlich nur das wirtschafts- und 
finanztechnische Instrumentarium für eine Außenhandelspolitik ge¬ 
schaffen, die als integrales Element des Gesamtwirtschaftskonzepts 
der Nationalsozialisten ihren ideologisch-politischen Zielsetzungen ent¬ 
sprach. 

Dabei wird oft die Frage aufgeworfen, ob die durchgeführte Außenhan¬ 
delspolitik nicht durch die rein ökonomische Gegebenheit vorgeschrie¬ 
ben war und ob es angesichts der Weltwirtschaftslage überhaupt eine 
Alternative gab. Der internationale Handel war tatsächlich stark zurück¬ 
gegangen. Alle Industriestaaten bemühten sich, die Einfuhr einzuschrän¬ 
ken und durch aggressive Ausfuhrenveiterung die eigene Arbeitslosigkeit 
in einer sogenannten »beggar my neighbour policy« zu »exportieren« 446 . 
Überall, nicht nur in Deutschland, traten Autarkiebestrebungen auf, und 
selbst J.M. Keynes sprach 1933 von »National Self-Sufficiency« durch 
weitestgehende Eigenproduktion und von der Souveränität des Staates 
auf finanziellem Gebiet 447 . Angesichts dessen wird oft die Ansicht vertre¬ 
ten, daß eine auf Exporterweiterung orientierte Politik von vornherein 
ziemlich aussichtslos gewesen wäre und daß die notgedrungene Binnen¬ 
marktkonjunktur gezwungenermaßen durch strikte Devisenbewirtschaf¬ 
tung und staatliche Außenhandelskontrolle abgesichert werden mußte. 
Man geht vielerseits auch noch weiter, und zwar bis zu der Behauptung, 
daß Schacht sich nur notgedrungen diesen Gegebenheiten gebeugt hätte, 
tatsächlich jedoch schon früh entgegen den proklamierten Autarkiebe¬ 
strebungen der Nationalsozialisten auf die weltwirtschaftliche Wiederein¬ 
gliederung Deutschlands hingearbeitet hätte 44 ®. 

Für diese Ansicht gibt es, zumindest für die hier behandelte Periode, 
keine beweiskräftigen Anhaltspunkte, hingegen erscheint sie allein schon 
durch die statistischen Daten eindeutig widerlegt, denn zwischen 1933 
und 1936 weisen diese einen deutlichen Rückgang der deutschen Exporte 
in laufenden als auch in realen Werten aus. Dies zu einer Zeit, in der nicht 
nur die industrielle Produktion und das Sozialprodukt rapide anstiegen, 
sondern auch der internationale Handel sich langsam zu erholen begann. 
Angesichts der weltwirtschaftlichen Situation hätte zwar auch eine agres- 
sive Exportförderung hinsichtlich der Beschäftigung nicht den Effekt der 
binnenwirtschaftlichen Maßnahmen erreichen können, jedoch war das 
akute Problem der Devisenknappheit und der lebenswichtigen Einfuhr 
durchaus auf dem Wege einer mit den üblichen wirtschaftlichen Mitteln 
durchgeführten Exportausweitung lösbar, die für die späteren Entwick¬ 
lungen bedeutungsvoll gewesen wäre. Die einschlägige Forschung ist sich 
darin weitgehend einig, daß die tatsächliche Außenhandelspolitik und die 
damit verbundene Devisenbewirtschaftung hauptsächlich von politischen 
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und nicht von wirtschaftlichen Erwägungen diktiert wurden.* Stimmen, 
die eine derartig orientierte Politik vertraten und kaum versteckte Kritik 
an den Maßnahmen Schachts übten, waren auch aus deutschen Wirt¬ 
schaftskreisen deutlich vernehmbar. So schrieb z. B. der Wirtschafts¬ 
redakteur der »Frankfurter Zeitung« zum Jahresabschluß 1934: »Das 
endgültige Ziel bleibt die Wiedereingliederung in einen reibungslosen 
weltwirtschaftlichen Austausch... Das Kompensationsgeschäft mit allen 
seinen Abarten (kann) nur ein Notbehelf sein. Der bessere Weg bleibt die 
Beschaffung von Devisen durch Ausfuhr.« 449 

Das nächstliegende handelswirtschaftliche Mittel wäre unter den beste¬ 
henden Umständen eine Abwertung der Mark gewesen. Nachdem Eng¬ 
land im Herbst 1931 und die USA im April 1933 devalviert hatten, waren 
die meisten Währungen diesem Beispiel in einem allgemeinen Versuch 
von Wechselkursanpassungen bis Ende 1935 gefolgt. Schacht widersetzte 
sich jedoch allen diesbezüglichen Vorschlägen aufs entschiedenste, und 
als Ergebnis verteuerte sich die deutsche Ausfuhr gegenüber anderen Ex¬ 
portländern bis zu 30 v.H. 450 . Als maßgeblichen Grund dafür gab er später 
die beträchtlichen Auslandsschulden Deutschlands an, die sich durch 
eine Abwertung erheblich erhöht hätten. Es gibt auch heute noch unter¬ 
schiedliche Ansichten über die wirtschaftlichen Argumente für oder ge¬ 
gen die damalige Markdevalvation. Angesichts der geringen Elastizität 
der Exportnachfrage hatte das System der bilateralen Abkommen durch¬ 
aus auch wirtschaftliche Vorteile: Politischer Druck und das Bestreben 
ausländischer Gläubiger, zumindest einen Teil ihrer eingefrorenen Sperr¬ 
markguthaben flüssigzumachen, brachten dem deutschen Export oft 
Preise ein, die um 12 bis 20 v.H. über den Weltmarktpreisen lagen. Den¬ 
noch kommt z. B. auch K. Mandelbaum, der u. a. diese Argumente an¬ 
führt, zu dem Schluß, daß die rein wirtschaftlichen Erwägungen erst in 
zweiter Linie, nach dem politischen, eine aktive Exportförderung und 
Wiedereingliederung in den internationalen Handel verhinderten 451 . 

Die weitgehenden politischen Implikationen der Außenhandelspolitik 
wurden auch in deutschen Wirtschaftskreisen klar erfaßt. So verband 
z. B. der Leiter der AEG, Geheimrat Hermann Buecher, die Forderung 
einer Markabwertung mit weitgehenden Revisionsvorschlägen nicht nur 
wirtschaftlicher, sondern ausgesprochen politischer Natur, indem er 
gleichzeitig umfassende Handelsabkommen mit Frankreich und den 
USA, Regelung der Auslandsschulden, Abbau der Devisen- und Außen¬ 
handelskontrolle und Verhandlungen über gegenseitige Rüstungsbe- 

* »Ungefähr ab 1933 ist die deutsche Devisenkontrolle unmöglich durch ökonomische Be- 
weggründe zu rechtfertigen... Die Institution erhielt sich, weil sic par exccllcncc ein Mittel 
politischer Macht war... nicht nur anderen Staaten gegenüber, sondern gleicherweise bedeu¬ 
tungsvoll gegenüber eingesessenen ökonomischen Interessen im eigenen Lande« (H. EUis, 
Exchange Control etc., a.a.O., S.288f. Obers, d. Vcrf.). 
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Schränkung verlangte 452 . Was hier klar erkannt wurde, war die Bedeutung 
der Außenhandelspolitik als integraler Bestandteil einer Politik, die weit 
über rein wirtschaftliche Aspekte hinausging. Aktive Exportorientie¬ 
rung wäre tatsächlich nur im Rahmen einer Politik denkbar gewesen, die 
aufgrund gegenseitiger Meistbegünstigung nicht nur den Ausbau des 
internationalen Warenaustausches, sondern allgemein die friedfertige in¬ 
ternationale Zusammenarbeit als Ziel haben mußte. Die diametral entge¬ 
gengesetzte Richtung hat der damalige Staatssekretär, Hans Posse, in nicht 
weniger klaren Worten formuliert: ».. .was ergab sich folgerichtiger aus 
der Blutleere der allgemeinen Meistbegünstigung, alsdaß die Neuorientie¬ 
rung in raumwirtschaftlicher Hinsicht erstrebt werden mußte? Geopoliti- 
sche Annäherungstendenzen sind es also, die der dritten Phase in der 
deutschen Handelspolitik der Nachkriegszeit ihr Gepräge verliehen.« 453 
Die nationalsozialistische Außenhandelspolitik kann sowohl in ihren 
Zielsetzungen als auch in der Durchführungsmethode nur im Kontext 
ines integrativen Wirtschaftssystems voll erfaßt werden. Devisenkon- 
olle und Außenhandelsmonopol vervollständigten die fiskal- und mone- 
rpolitischen Maßnahmen, deren Ziel eine erhöhte Beschäftigung durch 
ie Steigerung des öffentlichen - und betont nicht des privaten - Ver¬ 
brauchs war 454 . Direkte Kontrollen und Staatsdirigismus waren diesem 
System immanent und wurden daher auch auf dem Gebiet des Außenhan¬ 
dels rigoros eingesetzt.* Ferdinand Fried (Zimmermann) hat den Außen¬ 
handelsdirigismus unter Berufung auf den »geschlossenen Handelsstaat« 
J. G. Fichtes, »den man als ersten Künder nationalsozialistischer Gedan¬ 
kenwelt ansprechen kann«, ohne Umschweife als die Konsequenz einer 
Wirtschaftsauffassung erklärt, die dem Staate unbegrenzte Herrschaft 
über alle Wirtschaftsgebiete zusprach. Dies sei allerdings vollkommen 
nur auf dem Binnenmarktzu verwirklichen, wie es die Nationalsozialisten 
nach der Machtergreifung bewiesen hätten. Dabei könnten sie jedoch die 
natürlichen Schranken, die einer solchen staatlichen Eigenwilligkeit auf 
dem internationalen Markt gesetzt sind, umgehen, »weil ja die Belebung 
der deutschen Wirtschaft vom Binnenmarkt her ohnehin zu den entschei¬ 
denden wirtschaftspolitischen Grundsätzen (des Nationalsozialismus) ge¬ 
hörte« 455 . 

In diesem Kontext gesehen, erscheint die Außenhandelspolitik des 
Dritten Reichs komplementär mit anderen wirtschaftspolitischen Maß¬ 
nahmen, als die spezifisch nationalsozialistische, aber durchaus nicht 
allein mögliche Reaktion auf eine reale wirtschaftliche Krisensituation. 

* »... daß Deutschland in dieser Zeit weiter in den Dirigismus hincingcratcn ist, und zwar auf 
binnenwirtschaftlichem Gebiet ebenso wie auf außenwirtschaftlichem.... hierbei (hat) zwei¬ 
fellos die Bereitschaft der Nationalsozialisten mit staatlichen Lenkungsmiltcln - um nicht zu 
sagen: mit staatlichem Kommando - auf das Wirtschaftsleben cinzuwirkcn mitgewirkt« 
(R. Stucken, Deutsche Geld- und Kreditpolitik, Tübingen 1953, S. 135). 
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Soweit sich die Dinge überhaupt trennen lassen, gaben dabei die politi¬ 
schen Zielvorstellungen den Ausschlag: Die Selbstversorgung mit kriegs¬ 
wichtigen Rohstoffen oder Rohstoffsurrogaten und mit Lebensmitteln war 
ein unentbehrlicher Bestandteil der Kriegsvorbereitung. Daneben haben 
jedoch auch langfristige und ideologisch bestimmte Ziele einer autarken, 
großraumwirtschaftlichen Neuordnung einen unverkennbaren Einfluß 
ausgeübt. Für Hitler »war wirtschaftliche Autarkie einerseits ein autono¬ 
mer Zweck.... (der) erst in ferner Zukunft Wirklichkeit werden konnte, 
wenn jener große >Lebensraum< für das deutsche Volk gewonnen war.... 
zugleich aber auch bitter nötige Medizin..., um ebenjenes Fernziel auf 
dem Wege zu erreichen, den er sich vorgenommen hatte, durch einen 
Krieg« (Wolfram Fischer 456 ). 


DieSteuer-, Lohn-und Preispolitik 

Einer der Beweggründe gegen die Abwertung der Mark war zweifellos di' 
Befürchtung, daß eine Devalvation den Importkomponenten der einhe 
mischen Produktion verteuern und dadurch inflationär wirken müßt 
Alle wirtschaftstheoretischen Erörterungen der »Reformer«, wie z. B 
Wilhelm Lautenbachs *, daß eine Inflationsgefahr bei brachliegenden Pro¬ 
duktionsfaktoren nicht bestände, konnten diese Befürchtung nicht völlig 
überwinden. Das Trauma der Jahre 1922/23 wirkte immer noch stark, um 
die entscheidenden Instanzen vor einer »übertriebenen« Vergrößerung 
der disponiblen Privateinkommen abzuschrecken, selbst nachdem sie die 
Dringlichkeit erweiterter Finanzierungsmaßnahmen eingesehen hatten. 
Hieraus erklärt sich auch die immer wiederholte Betonung, daß jede »Kre¬ 
ditschöpfung« unter allen Umständen nur »produktiv« sein dürfte, d. h. 
jede Erweiterung der Zahlungsmittel durch »reale wirtschaftliche Werte 
gedeckt« sein müsse. Auch das nationalsozialistische »Sofortprogramm« 
von 1932 hatte schon etwaige Einwände gegen die »produktive Kredit¬ 
schöpfung« damit zu entwaffnen versucht, daß diese nur für einen kleinen 
Teil des Arbeitsbeschaffungsprogramms nötig sein würde. Der Hauptteil 
der vorgeschlagenen öffentlichen Großarbeiten könne durch erhöhte 
Steuereinnahmen und die Ersparnisse der Arbeitslosenunterstützung fi¬ 
nanziert werden 457 . 


* Wilhelm Röpke berichtet in seinem Vorwort zu den 1952 veröffentlichten Schriften Lauten¬ 
bachs über ein Gespräch desselben mit Hitler vom Sommer 1933. Angeblich war Lautenbach 
zu Hitler geschickt worden, um ihn von der Durchführbarkeit dcfizitär-finanzicrtcr Arbcits- 
bcschaffungsplänc zu überzeugen und soll dabei gesagt haben: »Herr Hitler, Sic sind heute 
der mächtigste Mann in Deutschland. Nur eines können Sic nicht: Sic können unter den 
gegenwärtigen Umständen keine Inflation machen, soviel Sic sich auch anstrengen mögen« 
(W. Lautenbach, a. a. O.). 
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Die erweiterte Finanzierung war daher von Anbeginn von einer Reihe 
Präventivmaßnahmen begleitet, die einer Inflationsgefahr entgegenwir¬ 
ken sollten. Dies äußerte sich besonders in der Steuerpolitik sowie in 
den administrativen Kontroll- und Aufsichtsinstanzen, die errichtet wur¬ 
den, um die Stabilität der Preise und Löhne sicherzustellen. Solange 
diese Institutionen unter den bestehenden Wirtschaftsverhältnissen 
praktisch überflüssig waren, wurden sie nur sporadisch und inkonse¬ 
quent eingesetzt, aber nicht aufgelöst. Je mehr sich die Wirtschaft dem 
Zustand der Vollbeschäftigung näherte, wurden sie aktiviert und erwie¬ 
sen sich als durchaus effektive wirtschaftliche Lenkungswerkzeuge. Der 
Umstand, daß die Lohn-, Preis- und Zinskontrolle grundsätzlich und 
ideologisch integrale Bestandteile einer staatsdirigistischen Wirtschafts¬ 
ordnung sind, hat zweifellos dazu beigetragen, diese Institutionen bald 
nach der Machtergreifung zu installieren. Obwohl einige Zeit nach der 
Machtergreifung die Steuergutscheinaktion der Regierung Papen wei¬ 
tergeführt und während der ersten Monate 1933 eine Reihe spezifischer 
Steuemachlässe verfügt wurde, war die gesamte Steuerpolitik deutlich 
'arauf ausgerichtet, die disponiblen Einkommen der Bevölkerung in 
renzen zu halten. Steuererleichterungen kamen hauptsächlich denjeni- 
jn Wirtschaftszweigen zugute, die aus Gründen der Arbeitsbeschaf- 
.ung und der Aufrüstung vom Regime bevorzugt wurden. Ein Gesetz 
vom Juli 1933 438 ermöglichte, 10 v.H. der Bau- und Reparaturkosten un¬ 
ter bestimmten Bedingungen von der Einkommen- oder Gesellschafts¬ 
steuer abzuziehen und einen Teil des Lohnes steuerfrei in »Bedarfsdek- 
kungsscheinen« für Bekleidung und Hausgerät auszuzahlen. Dies war 
deutlich auf die Wiederbelebung der arbeitsintensiven Bauindustrie und 
des mittelständischen Kleinhandels gezielt. Außerdem ermöglichte eine 
andere Anordnung des Gesetzes den Steuerbehörden, gewissen Betrie¬ 
ben, die neue Produktionsmethoden oder Erzeugnisse entwickelten, 
Steuerbefreiung oder -nachlässe zu bewilligen, »wenn dafür ein überra¬ 
gendes Bedürfnis der gesamten deutschen Volkswirtschaft anerkannt 
wird« 459 . Dies konnte vor allem zur Förderung der Ersatzstoffindustrie 
oder anderer kriegswichtiger Industriezweige angewandt werden, ob¬ 
wohl es vielleicht übertrieben ist, schon zu diesem Zeitpunkt in diesem 
Gesetz verallgemeinernd »ein Spezialgesetz für die Rüstungsindu¬ 
strie« 460 zu sehen. 

Die Steuererleichterungen der Landwirtschaft und deren stark ideologi¬ 
sche Hintergründe wurden bereits erwähnt. Das zweite »Reinhardt-Pro¬ 
gramm« vom September 1933 verringerte die Gesamteinnahmesumme 
der landwirtschaftlichen Grundsteuer um 100 Millionen RM und setzte 
diese Steuer auch für Wohnbauten herab. Insgesamt bedeuteten diese 
Anordnungen einen Steuerausfall von zirka 250 Millionen RM für die 
Jahre 1933-1935 461 . Für die Landwirtschaft und die anderen bevorzugten 
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Wirtschaftszweige war dies zweifellos eine merkliche Erleichterung, 
gesamtwirtschaftlich gesehen jedoch nur von marginaler Bedeutung. Da 
allgemein die hohen Steuersätze, die noch Brüning im Laufe seiner »De¬ 
flationspolitik« verordnet hatte, gültig blieben, wiesen bereits die Steuer¬ 
einnahmen des Jahres 1933 einen Nettoüberschuß von 400 Millionen RM 
gegenüber dem Vorjahr auf. Insgesamt beliefen sich bis Ende 1935 die 
gesamten Steuererleichterungen, einschließlich der Einlösung der Papen- 
schen Steuergutscheine, auf 1,76 Milliarden RM, während in dergleichen 
Zeit das Reich, die Länder und die Gemeinden insgesamt gegen 5.6 Mil¬ 
liarden zusätzliche Steuereingänge verzeichnen konnten 462 . Ende 1936 
erreichte die Summe der zusätzlichen Steuereingänge gegenüber 1932 
insgesamt 7 Milliarden RM, zu denen noch 2 Milliarden »freiwillige« 
Spenden für die Winterhilfe und andere Abgaben hinzugerechnet werden 
müssen.* 

Die im Oktober 1934 mit großem Propagandaaufwand verkündete »Na¬ 
tionalsozialistische Steuerreform« verdeutlichte und verstärkte die glei¬ 
che Tendenz, da die bisherigen Steuersätze in Kraft blieben oder, wie im 
Falle der Gesellschaftssteuern, erhöht wurden. Daneben wurden Anord 
nungen zur Vertiefung und Ausweitung des Steuereinzugs getroffen uni 
die Strafen für Steuervergehen erheblich erhöht. Die Steuerbehörden 
wurden angehalten, bei ihren Einschätzungen »im Sinne der nationalso¬ 
zialistischen Weltanschauung« die bestehenden Anordnungen nicht allzu 
buchstabengetreu auszulegen, soweit sie zugunsten der Besteuerten wirk¬ 
ten. Der Leiter der Steuerabteilung der Reichsgruppe Industrie traf da¬ 
her den Nagel auf den Kopf, als er ausführte, daß es wenig Sinn habe, die 
neuen Verordnungen haargenau mit den früheren zu vergleichen. Die 
Hauptsache sei »der neue Geist des Reformwerks, der Geist des Natio¬ 
nalsozialismus. Über allem steht der Grundsatz Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz< - jeder hat im Interesse des Volksganzen die Steuern zu zah¬ 
len, die er nach dem Steuergesetz schuldet .« Die deutsche Bevölke¬ 
rung sollte also mit anderen Worten im Namen des vom nationalsozialisti¬ 
schen Staat vorgeschriebenen »Gemeinnutzes« die neuen Anordnungen 
nicht in kleinlicher Weise studieren, um etwaige Erleichterungen ausfin¬ 
dig zu machen, sondern Steuern zahlen und das Maul halten! Es ist schon 
bezeichnend, daß dieser »neue Geist« sogar im parteioffiziellen »Jahr¬ 
buch der nationalsozialistischen Wirtschaft« zaghaft kritisiert wird, in¬ 
dem der Verfasser des oben zitierten Aufsatzes leise anfragt, »ob es 
zweckmäßig ist, die Vorschriften, die dem Rechtsschutzbedürfnis der 
Steuerpflichtigen Rechnung tragen, stark ... einzuengen« 464 . 

Aus der Sicht heutiger wirtschaftstheoretischer Erkenntnisse ergibt sich 


* Siche Tabelle 3 im statistischen Anhang. Der Großteil der zusätzlichen Steuereinnahmen 
entfiel auf das Reich. 
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aus obiger Darstellung das Paradoxon einer einschränkenden Steuerpoli¬ 
tik, die gleichzeitig mit ausweitendem »deficit-spending« im Zustand 
einer bis 1936 noch immer unterbeschäftigten Wirtschaft angewandt 
wurde. Es wäre jedoch verfehlt, diesen »Widerspruch« der ökonomi¬ 
schen Kurzsichtigkeit oder wirtschaftstheoretischen Inkompetenz der be¬ 
schlußfassenden Partei- oder Regierungsinstanzen zuzuschreiben. Im 
Gegenteil erweist sich diese Steuerpolitik bei näherem Hinsehen als 
durchaus konsequent im Kontext einer umfassenden Wirtschaftspolitik, 
die die Wirtschaft bewußt durch gesteigerte öffentliche Nachfrage - vor¬ 
nehmlich zum Zweck der Aufrüstung - und ausdrücklich nicht durch ge¬ 
steigerte Einkommen und Nachfrage der privaten Haushalte zu beleben 
suchte. Die Lohn- und Preispolitik waren komplementäre Bestandteile 
der gleichen Wirtschaftspolitik. Hierdurch wird eindeutig die immer noch 
weitverbreitete, oft apologetische Periodeneinteilung in die Phase der 
»Arbeitsbeschaffung« und die darauffolgende Phase der »Staatskonjunk¬ 
tur« oder der Aufrüstung widerlegt 465 . 

Das Inflationsargument wurde insbesondere zur Rechtfertigung des an- 
eordneten Lohnstopps angewandt mit der gleichzeitigen Verpflichtung, 
uch die Preise stabil zu halten, um ein Sinken der Reallöhne zu verhin- 
iem. Die bestehenden Tariflohnsätze wurden als weiterhin verbindlich 
erklärt und die Treuhänder angewiesen, nur in Ausnahmefällen von die¬ 
sen abzuweichen. Da jedoch die Preise, besonders der landwirtschaft¬ 
lichen Erzeugnisse, anstiegen, war das Ergebnis tatsächlich eine Herab¬ 
setzung der Reallöhne der beschäftigten Arbeiter, die im Januar 1934 
durchschnittlich ihren Tiefpunkt erreichten. Mit der gesteigerten Arbeits¬ 
nachfrage im Laufe des Wirtschaftsaufschwungs begannen die Reallöhne 
von diesem Zeitpunkt an allmählich zu steigen. Das vollzog sich jedoch nur 
langsam und mit vielen Rückfällen besonders in den schwächeren und 
vom Staat nicht geförderten Wirtschaftszweigen. Gewissen Berechnun¬ 
gen zufolge stieg der durchschnittliche Reallohnindex, berechnet auf der 
Basis von 1932 - d. h. auf dem Tiefstand der Wirtschaftskrise - bis 1936 
insgesamt auf 107,2 an, wobei jedoch auch deutsche Ökonomen zugeben 
mußten, daß der angewandte Index der Lebenshaltungskosten unterbe¬ 
rechnet sei. Außerdem berechnete dieser offizielle Reallohnindex die 
Bruttolöhne vor Abzug der Steuern und anderen Pflichtabgaben, die un¬ 
ter dem nationalsozialistischen Regime erheblich anstiegen und bis 15 
v.H. des Bruttolohnes ausmachten 466 . Unter diesen Umständen erscheint 
die Berechnung, nach der tatsächlich sowohl die Tarifstundenlöhne als 
auch der Nettowochenlohn 1933-1934 um 6 bis 7 v.H. fielen und erst 1936 
den Stand von 1932 erreichten, durchaus glaubwürdig.* Daneben wirkte 
sich allerdings die verlängerte Arbeitszeit der beschäftigten und die Neu- 

* Siche Tabelle 11 im statistischen Anhang. 
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einstellungen unbeschäftigter Arbeiter in einer Erweiterung der Gesamt¬ 
lohnsumme aus 467 . 

Wie die geschilderte Auseinandersetzung mit Backe im August 1935 
beweist, waren die Treuhänder sich dieser Sachlage bewußt und ver¬ 
suchten, dem Sinken der Reallöhne durch die Stabilisierung der Lebens¬ 
haltungskosten entgegenzuwirken. In der genannten Sitzung sprach der 
Staatssekretär im Reichsarbeitministerium Dr. Krone unverblümt von 
den steigenden Lebensmittelpreisen, angesichts derer »die gegenwär¬ 
tigen Nominallöhne nicht mehr tragbar« seien. Den Forderungen der 
Arbeiter, die »wünschten, an den Erfolgen der Landwirtschaft und der 
durch die Arbeitsbeschaffung begünstigten gewerblichen Wirtschaft teil¬ 
zuhaben«, könnte zur Zeit nicht Rechnung getragen werden: »Der 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und die Wehrhaftmachung des deut¬ 
schen Volkes sind vordringlich und erfordern ein Festhalten am augen¬ 
blicklichen Lohnstand.« Dies könne jedoch nur durch die Herabsetzung 
der Lebensmittelpreise gewährleistet werden 468 . Das Argument, nach¬ 
dem die Löhne stabil bleiben müßten, solange die Arbeitslosigkeit noch 
Vorhalte und die »Wehrhaftmachung« es erfordere, taucht in den damali¬ 
gen Publikationen immer wieder auf und beweist die Dringlichkeit, mit 
der die Forderung nach Lohnerhöhung mit dem fortschreitenden Wir* 
Schaftsaufschwung hervortrat. Je mehr sich die Wirtschaft der Völ 
beschäftigung näherte, um so lauter mußte natürlicherweise diese Fo. 
derung werden, bis sich auch die Parteipresse ihr nicht mehr verschließen 
konnte. So brachte z. B. der »Westdeutsche Beobachter« im September 
1936 einen Angriff auf die Unternehmer der Großindustrie, die sich 
Lohnerhöhungen unter Berufung auf deren preissteigernden Einfluß wi¬ 
dersetzten: »Muß wirklich jede Unkostensteigerung auf die Preise schla¬ 
gen? Das erscheint uns doch noch recht fraglich angesichts der großen 
Gewinne und der großen Flüssigkeit gerade in der Industrie, die hier in 
Frage kommt... der Eisen- und Metallindustrie.« Diese könnte die 
Löhne auch ohne Preiserhöhungen heraufsetzen. »Vor allem aber kann 
man die Preise senken! Das >widerspricht< nicht der >Tendenz der Kauf- 
kraftstärkung<. Das ist keine ungerechte Lohnerhöhung, sondern eine, 
die der Allgemeinheit zugute kommt, wenn vielleicht auch auf dem Wege 
über den Staat.« 469 

Der hier implizierte enge Zusammenhang von Lohnstopp mit staatlicher 
Preiskontrolle in der Parteipresse war nicht einmalig oder zufällig. Tat¬ 
sächlich wurden beide in den nationalsozialistischen Publikationen vor 
und nach 1933 stets als komplementär dargestellt und im gleichen Atem¬ 
zuge angeführt. Tatsächlich war die Preiskontrolle im Zustand der Unter¬ 
beschäftigung der Wirtschaft eine überflüssige Maßnahme. Sie wurde von 
den Nationalsozialisten übernommen oder eingeführt, weil die grundsätz¬ 
liche Ablehnung einer »liberalistischen« freimarktlichen Preisbildung und 
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die staatliche Festsetzung »gerechter Preise« zu ihrer Wirtschaftsauffas¬ 
sung gehörten und in ihren Wirtschaftsprogrammen versprochen worden 
waren. Als sich bald herausstellte, daß sie unter den gegebenen Umstän¬ 
den nicht notwendig war, wurden die geschaffenen Institutionen nur spora¬ 
disch in den Sektoren aktiv, in denen preissteigernde Tendenzen durch 
außenwirtschaftliche Gegebenheiten, wie z. B. den Mangel an gewissen 
Rohstoffen, bemerkbar wurden. Das Amt eines »Reichskommissars für 
Preisüberwachung« war bereits 1931 von der Regierung Brüning geschaf¬ 
fen und dem Oberbürgermeister von Leipzig, Dr. Karl Gördeler, übertra¬ 
gen worden. Seit Juli 1933 blieb das Amt jedoch unbesetzt und wurde erst 
im November 1934 wieder von Gördeler übernommen. Kennzeichnend 
für die tatsächliche Situation ist es, daß nach Gördelers Rücktritt im Herbst 
1935 das Amt wieder über ein Jahr lang unbesetzt blieb, dann jedoch, nach 
erreichter Vollbeschäftigung, als sich die preisinflationären Tendenzen 
spürbar verstärkten, einem alten Nationalsozialisten, dem schlesischen 
Gauleiter Josef Wagner, zugewiesen wurde. Gleichzeitig wurde aus dem 
»Reichskommissar für Preisüberwachung« ein »Reichskommissar für 
Preisbildung« - eine nicht unwesentliche Umbenennung, die zumindest 
grundsätzlich die direkte staatliche Festsetzung der Preise andeutete. 

Die Untersuchung der Preisentwicklung ergibt bis zum November 1934 
einen administrativ gelenkten und überwachten Preisanstieg der land¬ 
wirtschaftlichen Erzeugnisse, der auf die bereits beschriebene Marktord¬ 
nung des Reichsnährstandes zurückzuführen ist. Daneben wurden durch 
das Zwangskartellgesetz Preisverbesserungen, besonders für mittelstän¬ 
dische Kleinbetriebe und Einzelhandelszweige, bewirkt, die während der 
Wirtschaftskrise in verschärftem Konkurrenzkampf erhebliche Verluste 
zu verzeichnen hatten. Das Gesetz verpflichtete diese zu Preis- und 
Marktabkommen, die sich für den Verbraucher preissteigernd auswirken 
mußten 470 . Hieraus ergibt sich, daß während dieser Zeit die administra¬ 
tive Preiskontrolle kaum zur Verhinderung von Preissteigerung einge¬ 
setzt wurde. Die einzige Ausnahme waren die Preise importierter Roh¬ 
stoffe, bei denen die Festsetzung von Höchstpreisen notwendigerweise 
durch administrative Quotenzuweisung für jeden Wirtschaftszweig und 
Betrieb begleitet war 471 . 

Trotz dieser laschen und sporadischen Preisüberwachung ist für die Jahre 
1933-1936 ein nur geringer Preisanstieg zu verzeichnen. Der Index der 
Großhandelspreise stieg nach offiziellen Angaben vom ersten Vierteljahr 
1933 bis zum ersten Vierteljahr 1937 um nur 10,7 Punkte (Basisjahr 1925/ 
27), derjenige der Lebenhaltungskosten nur um 5,7 Punkte an.* Der 
Hauptteil der Preiserhöhungen entfiel dabei auf die Landwirtschaft, und 
die auffallende Differenz zwischen Großhandels- und Lebenshaltungs- 

9 Siche Tabelle 12 im statistischen Anhang. 
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index erklärt sich teilweise aus der verringerten Zwischenhandelsmarge 
durch die Marktordnung des Reichsnährstandes. Da jedoch die Erzeuger¬ 
preise der Landwirtschaft gegenüber 1932 bis zu 30 v.H. anstiegen, ist 
wahrscheinlich der Lebenshaltungsindex etwas unterberechnet, und die 
Lebenshaltungskosten waren höher, als diese Berechnung zugibt 472 . 
Dabei scheinen sich preissteigernde Tendenzen schon mit der anfäng¬ 
lichen Wiederbelebung der Wirtschaft bemerkbar gemacht zu haben, 
wurden jedoch durch das Reichswirtschaftsministerium und den Preis¬ 
kommissar über die gleichgeschalteten Verbände gedämmt. Hiervon 
zeugt das Protokoll einer internen Sitzung des Kartellausschusses des 
Reichsstandes der deutschen Industrie vom Dezember 1933, auf der 
Schmitt, Feder und Keppler scharf kritisiert wurden, weil sie trotz stei¬ 
gender Produktionskosten keine Preiserhöhungen zuließen. Interessan¬ 
terweise wurde dabei Schmitt am schärfsten herangenommen, weil er 
verlange, extremer als sein nationalsozialistischer Staatssekretär und 
der Wirtschaftsbeautragte des »Führers« auch auf der Grenze der Ren¬ 
tabilität ohne Preiserhöhungen weiterzuarbeiten. Das ließe sich nur aus 
politischen Motiven erklären. Den Unternehmern wurde daher nahe¬ 
gelegt, Preiserhöhungen ihrer Lieferanten besser in internen Gremien 
beizulegen, »nicht gleich zum Kadi zu laufen« und die Staatsbehörde 
möglichst nicht anzugehen 473 . Etwa zur gleichen Zeit beweist auch ei 
Rundschreiben der chemischen Industrie, dem eine diesbezügliche An 
Ordnung des Reichswirtschaftsministers beigefügt ist, den Widerstand 
Schmitts gegen jegliche Preissteigerung. Der Verband warnt seine Mitglie¬ 
der nachdrücklich, diese Anordnung nicht zu umgehen, da die Regierung 
fest entschlossen sei, »von ihren Befugnissen Gebrauch zu machen und 
Verbände, Syndikate oder Vereinigungen, die ihren Anordnungen wider¬ 
streben, aufzulösen« 474 . 

Der Aufwärtsdruck der Preise verstärkte sich mit zunehmender Beschäfti¬ 
gung und steigendem Privateinkommen gegen Ende 1934 und 1935. Es ist 
bezeichnend, daß die wirtschaftspolitischen Instanzen der NSDAP die 
Überwachung der Preisstabilität als zu ihrem Aufgabenbereich gehörig 
betrachteten und im November 1934, wahrscheinlich in der wirtschafts¬ 
politischen Kommission Köhlers, beschlossen wurde, eine Preisenquete 
im gesamten Reich durchzuführen. Diese Absicht verursachte in den Un¬ 
ternehmerkreisen eine verständliche Beunruhigung, die unter anderem 
auch in den immer noch erscheinenden »Deutschen Führerbriefen« * ihren 
Ausdruck fand. Mit deutlicher Spitze gegen den von der Partei unterstütz- 


* Seit Juni 1934 erschienen die früheren »Führerbriefe« nach kurzer Unterbrechung unter dem 
neuen Titel »Deutsche Briefe« und einem neuen Redakteur, jedoch in der gleichen Ausstat¬ 
tung einer maschinenschriftlich vervielfältigten Korrespondenz, wie sie seit 1928 zweimal 
wöchentlich an eine Liste ausgcwählter Abonnenten verschickt wurden. 
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ten Reichsnährstand wurde vorgebracht, daß die Preiserhöhungen ihren 
wesentlichen Ursprung in der Landwirtschaft hätten. Notwendige Preis¬ 
entwicklungen seien den Laien nur schwer verständlich zu machen, man 
müsse daher auch davon abraten, durch rein oberflächliche Schilderun¬ 
gen der »Preisniveauentwicklung... und äußeren Preislisten« eine feind¬ 
liche Atmosphäre in der Bevölkerung hervorzurufen. »Sie in einer En¬ 
quete wie der geplanten zu erfassen ist jedenfalls schwierig, bedarf aber 
vor allem einer eingehenden Sachkenntnis und einer behutsamen 
Hand... Im Einzelfall (bleibt) zu prüfen, ob das, was nicht immer recht 
verstanden wird, unbedingt vor aller Augen niedriger zu hängen 
ist.« 475 

Die hier geäußerte Besorgnis der Unternehmer war nicht unbegründet. 
Hitler und die Reichskanzlei, das Reichswirtschaftsministerium und auch 
der Reichsnährstand waren zur gleichen Zeit von Eingaben kommunaler 
und parteiamtlicher Stellen überlaufen, die gegen die erhöhten Preise 
protestierten. Der Reichsinnenminister Frick berichtete im Juli 1935 der 
Reichskanzlei über eine Reihe von Lageberichten der Staatspolizei, in 
denen die Unruhe der Bevölkerung infolge der steigenden Lebensmittel- 
oreise geschildert würde. Im August des gleichen Jahres wurde Staats¬ 
ekretär Backe, zwei Tage nach seiner Auseinandersetzung mit den Treu- 
ändem der Arbeit, vor die versammelten Gauleiter beordert, um die 
indwirtschaftliche Preispolitik zu rechtfertigen 476 . Kritik wurde auch in 
der Presse laut. Die »Frankfurter Zeitung« begrüßte im November 1934 
die erneute Ernennung Goerdelers zum Preiskommissar mit einem Leit¬ 
artikel, der die Lohnstopp-Politik der Regierung lobend anerkannte, 
aber die fehlende Stabilität der Preise kritisierte. Die Hauptschuld wurde 
auch hier der Landwirtschaft und dem Einzelhandel mit deren Erzeugnis¬ 
sen zugeschoben, die einen Preisanstieg von 24 v.H. gegenüber dem Tief 
von 1933 verursacht hätten. »In diese Richtung wird sich zweifellos die 
Überwachungstätigkeit des Preiskommissars erstrecken, wobei aber auch 
die Preispolitik des Nährstandes selbst einer Nachprüfung unterzogen 
werden dürfte.« 477 

Bald erwies sich jedoch, daß Goerdeler in diesem Zusammenstoß mit 
Darr6 und den im Reichsnährstand verschanzten Parteiaktivisten der 
Schwächere war. Während seiner nicht einmal ein Jahr dauernden Amts¬ 
zeit führte er einen aussichtslosen Kampf gegen Darr6 und die Höhe der 
Landwirtschaftspreise und das gesamte System der kartellartigen Markt¬ 
ordnung des Reichsnährstandes. Seine schließliche Entlassung war die 
Folge von Hitlers Entscheidung zugunsten Darrös und der nationalsoziali¬ 
stischen Landwirtschaftspolitik, jedoch wurde Goerdeler in diesem 
Kampf auch von der Großindustrie nicht unterstützt. Diese scheint sich 
inzwischen davon überzeugt zu haben, daß die staatlich festgesetzten 
Preise der Regierungsaufträge einträglicher waren als die Rückkehr zu 
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freier marktwirtschaftlicher Preisbildung. 1931 war es Goerdelers Auf¬ 
gabe, im Zuge der Deflationspolitik Brünings die Preise zu einer Zeit zu 
senken, in der die Weltwirtschaftskrise ohnehin in der gleichen Richtung 
wirkte. 1934 stand er, wie die »Frankfurter Zeitung« richtig hervorhob, vor 
einer wesentlich anderen Situation mit der Aufgabe, die Preise in einer sich 
rasch ausweitenden Wirtschaft stabil zu halten. Als konservativ-liberaler 
Wirtschaftler sah Goerdeler den Grund für den Aufwärtsdruck der Preise 
in der übertriebenen Kartellisierung, besonders der Landwirtschaft, und 
seine Aufgabe in der Rückführung der Wirtschaft zu »normalen« konkur¬ 
renzwirtschaftlich freien Marktverhältnissen. Damit stand er zu den wirt¬ 
schaftspolitischen Anschauungen und Maßnahmen des nationalsozialisti¬ 
schen Systems in grundsätzlichem Widerspruch und kämpfte von vornher¬ 
ein auf verlorenem Posten. 

In einem Zeitungsinterview erklärte Goerdeler im Februar 1935, die Preis¬ 
bindungen »der wichtigsten landwirtschaftlichen Urerzeugnisse« seien 
zwar vorläufig noch notwendig, man müsse jedoch bemüht sein, die 
»Marktregelung der weiterverarbeitenden Lebensmittelindustrie und des 
Handels von den Nachteilen der interessentenmäßigen Kartellbindungen 
freizuhalten« 478 . Ähnlich äußerte er sich bei anderen Gelegenheiten, er 
lehne es ab, »Preisbefehle zu erlassen und Höchst- oder Mindestpreise 
festzusetzen... Sein einziges Mittel (sei) der Appell an die freiwillige 
Preisdisziplin der Wirtschaft.« 479 Die bestehenden Preisbindungen könn¬ 
ten zwar nicht auf einen Schlag abgeschafft werden, seien jedoch »zu lok- 
kern und allmählich in großem Umfange zu beseitigen« 480 . In der Verfol¬ 
gung dieser Ziele geriet Goerdeler bald auch mit der Industrie in Konflikt. 
Als er versuchte, die öffentlichen Bauaufträge ausschreiben zu lassen, um 
sie an den billigsten Bewerber zu vergeben, stieß er auf entschiedenen 
Widerstand der Bauindustrie, die hierbei von der Reichsgruppe Industrie 
unterstützt wurde. Die Industrie zog offensichtlich das bestehende System 
informeller Fühlungnahme und des Handelns um den »angemessenen 
Preis« mit den Aufträge vergebenden Regierungsstellen vor und befürch¬ 
tete mit Recht, daß die nach Goerdelers Vorschlag in öffentlichen Aus¬ 
schreibungen erreichbaren Konkurrenzpreise weniger günstig ausfallen 
würden. In der betreffenden Sitzung vom Juni 1935 protestierten die Ver¬ 
treter der Industrie gegen Goerdelers Absicht, die es »zweifelhaften Ele¬ 
menten« ermöglichen würde, in ihren Geschäftszweig einzudringen, der 
eben erst durch die Exportabgabe stark belastet worden sei. Man hätte 
ihnen bei Auferlegung dieser Zahlungen ausdrücklich zugesagt, daß sie 
diese durch »auskömmliche Preise im Inlandgeschäft« würden decken 
können. Als Goerdelers Vertreter bei der Unterredung sich diesen Argu¬ 
menten, nach Fühlungnahme mit dem Preiskommissar, verschloß und sich 
»mit dem Hinweis auf die heute zwischen Preiskommissar und Wirtschaft 
zutage getretenen Meinungsverschiedenheiten« weigerte, die Vertreter 
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der Reichsgruppe an weiteren Verhandlungen zu beteiligen, wurde in 
einem scharf formulierten Rundbrief gegen die Politik Goerdelers pro¬ 
testiert. Dabei ist es bezeichnend, daß dieser Protest nicht nur an Wirt¬ 
schaftskreise und die entsprechenden Regierungsstellen, sondern auch 
an die wirtschaftspolitische Kommission der NSDAP in München und 
an alle Gauleiter verschickt wurde 481 . Allem Anschein nach sahen die 
Leiter der Reichsgruppe Industrie in diesem Fall eine Grundsatzausein¬ 
andersetzung, bei der sie sich der Unterstützung der Partei gewiß 
waren. 

Über Goerdelers Grundeinstellung, die ihn mit den nationalsozialisti¬ 
schen Machthabern, aber auch mit den mit ihnen kooperierenden Wirt¬ 
schaftskreisen in Konflikt brachte, gibt ein Protokoll seiner Vernehmung 
nach dem 20. Juli 1944 überzeugend Aufschluß. Der betreffende Auszug 
aus dem Vemehmungsprotokoll, der im Nachlaß Goerdelers vorgefun¬ 
den wurde, verdient daher, hier wörtlich zitiert zu werden: 
»...Warenknappheit nur auf einzelnen Gebieten. Störung kommt von 
der Geldseite (künstliche Geldschöpfung!). Also jetzt andere Methoden 
nötig: 1. Einstellung der künstlichen Geldschöpfung. Steigerung der Lei¬ 
stungen ohne Lohnerhöhung mit verlängerter Arbeitszeit. 2. Beseitigung 
der Lücken in der Warenversorgung. 3. Überprüfung der Preise und Ent¬ 
fesselung von Preisbindungen.« 

»Bericht über Auseinandersetzungen mit Ley und mit Interessentengrup¬ 
pen, die Zwangseingriffe wünschen; (schon bekannt).« 

»Für 1. ist Schacht erst sehr spät zu gewinnen. Ist durch Versprechen der 
Geldschöpfung an den Führer gebunden, was Goerdeler erst 1937 er¬ 
fährt ...« 

»Es folgt Lockerung der Preisbindungen. Auch die internationalen Bin¬ 
dungen sollen nachgeprüft werden. Vereinbarung darüber mit dem 
Reichswirtschaftsminister... Kampf gegen die Neigung der Wirtschaft 
seit 33, Lenkungsmaßnahmen zu fordern. Aber auch Mißbrauch des 
Wettbewerbs (Schleuderkonkurrenz) ist zu bekämpfen...« 

»Dies alles bis Mai 1935 durchgeführt. Nun mußte Ordnung des Geldes 
(Punkt 1) erfolgen. Hier hat Goerdeler nicht genügend Vollmacht. 
Schacht weigert sich, in vorsichtiger Form, die weitere Kredithergabe ein¬ 
zustellen. Die massenhafte Geldschöpfung treibt die Preise in die Höhe, 
was Goerdeler durch eine Fülle von Verordnungen abzubremsen suchen 
mußte. Kommt dabei an die Grenze seiner Möglichkeiten, will kein 
Höchstpreissystem...« 

»Goerdeler macht Einstellung der Kreditschöpfung zur Bedingung seiner 
Weiterarbeit. Verlangt Verzicht auf die preiserhöhende Exportabgabe. 
Besprechung beim Führer, weil Reichsbankpräsident und Wirtschafts- 
minister das ablehnen, Ende Juni. Entscheidung erfolgt nicht, Führer 
lehnt sie ab, bittet aber um Weiterarbeit. Goerdeler bereit, falls er neue 
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Vollmachten erhält. Sie werden in Aussicht gestellt, kommen aber nicht, 
weil, wie Goerdeler hört, einige Minister widersprechen.. ,.« 482 * 

Der von Goerdeler 1944 geschilderte Sachverhalt findet sich durch die 
darauf bezüglichen Aktenbestände der Reichskanzlei voll bestätigt. 
Die Eingänge zwischen Juni und September 1935 beweisen eindeutig, 
daß Darr6 den schärfsten Widerstand gegen eine Erweiterung der Voll¬ 
macht für Goerdeler leistete. Er beanstandete vor allem, daß Goerde¬ 
ler die selbständige Preispolitik des Reichsnährstandes angriff, und be¬ 
hauptete, er selbst hätte die Preissenkungen für Brot und Rindfleisch 
angeordnet, während Goerdeler ihrer Erhöhung zugestimmt hätte. Be¬ 
sonders wurde Goerdeler beschuldigt, daß er die zuständigen Ministe¬ 
rien übergehe und eigenmächtige Beschlüsse über deren Kopf hinweg 
fasse 483 . Drei Tage darauf richtete Martin Bormann im Aufträge des 
»Stellvertreters des Führers« ein fast gleichlautendes und offensichtlich 
von Darr6 »bestelltes« Schreiben an die Reichskanzlei, in dem die un¬ 
bedingte Unterstützung Darres durch die Partei und die Ablehnung 
einer Erteilung weiterer Vollmachten an Goerdeler mitgeteilt wurde 484 . 
Dagegen äußerte sich Schacht vorsichtig zurückhaltend für erweiterte 
Vollmachten an Goerdeler, schränkte dies jedoch sofort durch die Be 
dingung ein, daß jede Anordnung nur nach erfolgter Zustimmung de 
betreffenden Ministers erlassen werden könne und in Streitfällen di 
Entscheidung des »Führers und Reichskanzlers« einzuholen sei 485 . 
Diese Bedingung lehnte Goerdeler auf das entschiedenste ab und zog 
die Konsequenzen durch seinen Rücktritt 486 . 

Diese Zusammenhänge sind hier so ausführlich dargestellt, weil sich aus 
ihnen eindeutig ergibt, daß es sich beim Fall Goerdeler über rein persön¬ 
liche Differenzen hinaus um den Zusammenstoß zweier grundsätzlich 
entgegengesetzter Einstellungen handelte. Goerdeler mußte in dieser 
Auseinandersetzung vor allem aus drei Gründen unterliegen: Erstens 
fügte sich die Preiskontrolle und -lenkung aus ideologischen und aktuell¬ 
politischen Gründen integral in das vorherrschende nationalsozialistische 
Wirtschaftskonzept ein, dem die liberalistischen Vorstellungen Goer- 
delers entgegengesetzt waren. Zweitens haben die maßgeblichen Indu¬ 
strie- und Wirtschaftskreise nach 1933 dieses Konzept akzeptiert und 
widersetzten sich den Versuchen Goerdelers, eine Rückkehr zu konkur¬ 
renzwirtschaftlichen freien Marktverhältnissen einzuleiten. Drittens 
war die Preislenkungspolitik, komplementär zur staatlichen Kredit- 


• Das Vorgefundene Dokument im Nachlaß Goerdelers, der im Bundesarchiv Koblenz aufbe¬ 
wahrt wird, ist allem Anschein nach ein Durchschlag oder die Abschrift des originalen maschi¬ 
nenschriftlichen Vcmehmungsprotokolls. Dadurch erklären sich die stichwortartige Abfas¬ 
sung und die vielen Abkürzungen, die hier, zugunsten besserer Lesbarkeit, voll ausgeschrieben 
sind. Der Verfasser dankt der Familie Goerdeler für die Erlaubnis, den Nachlaß einzuschen 
und daraus zu zitieren. 
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ausweitung und Außenhandelsmonopol, der von Schacht betriebenen 
Wirtschaftspolitik immanent, und dieser verteidigte sie daher im Einver¬ 
nehmen mit Hitler gegen die Revisionsversuche Goerdelers. Hinzu 
kommt, ohne jedoch diese grundlegenden Motive einzuschränken, daß 
Goerdelers Vorschläge aus der Sicht heutiger wirtschaftstheoretischer Er¬ 
kenntnisse falsch waren: 1935 gab es noch immer 2,5 Millionen Arbeits¬ 
lose. Es war daher sicherlich verfehlt, vom Einstellcn der Kreditschöpfung 
und verlängerter Arbeitszeit zu sprechen. 

Unter den gegebenen Umständen konnte man daher den Rücktritt des 
Preiskommissars ruhig hinnehmen und das Amt vorläufig unbesetzt las¬ 
sen, da sich starke inflationäre Tendenzen im Bereich der Preise und auch 
der Löhne kaum bemerkbar machten. Preissteigernde Einflüsse exogener 
Faktoren, wie z. B. internationale Preisentwicklungen und der durch die 
Devisenknappheit verursachte Nachfrageüberschuß für gewisse Roh¬ 
stoffe, konnten über die vorhandenen Kartellinstitutionen und die Preis¬ 
festsetzung der Regierungsaufträge geregelt werden. Rein ökonomisch 
wurde dies auch dadurch erleichtert, daß die Produktionsausweitung im¬ 
mer noch durch den Einsatz brachliegender Reserven möglich war und sich 
daher im Bereich sinkender Durchschnittskosten pro Einheit vollzog; ein 
Zustand, der die damaligen deutschen Ökonomen mit dem Terminus 
Mengenkonjunktur«-im Gegensatz zur »Preiskonjunktur«-kennzeich¬ 
nten. Auch 1935 war dieser Bereich noch weit genug, um entgegenge¬ 
setzte Einflüsse, hauptsächlich von seiten des Außenhandels, weitgehend 
auszugleichen 487 . 

Der Lohnstopp und die - zumindest proklamierte - Preisüberwachung 
hatten jedoch sichtlich auch politisch-aktuelle Implikationen. Mandel¬ 
baum hat nur teilweise recht, wenn er behauptet, es hätte sich bei der 
Auseinandersetzung um »eine ökonomische Diskussion..., die auf Un¬ 
verständnis beruhte«, gehandelt. Er kommt der Wahrheit bedeutend nä¬ 
her mit der Annahme, der Lohnstopp »könnte vielleicht dem politischen 
Ziel gedient haben, das Vertrauen der besitzenden Klassen zu gewin¬ 
nen« 488 . 1933 und auch bedeutend später noch bemühte sich Hitler um 
die willige Mitarbeit der Unternehmer, und der Lohnstopp, der deren 
Interessen entgegenkam, kann neben anderem auch als ein Teil dieser 
Bemühungen angesehen werden. Er ließ sich jedoch vor der Öffentlich¬ 
keit und den ihres gewerkschaftlichen Schutzes beraubten Arbeitern nur 
durch das Versprechen stabiler Reallöhne rechtfertigen. Somit war die 
Preiskontrolle auch politisch eine notwendige Komplementärmaß¬ 
nahme. 

Darüber hinaus und nicht weniger bedeutungsvoll waren Preiskontrolle 
und »gerechter Preis« ideologisch bestimmte, zentrale Postulate der natio¬ 
nalsozialistischen Wirtschaftsauffassung. Der bereits erwähnte Friedrich 
Bülow betonte in einer Schrift von 1934 besonders diesen ideologischen 
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Aspekt der Preiskontrolle: »Die kausal-mechanistische Auffassung der 
Preise wird vom Nationalsozialismus abgelehnt, denn cs soll nicht der 
Marktzufall walten. Es darf das wirtschaftliche Schicksal der einzelnen 
nicht dem freien Spiel von Angebot und Nachfrage überlassen bleiben... 
Dies aber bedeutet: Vorrang der Preispolitik vor der Preistheorie, Über¬ 
ordnung der staatlichen oder ständischen Preisregelung über die sich aus 
den Markttendenzen ergebende Preisbildung... Von Anfang an war die 
Forderung des >gerechten< oder >angemessenen< Preises erhoben wor¬ 
den.« 489 . Dietrich Klagges hatte diese Forderung tatsächlich bereits 1929 
erhoben: »Umfassend kann die soziale Gerechtigkeit nur dadurch zur Gel¬ 
tung gebracht werden, daß die Bestimmung über Zins, Preis und Lohn der 
Sphäre der wirtschaftlichen Macht gänzlich entzogen und derjenigen des 
Rechts überwiesen wird... Das Rechtsgefühl stimmt aber in wirtschaft¬ 
lichen Fragen keineswegs überein, am wenigsten dann, wenn Sonderinter¬ 
essen in Frage kommen, wie es bei Lohn- und Preisfragen immer der Fall 
ist. So wird die Regelung von Lohn- und Preisfragen... fast immer letzten 
Endes durch staatlichen Machtspruch erfolgen müssen.« Klagges leitete 
hieraus die erstaunliche Schlußfolgerung ab, es müßten Wege gefunden 
werden, die »soziale Gerechtigkeit« und das »Gemeinwohl« mathema¬ 
tisch zu errechnen.. , 490 ! 

Es war daher kein Zufall, daß, als mit der erreichten Vollbeschäftigung das 
Problem der Preiskontrolle tatsächlich akut wurde, kein Wirtschaftler, 
sondern ein altbewährter Gauleiter mit dem Amt des »Reichskommissars 
für Preisbildung« betraut wurde. Der »Völkische Beobachter« feierte 
diese Ernennung Josef Wagners mit einem Leitartikel seines Wirtschafts¬ 
redakteurs Fritz Nonnenbruch als den Sieg der Partei im Bereich der Wirt¬ 
schaft: »Als der Führer sagte: >Die Partei befiehlt dem Staat<, da wußte 
jeder Nationalsozialist, daß die Bewegung und ihr Geist auch für die Wirt¬ 
schaftspolitik mobilisiert werden würden. Wir haben darauf gewartet in 
der Gewißheit, daß dieser Aufruf kommen würde.« In der Erklärung des 
neuen Preiskommissars, er würde die Parteiorganisationen sowohl in ihrer 
erzieherischen Funktion als auch in der Ausübung seiner praktischen Auf¬ 
gaben heranziehen, sah der Verfasser die endliche Bestätigung dieser Zu¬ 
versicht in das Versprechen des »Führers« 491 . 


Einkommen-und Kapitalbildung 

Zwischen 1933 und 1936 fiel der Lohnanteil am Volkseinkommen um zirka 
3 v.H., während der Anteil der selbständigen Verdiener konstant blieb 
oder leicht anstieg. Der private Verbrauch stieg im Verhältnis zum Wachs¬ 
tum des Sozialprodukts nur wenig an. Die Ersparnis der privaten Haus¬ 
halte war bis Ende 1935 nur geringfügig und die privaten Nettoinvestitio- 


nen unwesentlich oder sogar negativ.* Gleichzeitig wuchsen öffentlicher 
Verbrauch und öffentliche Investitionen und die Ersparnis der Unterneh¬ 
men in der Form unverteilter Gewinne bedeutend. Bedenkt man, daß sich 
dies im Zustand einer sich rasch ausweitenden Wirtschaft vollzog, so kann 
diese eigenartige Entwicklung nur als Ergebnis einer gesteuerten Wirt¬ 
schaftspolitik erklärt werden, deren Ziel es war, die vorhandenen und 
zusätzlichen Wirtschaftspotenzen möglichst der Aufrüstung und der Er¬ 
richtung einer strategisch wichtigen Infrastruktur zuzuführen. Die stati¬ 
stischen Angaben beweisen eindeutig die Bemühungen der Regierung, das 
Wachstum des öffentlichen Verbrauchs durch begrenztes Wachstum 
des privaten Verbrauchs auszugleichen, indem neben dem Lohnstopp auch 
die Ausschüttung der stark anwachsenden Unternehmergewinne einge¬ 
schränkt wurde. 

Zwei Gesetze, vom März und Dezember 1934 492 , begrenzten die Divi¬ 
dendenausschüttungen der Gesellschaften auf 6 v.H., in Sonderfällen 
auf 8 v.H., und gestatteten höhere Dividendenauszahlungen nur unter 
der Bedingung, daß eine den überschüssigen Dividenden gleiche Summe 
in öffentlichen Anleihen angelegt wurde. Neben der Einschränkung des 
verfügbaren Untemehmereinkommens hatten diese Gesetze auch das 
Ziel, die Aufnahme der öffentlichen Reichs- und Kommunalanleihen zu 
fördern, doch wirkten sie sich in der hier untersuchten Periode, wie wir 
noch sehen werden, kaum in dieser Richtung aus. Ihr Haupteinfluß be¬ 
stand in der Einschränkung der Dividendenauszahlungen und der An¬ 
häufung unverteilter Gewinne, die die Gesellschaften hauptsächlich zur 
Schuldentilgung und Verbesserung ihrer Liquidität verwendeten. 
Während der private Verbrauch von 1932 bis 1936 in laufenden Preisen 
um etwa 16 v.H. - pro Kopf der Bevölkerung um zirka 11,5 v.H. - an- 
stieg, nahmen zur gleichen Zeit die öffentlichen Ausgaben für Waren 
und Dienstleistungen um 130 v.H., von 9,5 auf knapp 30 Milliarden RM 
zu! 493 ** Der Hauptanteil der zusätzlichen Ausgaben entfiel bekanntlich 
auf die Aufrüstung, die noch besonders behandelt wird. Darüber hinaus 
erlaubt das vorhandene statistische Material nur sehr allgemeine Folge¬ 
rungen über die funktionale Zusammensetzung des öffentlichen Ver¬ 
brauchs, da seit 1934 der Staatshaushalt nicht mehr veröffentlicht 
wurde. Der Anteil der sozialen Dienstleistungen scheint sich verringert 
zu haben, während der der wirtschaftlichen und verwaltungstechnischen 
Dienstleistungen mehr oder weniger konstant blieb. Ein anderes Cha¬ 
rakteristikum war die Verlagerung der Ausgaben von den Ländern und 
Gemeinden auf das Reich, wobei neben dem Anschwellen der militäri¬ 
schen Ausgaben auch die bekannte Tendenz, die Verwaltungsfunktio- 

* Siehe Tabellen 13-15 im statistischen Anhang. 

* * Siehe Tabelle 1 im statistischen Anhang. 
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nen des Reiches auf Kosten der Länder auszuweiten, eine Rolle gespielt 
haben mag. 494 * 

Die hier zum Ausdruck kommende Tendenz, den wirtschaftlichen 
Schwerpunkt auf den öffentlichen Sektor zu verlegen, ist klar auch auf 
dem Gebiet der Investitionen und der Kapitalbildung zu erkennen. Ob¬ 
wohl auch hier das statistische Material unzulänglich ist und zu erheblich 
voneinander abweichenden Berechnungen führt**, stimmen fast alle 
Forschungen darin überein, daß in der behandelten Periode die privaten 
Investitionen kaum ins Gewicht fielen. Besonders trifft dies auf die Indu¬ 
strie zu, wo nach offiziellen Angaben die Nettoinvestition bis 1934 negativ 
war, selbst wenn man die beschleunigten Amortisationsabschreibungen 
bevorzugter Industriezweige in Rechnung stellt. Erst 1935 ist eine gering¬ 
fügige Privatinvestition der Industrie von 160 Millionen RM zu verzeich¬ 
nen, die 1936 auf 430 Millionen anstieg 495 . 

Solange die Industrie über ungenutzte Kapazitäten verfügte, war dies 
eine durchaus verständliche Erscheinung. Dennoch schuf sich das natio 
nalsozialistische Regime schon früh die gesetzlichen und administrative 
Voraussetzungen für die staatliche Lenkung der privaten Investitionstä 
tigkeit 496 . Die im März 1933 eingeführte und durch besonderes Gesetz 
vom Juli 1934 festgelegte Rohstoffkontrolle wurde auch zu diesem Zweck 
eingesetzt. Die 28 Verteilungsstellen nutzten die bei ihnen angesammel¬ 
ten Informationen, um über die Bestätigung industrieller Neuanlagen 
oder Erweiterungen zu entscheiden. Diese Bestätigungs- und Aufsichts¬ 
vollmacht wurde durch die Verordnungen zum Zwangskartellgesetz vom 
Juli 1933 dem Reichswirtschaftsminister übertragen. Damit war praktisch 
die gesamte private Investitionstätigkeit der staatlichen Kontrolle unter¬ 
stellt 497 . Über ganze Industriezweige, wie besonders die Textil-, Papier-, 
Zement- und Glasindustrie, wurde ein Investitionsverbot verhängt, von 
dem zum Teil auch Zweige der Schwerindustrie, wie z. B. Blei und Röh¬ 
ren, betroffen waren. Im »Jahrbuch für nationalsozialistische Wirtschaft« 
wurden diese »Maßnahmen nationalsozialistischen Ordnungswillens« da¬ 
mit gerechtfertigt, daß in diesen Industriezweigen früher überinvestiert 
worden sei, was »eine volkswirtschaftlich ungerechtfertigte Kapitalfehl¬ 
leitung« gewesen wäre 498 . 

Angesichts der makroökonomischen Verhältnisse jener Zeit erscheinen 
diese administrativen Maßnahmen überflüssig, und tatsächlich kam ihnen 
zumindest während der ersten Zeit kaum Bedeutung zu 499 . In den betrof¬ 
fenen Industriezweigen, die hauptsächlich für den privaten Verbrauch 


* Siche Tabelle 16 u. 17 im statistischen Anhang. 

** Für einen Vergleich der verschiedenen Schätzungen siche Tabelle 13 im statistischen An¬ 
hang. Die Diskrepanzen erklären sich aus uneinheitlichen Amortisationsberechnungen und in 
der Regel fehlender Trennung von privater und öffentlicher Investition. Auch die Rüstungs¬ 
ausgaben wurden statistisch nicht einheitlich behandelt. 
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produzierten, lagen beträchtliche Kapazitäten brach, und auch die ein¬ 
kommenseinschränkende Politik der Regierung schuf hier keine wirt¬ 
schaftlichen Motivationen für Neuinvestitionen. Diese gab es hingegen in 
Menge bei der Schwerindustrie, die für den öffentlichen Verbrauch arbei¬ 
tete und überdies noch durch Genehmigung beschleunigter Amortisa¬ 
tionsabschreibungen, bevorzugte Rohstoffzuteilung und langfristige 
Regierungsaufträge gefördert wurde 500 . Die so bald nach der Macht¬ 
ergreifung erlassenen Gesetze und Anordnungen zum Zweck staatlicher 
Investitionskontrolle können somit nicht als pragmatische Reaktion auf 
tatsächlich verhandene wirtschaftliche Zwangslagen angesehen werden. 
Gerhard Kroll versucht diesen Umstand damit zu erklären, daß die Natio¬ 
nalsozialisten in vielen Fällen nach dem Grundsatz »Doppelt genäht hält 
besser« gehandelt hätten, um zukünftigen Entwicklungen vorzugrei¬ 
fen 501 . Dies ist im besten Fall eine teilweise Erklärung, die den national¬ 
sozialistischen Machthabern und ihren wirtschaftspolitischen Entschei¬ 
dungsinstanzen ein Übermaß an ökonomischem Weitblick zumutet. Der 
wahre Grund für die früh geschaffene und vorerst kaum notwendige Inve¬ 
stitionskontrolle dürfte eher auf der Ebene ideologisch beeinflußter 
Grundsatzentscheidungen zu finden sein. Im Kontext einer staatsdirigi¬ 
stischen Wirtschaftsauffassung nehmen Kapitalbildung und Investition 
eine zentrale Stelle ein. Was hier erst mehr intuitiv erfaßt wurde, nämlich 
die Bedeutung der Investition für den zyklischen Wirtschaftsablauf, 
konnte sich etwas später auch durch die moderne Wirtschaftstheorie be¬ 
stärkt sehen: Ein so entscheidender Faktor der Beschäftigung und des 
Wirtschaftsgleichgewichts durfte keineswegs der freien Initiative und 
Investitionslust der Unternehmer überlassen bleiben. So schrieb das 
»Jahrbuch für nationalsozialistische Wirtschaft« 1937 unter ausdrück¬ 
licher Berufung auf J. M. Keynes: »Was leistet die rein auf privater Initia¬ 
tive beruhende Investitionstätigkeit für die Erhaltung des wirtschaft¬ 
lichen Gleichgewichts? Die Antwort ist vollkommen eindeutig: Die pri¬ 
vate Investitionstätigkeit vermag dieses Gleichgewicht in keiner Weise 
mit Sicherheit zu gewährleisten.« Man hätte in den vergangenen 150 Jah¬ 
ren bedeutend stabilere Wirtschaftsverhältnisse sichern können, wenn 
eine ordnende Hand die Investitionstätigkeit ausgeglichener geregelt 
hätte und im Notfall auch nicht vor eigener Betätigung zurückgeschreckt 
wäre. »Die ordnende Hand kann nur der über der Wirtschaft stehende 
Staat sein.« 502 Im Kontext einer Wirtschaftsauffassung, die die »krisenfe¬ 
ste« Stabilität grundsätzlich dem wirtschaftlichen Meistprodukt voran¬ 
setzt, war dies durchaus konsequent.* 


• Lurie kommt in seiner Studie über die Privatinvestitionen im Dritten Reich zu ähnlichem 
Ergebnis, nach dem »Krisenfestigkeit«, d.h. »der Dauerzustand der Vollbeschäftigung«, 
eines der Ziele dieser Maßnahmen war: »Die zyklischen Fluktuationen privatwirtschaftlich 
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Bis 1936 war die direkte staatliche Eigeninvestition nur geringfügig, ent¬ 
sprechend der nationalsozialistischen Propagandalosung, der »Staat soll 
die Wirtschaft führen - nicht Wirtschaft treiben«. Sie war für die späteren 
Entwicklungen alles andere als verbindlich. Abgesehen von den im Laufe 
der Arbeitsbeschaffungsprogramme durchgeführten Infrastrukturarbei¬ 
ten, wurde die Entwicklung neuer Industrien und Produktionstechniken 
- besonders der strategisch wichtigen Ersatzstoffindustrie - den Unter¬ 
nehmern bevorzugt über die Reichsgruppen übermittelt. Nur in Ausnah¬ 
mefällen bediente man sich gesetzlich oder administrativ verordneter 
»Pflichtgemeinschaften« 503 , wenn der Umfang des Projekts die Vertei¬ 
lung des Risikos durch »Gemeinschaftsfinanzierungen« erforderte. Auf 
diesem Wege wurde durch besondere Verordnung des Reichswirtschafts¬ 
ministers im Oktober 1934 die »Braunkohlebearbeitungs A.G. - >BRA- 
B AG<« und im September 1935 - ohne besondere Verordnung, aber »mi* 
etwas Druck« - die »Ruhr-Benzin A.G.« zur Erzeugung synthetische 
Treibstoffes geschaffen 504 .Gewöhnlich konnte die Regierung auch au 
diesem Gebiet ihre Ziele durch die Mitarbeit der Industrie und durch die 
Profitmotivationen der Unternehmer erreichen, indem sie bei bevorzug¬ 
ten Betrieben das Risiko übernahm und feste Gewinne versprach. Dies 
war z. B. der Inhalt eines Abkommens, das Feder als Staatssekretär im 
Wirtschaftsministerium mit den I.G. Farben A.G. im Dezember 1933 zur 
Erzeugung synthetischen Benzins schloß. Der Staat garantierte die Verlu¬ 
ste und verpflichtete sich, etwaige Überschüsse zu festem Preis aufzukau¬ 
fen 505 . Die geschaffenen Kontrollmechanismen wurden bis Ende 1935 
kaum angewandt, aber intakt erhalten und ab etwa 1936 als durchaus 
effektive Mittel der »güterwirtschaftlichen Steuerung der Investitionen« 
aktiviert 506 . 

Die gleiche Erscheinung tritt besonders deutlich auf dem Gebiet der Ka¬ 
pitalbildung und auf dem Kapitalmarkt zutage, wo alle staatlichen Maß¬ 
nahmen darauf ausgerichtet waren, die Verwendung liquider Reserven zu 
privaten Investitionszwecken und der Erweiterung des privaten Ver¬ 
brauchs zu verhindern. Auch hier verstärkte sich praktisch der staatliche 
Eingriff erst gegen Ende 1935, nachdem die Ersparnissumme infolge der 
verstärkten Beschäftigung und Wirtschaftstätigkeit angestiegen war. Die 
bewußt angewandte Kapitalmarktpolitik bewirkte eine sichtliche Struk¬ 
turänderung der Sparsumme zugunsten des unfreiwillig-institutionellen 
Sparens und der Firmenersparnisse, die, in Reichsanleihen angelegt, den 
Zwecken der Aufrüstung zugeführt wurden. * 

motivierter Investitionen sollten durch kompensierende öffentliche Investitionen und die 
gleichzeitige Regulierung des Sparens und der Investition eliminiert werden« (Lurie, a. a. O., 
S.3. Übers, d. Verf.). 

* Der Einfluß dieser Politik auf das Bankgewerbe wird im nächsten Abschnitt behandelt. 
Siehe Tabelle 18 im statistischen Anhang. 
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Lohnstopp und beschränkte Devisenauszahlungen verhinderten neben 
der durchgeführten Steuerpolitik ein schnelles Ansteigen der disponiblen 
Einkommen und damit auch der Ersparnis der privaten Haushalte. Nach 
Erbes Berechnungen war diese Ersparnis bis 1934 sogar negativ und er¬ 
reichte erst 1936 die Höhe von 4 Milliarden RM und damit 6 v.H. der 
privaten Einkommen vor Steuerabzug 507 . Selbst wenn Erbes Berechnun¬ 
gen etwas zu niedrig sind, steht fest, daß die private Ersparnis bei der 
gesamtwirtschaftlichen Kapitalbildung kaum ins Gewicht fiel, die haupt¬ 
sächlich durch die Firmenersparnisse durch unverteilte Gewinne und das 
»Zwangssparen« der obligatorischen Sozial- und Lebensversicherung 
genährt wurde.* Die in diesen Kategorien und in den persönlichen Spar¬ 
kasseneinlagen angesammelte Ersparnis wurde ohne Schwierigkeiten in 
»geräuschlosem Verfahren« dem Staat zur Verfügung gestellt. Praktisch 
bedeutete dies die Anlage der privaten Ersparnisse in Reichsanleihen, 
ohne Erlaubnis der Besitzer, wodurch der Großteil der Bevölkerung 
»wahrscheinlich, ohne es zu ahnen, zum mittelbaren Gläubiger des Staa¬ 
tes« wurde 508 . Wahrscheinlich hätten unter den gegebenen Umständen 
auch Propaganda und andere »Überzeugungs«-Maßnahmen das gleiche 
Ergebnis hervorgebracht. Tatsache ist jedoch, daß man es nicht für nötig 
hielt, die Eigentümer auch nur zu fragen, und es vorzog, die Sparkassen- 
und Versicherungsgelder automatisch in Reichsanleihen anzulegen 5U9 , 
was man synonym auch das »rollende Verfahren« nannte. Da sämtliche 
Spar- und Versicherungskassen der Reichsgruppe und der Deutschen 
Girozentrale angeschlossen waren, war dies eine einfache und kosten¬ 
sparende Methode. Obligationen wurden in diesem »stücklosen Verfah¬ 
ren« nicht ausgegeben und die Anleihen nicht an der Börse gehandelt. Auf 
diese Weise waren in verhältnismäßig kurzer Zeit »bis auf einen kleinen 
Rest sämliche Spareinlagen durch Reichstitel gedeckt« 510 . 

Die Erfassung der privaten Spareinlagen war dabei nur eines der Mittel, 
durch die der Großteil der volkswirtschaftlichen Ersparnis in die Staats¬ 
kasse gelenkt wurde. Nicht weniger bedeutungsvoll waren jene Maßnah¬ 
men, die die unverteilten Gewinne der Gesellschaften betrafen. Das be¬ 
reits erwähnte Anleihestockgesetz hatte u. a. auch den Zweck, größere 
Summen von Reichsanleihen bei den Gesellschaften unterzubringen, da 
jede Dividendenausschüttung, die die erlaubten 6 oder 8 v.H. übertraf, 
die gleichzeitige Vergrößerung des »Anleihestocks« in Reichspapieren 
erforderte. Durch das zusätzliche Gesetz vom Dezember 1934 wurde der 
Anleihestock der Verfügungsgewalt der Gesellschaften entzogen und 
mußte bei der Golddiskontbank hinterlegt werden, die ihn als »Vertreter 
der Gemeinschaft der Anteilseigner« verwaltete 5 ' 1 . In dieser Hinsicht er¬ 
wies sich jedoch das Gesetz zunächst als wenig effektiv. Bis April 1935 

• Siehe Tabelle 14 u. 18 im statistischen Anhang. 

190 


erstanden die durch das Gesetz betroffenen Gesellschaften nicht mehr als 
eine Million (!) neuer Reichsanleihen. Die Firmen zogen es offensichtlich 
vor, die unverteilten Gewinne anzusammeln und zur Schuldentilgung, 
verbesserter Liquidität und Selbstfinanzierung zu verwenden, anstatt hö¬ 
here Dividenden zu zahlen und Reichsanleihen zu erstehen, deren Ertrag 
vergleichsweise geringer war S12 . 

Dennoch verdient dieses Gesetz näher betrachtet zu werden, weil es deut¬ 
lich die systemtypische Mischung ökonomischer und ideologischer Mo¬ 
tive zum Ausdruck bringt. Rein ökonomisch hatte es neben den bereits 
beschriebenen Zielen der Beschränkungen des disponiblen Einkommens 
und der Förderung der Reichsanleihen das zusätzliche Ziel, ein Anste' 
gen der Aktienkurse zu verhindern. Die Wirtschaftsbelebung und ste 
gende Rentabilität der Aktiengesellschaften machten sich auf dem Kap 
talmarkt in der Tendenz steigender Aktienkurse bemerkbar, die durcl 1 . 
das Emissionsverbot neuer Aktienzeichnungen noch bestärkt wurde. Da 
die Aktienkurse gewöhnlich in umgekehrtem Verhältnis zu den Kursen 
der Anleiheobligationen stehen, wirkte diese Tendenz in Richtung erhöh¬ 
ter Zinssätze, eine natürliche Begleiterscheinung jedes Wirtschafts¬ 
aufschwungs. Durch die Begrenzung der Dividendenausschüttung sollte 
dieser Tendenz entgegengewirkt werden, indem die Aktien weniger at¬ 
traktiv gemacht und die Anleihekurse in die Höhe getrieben wurden. Das 
Anleihestockgesetz fügte sich damit in die auch mit anderen Mitteln be¬ 
werkstelligte Zinssenkungspolitik ein und war in dieser Hinsicht auch er¬ 
folgreich. Bereits Ende 1934 standen die früher stark abgefallenen Kurse 
der Reichs- und Kommunalanleihen fast pari, und obwohl bereits von 
einer Zwangskonversion diese Papiere gesprochen wurde, machte sich 
auf dem Kapitalmarkt keine übertriebene Verkaufstendenz bemerk¬ 
bar 513 . 

Daneben kam im Gesetz auch die grundsätzliche Einstellung der NSDAP 
gegen das »unpersönliche Aktienkapital« zum Ausdruck, da nur Aktien¬ 
gesellschaften mit einem Kapital von über 100000 RM davon betroffen 
waren. Einzelfirmen, Personalgesellschaften oder Kommanditgesell¬ 
schaften waren davon befreit, und eine besondere Klausel betonte aus¬ 
drücklich, daß jede Aktiengesellschaft, die in eine dieser Gesellschafts¬ 
formen umgewandelt würde, automatisch den Einschränkungen des 
Anleihestockgesetzes entgehen könne. »Dies verstößt nicht gegen den 
Geist des Gesetzes und den Willen des Gesetzgebers«, schrieb dazu ein 
zuständiger Kommentator, »denn die allgemeine... geförderte Tendenz 
geht ja auf Beseitigung der Anonymität und Rückkehr zu verantwortlicher 
Führung in den dazu geeigneten Wirtschaftsunternehmungen.« 514 
Adolf Hitler hatte bereits in »Mein Kampf« gegen die Aktiengesellschaf¬ 
ten gewettert, da sie »als schwere wirtschaftliche Verfallerscheinung« das 
»langsame Ausscheiden des persönlichen Besitzrechtes« bedeuteten und 
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den »Triumph der Börse« einleiteten 515 . Entsprechend konnte nun das 
offizielle Organ der NS-Hago unter der Redaktion von Rentelns das An¬ 
leihestockgesetz unter Berufung auf den »Führer« begrüßen: »Mit diesen 
gesetzlichen Maßnahmen wird im Kampf gegen die Verfallerscheinungen 
in der deutschen Wirtschaft die Rückführung der deutschen Unterneh¬ 
mungen in den persönlichen Besitz eingeleitet. Man kürzt die Dividenden 
im Gemeininteresse, man schafft die steuerlich-finanzielle Voraussetzung 
für die Umwandlung von Kapital- in Personalgesellschaften und säubert 
den Bestand an den vorhandenen Gesellschaften der bisherigen Kapital¬ 
form.« 516 Es fehlt uns an Unterlagen, um feststellen zu können, wie viele 
Gesellschaften tatsächlich von den Vorteilen des Gesetzes Gebrauch ge¬ 
macht und ihre Rechtsform geändert haben, aber allem Anschein nach 
blieb die »Rückführung in den persönlichen Besitz« mehr frommer 
Wunsch als Wirklichkeit. Letzten Endes war dies auch gar nicht der aus¬ 
schlaggebende Grund dieser Gesetzgebung. Dennoch ist die Argumenta¬ 
tion kennzeichnend dafür, wieweit auch ideologische Motive oder Vorur¬ 
teile damals die Wirtschaftspolitik beeinflußten. 

Hingegen war es den entscheidenden Wirtschaftsinstanzen mit der auch 
lurch dieses Gesetz geförderten Zinssenkung Ernst. Ab 1933 wurde mit 
allen der Regierung und der Reichsbank zur Verfügung stehenden Mit¬ 
teln die Senkung der Zinssätze angestrebt und tatsächlich durchgeführt. 
Als Präzedenzfall der staatlichen Einflußnahme auf die Höhe des Zins¬ 
fußes konnte dabei schon die Notverordnung Brünings von 1931 gelten, 
durch die damals der auf dem Markt herrschende Zinssatz von 8 v.H. 
gesetzlich auf 6 v.H. - für die Landwirtschaft auch noch niedriger - herab¬ 
gesetzt wurde. In den ersten Monaten der nationalsozialistischen Herr¬ 
schaft wurde der Zinssatz für die Landwirtschaft wiederum auf 4,5 v.H. 
gesenkt. Der nächste Schritt war das Gemeindeumschuldungsgesetz vom 
21. September 1933, durch das etwa 3 Milliarden kommunaler Anleihen 
in neue, nur 4 v.H. tragende Anleiheobligationen konvertiert wurden. 
Diese Konversion war zwar »freiwillig«, jedoch wurden bei den alten Ob¬ 
ligationen Zins- und Kapitaleinlösungen auf fünf Jahre gestundet - ein 
ausreichend »negativer Anreiz« für die »freiwillige« Konversion des 
größten Teils der umlaufenden Kommunalanleihen 517 . Anfang 1935 wur¬ 
den sämliche öffentlichen Anleihen, die mit 6 v.H. verzinst waren, auto¬ 
matisch in neue Anleiheobligationen zu 4,5 v.H. konvertiert, sofern die 
Inhaber nicht ausdrücklich Einspruch erhoben. Der Konversion war ein 
steuerfreier einmaliger Bonus von 2 v.H. beigefügt. Bei Einspruch konn¬ 
ten die Inhaber die früheren Schuldscheine behalten, jedoch wurden 
diese bei der Börse nicht mehr gehandelt und auch von der Reichsbank 
nicht mehr diskontiert, d. h., sie waren praktisch bis zum Einlösungster¬ 
min eingefroren. Tatsächlich machten nur wenige von ihrem Einspruchs¬ 
recht Gebrauch, und nur ein Prozent der ausstehenden öffentlichen An- 
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leihen entging der Konversion. 8 Milliarden an Reichs- und Kommunal¬ 
obligationen und weitere 2 Milliarden anderer öffentlicher Anleihen wur¬ 
den konvertiert, ohne daß die Zeit vor dem maßgeblichen Stichtag An¬ 
zeichen einer »Anleiheflucht« auf dem Kapitalmarkt aufwies. Damit 
wurden auf diesem auch die günstigsten Bedingungen für eine »klassi¬ 
sche« Konversion der privatwirtschaftlichen Anleihen geschaffen, indem 
die Aussteller von ihrem Recht der vorzeitigen Einlösung zum Pari-Preis 
Gebrauch machten. Der Umfang dieser Konversion ist nicht bekannt, 
jedoch hat die Aktion insgesamt zweifellos eine allgemeine Senkung der 
Zinssätze bewirkt 518 . 

Die nazifizierten Sparkassen hatten ihre Zinssätze bereits früher herabge¬ 
setzt, und durch alle diese Aktionen war nun der Markt für die Aufnahme 
neuer Reichsanleihen in großem Umfang frei gemacht worden. Aller¬ 
dings konnten auf dem privaten Hypothekenmarkt noch immer Zinssätze 
von 7-8 v.H. erhalten werden. Um diese Lücke zu schließen, wurde an 
2. Juli 1936 das »Gesetz über die Hypothekenschulden« erlassen, das dit 
Gläubiger verpflichtete, in Verhandlungen mit ihren Schuldnern neue, 
niedrigere Zinssätze zu vereinbaren. Wenn keine Einigung erreicht wer¬ 
den konnte, wurden die neuen Zinssätze vom Richter im Vergleichsver¬ 
fahren festgelegt 519 . Die nationalsozialistische Presse feierte auch diese 
Verordnungen als den Sieg der »Brechung der Zinsknechtschaft«. So 
schrieb z. B. »Der Aufbau«, die Zinssenkung sei »ein Kernstück der na¬ 
tionalsozialistischen Wirtschaftsauffassung... Bedauerlicherweise haben 
sich die Verhältnisse auf dem Privat-Hypothekenmarkt jedoch so entwik- 
kelt, daß fühlbare Herabsetzungen für private Hypothekenzinsen nicht 
zu spüren waren... Die Entwicklung aus diesen Verordnungen (wird)... 
die Entscheidung darüber bringen, ob sich die betreffenden Gläubiger in 
die Volksgemeinschaft einordnen oder aber... die großen Grundsätze 
des nationalsozialistischen Aufbaues immer noch nicht begriffen ha¬ 
ben.« 520 

Offiziell wurden diese Maßnahmen damit erklärt, die Konsolidierung der 
Reichsschuld und die Abschöpfung überschüssiger Liquidität der Be¬ 
völkerung seien angesichts der sich nähernden Vollbeschäftigung eine 
notwendige, antiinflationäre Maßnahme 521 . An sich hätte der fortschrei¬ 
tende Wirtschaftsboom der Reichsbank vorschreiben müssen, eine Politik 
der »Geldverteuerung«, d. h. Erhöhung der Zinssätze durchzuführen, 
um die Investitionen und den Zahlungsmittelumlauf einzudämmen. 
Bei näherer Betrachtung erweist sich jedoch auch dieses ökonomische 
»Paradoxon« sinkender Zinssätze, je näher die Wirtschaft sich der Voll¬ 
beschäftigung näherte, im Kontext der bestehenden wirtschaftlichen und 
politischen Umstände als durchaus konsequente Politik. Der Wirtschafts¬ 
umlauf wurde von den politischen Zielen der Regierung, also vor allem 
durch die »Wehrhaftmachung«, vorgeschrieben, und ein Einfluß des »bil- 
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ligen Geldes« auf die Privatinvestition war nicht zu befürchten, da diese 
mit administrativen Mitteln in Grenzen gehalten wurde. Andererseits 
verringerten die niedrigen Zinssätze die Kapitaldienstleistungskosten 
der Regierung und die Einkommen der Reichsanleihebesitzer. Daneben 
können zweifellos auch die ideologischen Beweggründe keineswegs 
übersehen werden. Vor der Machtergreifung waren die »Brechung der 
Zinsknechtschaft« und der »Kampf gegen die Hochfinanz« zentrale wirt¬ 
schaftliche Programmpunkte der NSDAP. Die weitverbreitete Ansicht, 
nach der diese programmatischen Verpflichtungen nach 1933 spurlos ver¬ 
schwanden, erweist sich besonders auf dem hier behandelten Gebiet kei¬ 
neswegs als zutreffend. Ökonomen und Ministerialbürokratie kehrten 
immer wieder zu diesen Postulaten zurück, um die durchgeführte Politik 
zu erläutern und zu rechtfertigen. Stucken sprach von der »Forderung der 
>Brechung der Zinsknechtschaft^ die jedenfalls das Postulat enthält, die 
Zinsbelastung der Schuldner mit ihren Einnahmen in ein erträgliches Ver¬ 
hältnis zu bringen« 522 . Ähnlich erklärte auch Staatssekretär Posse: »Der 
Nationalsozialismus wandte aus dogmatischen und praktischen Gründen 
der Zinsfrage gesteigerte Aufmerksamkeit zu. Seine Machtergreifung 
wurde mit der Rückkehr des Vertrauens in die Festigkeit des Regierungs- 
urses zunehmend von einer Verringerung des Zinsfußes begleitet... Ge- 
tützt wurde diese Bewegung durch... weitere Maßnahmen der Regie¬ 
rung.« 523 

Hinsichtlich der Zinssenkungen konnte die Regierung tatsächlich den 
vollen Erfolg ihrer Maßnahmen verzeichnen. Die Diskontsätze der Pri¬ 
vatbanken fielen von einem Jahresdurchschnitt von 4,95 v.H. des Jahres 
1932 auf 2,91 v.H. im Durchschnitt für 1937, die Zinssätze für »Tagesgeld« 
sogar noch auffallender von 6,23 v.H. für 1932 auf 2,93 v.H. für 1937 524 . 
Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung kann dies einzig und 
allein den Maßnahmen der Regierung zugeschrieben werden, die neben 
anderen Beweggründen auch ideologisch mitbestimmt waren. Diese »an¬ 
deren Beweggründe« waren vor allem die »Wehrhaftmachung«, die ab 
1935 auch offen für die Plazierung der Reichsanleihen propagandistisch 
ausgeschlachtet wurde. In seiner berühmten »Königsberger Rede« vom 
August 1935 betonte Hjalmar Schacht »Wehrhaftmachung« und »Ar¬ 
beitsbeschaffung« in einem Atemzuge zum Appell, Ersparnisse und 
liquide Mittel nicht in privaten Investitionen, sondern in Reichsanleihen 
anzulegen: »Von Zeit zu Zeit taucht bei gewissen Leuten immer wieder 
einmal die sogenannte Sachwertpsychose auf, d. h. der Versuch, sich 
durch Kauf von Sachwerten, Aktien oder sonstigen Sachwertanteilen 
einer vermeintlichen Entwertungsgefahr zu entziehen... Wir sitzen alle 
in einem Boot, und es wird niemandem Gelegenheit gegeben, auszustei¬ 
gen ... Jeder einzelne muß deshalb in seinem eigenen Interesse dazu bei¬ 
tragen, daß das gigantische Aufbauwerk des Führers fortgesetzt und voll- 
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endet werden kann, indem er seine Ersparnisse... in den Dienst dieser 
vordringlichen, für jeden einzelnen lebenswichtigen Aufgaben stellt.« 525 
Diese Art von »Überzeugung« und, mehr noch, die fühlbaren Maßnah¬ 
men der Regierung verfehlten ihren Eindruck nicht. Zwischen 1935 und 
1938 wurden nicht weniger als 15 Milliarden RM Reichsanleihen unterge¬ 
bracht. Der größte Teil allerdings erst nach 1936, als sich in der Industrie 
und den Banken erhebliche liquide Reserven ansammelten, die unter den 
von der Regierung geplant geschaffenen Bedingungen keine andere An¬ 
lagemöglichkeit fanden 526 . 


Die Banken: 

Geschäftsrückgang im Wirtschaftsboom 

Bis heute gibt es merkwürdigerweise keine eingehende Detailstudie des 
Bankwesens im Dritten Reich, was angesichts der ökonomischen Bedeu¬ 
tung und der zentralen Stelle dieses Sektors im nationalsozialistischen 
Programm eine merkliche Forschungslücke ist.* Dabei stellen sich schon 
bei einer flüchtigen Betrachtung äußerst interessante Probleme, die bei 
dem heutigen bedauerlichen Forschungsstand hier nur andeutungsweise 
berührt werden können. 

Die deutschen Banken waren von der Wirtschaftskrise besonders hart 
getroffen worden. Die Krise hatte aber auch dazu beigetragen, die An¬ 
sätze des wirtschaftspolitischen Instrumentariums zu schaffen, das das na¬ 
tionalsozialistische Regime später vervollkommnete, um die staatliche 
Aufsicht über das Bankwesen und die Position der Reichsbank gegenüber 
den privaten Großbanken zu verstärken. Bereits im September 1931 
wurde durch Notverordnung ein »Reichskommissar für das Bankwesen« 
ernannt und die Banken einer straffen Kontrolle unterstellt. Um die Ban¬ 
ken vor dem völligen Zusammenbruch zu retten, übernahm das Reich 
einen beträchtlichen Teil ihres Aktienkapitals und schloß ein Stillhalteab¬ 
kommen mit einem Teil der ausländischen Gläubiger ab, nachdem bereits 
an 5 Milliarden RM ausländischer Deposite abgezogen worden waren. 
Die Krise der Industrie traf die Banken, die in ihr mit großen Investitio¬ 
nen beteiligt waren—seit den »Gründerjahren« ein spezifisches Charakte¬ 
ristikum des deutschen Bankwesens -, besonders empfindlich durch den 
Kursverfall der industriellen Aktienpakete in ihren Portefeuilles. Die 
»strategische Stellung« der Reichsbank, die zum Hauptaktienbesitzer 


* Zum Teil mag dies daran liegen, daß diese Aufgabe neben geschichtsanalytischcr auch einge¬ 
hende banktechnische Sachkenntnis verlangt. Auch unter dieser Voraussetzung wäre sie nicht 
leicht zu bewältigen, da der Großteil der dokumentarischen Quellen in den Privatarchiven der 
Banken vergraben und nur schwer zugänglich ist. 
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einer Reihe der größten Banken wurde, verstärkte sich dank dieser Ent¬ 
wicklungen sehr beträchtlich 527 . 

Sofort nach der Machtübernahme wurden im nationalsozialistischen La¬ 
ger Stimmen laut, die die Erfüllung der im Programm angekündigten Ver¬ 
staatlichung der Banken und sofortige Zinssenkungen forderten. Schacht 
gelang es, nachdem er wieder Reichsbankpräsident geworden war, diese 
Stimmen vorläufig durch die Verkündung einer umfassenden »Banken- 
Enquete« zu beruhigen, da Hitler ausdrücklich jede Aktion gegen die 
Banken bis zum Abschluß dieser Enquete verbot 528 . Der hierfür einge¬ 
setzte Ausschuß trat erstmalig im September 1933 zusammen und unter¬ 
zog im Laufe eines ganzen Jahres das Bankengewerbe einer eingehenden 
Prüfung. Er erhielt 26 umfangreiche Sachverständigenarbeiten und ver¬ 
hörte, meist in geschlossenen Sitzungen, über 120 vorgeladene Personen. 
Das Material der Enquete wurde später in zwei umfangreichen Bänden 
von der Reichsbank veröffentlicht 529 . Als hauptsächliches Ergebnis die¬ 
ses beträchtlichen Aufwandes erschien im September ein neues Banken- 
esetz 530 , das aus heutiger Sicht nichts Aufsehenerregendes enthielt, 
nter den damaligen Umständen jedoch eine bedeutend gestrafftere Kon- 
olle der Banken, selbst im Vergleich zu den früheren Notverordnungen, 
Jarstellte. Die staatliche Kontrollinstanz bei der Reichsbank erhielt weit¬ 
gehende Vollmachten für die Bestätigung neuer Banken oder Bankfilialen 
und auch für die Schließung derselben bei gegebenen Bedingungen. Den 
Banken wurde Anmeldepflicht auferlegt für jede Änderung ihres Vorstan¬ 
des, der Kapitalzusammensetzung oder für geplante Zusammenlegungen, 
gleicherweise für jede Anleihegewährung an einzelne Schuldner, die die 
Summe von 1 Million RM überschritt, wobei Tochtergesellschaften oder 
Konzerne als Einzelschuldner galten. Für solche Großanleihen wurden, 
ebenso wie für die Kreditgewährung an Vorstands- oder Aufsichtsrats¬ 
mitglieder der Banken, besonders scharfe Bedingungen gestellt. Außer¬ 
dem wurden für 1935 verhältnismäßig hohe Liquiditätsreserven angesetzt: 
10 v.H. Primärreserve in Kassa oder Reichsbankdepositen und zusätzliche 
30 v.H. Sekundärreserve in kurzfristigen Handelswechseln und/oder 
öffentlichen Anleiheobligationen. Daneben war die Reichsbank ermäch¬ 
tigt, in jedem Falle, in dem sie »es als notwendig betrachtete«, einzugrei¬ 
fen. Kontrollen dieser Art übertreffen kaum, was heute in den meisten 
Ländern üblich ist, und die Bedeutung dieser Gesetzgebung für die tat¬ 
sächlichen Entwicklungen im Bankgewerbe sollte nicht übertrieben 
bewertet werden. Für sie waren Entwicklungen außerhalb des Bankgewer¬ 
bes und die bewußt durchgeführte Politik des Regimes weitaus maßgeb¬ 
licher. Auch im Rahmen dieses Gesetzes und der angeordneten Beschrän¬ 
kung der Handlungsfreiheit der Banken hätten diese mit dem allgemeinen 
Wirtschaftsaufschwung blühen und gedeihen können, wie dies später tat¬ 
sächlich der Fall war 531 . 
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In der Öffentlichkeit wurde damals die Arbeit des Banken-Enqucten- 
Ausschusses und auch das neue Gesetz als Ereignis von grundsätzlicher 
Bedeutung gewertet. Die öffentlichen Verlautbarungen des Ausschusses 
und auch, soweit dies möglich war, die Richtungskämpfe innerhalb des¬ 
selben wurden von der Presse kommentiert und hervorgehoben. Das be¬ 
gann bereits mit der Ernennung des Ausschusses und seiner Zusammen¬ 
setzung. Von den 15 Mitgliedern waren einige zwar schon früher mit der 
NSDAP und deren wirtschaftspolitischer Abteilung in Verbindung, wie 
z. B. Otto Christian Fischer von der Reichskreditanstalt oder Professor 
Jens Jessen, der anstelle des zuerst vorgesehenen Werner Sombarts er¬ 
nannt wurde 532 , aber sie fungierten im Ausschuß als Vertreter des Bank¬ 
gewerbes, der Wissenschaft oder, wie Herbert Backe, des zuständigen 
Ministeriums. Ausgesprochene Vertreter der Partei waren nur Gottfried 
Feder und Wilhelm Keppler, und entsprechend wurde deren Auftrete 
im Ausschuß mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgt. Wie sich bah 
herausstellte, gelang es Schacht als Vorsitzendem des Ausschusses, »diese 
weltanschaulichen Dinge zurückzustellen« 533 und die Parteivertreter in 
den Hintergrund zu spielen. Feder wurde nach einiger Zeit gänzlich aus¬ 
geschlossen, weil er angeblich die internen Verhandlungen an die Presse 
weitergegeben hatte 534 . In Parteikreisen riefen diese Vorgänge erheb¬ 
liche Unruhe hervor. So wandte sich z. B. der Magdeburger Gauleiter 
Loeper an Rudolf Heß und die Reichskanzlei und beklagte sich vergeb¬ 
lich, daß die Parteivertreter im Banken-Enqueten-Ausschuß systema¬ 
tisch zurückgedrängt würden 535 . 

Grundsätzliche Auseinandersetzungen betrafen im Ausschuß hauptsäch¬ 
lich drei Problemkreise: die Verstaatlichung des Bankwesens, Zinssen¬ 
kungen und den Aufgabenkreis der öffentlichen und kooperativen Spar¬ 
kassen. Diese fielen den Nationalsozialisten bereits Anfang 1933 in die 
Hände, als Werner Daitz zum Vorsitzenden des »Verbands der öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstitute« ernannt wurde. Im Juni 1933 beschloß der 
Verband freiwillig eine Herabsetzung der Zinssätze, und Daitz teilte dies 
Hitler in einem Brief in der Hoffnung mit, »daß nunmehr auch die Privat¬ 
banken, insbesondere die Großbanken, sich unverzüglich unserem Vor¬ 
gehen anschließen werden« 536 . Diese Aktion der Sparkassen erklärt sich 
einerseits aus der stark nationalsozialistischen Vertretung in ihren leiten¬ 
den Gremien, in denen schon vor der Machtergreifung die mittelständi¬ 
schen Interessen vorherrschten, andererseits aber auch durch die weitaus 
günstigere wirtschaftliche Situation der Sparkassen. Während der Krisen¬ 
jahre waren viele Deposite aus den Privatbanken in die öffentlichen Spar¬ 
institute überführt worden, da die Inhaber dort größere Sicherheit ver¬ 
muteten. Die Sparkassen konnten daher die Krise verhältnismäßig leicht 
überwinden und 1,1 Milliarden RM staatlicher Stürzungsgelder bereits 
Ende 1933 abzahlen. Infolgedessen wurden im März 1934 die Liquiditäts- 
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raten der Sparkassen herabgesetzt, und die Kassen demonstrierten ihre 
Verbundenheit mit der neuen Herrschaft neben der erwähnten freiwilli¬ 
gen Zinssenkung auch durch größere Kreditgewährungen an die Regie¬ 
rung und an die Partei. Im Enqueten-Ausschuß stellte sich auch Herbert 
Backe als Vertreter Darres auf die Seite der Sparkassen, um die bevor¬ 
zugte und selbständige Stellung der kooperativen landwirtschaftlichen 
Kreditkassen zu wahren 537 . 

Die Privatbanken, die im »Centralverband des deutschen Bankiergewer¬ 
bes« vereinigt waren und im Ausschuß durch dessen Vorsitzenden 
O.Chr. Fischer vertreten waren, mußten gegenüber solcher Kräftekon¬ 
zentration vorsichtig manövrieren. Sie begriffen wohl, daß es unter den 
gegebenen Umständen geraten sei, den Kopf möglichst tief zu halten, 
weil - wie Fischer in einer geschlossenen Sitzung im RDI erklärte - »eine 
ganz große Reihe von weltanschaulichen Betrachtungen... eine ganz ge¬ 
waltige Rolle spielten« und »von vornherein das Wort der >Brechung der 
Zinsknechtschaft< als politischer Programmpunkt« eine sachliche Ausein¬ 
andersetzung erschwere. Die Banken seien auch in der Öffentlichkeit 
nicht populär, die sie infolge der starken Vertretung der Banken in den 
Aufsichtsräten der Industrie als die eigentlichen Beherrscher der Wirt¬ 
schaft und als einen »Staat im Staate« betrachte. Unter diesen Umstän¬ 
den hätten es die Vertreter der Privat- und Großbanken im Enqueten- 
Ausschuß nicht leicht: »Es saß nun einmal ein Bankett entthronter 
Bankkönige da, und die hatten es sehr schwer, sich zu verteidigen.« 538 In 
ihrem Kampf gegen die Sparkassen konnten sich die Vertreter des Cen¬ 
tralverbands nicht durchsetzen, und ihre Forderung, den Kassen das 
kurzfristige Kreditgeschäft zu entziehen, um es ausschließlich den kom¬ 
merziellen Privatbanken zu überlassen, wurde abgelehnt 539 . Sie mußten 
sich damit begnügen, daß das neue Bankengesetz den Sparkassen die glei¬ 
chen Kontroll- und Anmeldepflichten auferlegte. 

Für die Privatbanken war das Ergebnis der Enquete trotzdem ein gewis¬ 
ser Erfolg, zumal die Verstaatlichungspläne ausdrücklich und endgültig 
begraben wurden. Es ist jedoch übertrieben, das Endergebnis als einen 
überzeugenden Sieg des »Big Business« über die intransigenten National¬ 
sozialisten zu betrachten, und auch die Verbindung mit den Ereignissen 
des 30. Juni 1934 läßt sich dokumentarisch kaum beweisen 540 . Die Natio¬ 
nalsozialisten, die die Arbeit des Ausschusses während der ganzen Zeit 
mit Mißtrauen verfolgt und als einen Kampf gegen »die geschlossene Pha¬ 
lanx der Banken« dargestellt hatten 541 , konnten auch ihrerseits keinen 
grundsätzlichen Sieg verzeichnen, da ihre extremsten Forderungen, vor 
allem die Verstaatlichung, abgewiesen worden waren. Daneben zeigte 
sich jedoch das Bankgewerbe sehr besorgt um die verschärften Aufsichts¬ 
und Anmeldeverpflichtungen im neuen Gesetz und beanstandete die vor¬ 
gesehene Veröffentlichung ihrer Bilanzen, »weil (in der Öffentlichkeit) 


198 


meht d as richtige Verständnis für die Größenordnungen vorhanden 
sei« 542 . Auch die im Schluß ber ‘cht der Enquete nur allgemein angemel¬ 
dete Zinssenkungstendenz u °d die Erhöhung der Liquiditätssätze rief 
Beunruhigung hervor, da die damit verbundene Krediteinschränkung die 
Rentabilität der Banken gefährden müßte S43 . 

In seinem Schlußbericht ließ Schacht keinen Zweifel darüber offen, daß 
»die Herstellung eines den Aufgaben des nationalsozialistischen Staates 
entsprechenden Geld- und Kapitalmarktes... das Kernstück einer jeden 
Neuordnung« sei. »Deutscher Sozialismus bedeutet, daß die Entwicklung 
des nationalwirtschaftlichen Lebens nicht sich selbst überlassen bleibt, 
sondern daß der Staat als Ausdruck des Volkes sich um die Durchführung 
der wirtschaftlichen Aufgaben kümmert, zum Teil sie auch selbst über¬ 
nimmt. Der neue Staat braucht deshalb in weit stärkerem Umfang als de 
verflossene einsatzfähige Geldmittel.« Das besagte deutlich nichts and 
res, als daß die Banken von nun ab die Aufgabe hätten, dem Staat 2 
dienen und den Kapitalmarkt für die Verwirklichung seiner politischei 
Ziele zu mobilisieren. Der eigentliche »Sieger« der Banken-Enquete war 
somit der Staat und im besonderen die Reichsbank, die durch die neuen 
Vollmachten befähigt war, das Bankwesen mit genügender Elastizität und 
entsprechend den jeweiligen Staatsdirektiven zu lenken. Angesichts der 
vorherrschenden bankenfeindlichen Atmosphäre konnten die Privatban¬ 
ken vor allem wegen der verhinderten Verstaatlichung zufrieden sein, 
aber dies war keineswegs im Widerspruch zur nationalsozialistischen 
Wirtschaftsauffassung, wie sie sich zu dieser Zeit - im Gegensatz zu frühe¬ 
ren programmatischen Verkündungen - herausgcbildet hatte. Das natio¬ 
nalsozialistische »Jahrbuch» konnte daher in diesem Zusammenhang dar¬ 
auf hinweisen, das Ziel des nationalsozialistischen Staates sei, »die Wirt¬ 
schaft zu führen, aber nicht selbst zu wirtschaften« 544 . 

Um jedoch feststellen zu können, wer tatsächlich der »Sieger« war, ge¬ 
nügt es keineswegs, nur die Enqueten-Berichte oder das Bankgesetz zu 
studieren. Vielmehr müßten die wirtschaftsrealen Entwicklungen des 
Bankwesens und auch der Sparkassen in den nachfolgenden Jahren einer 
eingehenden Untersuchung unterzogen werden, um zu verfolgen, wie die 
durch die Enquete und das Gesetz geschaffenen Instrumente tatsächlich 
angewandt wurden und sich auswirkten. Obwohl eine derartige Detail¬ 
studie noch aussteht, beweist schon ein flüchtiger Blick auf das vorhan¬ 
dene statistische Material und die zeitgenössischen Veröffentlichungen, 
daß die Entwicklung alles andere als eindeutig verlief. Von einem »Sieg 
des Finanzkapitals« kann, wie Timothy W. Mason richtig bemerkte, 
schon darum nicht gesprochen werden, weil diese besonders in der ortho¬ 
dox-marxistischen Literatur vertretene These nicht zwischen Besitzver¬ 
hältnissen, wirtschaftlichem Einfluß und »wirtschaftspolitischer Macht« 
unterscheidet 545 . Daneben zeugen die vorhandenen Angaben über Ge- 
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schäftsumfang und Profit der deutschen Banken, zumindest bis 1936 und 
eigentlich bis zum Kriegsausbruch, schwerlich von einem derartigen 
»Sieg«. 

In der Krise hatten besonders die Großbanken unter dem Abzug der Aus¬ 
landseinlagen gelitten. Die zusammengefaßte Bilanzsumme der Groß- 
und Regionalbanken war zwischen 1929 und 1932 um fast 40 v.H., von 
16,7 Milliarden RM auf 10,7 Milliarden, gefallen. Das Überraschende ist, 
daß sich diese Tendenz auch nach 1933 noch fortsetzte und die Bilanz¬ 
summe im Dezember 1935 ein Tief von 9,6 Milliarden erreichte. Erst 
Ende 1936 machte sich eine leichte Aufwärtsbewegung bemerkbar, die in 
den folgenden Jahren anhielt. Noch bemerkenswerter war der Rückgang 
der privaten Wirtschaftskredite. Wenn man die meist kurzfristigen Wech¬ 
selanlagen hinzurechnet, ergibt sich ein Rückgang von 12 Milliarden RM 
für 1929 auf 7,6 Milliarden im Jahre 1932 und nur 6,4 Milliarden Ende 
1935. Der leichte Anstieg 1936 entfiel auf die Wechselanlagen, während 
\e langfristigen Wirtschaftskredite weiter sanken und erst 1938 unbe- 
ichtlich Zunahmen. Erstaunlicherweise litten somit die Banken in einer 
eit allgemeinen Wirtschaftsaufschwunges unter fortgesetztem Rück¬ 
gang ihres Geschäftsumfangs und unter verringerter Kreditgewährung, 
die ihre Gewinne und ihr Eigenkapital fühlbar beeinträchtigten!* 
Zeitgenössische deutsche Ökonomen, denen diese Erscheinung nicht 
entging, versuchten sie zum Teil damit zu erklären, daß die Wirtschaft 
und insbesondere die Industrie ohne die Bankkredite auskommen konn¬ 
ten, da sie erstens kaum investierten und zweitens einen Überschuß an 
liquiden Mitteln zur Selbstfinanzierung besaßen, die sie nicht als Dividen¬ 
den verteilen durften. Sie konnten daher nicht nur auf erweiterte Kredit¬ 
aufnahme verzichten, sondern auch einen Teil der früheren Schulden til¬ 
gen, womit sich die Gesamtkreditsumme der Banken verringerte. In der 
gleichen Richtung wirkten sich auch der schnelle Lagerabbau und der 
beschleunigte Zahlungsumlauf aus, während die Devisenknappheit grö¬ 
ßere Rohstofflagerungen verhinderte 546 . Dies waren zweifellos wichtige 
objektive Gegebenheiten, deren spezifischer Einfluß noch näher unter¬ 
sucht werden müßte. Daneben waren sie jedoch gleichzeitig auch das Er¬ 
gebnis einer bewußt durchgeführten Politik, die darauf hinzielte, den 
Bankenkredit möglichst einzuschränken 547 . Der Hauptgrund dafür dürfte 
in der allgemeinen Tendenz des Regimes liegen, die liquiden Mittel der 
Wirtschaft für die eigenen Zwecke der Arbeitsbeschaffung und der Auf¬ 
rüstung abzuschöpfen, wobei auch die durch die beschriebene Entwick¬ 
lung vergrößerte Liquidität der Banken ins Gewicht fiel. Im Bankwesen 
ist jedoch vergrößerte Liquidität eine durchaus unerwünschte Erschei¬ 
nung, da brachliegende Reserven keine - oder in Reichsanleihen angelegt 

* Siehe Tabelle 19 im statistischen Anhang. 
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nur geringe - Früchte tragen. Verständlicherweise waren die Banken da¬ 
her über diese Entwicklung keineswegs glücklich und »empfanden... 
diese Liquidität als ein Danaergeschenk, da sie stets auf Kosten der Ren¬ 
tabilität ging und da sie die Folge einer Ausschaltung aus wichtigen Ge¬ 
schäften war« 548 . 

Es wäre vielleicht übertrieben, diese Politik der Regierung, die Schacht 
auch in seinem Schlußbericht der Bankenenquete zum Ausdruck brachte, 
als ausgesprochen »bankenfeindlich« zu bezeichnen, sie war jedoch kei¬ 
neswegs eine unbedingt notwendige Folge der allgemeinen Wirtschafts¬ 
entwicklung und Wirtschaftspolitik. Wäre das Regime um das Schicksal 
der Banken auch nur annähernd so besorgt gewesen wie um die Landwirt¬ 
schaft und auch die Industrie, hätte eine Politik der Kreditausweitun' 
durchaus auch unter Einbeziehung des privaten Bankgewerbes durchgt 
führt werden können. Selbst die Tendenz der Zinssenkungen hätte sic. 
nicht unbedingt gegen die Banken auswirken müssen, die für die herabge¬ 
setzten Zinssätze durch die Ausweitung des Einlage- und Kreditvolumens 
entschädigt worden wären. Tatsächlich wurden jedoch die Banken beim 
allgemeinen Prozeß der »Geldschöpfung« übergangen. Das Regime zog 
vor, die öffentlichen Mittel seines »deficit-spendings« der Industrie direkt 
zuzuleiten. Die »Sonder«-, »Mefo«- oder »Oeffa«-Wechsel wurden zum 
großen Teil nicht einmal bei den Banken diskontiert, sondern zirkulierten 
als unmittelbare Zahlungsmittel oder wurden als liquide Reserve gehal¬ 
ten. Diese Form direkter Finanzierung war keineswegs die einzig mög¬ 
liche. Im Gegenteil haben schon damals bekannte Geldtheoretiker dar¬ 
auf hingewiesen, daß die neuen Anordnungen des Bankengesetzes es 
grundsätzlich ermöglichten, die Banken an der Geldschöpfung zu beteili¬ 
gen. Paragraph 16 des Gesetzes ermächtigte die Reichsbank ausdrück¬ 
lich, eine Politik gleitender Diskont- und Liquiditätssätze durchzuführen: 
»Das Instrumentarium zur Beherrschung der Geldschöpfung der Kredit¬ 
banken war... zweifellos in hervorragender Weise ergänzt worden. Aber 
der Rahmen hätte nun durch entsprechende Durchführungsbestimmun¬ 
gen ausgefüllt werden müssen; das ist... nie geschehen.« 549 Die Vermu¬ 
tung, daß dies »nie geschehen« ist, weil u. a. auch ideologische Gesichts¬ 
punkte die Bankenpolitik des nationalsozialistischen Regimes bestimmte, 
drängte sich bereits früheren Autoren auf. So gibt z. B. Stucken, dessen 
»Deutsche Geld- und Kreditpolitik« erstmalig 1937 erschien, zu beden¬ 
ken, »daß angesichts der Einstellung des Nationalsozialismus zum Zins¬ 
problem ... die Anwendung der Diskontpolitik ebenso wie die Offen- 
Markt-Politk gelegentlich denkbar unbequem sein konnte« 550 . Ebenso 
bemerkte Lurie in seiner bereits erwähnten Studie, die Übergehung der 
Banken bei der Finanzierung und bei der Mobilisierung des Kapital¬ 
markts stände angesichts der traditionellen Investitionstätigkeit der deut¬ 
schen Banken und ihrer überschüssigen Reserven »in direktem Kontrast 
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zu den technischen Bedingungen des deutschen Bankwesens... In bezug 
auf den Kapitalmarkt und auf den Bankenkredit erscheint die Vernach¬ 
lässigung der >außenseitigen< Finanzierungsquellen eher die Folge einer 
bewußt durchgeführten Politik als eine durch die Situation vorgeschrie¬ 
bene Notwendigkeit gewesen zu sein.« 551 Das Ergebnis dieser Politik war 
wiederum ein wirtschaftliches »Paradoxon«: Ein Wirtschaftsboom, in 
welchem Kreditvolumen und Zinssätze nicht anstiegen, sondern zurück¬ 
gingen, bis sie bei den Produktionskosten der Industrie kaum noch ins 
Geweht fielen! 

Selbst wenn die ideologischen Beweggründe für diese Politik nicht an er¬ 
ster Stelle ausschlaggebend waren - und das muß von der Forschung noch 
eingehender beleuchtet werden -, steht fest, daß die bankenfeindliche 
Stimmung in der Bevölkerung propangandistisch für sie ausgewertet 
wurde. Die veränderte Stellung der Banken wurde in fachkundigen Krei¬ 
sen teils mit Besorgnis vermerkt, gab jedoch auch Anlaß zur Kritik an den 
Banken selbst, die ihre Aufgaben für die Wiederbelebung der Wirtschaft 
icht erfüllten. Willy Prion schrieb 1938, daß die führende Stellung der 
.anken ein für allemal vorbei sei, da sie sich nicht genügend an der Ar- 
oeitsbeschaffung beteiligt hätten und auch kaum Reichsanleihen erwar¬ 
ben, sondern ihr Geld zumeist in »Sonderwechseln« angelegt hätten. 
Prion bestätigte zwar eine Behauptung O. Chr. Fischers, daß die Rentabi¬ 
lität der Banken zurückgegangen sei, zollte ihnen jedoch kein Wort des 
»Beileides« und vertröstete sie auch auf keine bessere Zukunft: »Es ist 
noch nicht allzu lange her, daß das stolze Wort gesprochen wurde: Die 
Banken sind die Lenker der Produktion... Wohl auf keinem anderen Ge¬ 
biet der gewerblichen Wirtschaft ist so deutlich erwiesen, daß der Staat 
die Lenkung ergriffen hat wie im Bereiche des Bankwesens... Es ist nicht 
möglich, noch von einer Kreditaktivität der Banken zu sprechen... Der 
nationalsozialistische Staat wird die Lenkung oder Steuerung der Wirt¬ 
schaft nicht wieder aus den Händen geben.« 552 Prion war ein angesehener 
Professor der Volkswirtschaft an der Berliner Universität und Techni¬ 
schen Hochschule, und das Jahr war 1938: Gottfried Feder war längst von 
der Bildfläche verschwunden, und man sollte meinen - und meint es tat¬ 
sächlich vielfach heute noch -, daß mit ihm auch die ideologischen Tira- 
den gegen die »Hochfinanz« längst zum alten Eisen geworfen worden 
waren. Das war offensichtlich nicht der Fall. 

Jedenfalls zeigten die Veröffentlichungen des Bankengewerbes offen Be¬ 
sorgnis über die Lage und bemühten sich in einer kleinlauten Apologetik. 
Den Rückgang der Einlagen und des Kredits versuchte man als vorüber¬ 
gehende Begleiterscheinung der »Staatskonjunktur« zu erklären, und 
wartete sehnsüchtig auf eine erneute »Privatkonjunktur«: »Mit der Zu¬ 
nahme der Privatinitiative wird der Bedarf der Wirtschaft an Geldmitteln 
steigen... (sie wird) die dem Staat geliehenen Mittel... selbst benöti- 
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gen.« 553 Inzwischen versuchte man die eigene Regierungstreue hervorzu¬ 
heben, die u. a. auch die Banken veranlaßt hätte, große Mengen von Son¬ 
derwechseln aufzunehmen, obwohl das Zinsverluste und verringerte 
Rentabilität einbrächte: »Es geht daraus hervor, daß die bankgeschäft¬ 
liche Tätigkeit in ihrem vollen Umfange auf die Zwecke von Staat und 
Wirtschaft und auf die Ziele der Arbeitsbeschaffung zugeschnitten ist.« 554 
Rudolf Stucken sah sich noch 1938 veranlaßt, die Banken gegen Versuche 
weiterer Einengungen in Schutz zu nehmen, indem er auf deren histori¬ 
sche Verdienste beim Aufbau der deutschen Industrie hinwies: »Schon 
diese Leistungen... sollten davon abhalten, allzu schnell und grundsätz¬ 
lich gegen diesen Geschäftszweig der Banken... Stellung zu neh¬ 
men.« 555 

Mit aller beim heutigen Forschungsstand gebotenen Vorsicht läßt sich 
demnach konstatieren, daß die hier behandelte Periode für die deut¬ 
schen Banken keine glückliche Zeit war und daß sie von der allgemeine 
Wirtschaftsblüte nur wenig und verspätet profitierten. Dabei erwiese 
sich zum Teil frühere Befürchtungen, vor allem der Verstaatlichung, als 
grundlos. Der nationalsozialistische Staat betrieb sogar eine »Reprivati¬ 
sierung« des Bankwesens, durch den Verkauf der in der Sanierungsak¬ 
tion in den Besitz der Reichsbank übergegangenen Aktienpakete. Ende 
1937 fand diese Aktion mit dem Verkauf der Aktien der »Dresdner 
Bank« einen eindrucksvollen Abschluß. Aktien im Werte von 120 Mil¬ 
lionen RM wurden in nicht mehr als 11 Tagen aufgekauft, bezeichnen¬ 
derweise nicht durch die Banken selbst oder ein Bankenkonsortium, 
sondern hauptsächlich in kleinen Mengen durch die breitere Öffentlich¬ 
keit. Trotz der prekären Situation der Banken scheinen die in Aussicht 
gestellten 5-v.H.-Dividenden unter den gegebenen Umständen ein aus¬ 
reichender Anreiz gewesen zu sein 556 . Aber wenn die Banken auch nicht 
verstaatlicht wurden, so weist doch vieles darauf hin, daß sie, zumindest 
vorübergehend, einen großen Teil ihrer wirtschaftlichen Kraft und poli¬ 
tischen Einfluß einbüßten. Die nationalsozialistische Herrschaft schrieb 
ihnen ihre Tätigkeit zu eigenen Bedingungen vor und spannte sie, auch 
zum Preis wirtschaftlicher Verluste, für die Verwirklichung ihrer politi¬ 
schen Ziele ein. Dies geschah sowohl unter Schacht als Reichsbankpräsi¬ 
dent wie nach seinem Rücktritt 1939. Die zeitgenössische Literatur und 
Presse haben diesen Vorgang aufmerksam verfolgt und ihm die Bedeu¬ 
tung eines »historischen Wendepunktes« zugemessen. So z. B. die 
»Deutsche Allgemeine Zeitung« im August 1938: »Die Krise gebar die 
Revolution des Bankwesens, der Nationalsozialismus hat sie vollzogen. 
Die Wandlung ist wirtschaftsgeschichtlich von größter Tragweite und 
Tiefenwirkung, man erkennt an ihr besonders klar den Abstand zur Ver¬ 
gangenheit. Früher vertrat der Bankier im Volksbewußtsein das Geld, 
heute der Staat. Er hat mit der Knappschen Theorie des Geldes Ernst 


203 


gemacht. Er schafft nicht nur die Geldzeichen und verwaltet die Wäh¬ 
rung, sondern er schöpft den Kredit, lenkt seinen Strom und spannt die 
Banken als Schleusen, Sammler und Umverteiler in ihn ein... Die Privat¬ 
banken (haben) weitgehend den Charakter von öffentlichen Banken an¬ 
genommen, ohne verstaatlicht zu sein... (sie) sind disziplinierte Helfer 
der Reichsbank.« 557 

Abschließend muß betont werden, daß die hier skizzierte Entwicklung 
auf die Zeit bis Ende 1936 begrenzt ist. Was nachher geschah, verbesserte 
die wirtschaftliche Position der Banken entschieden - muß jedoch nicht 
unbedingt im Widerspruch zu den hier geschilderten grundsätzlichen Ent¬ 
wicklungen stehen. Die langsam ansteigende Bilanzsumme der Banken 
ab 1937 äußerte sich hauptsächlich im raschen Anwachsen der Reichs¬ 
anleihen in ihren Portefeuilles. Einen wahren Aufschwung und steil an¬ 
steigende Profite konnten die Banken erst nach Kriegsausbruch, infolge 
ihrer Beteiligung an der Ausplünderung der besetzten Länder verzeich¬ 
nen 558 . Daraus ist verständlich, daß die Thesen Bettelheims und anderer 
Autoren vom »Sieg des Finanzkapitals« fast ausschließlich auf statisti- 
chen Daten dieser späteren Jahre basieren. Die Tatsache, daß die Ban- 
;n bis kurz vor Kriegsausbruch im Dritten Reich ein deutlich benachtei- 
jter Wirtschaftssektor waren, bleibt dabei entweder unerwähnt oder 
enigstens unerklärt. 


»Kriegswirtschaftim Frieden?« 

Von 27,5 Milliarden RM zusätzlicher Mittel, die die nationalsozialistische 
Regierung in den Jahren 1933-1936 in die Wirtschaft pumpte, dienten 
fast 21 Milliarden direkt der Aufrüstung. Zieht man in Betracht, daß auch 
die für öffentliche Großarbeiten ausgegebenen 5,5 Milliarden RM strate¬ 
gisch wichtige Objekte, wie die Autobahnen, enthielten, so ergibt sich, 
daß knapp 90 v.H. der zusätzlichen öffentlichen Ausgaben, die der eigent¬ 
liche Hebel des damaligen »deutschen Wirtschaftswunders« waren, di¬ 
rekt oder indirekt der Kriegsvorbereitung dienten.*Auf dieser oder ähn¬ 
licher Berechnung basiert die weitverbreitete Auffassung, nach der die 
deutsche Wirtschaft zumindest ab 1934 eine »Kriegswirtschaft im Frie¬ 
den« war 559 . Das Wachstum des Sozialproduktes und die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit erscheinen demnach als willkommene und propagan¬ 
distisch wohlausgewertete Sekundärwirkung des »Aufrüstungsbooms«, 
der den nationalsozialistischen Eroberungskrieg schon wenige Monate 
nach der Machtübernahme vorzubereiten begann 560 . 

Daß Hitler vom ersten Tage seiner Herrschaft an den kommenden Krieg 


* Siehe Tabelle 3 im statistischen Anhang. 
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vorbereitete und in ihm die grundlegende Voraussetzung für die Verwirk¬ 
lichung seiner politischen und ideologischen Ziele sah, steht heute ohne 
jeden Zweifel fest. Nur drei Tage nach seiner Ernennung zum Reichs¬ 
kanzler, am 3. Februar 1933, entwickelte er seine Pläne in einer geheimen 
Rede vor den deutschen Generälen: 

»3. Wirtschaft! Der Bauer muß gerettet werden! Siedlungspolitik! ... Im 
Siedeln liegt die einzige Möglichkeit, Arbeitslosenheer z. T. wieder einzu¬ 
spannen. Aber braucht Zeit und radikale Änderung nicht zu erwarten, da 
Lebensraum für deutsches Volk zu klein.« 

»4. Aufbau der Wehrmacht wichtigste Voraussetzung für Errichtung des 
Zieles: Wiedergewinnung der politischen Macht. Allgemeine Wehrpflicht 
muß wiederkommen... Wie soll politische Macht, wenn sie gewonnen ist, 
gebraucht werden? Jetzt noch nicht zu sagen. Vielleicht Erkämpfung 
neuer Exportmöglichkeiten, vielleicht und wohl besser-Eroberung neuen 
Lebensraumes im Osten und dessen rücksichtslose Germanisierung. Si¬ 
cher, daß erst mit politischer Macht und Kampf jetzige wirtschaftliche 
Zustände geändert werden können.« 561 

Diese Notizen eines der Sitzungsteilnehmer werden durch die belegte: 
und bereits erwähnten Äußerungen Hitlers in Regierungsbesprechunger 
über die Beschäftigungspolitik voll bestätigt. 

Das statistische Material widerlegt auch die, zumeist apologetische 
These, die zwischen einer Phase ziviler »Arbeitsbeschaffung« bis unge¬ 
fähr Anfang 1935 und der späteren Aufrüstung unterscheiden will 562 . 
Aufrüstung und Kriegsvorbereitung waren zweifellos von Anfang an das 
politische Ziel der nationalsozialistischen Herrschaft, das sie im Rahmen 
des technisch Möglichen sofort nach der Machtübernahme zu verwirk¬ 
lichen suchte. Daraus ergibt sich jedoch keineswegs von selbst, daß die 
deutsche Wirtschaft ab 1933 oder 1934 auch wirtschaftstheoretisch als 
»Kriegswirtschaft« definiert werden kann, wie es konsequent z. B. von 
Ren6 Erbe vertreten wird. Ein Jahr nach Erscheinen der Studie Erbes hat 
Burton H. Klein die genau entgegengesetzte These aufgestellt, von einer 
totalen Mobilisierung der deutschen Wirtschaft für den Krieg könne 
keine Rede sein. 563 * Die Forschung ist sich heute weitgehend darin einig, 
daß Kleins Berechnungen die Aufrüstungsausgaben unterschätzten, muß 
jedoch zugeben, daß die deutsche Wirtschaft viel weniger einer »totalen 
Kriegsvorbereitung« unterworfen wurde, als es seinerzeit außerhalb und 
auch innerhalb der Grenzen Deutschlands den Anschein erweckte 564 . 

• A.J.P. Taylor hat auf Kleins Berechnungen die stark kontroverse These errichtet, Hitler 
hätte überhaupt keinen Krieg gewollt. Das »Copyright« für diese erstaunliche Behauptung 
gebührt jedoch voll und ganz Taylor. Klein selbst erklärt seine Befunde damit, daß Hitler an 
einen kurzen Blitzkrieg geglaubt hätte, der keine lang währende Wirtschaftsmobilisicrung be¬ 
nötigte, und mit der Inflationsangst »allzu orthodoxer« Wirtschaftspolitik (A. I. P. Taylor, The 
Origins of the Second World War, London [Pcnguin] 1964, S. 17ff.; Klein, a.a.O.,S.21ff.). 
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Eine Wirtschaft kann jedoch »Kriegswirtschaft« sein, auch ohne »total« 
für die Aufrüstung eingesetzt zu werden. Jede Erörterung dieses Pro¬ 
blems bleibt zwangsläufig an der Oberfläche, solange man sich nicht auf 
die Maßstäbe einigt, durch die eine Wirtschaft zur Kriegswirtschaft wird. 
Meines Erachtens sind hierfür zweierlei verschiedene Maßstäbe charak¬ 
teristisch: 

1. Quantitative Parameter des Verhältnisses von Rüstungs- und Sicher¬ 
heitsausgaben zum Sozialprodukt und zu den Staatsausgaben; 

2. das Vorhandensein und die praktische Anwendung von institutionellen 
Kontroll- und Lenkungsmechanismen, durch die die wirtschaftlichen Re¬ 
serven den Zwecken der Aufrüstung zugeführt werden. 

Zuverlässige quantitative Daten für das Verhältnis der Sicherheitsausga¬ 
ben zu obigen Aggregaten lassen sich für die deutsche Wirtschaft unserer 
Forschungsperiode nur schwer einwandfrei feststellen, jedoch nicht, weil 
aber die Größenordnung der Aufrüstung noch wesentliche Meinungsver¬ 
schiedenheiten herrschen. Im Gegenteil ist sich die Forschung heute hier¬ 
in weitgehend einig und setzt sie für 1933-1939 auf zirka 60 Milliarden 
RM an. Hingegen weichen die verschiedenen Schätzungen des Bruttoso¬ 
zialprodukts, der Bruttoinvestition und der Staatsausgaben - und damit 
die entsprechenden Größenverhältnisse - noch erheblich voneinander 
ab. »Minimalisten« wie Klein und Alan Milward gelangen zu 3 v.H. des 
Sozialprodukts und 9 v.H. der Staatsausgaben für 1934 und zu 18 v.H. 
bzw. 42 v.H. für 1938. Die »maximalistischen« Berechnungen Stuebels, 
die als annähernd genau gelten dürfen, gelangen zu 8 bzw. 40 v.H. und zu 
21 bzw. 60 v.H. für die gleichen Jahre.* 

Berenice S. Carroll versucht quantitative Kriterien für den Zustand der 
»Kriegswirtschaft« zu bestimmen und kommt zu dem Ergebnis, daß es 
zwischen einer »totalen Kriegswirtschaft«, in der über 50 v.H. des Brutto¬ 
sozialprodukts Sicherheitsausgaben sind, und der »Friedenswirtschaft« 
(bis zu 3 v.H. des Bruttosozialprodukts) einen ziemlich weiten Spielraum 
gibt. Zwischen diesen beiden Polen läge nach Carroll irgendwo die 
Grenze, wo die Wirtschaft zur Kriegswirtschaft, aber noch nicht zur »to¬ 
talen« Kriegswirtschaft wird. Darüber, wo diese Grenze zu ziehen ist, 
können verschiedene und auch stark voneinander abweichende Anschau¬ 
ungen herrschen. Übernimmt man die Ansicht von Carroll, die sie bei 15 
v.H. des Bruttosozialprodukts ansetzt, so ergibt sich nach den maximalen 
Berechnungen Stuebels und W. G. Hoffmanns 1936 als Übergangsjahr, 
nach Klein und Milward erst 1938.** 


* Siebe Tabellen20 u. 22 im statistischen Anhang. Für den Versuch des Verfassers, die Ziffern 
Stuebels mit den gesamten öffentlichen Ausgaben für Waren und Dienstleistungen zu verglei¬ 
chen, Tabelle 24 cbd. 

** Mandelbaum kommt aufgrund des Beschäftigungsindexes zu einem ähnlichen Ergebnis, 
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Als zusätzlicher Maßstab kann auch das Verhältnis der Sicherheitsausga¬ 
ben zu den gesamten öffentlichen Ausgaben für Waren und Dienstleistun¬ 
gen herangezogen werden, wobei meines Erachtens die Grenze bei 50 
v.H. zu ziehen wäre. Wiederum weichen die Berechnungen hier weit von¬ 
einander ab, weil die »öffentlichen Ausgaben« unterschiedlich definiert 
werden. Allgemein ergibt sich auch nach dieser Methode 1936 als Über¬ 
gangsjahr nach Stuebel und Hoffmann und ein späterer Zeitpunkt nach 
den niedrigeren Schätzungen. Man wird nach alldem nicht weit von der 
Wahrheit entfernt sein, wenn man annimmt, daß die deutsche Wirtschaft 
Ende 1936 in eine Phase beschleunigter Kriegsvorbereitung eintrat. Der 
Vierteljahresplan und Hitlers bekannte Denkschrift zu ihm 565 können, 
neben den statistischen Daten, als dokumentäre Markierung dieses Über¬ 
gangs gelten. Auch Berenice Carroll kommt zu einem ähnlichen Ergeb¬ 
nis: »1933 war die Wirtschaft des Dritten Reiches noch... friedensorien¬ 
tiert. Ab 1934 begann sie sich in die Richtung der Kriegswirtschaft zu 
bewegen, war jedoch in diesem und dem folgenden Jahr noch ziemlich 
weit von diesem Ziele entfernt. Ab 1936 war Deutschlands Wirtschaft in 
gewissen Schlüsselpositionen... von der Aufrüstung >beherrscht<, sollte 
jedoch nicht als Kriegswirtschaft bezeichnet werden. Von 1938 an kann 
immerhin diese Bezeichnung mit Recht angewandt werden.« 566 Mit der 
Einschränkung, daß nach den oben angegebenen Kriterien, die auf Car- 
rolls eigenen Definitionen beruhen, das Datum auf Ende 1936 vorzuver¬ 
legen ist, wird diese Darstellung dem graduellen, dynamischen Entwick¬ 
lungsgang weitgehend gerecht. 

Nach institutioneilen Kriterien ist der genaue Zeitpunkt des Überganges 
in die Kriegswirtschaft fast noch schwieriger zu bestimmen. Wie wir sa¬ 
hen, entstanden legislative und administrative Lenkungs- und Kontroll- 
mechanismen bereits sehr früh nach der Machtergreifung, wurden jedoch 
- mit der deutlichen Ausnahme des Außenhandels - zumeist nur teilweise 
und sporadisch eingesetzt. 1936 kann mit Einschränkungen auch in dieser 
Beziehung als Wendepunkt gelten. Mit erreichter Vollbeschäftigung wur¬ 
den gegen Ende dieses Jahres die Zügel der staatlichen Kontrolle der 
Preise und des Arbeitsmarktes straffer angezogen und die direkte Wirt¬ 
schaftsbetätigung des Staates im Rahmen des Vierjahresplans erweitert. 
Der Vier jahresplan kann demnach auch in institutioneller Beziehung als 
Markierung des Überganges zur Kriegswirtschaft gelten, obwohl sich 
heute die Forschung ziemlich einig ist, daß auch nach seiner Proklamie- 
rung und bis in den Krieg hinein keine alle Wirtschaftssektoren umfas¬ 
sende, zentrale Planungsinstanz vorhanden war 567 . 

Es mögen nach allen Erwägungen immer noch Meinungsverschiedenhei¬ 
daß erst Ende 1937 eine »der Kriegswirtschaft inhärente Oberbeschäftigung« eintrat (Mandel- 
bäum, a. a. O., S. 182). 
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ten darüber bestehenbleiben, wann genau die deutsche Wirtschaft das 
Stadium der Kriegswirtschaft erreichte. Es kann jedoch mit ziemlicher 
Sicherheit festgelegt werden, daß dies sowohl nach quantitativen als auch 
institutioneilen Maßstäben nicht vor 1936 geschah. 

Die Diskussion um die Bestimmung des Charakters der deutschen Wirt¬ 
schaft vor 1936 ist wichtig - nicht weil die Aufrüstung als gewichtigster 
Faktor der Krisenüberwindung eine wirtschaftstheoretisch falsche, son¬ 
dern weil sie eine unzureichende Erklärung ist. Aufrüstung und Krieg 
waren politische Ziele der nationalsozialistischen Herrschaft, die diese 
u. a. auch mit wirtschaftlichen Methoden zu erreichen suchte, die an sich 
nicht in begrenztem Sinne als rein kriegswirtschaftliche zu bezeichnen 
sind. Die Aufrüstung war kein unbedingt immanenter Bestandteil der 
Wirtschaftsmethode, sondern wurde durch die politischen Ziele vorge¬ 
schrieben. Der wirtschaftliche Effekt dieser Methode war in erster Linie 
das Ergebnis der Finanzierung durch »deficit-spending« und nicht der 
pezifischen Verwendung der zusätzlichen Mittel, die durch die Politik 
estimmt war. Theoretisch konnte der gleiche Effekt erreicht werden, 
Venn diese Mittel nicht hauptsächlich für die Aufrüstung, sondern für 
zivile Zwecke des öffentlichen und privaten Verbrauchs ausgegeben wor¬ 
den wären. Daß dies nicht geschah, entsprang den politischen Zielen des 
Regimes und nicht der wirtschaftlichen Zwangslage. Mit anderen Wor¬ 
ten: Die Nationalsozialisten gaben der Aufrüstung den Vorrang, weil sie 
einen Eroberungskrieg vorbereiten wollten und nicht weil die wirtschaft¬ 
liche Situation und/oder die angewandte Wirtschaftsmethode keine an¬ 
dere Möglichkeit offenließ.* 

In den vorangehenden Kapiteln wurde versucht nachzuweisen, daß die 
Nationalsozialisten sich das neue wirtschaftspolitische Instrumentarium 
nicht bloß zufällig und pragmatisch aneigneten und für ihre Zwecke be¬ 
nutzt hätten, sondern daß sie, mehr und früher als andere Parteien und 
Richtungen, durch ihre ideologische Staats- und Wirtschaftsauffassung 
dafür aufnahmebereit gewesen wären. Der Krieg war im Kontext dieser 
Ideologie von zweifacher Bedeutung: Er war im sozial-darwinistischen 
Geschichtsbild Hitlers und seiner Partei sowohl naturbestimmter Selbst¬ 
zweck als auch das Mittel zur Erfüllung der Zukunftsvision einer neuen, 
»krisenfesten Volkswirtschaft«, deren Bedingung die politische und rassi- 


• Die Frage, wieweit der deutsche Wirtschaftsaufschwung einzig und allein durch die Aufrü¬ 
stung ermöglicht wurde und ohne diese nicht angchaltcn hätte, beschäftigte die wirtschafts- 
thcoretischc Fachliteratur noch vor und kurz nach dem Kriege. Haberlcr war der Ansicht, die 
deutsche Wirtschaft wäre ohne die Aufrüstung zum Stillstand verurteilt gewesen (Prosperity 
and Depression, N.Y. 1946, S. 507, zit. bei: Erbe, a. a. O., S. 192). Dagegen meint Guillcbaud 
(a.a.O., S.260), die Wirtschaftsbelebung sei nicht notgedrungen mit der Aufrüstung ver¬ 
knüpft, »in dem Sinne, daß das Ende der Aufrüstung den Zusammenbruch der Prosperität 
bedeutet hätte«. 
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sehe »Neuordnung« Europas war. Damit war die endgültige Verwirk¬ 
lichung der neuen Wirtschaftsordnung in die fernere Zukunft nach dem 
siegreich beendeten Krieg entrückt. Dies hinderte die Nationalsozialisten 
jedoch nicht an dem Versuch, gewisse Elemente und Mechanismen dieser 
Wirtschaftsordnung soweit wie möglich schon früh in das bestehende 
Wirtschaftssystem einzubauen. Dies um so mehr, als ideologische Postu- 
late wie Primat der Politik und nationale Macht als vornehmlichstes Ziel 
wirtschaftlicher Betätigung, vorzüglich zur Rechtfertigung staatsdirigisti¬ 
scher Wirtschaftseingriffe dienen konnten. Bis 1936 verlangte das »Pri¬ 
mat der Politik«, die Beseitigung der Arbeitslosigkeit und den Anlauf der 
Aufrüstung als unmittelbare Nahziele voranzustellen. Nach erreichter 
Vollbeschäftigung war die forcierte Kriegsvorbereitung das nächste Ziel, 
vor dem andere ideologisch bestimmte Ziele, wie z. B. die Siedlung und 
»Reagrarisierung«, vorerst zurücktraten, ohne dabei endgültig aufgege¬ 
ben zu werden. 

Diktatorischer Staatsdirigismus und eingeschränkte wirtschaftliche In¬ 
itiative und Freizügigkeit, ohne die kapitalistischen Besitzverhältnisse 
und Profitanreize anzutasten, waren integrale Bestandteile der vorgese¬ 
henen künftigen Wirtschaftsordnung, aber auch des gegenwärtigen natio¬ 
nalsozialistischen Wirtschaftssystems. Wenn dieses System nach den an¬ 
geführten Maßstäben bis 1936 noch keine Kriegswirtschaft war, so war es 
gleichzeitig doch schon mehr als dies: der stark ideologisch bestimmte 
Versuch, eine neue und krisenfeste Wirtschaftsordnung einzuleiten, die 
jedem reinrassigen »Volksgenossen« im nationalsozialistischen »Tau¬ 
sendjährigen Reich« das »Recht auf Arbeit« sichern sollte. Für die end¬ 
gültige Verwirklichung dieses Zieles sollte allerdings erst der vorgeplante 
Krieg die grundlegenden Bedingungen schaffen. 

Daß zumindest ein maßgeblicher Teil der nationalsozialistischen Führer¬ 
schaft, aber auch nüchterne Wirtschaftler vom Fach, die Dinge in diesem 
Sinne auffaßten, ließe sich ohne Schwierigkeiten ausführlich belegen. 
Nach allem, was bereits in den vorangehenden Kapiteln ausgeführt 
wurde, sollten jedoch hier drei etwas längere Zitate genügen. Das erste ist 
ein Auszug aus einer Sportpalast-Rede von Goebbels im Rahmen der 
»Kampfwoche >Jugend für deutschen Sozialismus<« vom Januar 1934: 
»Wenn wir Nationalsozialisten die Arbeitslosigkeit beseitigt haben wer¬ 
den, so ist damit die Wirtschaft noch nicht nationalsozialistisch... Die 
Wirtschaft muß nationalsozialistisch gestaltet werden, weil dies nämlich 
die einzige Garantie dafür bietet, daß wir in Zukunft vor ähnlichen Wirt¬ 
schaftskatastrophen bewahrt bleiben, wie wir sie unter dem Liberalis¬ 
mus und Marxismus erlebt haben... Voll ausleben und auswirken kann 
sich eine Idee erst durch Formen und Normen, die sie sich schafft, um 
sich durch sie zu verwirklichen. Der Aufbau der Wirtschaft wird... nur 
von Bestand sein, wenn auch ein Umbau der Wirtschaft vorgenommen 
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wird, d.h., wenn eine nationalsozialistische Wirtschaftsgestaltung Platz 
greift... Wenn die nationalsozialistische Idee in der Wirtschaft keine feste 
Gestalt durch bestimmte Formen und Normen annimmt, dann bleibt eine 
Bresche in der Schutzmauer des deutschen Volkes. Wir Nationalsozia¬ 
listen werden aber auch diese Lücke schließen und damit den Totalitäts¬ 
anspruch unserer Weltanschauung zur Wirklichkeit werden lassen.« 56S 
Das war reine Ideologie und Propaganda, deren Einfluß auch nicht unter¬ 
schätzt werden sollte. Aber was die akademisch geschulten Fachökono¬ 
men zu sagen hatten, trug unverkennbar ähnliche Züge. Zur Illustration 
können die Veröffentlichungen des »Reichskuratoriums für Wirtschaft¬ 
lichkeit« (RKW) - eine halboffizielle, vom Reichswirtschaftsministerium 
unterhaltene Institution - dienen: 

»Die Vielfältigkeit aller Wirtschaftsaufgaben der gegenwärtigen Zeit, 
\nd selbst die von dem Gewicht der Beseitigung der Arbeitslosigkeit, sind 
tztlich Teil- und Unterfragen dieses wichtigsten aller Wirtschaftspro- 
eme, nämlich dem der Stabilisierung einer unverbrüchlich klaren stän- 
ischen Wirtschaftsordnung. Denn das ganze Arbeitslosenproblem... ist 
erst dann wirklich gelöst, wenn es durch Schaffung einer dem Korrespon¬ 
denz- und Totalitätsprinzip genügenden ständischen Wirtschaftsordnung 
gelingt, die Wiederholung künftiger Krisenerscheinungen solcher und 
ähnlicher Art grundsätzlich unmöglich zu machen... Immer hat die Lö¬ 
sung dieser entscheidenden Wirtschaftsfragen von seiten der Wirtschafts¬ 
ordnung her zu erfolgen, da nur eine solche Lösung zugleich die Gewähr 
für ihre Dauer verspricht.« 569 

Äußerungen dieser Art gehörten nicht nur in die erste Zeit der national¬ 
sozialistischen Herrschaft, sondern erschienen in verschiedenen Varia¬ 
tionen immer wieder in der Literatur und Presse, auch nachdem die 
Ständeterminologie aus der Mode gekommen war. Die Kontinuität die¬ 
ser Auffassungen beweist ein Aufsatz des Wirtschaftsredakteurs der 
»Deutschen Allgemeinen Zeitung« aus dem Jahre 1940: 

»Auf die Dauer ist nicht die Höchstleistungswirtschaft völkisch gesund, 
sondern die Wirtschaft der optimalen Leistung, hinter der eine ausgewo¬ 
gene Lebensordnung der wirtschaftenden und arbeitenden Menschen 
steht.« Eine derartige Wirtschaftsordnung könne allerdings nicht auf 
einen Schlag und ohne Schwierigkeiten erstehen, sondern erst,»... wenn 
die Politik den Durchbruch zu nationaler Macht und Größe und europäi¬ 
scher Neuordnung im Sinne einer Pax Germanica endgültig ausgeweitet 
und nach außen konsolidiert hat« 570 . 


210 


Kapitel 4 

Die Kriegs- und Eroberungswirtschaft, 1937-1945 


Der Wendepunkt 1936: Priorität der Kriegsvorbereitungen 

Am 4. September 1936 verlas Göring in einer Ministerialsitzung eine gt 
heime Denkschrift Hitlers, die in der Forschung als »Denkschrift zum 
Vierjahresplan« bekannt ist. Sie endete mit den von Hitler gestellten Auf¬ 
gaben, die deutsche Armee »in vier Jahren einsatzfähig« und die deutsche 
Wirtschaft »in vier Jahren kriegsfähig« zu machen. Zu dieser Zeit war die 
Vollbeschäftigung bereits erreicht, und Mangelerscheinungen machten 
sich, besonders bei hochqualifizierten Arbeitskräften und auch bei Roh¬ 
stoffen, bemerkbar. Der Export, der sowohl wegen der Welthandelslage, 
als auch infolge der gezielten Binnenmarktorientierung der Regierung 
hinter der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung zurückgeblieben war, 
konnte die für den Rohstoffimport notwendigen Devisen nicht decken. 
Hitler forderte daher, die Erzeugung synthetischen Brennstoffs und 
Gummis sowie die deutsche Erzförderung »ohne Rücksicht auf Ko¬ 
sten ... auf das äußerste zu erhöhen.« 571 

Die Ernennung zum »Generalbevollmächtigten für den Vierjahresplan« 
brachte für Göring einen nicht unbeträchtlichen Machtzuwachs innerhalb 
der nationalsozialistischen Hierarchie, ohne daß damit eine wesentliche 
Änderung in der institutionellen Wirtschaftslenkung eintrat. 572 Einige 
Wirtschaftszweige wurden mit Priorität behandelt und dem Bevollmäch¬ 
tigten für den Vierjahresplan unterstellt. Damit wurde den bereits be¬ 
stehenden Aufsichts- und Lenkungsorganen eine neue Behörde hinzu¬ 
gefügt, ohne jedoch die genauen Kompetenzenbereiche voneinander 
abzugrenzen. Eine der ersten Maßnahmen war die Ernennung des schle¬ 
sischen Gauleiters Josef Wagner zum »Reichskommissar für die Preisbil¬ 
dung«. Dem folgte die Ernennung einer Reihe von »Generalbevollmäch¬ 
tigten« für einzelne Wirtschaftszweige, wie die Eisen- und Stahlproduk¬ 
tion, Chemieindustrie, das Bauwesen und die Kraftwagenerzeugung. 
Göring selbst stand an der Spitze dem »Generalrat für den Vierjahres¬ 
plan« vor, zu dem auch die Staatssekretäre des Reichswirtschaftsministe¬ 
riums und der Reichtsministerien für Landwirtschaft, Arbeit und für das 
Verkehrswesen gehörten. Dadurch sollten die Tätigkeitsbereiche der ein¬ 
zelnen Ministerien miteinander koordiniert werden. In Wirklichkeit je¬ 
doch war damit eine Kompetenzeneinschränkung der einzelnen Minister 
verbunden. Im November 1937 wurde schließlich Schacht vorübergehend 
durch Göring selbst, und Anfang 1938 endgültig durch Walter Funk abge- 
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löst, der im Januar 1939 auch Schachts Posten als Reichsbankpräsident 
übernahm. Funk hatte bereits früher zum engeren Kreis um Göring ge¬ 
hört und war der richtige Mann, um den erfahrenen, eigenwilligen und 
manchmal auch auftrotzenden Schacht abzulösen. 

Bei aller augenscheinlichen Machtfülle hat der Apparat des Beauftrag¬ 
ten für den Vierjahresplan nie die Funktion einer umfassenden Auf- 
sichts- und Planungsinstanz der gesamten Wirtschaft erfüllt. In der 
Hauptsache konzentrierte er seine Tätigkeit auf einige strategisch wich¬ 
tige Wirtschaftsgebiete, besonders solche, in denen Mangelerscheinun¬ 
gen auftraten. Entsprechend der Hitlerschen Direktive wurden beson¬ 
ders die Industriezweige synthetischer Ersatzstoffe vorangetrieben. Karl 
Krauch, Aufsichtsratsmitglied des I.G. Farben-Konzerns, der bereits 
seit 1933 zum Beraterstab Görings im Reichsluftfahrtministerium ge¬ 
hörte, wurde Leiter der für die Chemiewirtschaft zuständigen Abtei¬ 
lung. Er hatte bereits 1934 zu den Initiatoren der synthetischen Treib¬ 
stoffgewinnung gehört und übernahm jetzt dazu die Beaufsichtigung der 
Junaproduktion. Die enge Zusammenarbeit mit der Chemieindustrie 
and ihren organisatorischen Ausdruck in der engen Verquickung des 
Verwaltungsapparats der I. G. Farben mit dem Stab des Beauftragten 
für den Vierjahresplan. Diese Zusammenarbeit war auch für andere 
kriegswichtige Industriezweige typisch und erweiterte sich zunehmend 
während des Krieges. 573 

Daneben errichtete Göring eine Reihe neuer Betriebe unter der direk¬ 
ten Leitung seiner Untergebenen. Bereits 1937 wurden in Salzgitter die 
»Hermann-Göring-Werke« eröffnet, die den Abbau geringhaltiger 
Eisenerze unternahmen, den die Privatindustrie aus wirtschaftlichen 
Kalkulationsrechnungen unterlassen hatte. An der Spitze dieses Unter¬ 
nehmens stand Paul Pleiger, ein westfälischer Industrieller und Gauwirt¬ 
schaftsberater der NSDAP im Gau Westfalen-Süd. Im Laufe des Krieges 
wuchsen die Hermann-Göring-Werke durch Konfiskation von Betrieben 
in Österreich und den besetzten Ländern zu einem Riesenkonzern, der 
neben dem Erzbergbau zahlreiche unterschiedliche Industriebetriebe 
umschloß und der unter anderem - über den ursprünglichen Aufgaben¬ 
kreis des Vierjahresplans hinaus - auch den Wassertransport be¬ 
trieb. 574 

In den Kompetenzenbereich des Beauftragten für den Vier jahresplan 
fiel ab 1938 auch die endgültige Verdrängung und Ausplünderung der 
deutschen Juden. Im Reichsluftfahrtministerium fand nach dem No¬ 
vemberpogrom am 12. November 1938 unter Görings Vorsitz die ent¬ 
scheidende Sitzung statt, in der die Schritte zur »Entjudung der Wirt¬ 
schaft« in allen Einzelheiten beschlossen wurden. 575 Im Laufe dieser 
Maßnahmen wurde die Kontribution von 1 Mrd. RM als kollektive 
»Sühneleistung« eingetrieben und die forcierte »Arisierung« der noch 
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bestehenden jüdischen Geschäfte und Betriebe - zur Bereicherung ver¬ 
dienter Partei- und anderer Volksgenossen - durchgeführt. Die nach 
Kriegsausbruch im Rahmen der Vierjahresplanbehörde errichtete 
»Haupttreuhandstelle Ost«, die die konfiszierten jüdischen und polni¬ 
schen Betriebe »übernahm«, war nichts anderes als die natürliche Fort¬ 
setzung des 1938 begonnenen »Einsatzes jüdischer und feindlicher Ver¬ 
mögen für die Kriegswirtschaft«. 576 


Blitzkrieg-Strategie und Rüstungsziele 

In der früheren Nachkriegsforschung bestand eine Tendenz, die Erfolge 
der deutschen Kriegswirtschaft, zumindest in den ersten Kriegsjahren, zu 
unterschätzen. Die hauptsächliche Basis dafür bildeten die Ergebnisse 
einer geheimen Untersuchung, die das amerikanische Militär über die 
Ergebnisse des Strategie Bombing Command im Herbst 1945 anstellen 
ließ. Zwei der an der Untersuchung beteiligten Wissenschaftler benutz¬ 
ten diese Ergebnisse, die zum Teil bis heute noch geheimgehalten wer¬ 
den, für eigene Forschungen. Dabei kam z. B. Nicholas Kaldor zu dem 
Schluß, daß »auf dem Papier« zwar alles rationiert war, tatsächlich jedoch 
die Kontrolle amateurartig und schwerfällig gehandhabt wurde. 577 Der 
bereits mehrmals erwähnte Burton Klein ging, wie wir oben sahen, noch 
weiter mit seiner Behauptung, die deutsche Wirtschaft sei auch in der 
Planung nicht auf die Vorbereitung eines länger andauernden Krieges 
ausgerichtet gewesen. Nach den Angaben Kleins wäre noch bis kurz vor 
Kriegsausbruch die Erzeugung von zivilen Verbrauchsmitteln gesteigert 
worden, obwohl diese schon 1937 den Stand von 1928 erreicht hatte. 
Klein zog daraus den Schluß, daß die deutsche Wirtschaft vor dem Krieg 
»sowohl Kanonen als Butter« produzierte - wobei angeblich die »But¬ 
ter«, allem allgemeinen Eindruck entgegen, sichtlich den Vorrang gehabt 
habe. 578 

Diese kühne Behauptung stützte Klein mit der Unterscheidung zwischen 
einer Aufrüstung »in die Tiefe« oder »in die Breite«. Bei der ersten ba¬ 
siert die Kriegsmittelproduktion auf einer festen Industrieanlagen- und 
Rohstoffversorgungsbasis, die sowohl die Deckung des unmittelbaren 
Waffen- und Munitionsbedarf, als auch die Erneuerung der Vorräte, den 
Wechsellagen des Krieges gemäß, ermöglicht. Dagegen zielt die »Brei¬ 
tenaufrüstung« auf die Massierung einer diversifizierten Menge von 
Kriegsmaterial, die dem Angreifer in der Anfangsphase des Krieges den 
sofortigen Vorteil zusichern soll. Diese Art Rüstung entsprach nach Klein 
der von der nationalsozialistischen Führung gewählten Blitzkrieg-Strate¬ 
gie. Wenn diese auch die Möglichkeit einer verzögerten Entscheidung 
und nachfolgender Kriege an neuen Fronten nicht ausschloß, so glaubte 
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sie doch, sich in diesem Falle auf die Rohstoffvorräte und das industrielle 
Potential der zuerst eroberten Länder stützen zu können. Diese sollten 
auch die Nahrungsmittelversorgung der deutschen Bevölkerung erleich¬ 
tern, um Zwangslagen, wie sie aus dem Ersten Weltkrieg noch in lebendi¬ 
ger Erinnerung waren, zu vermeiden. Wie die spätere Entwicklung be¬ 
weist, waren diese Berechnungen keineswegs unrealistisch. 

Kleins detaillierte Berechnungen der Rüstungsausgaben sind, wie bereits 
dargestellt, sowohl absolut, als auch im Vergleich zum Volkseinkommen 
und zu den öffentlichen Ausgaben zu niedrig. Seine Gesamtdarstellung 
der staatlichen Wirtschaftsführung und der ihr gesetzten Planziele in den 
Jahren der beschleunigten Aufrüstung ab Ende 1936 kommt jedoch der 
Wirklichkeit etwas näher, leidet aber auch an einer Unterschätzung der 
erzielten Erfolge. Der Kompetenzenwirrwarr und die miteinander 
•ifernde Konkurrenz persönlicher oder gruppenorientierter Verantwor- 
ngsinstanzen gehörten zweifellos zum nationalsozialistischen Herr- 
naftssystem. Die Entscheidungen fielen, wie überall so auch in der 
xiegswirtschaft, nur selten auf dem Wege festgesetzter Verwaltungsnor- 
Jnen. Aber das Erstaunliche ist gerade, daß dieses System trotzdem effi¬ 
zient funktionierte und die vorgegebenen Ziele zumeist erreicht werden 
konnten. Wahrscheinlich haben diese Zuständigkeits- und Inter¬ 
essenkämpfe die Leistungsfähigkeit der Kriegswirtschaft eingeschränkt. 
Andererseits mag gerade dieses »System« improvisierter Ad-hoc-Ent- 
scheidungen unter den Bedingungen sich schnell wandelnder Kriegslagen 
flexible Anpassungsmöglichkeiten geschaffen haben, die der Kriegs- und 
Wirtschaftsführung zugute kamen. 

Noch ehe die Vollbeschäftigung erreicht war, machte sich in den mit der 
Aufrüstung verbundenen Industriezweigen ein Nachfrageüberschuß qua¬ 
lifizierter Arbeiter bemerkbar. 579 Bereits ab Ende 1934 hatten die Treu¬ 
händer der Arbeit die ihnen zustehenden Möglichkeiten selektiver Lohn¬ 
erhöhungen in bevorzugten Betrieben dazu verwendet, um besonders 
benötigte Facharbeiter in die Rüstungsbetriebe zu ziehen. Vor dem Ein¬ 
marsch deutscher Truppen ins Rheingebiet wurden dadurch besonders 
Arbeitskräfte aus dem Rheinland, in dem nach den Bestimmungen von 
Versailles die Waffenproduktion verboten war, zur Arbeit in der Rü¬ 
stungsindustrie östlich des Rheins bewogen. Wie bereits geschildert, 
hielt, trotz aller entgegengesetzter Propaganda und materieller Bevorzu¬ 
gung, auch der Zug landwirtschaftlicher Arbeiter in die Städte noch vor 
der erreichten Vollbeschäftigung an. Die Bauindustrie, die in der ersten 
Phase der Wirtschaftsbelebung eine führende Rolle spielte, konnte diese 
zusätzlichen Arbeitskräfte zu einem guten Teil absorbieren. Im Februar 
1935 war zwar die Arbeitsbuchpflicht eingeführt worden, aber auch sie 
konnte den öfteren Wechsel der Arbeitsplätze, entsprechend der erhöh¬ 
ten Löhne und besserer Arbeitsbedingungen, nicht verhindern. Je mehr 
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sich die Wirtschaft der Vollbeschäftigung näherte, erschwerte der Mangel 
an Arbeitskräften die Entwicklung der weniger bevorzugten Wirtschafts¬ 
zweige. Weiter verschlimmert wurde die Lage infolge der erklärten Poli¬ 
tik, die Frauen zu ihrer »natürlichen Aufgabe« als Hausfrauen und Müt¬ 
ter zurückführen zu wollen. 

Ab 1936 machte sich zunehmend die Tendenz erhöhter Löhne bemerk¬ 
bar, was das Gleichgewicht der eingeschlagenen Lohn- und Preispolitik 
gefährdete. Trotzdem wurde, wahrscheinlich aus Rücksicht auf den Ar¬ 
beitskraftmangel der Rüstungsindustrie, erst im Juni 1938 ein absolutes 
Verbot jeder Lohnerhöhung erlassen. Der Wettlauf der bevorzugten Be¬ 
triebe nach den bestqualifizierten Arbeitern ging gleichwohl weiter: Ver¬ 
besserte Arbeitsbedingungen und verschiedene materielle Anreize in 
Form von »Sozialleistungen«, die über oder unter dem Tisch weitergege 
ben wurden, wie z. B. vom Betrieb zur Verfügung gestellte Kleinfah: 
zeuge, hohe Tarife für Überstunden u. ä., waren faktisch nichts andere 
als erhebliche, den Lohnstop umgehende Einkommenserhöhungen für 
besonders qualifizierte Arbeiter und Angestellte. 

Die Militarisierung der Arbeitskräfte wurde im Rahmen des Vierjahres¬ 
plans bereits im März 1939 vervollständigt. Bereits im Sommer 1938 wa¬ 
ren ca. 400000 Arbeiter für die Errichtung des Westwalls mittels zeitlich 
begrenzter Stellungsbefehle mobilisiert worden. Nun erging das aus¬ 
drückliche Verbot, den Arbeitsplatz ohne Bestätigung der Arbeitsämter 
zu wechseln. 

Eine besondere Aufgabe des Vier jahresplans war die verschärfte Überwa¬ 
chung der Rohstoffzuteilungen. 1928 importierte Deutschland 95 v. H. der 
für die Schwerindustrie notwendigen Eisenerze. Bereits 1934 war, wie wir 
sahen, die Zuteilung, besonders der importierten Rohstoffe durch die 
Einführung von Überwachungsstellen rationiert worden. Nun wurde 
durch die Bestimmungen zum Vierjahresplan die Bearbeitung gewisser 
Rohstoffe, wie Nickel und anderer Leichtmetalle, in der zivilen Ver¬ 
brauchsmittelindustrie fast völlig unterbunden. Eine großangelegte Alt¬ 
eisen- und Schrottsammlungs-Aktion der Schulkinder und nationalsoziali¬ 
stischen Jugend- und Frauenbünde hatte nicht unbeträchtliche Erfolge: 
Zwischen September 1937 und Juli 1938 erbrachte z. B. die Durchkäm¬ 
mung der Müllablagen in 150 Städten einen Ertrag von über 55 000 Tonnen 
alter Konservenbüchsen. Darüber hinaus erreichte der Vierjahresplan 
auch auf dem Gebiet der Rohstoffproduktionssteigerung beeindruckende 
Ziele. Zwischen 1936 und 1939 konnte die Erzeugung kriegswichtiger 
Rohstoffe nach der folgenden Aufstellung erweitert werden: 580 
In der Landwirtschaft ging die Beschäftigtenzahl zwischen 1933 und 1939 
von 9,3 (28,9 v.H.) auf 9 Millionen (25,9 v.H. Beschäftigte) zurück. 581 
Hier waren sichtlich die ideologischen Motivationen den Interessen der 
Aufrüstung nachgeordnet worden, und das Regime versuchte, den Aus- 
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Erzeugung kriegswichtiger 
Rohstoffe (in Tsd, t) 

1936 

1939 

Zuwachs 
in v. H. 

Eisenerze 

2259 

3928 

73,9 

Aluminium 

95 

194 

192,4 

»Buna« (synthetisches Gummi) 

1 

22 


Ersatzfasern 

43 

192 

346,5 

Flugzeugbenzin 

43 

302 

602,3 

Gewöhnliches Benzin 

1214 

1633 

34,5 


fall an Arbeitskräften durch ausgleichende Maßnahmen wettzumachen. 
Staatssekretär Backe wurde als Bevollmächtigter für die Landwirtschaft 
in den Apparat des Vierjahresplans eingeschaltet und der Reichsnähr¬ 
stand im März 1937 bevollmächtigt, den Anbau kriegsversorgungswichti¬ 
ger Kulturen, vor allem für die Fettgewinnung, auf dem Anordnungs- 
vege zu fördern. Ab Juli desselben Jahres durften die Getreideerträge 
cht mehr für die eigene Futterversorung benutzt und mußten statt 
ssen an die staatlich bestätigten Ankaufsstellen abgegeben werden. Ab 
ugust wurden dann große Getreidespeicher in zu diesem Zweck konfis- 
Jerten Sport- und Vergnügungshallen angelegt. Außerdem förderte die 
Regierung den Bau neuer Getreidespeicher durch Kostenbeteiligung bis 
zu 35 v. H. der Baukosten. 

Zur Einbringung der Ernte wurden die Schulkinder »eingesetzt«, und 
auch das für alle Mädchen nach Schulabgang obligatorische »Landjahr« 
half den Arbeitermangel der Landwirtschaft zu überwinden. Zudem 
wurde der Arbeitsdienst - ab 1935 als para-militärisches Pflichtjahr 
eingeführt - zum Teil für landwirtschaftliche Arbeiten, besonders zur 
Erntezeit, abkommandiert. Neben der finanziellen Förderung der Me¬ 
chanisierung der Betriebe und verbilligter Dünger- und Schädlingsbe¬ 
kämpfungsmittel bewirkten diese Maßnahmen einen nicht unbeträcht¬ 
lichen Ertragszuwachs in den bevorzugten Landwirtschaftszweigen. So 
war z. B. die Brotgetreideversorgung bereits 1938 fast völlig aus dem 
eigenen Anbau gesichert. 582 Dagegen war die Fettlage immer noch kri¬ 
tisch, was zu einer groß aufgezogenen Propagandaaktion gegen die But¬ 
ter, die bereits vor dem Kriegsausbruch rationiert wurde, Anlaß gab. 
»Kanonen statt Butter!« 

Die Textilfabrikation war besonders von der Rohstofflage betroffen. Den 
auch hier merkbaren Nachfragezuwachs versuchte man durch die Bei¬ 
fügung von Kunstfasern zu befriedigen, was die Qualität der Gewebe und 
deren Haltbarkeit ungünstig beeinflußte. Als in der Bevölkerung Unwil¬ 
len darüber aufkam, wurde den Produzenten verboten, Qualitätsangaben 
wie etwa »Reine Wolle« anzuheften, oder durch Wasch- und Reinigungs¬ 
rezepte die Zusammensetzung der Gewebe zu offenbaren. Trotz alledem 
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wirkte sich die allgemeine Erhöhung des Lebensstandards auch in der 
Landwirtschaft aus: Zwischen 1936 und 1939 stieg die Rindfleischproduk¬ 
tion um 25 v. H., die des Schweinefleischs um 10 v. H. 583 


1939-1941: Privatkonsum in der Blitzkriegphase 

Allgemein stieg die Verbrauchsgüterproduktion weiter an und wurde 
auch nach Kriegsausbruch nur geringfügig eingeschränkt. Ihr Produk¬ 
tionsindex pro Kopf der Bevölkerung hatte 1936 bereits den Stand von 
1928 erreicht und stieg bis 1939 um weitere 8 v. H. Bis Anfang 1942 ging er 
langsam wieder auf die 1936 erreichte Höhe zurück, und erst Mitte 1944, 
als die deutsche Wirtschaft in der letzten Kraftanstrengung der Kriegsmit¬ 
telproduktion eingespannt war, war ein weiterer Rückgang um 18 v. H. zu 
verzeichnen. Im Vergleich dazu stieg der Index der Produktionsmittel¬ 
erzeugung (1928 = 100) auf 121 im Jahre 1939 und bis Mitte 1944 auf 150. 
Diese Zahlen beweisen eindeutig, daß die für die Aufrüstung direkt oder 
indirekt wichtigen Industriezweige bereits ab 1936 vorangetrieben wor¬ 
den waren, und daß dies jedoch nur in beschränktem Maße auf Kosten 
der Verbrauchsmittelerzeugung für den laufenden Bedarf der Bevölke¬ 
rung stattgefunden hat. 584 

Diese Entwicklung war weder der spontanen Reaktion auf die Markt¬ 
nachfrage, noch irgendwelchen Unzulänglichkeiten staatlicher Produk¬ 
tionsplanung zuzuschreiben, sondern bedachte Politik. Die nationalso¬ 
zialistische Führung und ihre zuständigen Organe beobachteten auch zu 
dieser Zeit, als die wirtschaftlichen und außenpolitischen Erfolge und die 
Siege der ersten Kriegsjahre den Konsens fast überall auf den Höhepunkt 
getrieben hatten, die Stimmung in der Bevölkerung und reagierten auf 
deren Schwankungen. Je näher der Krieg heranrückte und auch noch 
während der Kriegsjahre wurde die zivile Versorgungslage zu einem auch 
propagandistisch einkalkulierten integralen Bestandteil der Kriegsvorbe¬ 
reitungen und der Kriegsführung. Dies fand seinen Ausdruck nicht nur in 
der Anstrengung, die Lebensmittelversorgung auf dem Vorkriegsniveau 
zu halten, sondern auch in der Bevorzugung gewisser, für die »Volks¬ 
moral« als wichtig erachteter Verbrauchsartikel. Das beste Beispiel hier¬ 
für war die massenhafte Produktion des »Volksempfängers«, um fast 
jeden Haushalt mit diesem billigen, für die Propaganda als unerläßlich 
erkannten Radiogerät auszurüsten. Daneben wurde auch der »Volks¬ 
kühlschrank« weitgehend gefördert und in die Aktion zur Lebensmittel¬ 
ersparnis unter dem Slogan »Kampf dem Verderb« eingeschaltet. 
Dagegen war die propagandistisch mit großem Aufwand aufgezogene 
»Volkswagen«-Kampagne ein Unternehmen anderer Art. Das Volkswa¬ 
genwerk wurde 1938 von der Deutschen Arbeitsfront bei Fallersleben 
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erbaut, nachdem die private Industrie die Produktion des von Hitler selbst 
propagierten Kleinwagens nicht auf eigenes Risiko übernehmen konnte. 
Wahrscheinlich war damals bereits die Absicht, überschüssige Kaufkraft 
aufzufangen, viel eher ausschlaggebend, als das tatsächliche Vorhaben, 
mit der Produktion des Volkswagens in großem Maßstab zu beginnen. Die 
in Aussicht gestellte Verwirklichung des Traums jedes »kleinen Mannes«, 
ein eigenes Auto zu besitzen, erwies sich jedenfalls als ein sehr wirksamer 
Anreiz zum Sparen. Es wurden bereitwillig Überstunden gemacht, um den 
Traum vom Auto in absehbarer Zukunft verwirklichen zu können. Hitlers 
Rede bei der Grundsteinlegung des Volkswagenwerks machte aus dieser 
Tendenz kein Hehl: »Wenn das deutsche Volk alles das, was es an Löhnen 
für seine Arbeit erhält, nur in Lebensmitteln anlegen wollte, die wir mit 
unseren 140 Menschen auf einen Quadratkilometer nicht produzieren 
können, dann müßte dies zu einer Katastrophe führen. Deshalb ist es 
notwendig, daß wir die Kaufkraft des deutschen Volkes in andre Richtun¬ 
gen hinlenken.« 585 

Die »Richtung« war in diesem Fall die Mobilisierung der privaten Erspar- 
sse für die Kriegswirtschaft. Bis März 1939 waren bereits 170000 Sparer 
it 110 Millionen RM eingeschrieben, aber keiner von ihnen sah seinen 
:aum verwirklicht. Als die Volkswagenwerke mit der Produktion began- 
ien, liefen nicht die erst viel später bekannt gewordenen »Käfer«, son¬ 
dern Militärfahrzeuge und Flugzeugteile vom Band. 586 
Trotzdem ist es falsch, daraus zu schließen, daß die deutsche Wirtschaft bis 
1939 nicht auf den Krieg vorbereitet wurde und mehr Butter als Kanonen 
produzierte. Ab Ende 1936 oder Anfang 1937 herrschte in der Wirtschafts- 
lenkung die zwar nicht offen erklärte, aber darum nicht weniger effektiv 
durchgeführte Überleitung beschränkter Produktionsfaktoren von der 
Verbrauchs- zur Rüstungsindustrie vor. In den folgenden Jahren wurden 
nicht »sowohl Butter als auch Kanonen«, sondern zunehmend Kanonen 
und Butterersatz und »Bunker und Befestigungen statt Wohnungen« her¬ 
gestellt. Daneben »darf der >Organisationsdschungel<, der in der Vierjah¬ 
resplanbürokratie herrschte, nicht darüber hinwegtäuschen, daß unter 
Ausnutzung der Unternehmerinitiative... bereits der Grundstein für den 
Übergang zur zentralen Planung und Lenkung des Wirtschaftsprozesses 
gelegt worden war.« 587 Die autarke Selbstversorgung war natürlich nicht 
vollkommen und konnte es unter den gegebenen Umständen auch nicht 
sein. Aber auf den wichtigsten Gebieten waren die Erfolge durchaus beein¬ 
druckend und die Hoffnung, das noch fehlende bald auf dem Wege der 
Eroberung fremder Länder und des Druckes auf neutrale Nachbarn zu 
erhalten, war, wie wir heute wissen, nicht vergebens. 

Obwohl sofort nach Kriegsausbruch die Rationierung auf eine Reihe von 
Produkte erweitert wurde, blieben zumeist die zugeteilten Mengen der 
Lebens- und Verbrauchsmittel nur geringfügig unter dem bisherigen 
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Durchschnitt. 588 Nur die noch in Deutschland lebenden Juden mußten 
ihren Verbrauch aufgrund der sie betreffenden Sondergesetze erheblich 
einschränken, und manche Artikel, wie Kleidungsmittel oder Schuhe, 
wurden ihnen überhaupt nicht mehr zugeteilt. Ebenso Lebensmittel wie 
Südfrüchte, Süßigkeiten, Weißbrot, Zigaretten oder Sonderzuteilungen 
wie Fleisch oder Fische. 589 Allgemein wurde auch in der ersten Kriegs¬ 
phase der Verbrauch der Bevölkerung viel weniger betroffen als im Er¬ 
sten Weltkrieg. Nachher erlaubte die Ausplünderung der eroberten Län¬ 
der die reichliche Versorgung der Siegernation. 

In der ersten Phase der deutschen Kriegswirtschaft, die bis ungefähr Ende 
1941 anhielt, lassen sich die oben angeführten Richtlinien der »Blitzkrieg¬ 
strategie« klar erkennen. Die Industrieproduktion blieb im Rahmen 
kurzfristiger Planungsziele, nachdem die schnellen Siege in Polen, Frank¬ 
reich und Skandinavien die ursprünglichen Voraussetzungen bestätigt zu 
haben schienen: Hitler und seine zuständigen Gremien scheinen weiter¬ 
hin an der Auffassung festgehalten zu haben, daß eine »Tiefenrüstung« 
nicht nötig - vielleicht auf die Dauer, angesichts der wirtschaftlichen 
Stärke der gegenwärtigen und vor allem potentieller Feindländer auch 
nicht möglich sei. Die Massenproduktion der für den nächsten »Blitz« 
notwendigen Kriegsmittel wurde daher, je nach dem vorausgeplanten, 
von Zeit zu Zeit auch wechselndem Kriegsziel, an die Spitze gestellt, um 
durch einen konzentriert eingesetzten Vorteil schnelle Entscheidungen zu 
sichern. 590 

In den eroberten Ländern wurden sofort die bestehenden Rohstofflager 
beschlagnahmt und zum Teil nach Deutschland transportiert. Erst später 
ging man dazu über, das am Platze selbst bestehende Industriepotential 
für die deutschen Rüstungszwecke einzuspannen. Allein in Polen und 
Frankreich fielen so den Deutschen 272000 Tonnen Eisenerze und 
355000 Tonnen an Nichteisenmetallen in die Hände, neben beträcht¬ 
lichen Mengen von Flugzeugtreibstoff und chemischen, für die Rüstung 
wichtigen Produkten. 591 Die verstärkten Lieferungen hochwertiger 
Eisenerze aus Schweden kamen hinzu und ermöglichten es, die Stahlpro¬ 
duktion zwischen Ende 1939 und Ende 1940 um 26 % zu erhöhen, ohne 
die zivile Produktion wesentlich einzuschränken: Ihr Anteil am verarbei¬ 
teten Stahl-Gesamtprodukt ging in der gleichen Zeitspanne nur von 41,5 
auf 40,8 v. H. zurück. 

Im Sommer 1940 war sogar ein leichter Rückgang der Kriegsmittelproduk¬ 
tion zu verzeichnen, der wahrscheinlich der verzögerten Entscheidung 
über das nächste Kriegsziel zuzuschreiben ist. Solange noch die Invasion 
Englands geplant war, wurden die Hauptanstrengungen der Rüstungs¬ 
wirtschaft auf die Produktion von Flugzeugen und Schiffen aller Art kon¬ 
zentriert. Am Ende des gleichen Jahres wurde dann die Produktion von 
Panzern, Artillerie und die Ausrüstung des Landheeres vorangestellt. 
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nachdem die Entscheidung für das »Unternehmen Barbarossa«, d. h. den 
Einfall in die Sowjetunion, gefallen war. Der Umstand, daß dieser Rich¬ 
tungswechsel verhältnismäßig schnell und reibungslos vorgenommen 
werden konnte, ist ein Beweis für die Flexibilität dieses Systems, solange 
die Kriegsziele allein von der deutschen Initiative abhingen. 592 


1941 -1945: Wende biszum »totalen Krieg« 

Das Ende der ersten Phase der deutschen Kriegswirtschaft kam bereits im 
Herbst 1941, nachdem die deutschen Truppen vor Moskau zum Stehen 
gebracht worden waren. Trotzdem vergingen noch einige Monate, bis es 
Hitler und dem Generalstab klar wurde, daß ein langwieriger Krieg und 
keine blitzartige Entscheidung bevorstand. Nachdem im Dezember 1941 
auch die Vereinigten Staaten in den Krieg einbezogen wurden, stand 
Deutschland ein überlegenes militärisches und wirtschaftliches Kräfte¬ 
reservoir gegenüber, das die Aussichten auf einen schnellen Sieg endgül¬ 
tig begrub. Am 10. Januar 1942 wurde daraus im »Führerbefehl Rüstung« 
die unausweichliche Konsequenz für die Kriegswirtschaft gezogen. 593 Der 
Panzerbau für die Ostfront und die gesteigerte Erzeugung von Untersee¬ 
booten wurden als gleichwertige Planungsziele nebeneinandergestellt, da 
Hitler die Blockade Englands als ein Mittel einer schnellen Entscheidung 
sah, bevor die USA ihr Kriegspotential voll entwickeln und nach Europa 
überführen konnten. Im Grunde mußte es ihm klar sein, daß nur der volle 
Einsatz aller Kräfte bei gleichzeitiger »Tiefenentwicklung« der Rüstungs¬ 
industrie durch Neuinvestitionen, das Aushalten Deutschlands in einem 
langwierigen Krieg an vielen Fronten gewähren konnte. 

In der Geschichtsschreibung wird vielfach die beeindruckende Umstel¬ 
lung der Rüstungswirtschaft dem Architekten und langjährigen Vertrau¬ 
ten Hitlers, Albert Speer, zugeschrieben, der ab Februar 1942 als Minister 
für Bewaffnung und Munition amtierte. Dies nicht ganz mit Recht, denn 
tatsächlich hatte bereits Speers Vorgänger Fritz Todt die entscheidenden 
Schritte zur Reorganisation getan. 594 Aus dem Bau der Autobahnen und 
des Westwalls hervorgegangen, bildete die »Organisation Todt« eine 
eigene, militärisch organisierte und in Bau- und auch Industrieunterneh¬ 
men der okkupierten Länder eingesetzte Einheit, die dort u. a. Hundert¬ 
tausende von Kriegsgefangenen und zwangsarbeitenden Juden rück¬ 
sichtslos ausbeutete. Ab Dezember 1938 gehörte Fritz Todt, ein begabter 
Ingenieur und alter Nazi, dem Organisationsapparat des Vierjahresplans 
an, wurde jedoch im März 1940 zum Reichsminister für Bewaffnung und 
Munition ernannt. Die von Todt eingearbeitete Reorganisation der 
Kriegsproduktion wurde nach dessen Tod bei einem Flugzeugabsturz im 
Februar 1942 von seinem Nachfolger Speer übernommen und weiterent- 
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wickelt. Dabei mögen das Vertrauen, das Speer bei Hitler genoß, und sein 
direkter Zugang ihm die Umgehung vieler bürokratischer Hindernisse 
und interessenbedingter Schwierigkeiten ermöglicht haben. 

Das Grundprinzip dieser neuen Organisation des Rüstungswesens war 
die Mobilisierung des »know-how« und der auf Profitmaximalisierung 
ausgerichteten Initiative der Unternehmer. Dies war an sich nicht neu: 
Wie bereits oben ausführlich geschildert wurde, war die Wirtschaftslen¬ 
kung ohne zentrale Planungsinstanz und unter Ausnutzung der profit¬ 
orientierten Unternehmerinitiative ein hervortretendes Kennzeichen 
nationalsozialistischer Wirtschaftspolitik. Diese wurde nun, allerdings 
unter veränderten Bedingungen, die einen strafferen Dirigismus erfor¬ 
derten, fortgesetzt. Mit besonderen Vollmachten ausgerüstete Planungs¬ 
stäbe setzten nun für jeden Produktionszweig die Quoten fest und teilten 
den einzelnen Betrieben dementsprechend die notwendigen Rohstoff 
und Arbeitskräfte zu. Ab Ende 1941 führte Todt daneben auch Koordin 
tionsgremien ein, die die verschiedenen Komponenten der Kriegsmitte 
industrie aufeinander abstimmten. Die dafür bestellten »Hauptaus¬ 
schüsse« für Munition, Waffen, Panzer etc. waren zumeist aus auf ihrem 
jeweiligen Gebiet erfahrenen Industriellen zusammengesetzt, und ein 
ganzes Netz von »Kommissionen« und »Ringen«, die an der Spitze durch 
den Rüstungsbeirat des Ministeriums koordiniert wurden, sorgte für 
einen möglichst übereinstimmenden Ablauf der technisch und wirtschaft¬ 
lich bestmöglichen Produktion. So wurde z. B. Ferdinand Porsche zum 
Leiter der Panzerkommission ernannt, in der Vertreter aus Industrie und 
Militär zusammenarbeiteten. Die Kommissionen und Ausschüsse verga¬ 
ben die einzelnen Bestellungen unter verantwortlicher Aufsicht der tech¬ 
nischen Spezifikationen, teilten die nötigen Rohstoffe zu und hatten auch 
die nötigen Neuinvestitionen zu bestätigen. Auf diese Weise wurde im 
Laufe der Zeit das Rüstungsministerium zu einer eigenständigen Instanz, 
die unter Umgehung des Reichswirtschaftsministeriums und der Vierjah- 
resplanorganisation die weitestgehenden Kompetenzen besaß. 

Den einzelnen Betrieben verblieb im Rahmen dieses Systems ein ziemlich 
weiter Spielraum für Initiativen. Bis Ende 1941 produzierte auch die Rü¬ 
stungsindustrie nach einer Art »Cost-Plus«-Schema. Es war ihnen gestat¬ 
tet, auf die eingereichten Kostenrechnungen einen 3-6 prozentigen Pro¬ 
fit aufzuschlagen. Nach dieser Berechnung wuchs automatisch der Profit 
mit erhöhten Produktionskosten, und der einzelne Betrieb hatte wenig 
Anlaß, die Kosten durch Einsparungen von Rohstoffen oder Arbeitsmit¬ 
teln herabzusetzen. Aus diesem Grund ersetzte Todt diese Methode 
durch ein System von (durch die einzelnen Kommissionen) festgelegten 
Preisen. Von nun an hing der Gewinn der Betriebe von den durchgeführ¬ 
ten Einsparungen und produktionstechnischen Verbesserungen ab, die 
weiterhin der Unternehmerinitiative überlassen blieben. Unter Speer 


221 


wurde die Kriegsmittelproduktion zunehmend in Großbetrieben konzen¬ 
triert. Aber die dadurch erreichten Größenvorteile und bessere Über¬ 
sichtlichkeit wurden im Laufe des sich verschärfenden Luftkriegs durch 
empfindliche Verluste und Produktionsstockungen mehr als wettge¬ 
macht. 

Der immer länger andauernde Krieg und die damit verbundene Rekrutie¬ 
rung von vorher aus kriegswichtigen Gründen zurückgestellten Fach¬ 
arbeitern schuf zunehmende Engpässe in den Betrieben, die im Jahre 
1942, als mehr als 13 Millionen Deutsche mobilisiert waren, immer kriti¬ 
scher wurden. Hitler ernannte daraufhin den Gauleiter von Thüringen, 
Fritz Sauckel, zum »Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz« 
mit dem Auftrag, aus den 250 Millionen Menschen unter deutscher Herr¬ 
schaft mit allen nur denkbaren Mitteln das Letzte an Arbeitskraft heraus¬ 
zupressen. Sauckels rücksichtslose Bemühungen, dieser Führerdirektive 
gerecht zu werden, brachte ihm neben anderem das Todesurteil im Nürn¬ 
berger Hauptkriegsverbrecherprozeß ein. Dagegen mag die Trennung 
des Arbeitereinsatzes aus dem Kompetenzengebiet Speers ihm während 
es Krieges Schwierigkeiten in der Koordinierung der Waffen- und Muni- 
onsproduktion bereitet haben. 595 Möglicherweise hat er ihr jedoch auch 
ias günstigere Urteil in Nürnberg zu verdanken gehabt. 

Die Umstellung der Kriegswirtschaftsstrategie auf einen lang andauern¬ 
den Krieg ergab schnelle und überraschende Erfolge. Bereits zwischen 
Februar und Juli 1942 konnte die Rüstungsindustrie einen Produktions¬ 
zuwachs von nicht weniger als 55% verzeichnen. Der Umstand, daß 
gleichzeitig die zivile Produktion nur geringfügig zurückging, beweist die 
Existenz nicht voll ausgenutzter Reserven an Produktionsfaktoren - 
mehr als zwei Jahre nach Kriegsbeginn! Bis Mitte 1944 produzierte 
Deutschland dreieinhalbmal soviel Munition und sechsmal soviel Panzer 
wie 1941! Auch die Produktion der übrigen Waffen erreichte gleichzeitig 
das 3,6fache, und manche Kriegsgüter konnten, trotz aller Gebiets- und 
Rohstoffquellenverluste und der zunehmenden Luftangriffe noch bis An¬ 
fang 1945 in gesteigertem Tempo vom Band laufen. 596 Der Anteil der 
Waffen- und Kriegsmittelproduktion am gesamten Industrieprodukt, der 
1941 nur 16 v. H. ausgemacht hatte, stieg 1944 auf über 40 v. H. Gleichzei¬ 
tig fiel das relative Volumen der Bauindustrie von 13 auf 6 v. H., der An¬ 
teil der Konsummittelindustrie von 28 auf 22 v. H. und der der übrigen 
Industriezweige von 18 auf 11 v. H. Dabei muß jedoch, um Täuschungen 
zu vermeiden, das durch die Ausplünderung der besetzten Länder und 
ihrer Menschen ermöglichte Wachstum der Gesamtproduktion in Be¬ 
tracht gezogen werden. Vergleicht man jeden der genannten Produk¬ 
tionssektoren für sich, so stellt sich heraus, daß allein die zivile Bauindu¬ 
strie einen tatsächlichen Rückgang zu verzeichnen hatte und 1944 nur 
ungefähr ein Viertel der Vorkriegsproduktion erreichte. Dagegen ging 
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die Produktion von Konsumgütern nur um ca. 15 v. H. zurück und konnte 
zeitweise, im Jahre 1943, noch 90 v. H. des realen Vorkriegsprodukts er¬ 
stellen. 597 

Das sich aus diesen Zahlen ergebende Bild ist ziemlich eindeutig: Die 
nationalsozialistische Führung war selbst in Zeiten der höchsten Kriegs¬ 
anstrengungen um die »Moral« hinter den Fronten bedacht und fürd 
tete ungünstige Stimmungsregungen in der Bevölkerung infolge ein 
Mangels an Lebensmitteln und anderer Waren des täglichen Ve 
brauchs. Aus dem gleichen Grund wurde fast bis zum Kriegsende du 
Arbeitszeit in den Betrieben kaum verlängert. Als in England bereits 
viele Frauen in zwei oder drei Schichten in kriegswichtigen Betrieben ar¬ 
beiteten, blieb die Zahl der in der Industrie angestellten Arbeiterinnen 
in Deutschland alle Jahre hindurch mit ca. 2,5 Millionen konstant, und 
die meisten Betriebe, einschließlich Teile der Rüstungsindustrie, arbei¬ 
teten mit einer Schicht. Verhältnismäßig hohe Familiengelder der mobi¬ 
lisierten Soldaten ermöglichten einen ziemlich hohen Lebensstandard, 
auch ohne daß die Frauen in die Fabriken gehen mußten. 598 


Die »europäische Kriegswirtschaft« 

Ohne die rücksichtsloseste Ausbeutung der eroberten Länder wäre diese 
Leistung undenkbar gewesen. Die Arbeitsplätze der einberufenen Män¬ 
ner wurden zu einem kleinen Teil mit »freiwilligen« Fremdarbeitern, die 
in den besetzten Ländern keine Arbeitsmöglichkeiten fanden, zum größ¬ 
ten Teil mit Zwangsarbeitern besetzt. Sauckel und seine Organisationen 
erstellten nach offiziellen Angaben bis Mai 1944 der Wirtschaft nicht 
weniger als 7 Millionen Zwangsarbeiter und Gefangene aus Konzentra¬ 
tionslagern, was über 20 v. H. der damaligen deutschen Arbeitskräfte aus¬ 
machte. 599 In diesen Zahlen sind weder die in den Lagern deutscher Indu¬ 
striebetriebe außerhalb Deutschlands beschäftigten KZ-Gefangenen, 
noch die Juden, die in deutschen Betrieben in den Ghettos im Osten »ein¬ 
gesetzt« waren, inbegriffen. Die Zahlen und der Produktionsumfang die¬ 
ser Betriebe, an denen sich viele große Firmen und Tausende von kleinen 
und mittleren deutschen Unternehmen bereicherten, sind bis heute noch 
nicht erforscht, doch beweisen schon die bisherigen historischen Untersu¬ 
chungen, daß sie beträchtlich waren. 

Auch das wirtschaftliche Imperium der SS, daß unter der Leitung des 
»SS-Wirtschafts- und Verwaltungshauptamtes« an die 150 Firmen aller 
Art vereinigte, ist in den obigen Zahlen nicht berücksichtigt. Diese Fir¬ 
men, die hauptsächlich in den besetzten Ländern, zum Teil aber auch in 
Deutschland selbst operierten, beschäftigten Hunderttausende von KZ- 
Insassen und Zwangsarbeitern, neben einer kleinen Zahl von Deutschen 
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als leitendes und technisches Personal. Sie umfaßten die verschiedensten 
Produktionsgebiete - von der Erstellung von Baumaterial, der Produk¬ 
tion von Waffen für die Waffen-SS bis hin zum Abfüllen von Mineralwas¬ 
ser. Der größte dieser Betriebe, die »Deutsche Erd- und Steinwerke 
GmbH«, begann zu Anfang des Krieges mit Bau- und Erdarbeiten und 
produzierte in den letzten Kriegsjahren Flugzeugteile für Messerschmidt 
in unterirdischen Bunkern von Konzentrationslagern. 600 
Neben der Arbeitskraft würden natürlich auch die anderen ökonomi¬ 
schen Werte und Produktionsfaktoren der eroberten Länder für die deut¬ 
sche Kriegswirtschaft eingespannt. Solange noch die Blitzkriegsstrategie 
mit der Illusion eines kurzen Krieges funktionierte, wurden die Vorge¬ 
fundenen Rohstoff- und Fertigwarenlager als leicht erfaßbare Beute be¬ 
trachtet und für die sofortigen Zwecke kurzfristig verwendet. Mit dem 
Umschwung, im Winter 1941 /42, auf eine langfristige Planung der Kriegs¬ 
und Versorgungsmittelproduktion änderte sich auch das Verhältnis zum 
wirtschaftlichen Potential der eroberten Länder: Von nun an galten sie als 
Teile der »europäischen Kriegswirtschaft«, die den Endsieg der Deut¬ 
schen sichern sollte. Die von den Nationalsozialisten vorkonzipierte 
»Mitteleuropäische Großraumwirtschaft«, die ursprünglich erst durch 
len siegreichen Krieg hätte verwirklicht werden sollen, wurde somit 
•hon während des Krieges Wirklichkeit. Aber selbst jetzt wurden ideolo- 
sch fixierte Motivationen nicht völlig außer acht gelassen und der vor¬ 
hergehend unter deutscher Herrschaft stehende »Großraum« nicht nach 
/ein ökonomisch-rationellen Grundsätzen verwaltet. Die rassenideologi¬ 
schen Zukunftsvorstellungen waren oft stärker als das wirtschaftliche Ef¬ 
fizienzdenken und die Notwendigkeiten der aktuellen Kriegsführung. 
Die Vernichtung von vielen Millionen Juden, von russischen Kriegsgefan¬ 
genen und anderen Bevölkerungsteilen, für die selbst in den kritischsten 
Zeiten Arbeitskräfte, Transportraum und andere ökonomisch wichtige 
Mittel zur Verfügung gestellt wurden, sind hierfür das extremste Bei¬ 
spiel. 

Trotzdem steht außer jedem Zweifel fest, daß nur die Ausplünderung 
der eroberten Gebiete es Deutschland ermöglichte, so lange auszuhalten 
und fast während des ganzen Krieges die eigene Bevölkerung vor Ent¬ 
behrungen und übersteigerten Arbeitsanstrengungen zu bewahren. Von 
allen eroberten Ländern war Frankreich mit seinem Reichtum und sei¬ 
nem hohen Stand industrieller Entwicklung, das für die deutsche Kriegs¬ 
wirtschaft »einkömmlichste«. Allein die von Deutschland erhobenen 
»Besatzungskosten« in Höhe von täglich 20 Millionen RM, die nach 
einem willkürlich erhöhten Kurs eingetrieben wurden, waren ein schwer 
ertragbarer Tribut. Auch in den anderen besetzten Ländern wurden die 
Kosten der Besatzungstruppen auf diese Weise gedeckt. Von den nach 
verschiedenen Schätzungen sich auf zwischen 685 und 850 Milliarden RM 
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belaufenden Kriegsausgaben wurden nur an die 25 v. H. durch in 
Deutschland selbst erhobene Steuern gedeckt. Der von den eroberten 
Ländern eingetriebene »Beitrag« hat einen erheblichen Teil dieser Ko¬ 
sten eingebracht. 601 

Zu dieser während der ganzen Zeit der Eroberung erhobenen direkten 
Kontribution muß auch der erzwungene »Export« der besetzten Länder 
nach Deutschland hinzugerechnet werden. Die Exportpreise wurden 
faktisch von der deutschen Besatzungsmacht diktiert und zu willkürlich 
erhöhten Mark-Kursen berechnet. Auch die hierdurch erheblich herab¬ 
gesetzten Rechnungen wurden nur zum Teil ausgezahlt. Der Rest wurde 
den Exporteuren in der Konversionskasse in Berlin gutgeschrieben, 
über die die besetzten Länder auch die gegenseitigen Außenhandels¬ 
transaktionen verrechnen lassen mußten. Auf diese Weise sammelten 
sämtliche besetzten Länder im Laufe des Krieges erhebliche »Gutha¬ 
ben« in Berlin an, die im Grunde nichts anderes waren, als ein weitere 
»Beitrag« ihrerseits an die deutschen Kriegskosten. Dieser bestand un 
ter anderem darin, daß z. B. nur 57 v. H. der deutschen Kohlenbergung, 
die im Jahre 1943/44 ihren Höhepunkt erreichte, auf deutschem Gebiet 
der Vorkriegsgrenzen geborgen wurde. In der Treibstoff- und Leichtme¬ 
tallproduktion war der entsprechende Prozentsatz noch niedriger. Der 
»Beitrag« Frankreichs betrug 1943/44 nicht weniger als ein Drittel des 
französischen Sozialprodukts von 1938, und wenn man die Gebietsverlu¬ 
ste durch den Krieg und die nach Deutschland »exportierten« französi¬ 
schen Arbeiter einrechnet, muß der an Deutschland abgegebene Teil des 
tatsächlichen Sozialprodukts von 1943/44 noch sehr viel größer gewesen 
sein. Dabei sind noch nicht einmal der Verbrauch der Besatzungstrup¬ 
pen in den besetzten Ländern, die fortlaufende Überführung offiziellen 
und inoffiziellen Beuteguts, wie z. B. der geplünderte jüdische Besitz 
oder das belgische Gold, in dieser Berechnung miteinbezogen, ebenso¬ 
wenig wie der »Beitrag« der in Deutschland beschäftigten Zwangsarbei¬ 
ten 602 

Zusammenfassend ist es völlig unmöglich, den realen Wert des landwirt¬ 
schaftlichen Produkts, der Rohstoffe oder der Arbeitskraft einzuschät¬ 
zen, der von der Bevölkerung der eroberten Länder geplündert und der 
deutschen Kriegswirtschaft zugeführt wurde. Es kann jedoch kein Zwei¬ 
fel daran bestehen, daß nur diese systematische Ausplünderung, ohne 
Rücksicht auf die Bedürfnisse der besetzten Gebiete, es ermöglichte, fast 
bis zum Ende des Krieges in Deutschland, trotz aller Kriegsanstrengun¬ 
gen, einen Lebensstandard zu bewahren, der nur geringfügig unter dem 
der Jahre der Vollbeschäftigung lag. »Die Ideologie von der Herrenrasse 
fand hier einen sehr konkreten Ausdruck. Die eigenen Kräfte konnten 
geschont werden, weil andere zur Verfügung standen. Der Eroberungs¬ 
krieg trug so noch Früchte, als die eroberten Gebiete schon wieder aufge- 
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geben werden mußten...« 603 Wieweit diese »Früchte«, in bleibenden 
Werten umgesetzt und geborgen, den Krieg selbst überstanden und nach 
der militärischen Niederlage zu dem späteren »Deutschen Wirtschafts¬ 
wunder« beitrugen, läßt sich nicht einmal annähernd erraten. 
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Schluß 


Was war der Nationalsozialismus? Eine der Erscheinungsformen univer¬ 
saler oder alleuropäischer Bewegungen oder eine spezifische Entwick¬ 
lung der deutschen Geschichte? Das Terrorregime kriegsentwurzelter 
Landsknechte, durch das verhängnisvolle politische Genie ihres »Füh¬ 
rers« und die Manipulationen kurzsichtiger Politiker in einer einmaligen 
Krisensituation an die Macht gebracht - oder die fast unvermeidliche 
»staatsmonopolistische« Etappe des Kapitalismus in der Periode seiner 
»allgemeinen Krise«? Auf diese Frage, die eine umfangreiche Literatur 
seit fast fünfzig Jahren historisch oder phänomenologisch zu klärer 
sucht, gibt es immer noch keine allgemein akzeptierte Antwort. Es is 
auch fraglich, ob sich die Forschung, von ihrem jeweiligen Gesichtswin 
kel aus, jemals auf eine solche wird einigen können. Aber kein ernst¬ 
hafter Versuch, dieses dunkle Kapitel der deutschen Geschichte zu er¬ 
klären, kann heute die Bedeutung der nationalsozialistischen Ideologie 
und ihrer für Millionen Menschen verhängnisvollen Folgen aus¬ 
klammern. 

Diese Ideologie hatte fraglos Parallelen in anderen Ländern. Die Ab¬ 
kehr von Demokratie und Parlamentarismus - und mehr noch die Angst 
vor dem Bolschewismus waren keine spezifisch deutschen Erscheinun¬ 
gen. Nichtsdestoweniger übergehen verallgemeinernde Konzepte, wie 
»Totalitarismus« oder »Faschismus«, wesentliche Inhalte. Die national¬ 
sozialistische Ideologie und Propaganda übten ihre Massenwirkung auf 
Millionen Deutsche aus, die in einer bestimmten, durch die spezifische 
geschichtliche Entwicklung geschaffenen, gesellschaftlichen und geisti¬ 
gen Atmosphäre aufgewachsen waren. Ihre Vorstellungen und Normen 
hatten Generationen von Denkern und Erziehern formativ beeinflußt. 
Darum verlieh gerade die oft hervorgehobene fehlende Originalität der 
nationalsozialistischen Ideologie ihre wesentliche Anziehungskraft. Hit¬ 
ler und seine Ideologen waren, um einem Gedanken Friedrich Meineckes 
zu folgen, die »terribles simplificateurs«, die die stereotypen Klischees 
früherer völkischer Pamphletisten, aber auch die obrigkeitsstaatlichen 
Normen traditionell-konservativer Eliten eklektisch zusammenfügten 
und daraus die wirkungsvolle ideologische Plattform für eine politische 
Massenbewegung schufen. Nach den Maßstäben humanistischer Ideale 
oder geistiger Leistung war die so entstandene »Weltanschauung« weder 
mit dem ursprünglichen christlichen Konservativismus noch mit dem Li¬ 
beralismus oder dem Marxismus, denen hier der Kampf angesagt wurde, 
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auch nur annähernd vergleichbar. Dennoch haben Millionen Deutsche 
sich mit ihr gläubig, ja zum Teil fanatisch identifiziert. 

Anfänglich sprach die nationalsozialistische »Weltanschauung« vornehm¬ 
lich mittelständische Gesellschaftsschichten an, die in ihr das ideologische 
Mittel fanden, mit dem sie sich von den proletarischen Massen distanzie¬ 
ren konnten. Darüber hinaus bot sie ihnen aber auch die Möglichkeit, 
sich in extrem vulgarisierter Form die Anschauungen einer traditionellen 
Oberschicht zu eigen zu machen, zu der sie immer als zu einer gesell¬ 
schaftlichen und geistigen Führungselite bewundernd aufgeschaut hat¬ 
ten. Aber die nationalsozialistische Ideologie war mehr als nur ausgespro¬ 
chene Mittelstandsideologie. Ihr Rahmen war weit genug, damit fast je¬ 
der Deutsche etwas - wenn auch nicht alles - in ihr finden konnte, was 
seinen innersten Erwartungen entsprach. Dies trat deutlich nach der 
Machtergreifung hervor, als der wirtschaftliche und außenpolitische Er¬ 
folg und das wirkungsvoll eingesetzte Propagandamonopol der national¬ 
sozialistischen Herrschaft einen weitgehenden Konsens der Bevölkerung 
sicherte. 

Umschreiben obige Bemerkungen andeutungsweise den Ursprung und 
iffekt der nationalsozialistischen Ideologie im allgemeinen, so wurde im 
.aufe dieser Arbeit versucht, ähnliche Zusammenhänge auf dem Gebiet 
der nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung und Wirtschaftspolitik 
zu untersuchen. Dabei ergab sich, daß unter den Bedingungen einer ver¬ 
späteten Industrialisierung und spezifischer gesellschaftlicher und politi¬ 
scher Entwicklungen sich in Deutschland eine nationalistisch-etatisti- 
sche Tradition des Wirtschaftsdenkens herausgebildet hatte - nicht nur 
als akademische Lehrmeinung, sondern auch als maßgebliche Direktive 
für die Wirtschaftspolitik der traditionellen Ministerialbürokratie, die 
von führenden Unternehmerinteressen unterstützt wurde. Es braucht 
nach allem bereits Gesagten kaum noch einmal betont zu werden, daß 
hiermit keineswegs einer ideengeschichtlichen Monokausalität das Wort 
geredet werden soll. Im Zuge einer friedlicheren, zyklisch stabileren 
Wirtschaftsentwicklung wäre die nationalistisch-etatistische Tradition 
wahrscheinlich langsam in Vergessenheit geraten oder hätte allenfalls 
noch in den akademischen Textbüchern der vergleichenden Wirtschafts¬ 
theorie eine Rolle gespielt. Nicht der theoretischen Überzeugungskraft 
oder Beständigkeit dieser Richtung, sondern den wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Umwälzungen der Kriegs- und Nachkriegsjahre ist es 
zuzuschreiben, daß sie in den zwanziger und dreißiger Jahren eine er¬ 
neute Renaissance erlebte, an die sowohl die politische Rechte als auch 
theoretisierenden Wirtschaftsreformer erfolgreich anknüpfen konnten. 
Aber in der gegebenen wirtschaftlichen und politischen Situation hat 
diese Tradition eine unverkennbare, nicht zu unterschätzende Rolle ge¬ 
spielt: Vor der nationalsozialistischen Machtergreifung ermöglichte sie 
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die Integration der nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung und 
wirtschaftstheoretisch moderner Reformvorschläge in einem propagan¬ 
distisch wirkungsvollen Wirtschaftsprogramm. Nachher erleichterte sie in 
Deutschland die verhältnismäßig frühe Applikation unorthodoxer Maß¬ 
nahmen einer staatlichen Konjunkturpolitik ohne bemerkenswerten Wi¬ 
derstand, bald sogar mit ausdrücklicher Zustimmung der akademischen 
Wirtschaftswissenschaft und organisierter Unternehmerinteressen. 

Es läßt sich rückschauend kaum ermessen, was geschehen wäre, wenn 
die demokratischen und sozialistischen Parteien der Weimarer Republik 
weniger konservativ an den überkommenen orthodoxen Wirtschafts¬ 
konzepten gehangen und sich für die modernen wirtschaftstheoretischen 
Erkenntnisse empfänglicher gezeigt hätten. Gewiß ist nur, daß dies nicht 
geschah und damit die NSDAP und die ihr nahestehenden Kreise als 
einziger politischer Faktor mit einem erfolgversprechenden Wirtschafts¬ 
programm auftreten konnten. Dies ist jedoch keineswegs nur der wirt¬ 
schaftstheoretischen Unzulänglichkeit ihrer Gegner zuzuschreiben, son¬ 
dern war vielmehr der wirtschaftspolitische Aspekt der hoffnungslo¬ 
sen politischen Situation in der Endphase der Weimarer Republik. Es ist 
äußerst zweifelhaft, ob irgendeine demokratische Regierung damals den 
Widerstand der in politischen Pressure-groups organisierten ökonomi¬ 
schen Interessen hätte überwinden können, um eine gleichartig unortho¬ 
doxe Wirtschaftspolitik durchzuführen, selbst wenn sie sich theoretisch 
zu diesen Erkenntnissen durchgerungen hätte. Die nationalsozialistische 
Machtergreifung war das Ergebnis eines Kampfes zwischen gesellschaft¬ 
lichen und politischen Kräften, in dem sich die demokratischen Parteien 
als der schwächere Gegner erwiesen - nicht nur und auch nicht in erster 
Linie auf wirtschaftstheoretischem Gebiet. 

Die schnelle Konsolidierung der nationalsozialistischen Herrschaft er¬ 
möglichte den neuen Machthabern, die bereits vorher angelaufenen 
Arbeitsbeschaffungspläne wirkungsvoll und in großem Umfang durchzu¬ 
führen. Bezeichnend ist dabei, daß die gleichen wirtschaftlichen Inter¬ 
essenverbände, die noch kurz zuvor die defizitär finanzierten Arbeits¬ 
beschaffungsversuche der Regierungen Papen und besonders Schleicher 
bekämpft hatten, sich in überraschend kurzer Zeit auf die neue Politik 
umstellten und damit den Nationalsozialisten ermöglichten, zu ernten, was 
andere vor ihnen gesät hatten. Neben den diktatorischen Machtbefugnis¬ 
sen des Regimes war diese Mitarbeit die Voraussetzung für die Verwirk¬ 
lichung einer umfassenden Wirtschaftspolitik, in der die Arbeitsbeschaf¬ 
fung nur das erste, durch die akuten Notwendigkeiten vorgeschriebene 
Ziel war. Im Gesamtkomplex dieser Wirtschaftspolitik spielten neben- 
und nacheinander kurzfristige Notstandsmaßnahmen und langfristige, 
ideologisch und politisch bestimmte Zielsetzungen eine wechselnde, nach 
Zeit und Wirtschaftssektor unterschiedliche Rolle. Im Grunde wies die 
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nationalsozialistische Wirtschaftspolitik die gleiche Kombination tak¬ 
tisch-pragmatischer Wendigkeit und ideologisch fixierter Konsistenz auf, 
die Hitlers gesamte Politik charakterisiert. Es erscheint daher berechtigt, 
trotz aller erwiesenen Inkonsequenzen und der Aufschiebung prokla¬ 
mierter Endziele von einem »Wirtschaftssystem des Nationalsozialismus« 
zu sprechen. 

Die konstanten Grundlinien dieses Systems waren 1. die im Lebensraum¬ 
konzept enthaltenen wirtschaftlichen Postulate autarker Selbstversorgung 
unter Vorrang der Landwirtschaft und 2. der staatliche Dirigismus von 
Produktion, Einkommensverteilung und Verbrauch. Vom methodologi¬ 
schen Standpunkt des wirtschaftlichen »Ordnungsprinzips« sollte dies vor¬ 
zugsweise ohne zentrale staatliche Wirtschaftsplanung unter Beibehaltung 
privater Profitmotivationen erreicht werden. In rein ökonomischen Be¬ 
griffen mußte ein derartiges System Ineffizienz der Produktionsfaktoren 
und ökonomische Verluste bewirken - jedoch waren von vornherein die 
quantitative Maximalisierung des Sozialprodukts und der ökonomischen 
Effizienz nicht als die erstrangigen Ziele des Systems postuliert, sondern 
nationale Macht und zyklische Stabilität. Trotz aller »antikapitalistischen« 
Terminologie und des propagierten »deutschen Sozialismus« war es ein 
kapitalistisches System: Kapitalistische Besitzverhältnisse blieben un¬ 
angefochten, und die einzelnen Firmen operierten weiterhin nach dem 
Prinzip der Profitmaximalisierung. Dies jedoch in den engen Grenzen 
eingeschränkter Entscheidungsbefugnisse in bezug auf Investition, Roh¬ 
stoffverwendung, Produktenauswahl und Profitausschüttung. Die kapi¬ 
talistischen Unternehmer waren in diesem System ebensowenig frei wie 
der Markt, auf dem sie operierten, sahen sich jedoch offensichtlich für 
den Verlust dieser Freiheiten durch die prosperierende Geschäftslage und 
die späteren Profite der Aufrüstung und des Eroberungskrieges ausrei¬ 
chend entschädigt. 

Auf die Frage, wie lange ein solches System wirkungsvoll funktionieren 
und einen stabilen, vollbeschäftigten Wirtschaftsablauf hätte garantieren 
können, ergibt sich aus dieser Studie keine wirtschaftstheoretisch befrie¬ 
digende Antwort. Empirisch erwies sich, daß es trotz aller Reibungen 
erstaunlich gut funktionierte, solange brachliegende Reserven von Pro¬ 
duktionsfaktoren noch vorhanden waren. Nachher wurden durch die 
Kollision wirtschaftlicher Interessen und politischer Präferenzen zuneh¬ 
mend Zwangsmaßnahmen und direkte administrative Kontrollen not¬ 
wendig, die bereits den Übergang zur Kriegswirtschaft charakterisieren. 
Somit erscheint zumindest der Schluß berechtigt, daß das System nur um 
den Preis einer dauernden und verschärften Diktatur im Inneren und impe¬ 
rialistischer Raubexpansion nach außen auf die Dauer zu erhalten gewesen 
wäre. Aber wie wir sahen, waren die Diktatur dem System a priori imma¬ 
nent, Krieg und Lebensraumimperialismus als vorrangige Ziele wirt- 
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schaftlicher Betätigung postuliert worden. Erst in zweiter Linie fungier¬ 
ten daneben - wenn überhaupt - materielle und soziale Wohlfahrtspostu- 
late, streng auf die reinrassigen Volkgsgenossen des »neugeordneten« 
Europas beschränkt. Dagegen war die Auffassung von der persönlichen 
Freiheit des einzelnen auf wirtschaftlichem wie auf jedem anderen Gebiet 
dem Wirtschaftssystem des Nationalsozialismus diametral entgegenge¬ 
setzt. Diese Erkenntnis sollte auch die vergleichende und experimentie¬ 
rende Wirtschaftstheorie unserer und kommender Zeiten nicht aus den 
Augen verlieren. 


Statistischer Anhang 


TabeUe 1 

Indikatoren der deutschen Wirtschaftsentwicklung 1932-1936 



1932 

1936 

Zuwachs 

Durch¬ 




in v. H. 

schnitt!. 




(aufge¬ 

Jahres¬ 




rundet) 

wachs¬ 
tumsrate 
in v. H. 

1. Bruttosozialprodukt in laufenden 
Preisen (Mrd. RM, aufgerundet) 

2. Bruttosozialprodukt in festen Preisen 

58 

83 

43 

9,5 

von 1928 (Mrd. RM) 

3. Nettosozialprodukt in laufenden 

71,9 

101,2 

41 

9,0 

Marktpreisen (Mrd. RM) 

4. Volkseinkommen pro Kopf der 

50,8 

78,9 

55 

11,6 

Bevölkerung (RM, laufende Preise) 

5. Produktionsindex von Industrie und 

633 

922 

46 

9,8 

Handwerk (1913 =100) 

72,8 

137,1 

88 

17,2 

6. Beschäftigte insgesamt (J. D.) Mio. 

12,6 

17,1 

36 

8,0 

7. Arbeitslose insgesamt (J. D.) Mio. 

8. Nettoinvestition in laufenden Preisen 

5,6 

1,6 



(Mrd. RM) 

9. Privatkonsum in laufenden Preisen 

-2,1 

9,0 



(Mrd. RM) 

10. öffentliche Ausgaben für Waren und 

44,9 

51,9 

16 

3,6 

Dienstleistungen (Reich, Länderund 
Gemeinden) in laufenden Preisen 
(Mrd. RM) 

9,5 

21,9 

130 

18,7 

11. Index der Großhandelspreise 
(1925/27= 100), letztes Jahres viertel 

12. Index der Lebenshaltungskosten 

67,8 

75,8 



(1925/27 = 100), letztes Jahresviertel 

82,3 

86,4 




J. D. = Jahresdurchschnitt 


Quellen: 1. Carroll, S. 184 (fast gleiche Berechnung bei Erbe, S. 100); 2. Klein, S. 10; 3. G. W. 
Hoffmann, Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, Ber¬ 
lin 1965, S. 826; 4. G. W. Hoffmann u. H. Müller, Das deutsche Volkseinkommen 1871-1957, 
Tübingen 1959, S. 56; 5., 8. u. 9.: Hoffmann, S. 393, 260, 701; 6. u. 7.: Guillcbaud, S. 277; 
10. berechnet nach Hoffmann, S. 721 u. Erbe S. 25; 11. u. 12.: Ellis, Exchange Control etc., 
S. 378 
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Tabelle 2 

Die öffentlichen Ausgaben für Waren und Dienstleistungen 1932-1936 
(laufende Preise, Mio. RM) 



1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

1. öffentlicher Verbrauch insgesamt 

7508 

8850 

10927 

13928 

17689 

2. davon: Rüstungsausgaben 

(Haushalt u. Mcfo-Wechsel) 

520 

1900 

4000 

6700 

10300 

3. Öffentliche Investitionen (Reich, 

Länder und Gemeinden) ohne Rüstung 

1970 

2430 

3460 

3890 

4220 

Insges. f. Waren u. Dienstleistungen (1 + 3): 

9478 

11280 

14387 

17818 

21909 


Quellen : 1. und 2.: Hoffmann, S. 720 f; 3: Erbe, S. 25 


Tabelle 3 

Die zusätzlichen öffentlichen Ausgaben und deren Finanzierung 1933-1936 
(Mrd. RM) 


Gesamtsumme der zusätzlichen Aus¬ 
gaben* 

Zusätzliche Einnahmen 


1. Rüstungsausgaben 

20,8 

4. Zusätztliche Steuereingänge 

6,7 

2. Zivile öffentliche 


5. »Spenden« und Exportabgabe 2,2 

Investitionen 

6,1 

6. Anleihen bei Finanzinstituten 


3. Andere Ausgaben 

0,6 

und Publikum 

3,3 



7. »Ersparnisse« an Arbeits¬ 




losenunterstützung 

4,0 



8. Finanzierung durch die 




Reichsbank 

11,3 

Insgesamt 

27,5 

Insgesamt 

27,5 


• Errechnet durch Subtraktion des betreffenden Ausgabenpostens 1932 von den Ausgaben 
jedes der einzelnen Jahre 1933-1936 und Summierung der Ergebnisse. 

Quellen: 1.-3.: Tab. 2; 4.-7.: Reichskrcditgcscilschaft A.G., zit. bei H. Priester, Das deut¬ 
sche Wirtschaftswunder, Amsterdam 1936, S. 217 ff.; 8.: Als Restbetrag errechnet. Das Ergeb¬ 
nis findet sich durch die Berechnungen H. Stucbcls bestätigt. (H. Stucbcl, Die Finanzierung 
der Aufrüstung im Dritten Reich, in: Europa-Archiv, 1951, S. 4129) 
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Tabelle 4 

Zivile Arbeitsbeschaffungsausgaben der öffentlichen Hand 1933-1934 
(Mio. RM) 


Verwendungszweck 

Bis Ende 
1933 

Insges. bis 
Ende 1934 

1. öffentlicher Bau (Wasserstraßen, Straßen- und 



Tiefbauten, öffentliche Gebäude, Brücken etc.) 

855.6 

1002,4 

2. Wohnungsbau 

723,3 

1280,0 

3. Verkehrsunternehmungen 

950,8 

1683,9 

(davon: Reichsautobahnen) 

(50,0) 

(350,0) 

4. Landwirtschaft und Fischerei (Meloriationen, 



landwirtschaftliche Siedlungen etc.) 

337,4 

389,2 

5. Konsumförderung 

70,0 

70,0 

6. Andere Zwecke 

164,0 

568,0 

Insgesamt 

3101,1 

4994,0 

7. Zum Vergleich: Rüstungsausgaben 

1900,0 

5900,0 


Quellen: 1-6: K. Schiller, S. 158 f.; 7.: Tab. 2 


Tabelle 5 

Einnahmen, Ausgaben und Reinerlös der deutschen Landwirtschaft 1928-1938 
(Mrd. RM, laufende Preise) 


Jahr 

Einnahmen insgesamt Ausgaben insgesamt 

Reinerlös 

1928/29 

10,2 

8,6 

1,6 

1930/31 

8,6 

7,4 

1.2 

1932/33 

6,4 

5,9 

0,5 

1933/34 

7,4 

5,9 

1,5 

1934/35 

8,3 

6,0 

2,3 

1935/36 

8,8 

6,3 

2,5 

1936/37 

8,9 

6,4 

2,5 

1937/38 

9,5 

6,9 

2,6 


Quelle: Farqhuarson, S. 540 


Tabelle 6 

Der jährliche Einkommenszuwachs der Landwirtschaft im Vergleich zu den übri¬ 
gen Wirtschaftssektoren 1933-1938 
(in v. H. gegenüber dem Vorjahr) 


Wirtschaftssektor 1933/34 

1934/35 

1935/36 

1936/37 

1937/38 

Landwirtschaft 17,1 

16,9 

1,0 

3,8 

2,8 

Alle übrigen Sektoren 
zusammen 6,8 

12,2 

12,3 

9,6 

6,4 


Quelle: Farqhuarson, S. 540 
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Tabelle 7 

Die deutsche Lebensmitteleinfuhr 1929-1939 


1929 

1933 

1934 

1935 : 

1936 1937 

1938 

1939 

1. Insges. Mrd. RM 







(feste Preise v. 1928) 5,5 

3,6 

3,7 

3,3 

3,1 4,1 

5,0 

4,4 

2. In Prozenten der 







Gesamteinfuhr 40,0 

38,8 

34,7 

35,5 37,5 

38,8 

- 

Quelle: Farqhuarson, S. 452 







Tabelle 8 







Die deutsche Selbstversorgung mit Lebensmitteln 1927/28-1938/39 


(in v.H. des Eigenverbrauchs, aufgerundet) 





Produkt 

1927/28 


1933/34 

1938/39 


Sämtliche Lebensmittel 

68 


80 


83 


Brotgetreide 

79 


99 


115 


Kartoffeln 

84 


90 


91 


Fleisch 

91 


98 


97 


Fette 

44 


53 


57 


Quelle: Farqhuarson, S. 451 







Tabelle 9 







Der deutsche Außenhandel 1929-1936 





(Mio. RM, laufende Preise) 







1929 

1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

1. Wareneinfuhr insges. 13449 

4667 

4204 

4451 

4159 

4218 

2. Warenausfuhr insges. 13483 

5739 

4871 

4167 

4270 

4768 

3. Lebensmittel in v.H. 







der Gesamteinfuhr 

40,0 

45,7 

38,8 

34,7 

34,5 

35,5 

4. Rohstoffe in v. H. 







der Gesamteinfuhr. 

29,2 

27,3 

32,5 

34,6 

37,7 

37,3 

5. Fertigwaren in v.H. 







der Gesamteinfuhr 

13,1 

11,9 

12,0 

12,9 

9,8 

9,4 

6. Überschuß (+) 


V 





oder Defizit (—) der 







Handelsbilanz 

+ 36 

+ 1072 

+667 

-284 

+ 111 

+550 

7. Defizit (-) der 







Zahlungsbilanz 

-165 

-256 

-447 

-424 

- 30 

— 

8. Gold- und Devisen¬ 







reserven (jeweils Ende 







Dezember d. J.) 

2660 

918 

400 

83 

89 

72 


Quellen: 1.-6.: Eilis, Echxangc Control ctc., S. 380ff.; 7.: Fischer. S. 103; 8.: EUis. ebda., 
S. 373 ff. 
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Tabelle 10 

Die Umlagerung des deutschen Außenhandels 1929-1938 


Anteil an der Anteil an der 

Gesamtausfuhr in v. H. Gesamteinfuhr in v. H. 



1929 

1932 

1935 

1938 

1929 

1932 

1935 

1938 

Südosteuropa 
Ägypten, Türkei und 

4,3 

3,5 

5,9 

10,3 

3,8 

5,0 

7,7 

9,8 

Vorderasien 

1,4 

1,3 

3,4 

5,4 

1,4 

2,5 

3,8 

3,8 

Lateinamerika 

7,3 

4,1 

9,1 

11,7 

11,7 

9,6 

13,1 

14,9 

Nordeuropa 

10,2 

9,4 

11,4 

12,9 

7,3 

6,4 

9,9 

11,4 

Total 

23,2 

18,3 

29,8 

40,3 

23,9 

23,5 

34,5 

39,9 

Westeuropa 

26,2 

31,9 

26,1 

20,8 

15,7 

15,1 

14,1 

11,9 

Großbritannien 

9,7 

7,8 

8,8 

6,7 

6,4 

5,5 

6,2 

5,2 

USA 

7,4 

4,9 

4,0 

2,8 

13,3 

12,7 

5,8 

7,4 

Übrige 

33,5 

37,1 

31,3 

29,4 

40,7 

43,2 

39,4 

35,6 

Total 

76,8 

81,7 

70,2 

59,7 

76,1 

76,5 

65,5 

60,1 


Quelle: Vierteljahrcsheftc zur Konjunkturforschung des Instituts für Konjunkturforschung, 
14. Jg., 1939/40, Heft 1, NF, S. 75ff. Abgedruckt bei R. Erbe, Die nationalsizialislische Wirt¬ 
schaftspolitik, S. 76 


Tabelle 11 

Reallohnindices beschäftigter Arbeiter 1933-1936 
(1932 = 100) 


Jahr 

Realtariilöhne 

Realwochenlöhne 


Brutto 

Netto* 

Brutto 

Netto* 

1933 

99 

95 

98 

94 

1934 

97 

93 

100 

96 

1935 

99 

91 

103 

99 

1936 

94 

89 

107 

102 


• Nach Steuer- und Pflichtabzügen 

Quelle: J. Kuczinsky, Die Geschichte der Lage der Arbeiter in Deutschland von 1789 bis in die 
Gegenwart, Berlin (Ost) 1953, Bd. II, 1. Teil, S. 132ff. 
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Tabelle 12 

Die Preisentwicklung in Deutschland 1931-1938 
(Index: 1925/27 = 100; erstes Jahresviertel) 



1931 

1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1. Großhandelspreise 

2. Lebenshaltungs¬ 

83,0 

72,4 

66,1 

69,8 

73,2 

75,2 

76,6 

76,7 

kosten 

96,9 

85,7 

81,0 

83,5 

85,0 

86,5 

86,7 

87,0 


Quelle: Institut für Konjunkturforschung, abgedr. bei Ellis, S. 378 


Tabelle 13 

Nettoinvestitionen in Deutschland 1932-1936 nach verschiedenen Berechnungen 
(Mrd. RM, laufende Preise) 



1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

1. Erbe 

-2,3 

-u 

1,2 

1,3 

4,6 

2. Hoffmann 

-2,1 

1,9 

4,7 

7,5 

9,0 

3. Offiziell 1938 

-1,6 

-0,75 

2,4 

5,6 

7,6 


Quellen: 1. Erbe, S. 114; 2. Hoffmann, S. 826;3. Reichskrcditgcsellschaft, Report 1937/38, zit. 
bei Guillcbaud, S. 275 


Tabelle 14 

Die Verteilung des Volkseinkommens in Deutschland 1929-1938 
(Mio. RM, laufende Preise) 


Jahr 

Volks- Lohn 

ein- und 

kommen Gehalt 

v.H. 

Unter- 

nehmer- 

ein- 

kommen* 

v.H. 

Unver- 

teilte 

Gewinne 

(Kapital¬ 

gesell¬ 

schaften) 

v.H. 

An- v. H. 
dere** 

1929 

70880 

43045 

60,7 

21608 

30,5 

882 

1,2 

5345 

7,6 

1932 

41086 

25711 

61,9 

12973 

31,1 

-450 

- 

2852 

7,0 

1933 

42552 

25960 

61,0 

13628 

32,0 

175 

0,4 

2789 

6,6 

1934 

48953 

29183 

59,6 

15782 

32,2 

735 

1,5 

3253 

6,7 

1935 

55341 

32252 

58,3 

17954 

32,4 

1365 

2,5 

3770 

6,8 

1936 

62098 

35260 

56,8 

20404 

32,9 

2330 

3,6 

4104 

6,7 

1937 

69887 

38907 

55,7 

23470 

33,6 

3000 

4,3 

4150 

6,4 

1938 

78268 

42958 

54,9 

26710 

34,1 

3900 

5,0 

4700 

6,0 


* Vermögens- und Unternehmereinkommem der Haushalte 

*• Einkommen öffentlicher Gesellschaften, Pensionen, Arbcitgcbcrbcitragc zur Sozialversi¬ 
cherung und Zinsen auf öffentliche Schulden 

Quelle: Hoffmann und Müller, S. 43,47,56 
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Tabelle 15 

Die Vermögens- und Unternehmereinkommen der Haushalte 1929-1938 
(Mio. RM, laufende Preise) 


Jahr Ins- 

Handel, 

v.H. 

Land- 

v.H. 

Kapital¬ 

v.H. 

gesamt 

Gewerbe, 

des 

und 

des 

ver¬ 

des 


freie Berufe, 

Volks- Forst- 

Volks- 

mögen 

Volks- 


Vermietung 

ein- 

Wirt¬ 

ein- 

ein- 


und Ver- 

kom- 

schaft 

kom- 


kom- 


Pachtung 

mens 


mens 


mens 

1929 21608 

12857 

18,1 

5487 

7,8 

3264 

4,6 

1932 12973 

6980 

17,0 

3695 

9,0 

2298 

5,6 

1933 13628 

7360 

17,3 

3865 

9,1 

2403 

5,6 

1934 15782 

8238 

16,8 

4975 

10,2 

2659 

5,2 

1935 17954 

9560 

17,2 

5750 

10,4 

2644 

4,8 

1936 20404 

11840 

19,1 

5840 

9,4 

2724 

4,4 

1937 23470 

14580 

20,9 

6110 

8,7 

2780 

4,0 

1938 26710 

17330 

22,1 

6400 

8,2 

2980 

3,8 

Quelle: Hoffmann und Müller, S. 47 





Tabelle 16 







Die funktionale Einteilung des öffentlichen Verbrauchs 1932 

-1935 


(Reich, Länder und Gemeinden, in v. 

H.) 




Verwendungszweck 


1932 

1933 

1934 

1935 

1. Allgemeine Dienstleistungen 

13,3 

12,7 

11,5 

10,5 

2. Sicherheitsausgaben 


3,3 

4,8 

16,1 

20,7 

3. Wirtschaftliche Dienstleistungen 

8,0 

13,1 

11,9 

10,7 

4. Soziale Dienstleistungen 


55,6 

49,8 

41,9 

38,4 

5. Andere 



19,8 

19,6 

18,6 

19,7 

Quelle: Ries, Anhang Ta. VI 






Tabelle 17 







Der öffentliche Verbrauch nach Verwaltungssektoren 1932- 

1936 


(in v. H.) 







Jahr 

Reich 


Länder 


Gemeinden 


1932 

49,0 


20,1 


30,9 


1933 

51,3 


19,5 


29,2 


1934 

59,6 


16,7 


23,7 


1935 

63,6 


14,0 


22,4 


1936 

67,1 


12,3 


20,6 



Quelle: S. Andic und J. Veverka, The Growth of Government Expenditurc since the Unifica- 
tion, in: Finanzarchiv, N. F., Bd. 23, Tübingen 1963/64, S. 246 


\ . 
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Tabelle 18 


Die Zusammensetzung der privaten Ersparnis in Deutschland 
1924/29 und 1933/38 


Form der Ersparnis 

1924-1929 
Mrd.RM v.H. 

1933-1938 
Mrd.RM v.H. 

1. Spareinlagen 

12,3 

44,5 

8,4 

43,5 

2. Investitionen privater Sparer 

11,6 

41,9 

4,7 

24,2 

3. Lebensversicherungen 

1,6 

5,8 

2,7 

13,9 

4. Öffentl. Sozialversicherungen 2,2 

7,8 

3,6 

18,4 

Insgesamt in jeweils 5 Jahren: 

27,7 

100,0 

29,4 

100,0 


Quelle: Luric, S. 82 


Tabelle 19 

Bilanzangaben der allgemeinen Kreditbanken (Groß- und Regionalbanken) 

1929-1938 

(Mio. RM) 


- 

1929 

Dez. 

1932 

Dez. 

1933 

Dez. 

1934 

Dez. 

1935 

Dez. 

1936 

Dez. 

1937 

Nov. 

1938 

Nov. 

Bilanzsumme * 

16673 

10679 

9773 

9667 

9631 

9726 

10350 

11649 

Wirtschaftskredite 

9020 

6108 

5370 

4929 

4496 

4157 

4178 

4406 

Wechselanlagen 
Schatzwechsel und 

3015 

1429 

1425 

1767 

1873 

2460 

3241 

2860 

Reichsanleihen 

496 

1072 

1066 

923 

1199 

1078 

978 

2278 

Einlagen insgesamt 

14459 

8804 

7937 

7807 

7787 

8027 

8597 

9725 

Eigenkapital 

1350 

851 

823 

809 

789 

794 

806 

813 


* Nach Abzug von Anleihen und Hypotheken 

Quelle: G. Kciscr, Strukturwandel der Bankbilanzen, in: Bankarchiv, 1939, S. 237 
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Tabelle 20 

Rüstungsausgaben 1932-1939* 
(Mio. RM) 



1932 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1939 

Ins- 

gcs.** 

RWM/RKM 
bzw. OKW 



3 

5 

128 

346 

452 

258 

1192 

Heer 

457 

478 

1010 

1392 

3020 

3990 

9137 

5611 

24160 

Marine 

173 

192 

297 

389 

448 

679 

1632 

2095 

5491 

Luftwaffe 

- 

76 

642 

1036 

2225 

3258 

6026 

3942 

17128 

Insgesamt 

630 

746 

1952 

2772 

5821 

8273 

17247 

11906 

49971 

Mefowechsel 

- 

- 

2145 

2715 

4452 

2688 

- 

- 

12000 

Insges. einschl. 
Mefo-W. 630 

746 

4197 

5487 

10273 

10961 

17247 

11906 

59971 


RWM = Reichswehrministerium, ab 1935 RKM = Rcichskriegsministerium 
OKW = Oberkommando der Wehrmacht 


Haushaltsjahre vom 1. 4.-31. 3. des nächsten Jahres. Die Abweichungen von Tab. 2-4 
klären sich z.T. aus den dortigen Kalcnderjahrbcrcchungcn und der Diskrepanz zwischen 
jlieferungs- und Zahlungsterminen. 

Vom 1.4.1932-31.8.1939 

Juelle: Stuebel, S. 4129 


Tabelle 21 

Verschiedene Schätzungen der Rüstungsausgaben im Vergleich zum Sozialprodukt 
und den öffenltichen Ausgaben 1933-1938 


a) Der Anteil der Rüstung am Sozialprodukt (in v. H.) 


Autor 

Im Vergleich zu: 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1. Klein 

Bruttosozialprodukt 

3,2 

2,9 

5,4 

7,0 

8,8 

17,7 

2. Stuebel 

Volkseinkommen 

1,5 

7,8 

9,3 

15,7 

15,0 

21,0 

3. Mil ward 

Bruttosozialprodukt 

3,2 

3,4 

5,5 

7,6 

9,6 

18,1 

4. Erbe 

Bruttosozialprodukt 

1,2 

5,0 

7,0 

11,1 

11,9 

15,2 

5. Hoffmann Nettosozialprodukt 

3,3 

6,2 

9,3 

13,0 

12,4 

17,5 

6. Carroll 

Bruttosozialprodukt 

(abgerundet) 

3,0 

6,0 

8,0 

13,0 

13,0 

17,0 
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b) Der Anteil der Rüstung an den öffentlichen Ausgaben (in v. H.) 


Autor 

Im Vergleich zu: 

1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

7. Klein 

öffentl. Verbrauch + 
Transferzahlungen 

12,4 

10,9 

21,2 

25,2 

30,0 

46,7 

8. Stuebel 

Reichshaushalt + 
Mefo-Wechsel 

11,1 

39,8 

48,0 

58,2 

55,0 

60,0 

9. Milward 

Öffentl. Ausgaben für 
Waren- und Dienst¬ 
leistungen 

8,7 

8,8 

15,8 

22,6 

28,2 

42,7 

10. Erbe 

Öffentl. Verbrauch 
(abgerundet) 

5,0 

26,0 

24,0 

49,0 

47,0 

50,0 

11. Hoffmann Öffentl. Verbrauch 

21,6 

36,7 

48,6 

58,2 

58,0 

66,6 

12. Carroll 

Öffentl. Ausgaben für 
Waren und Dienst- 








leistungen (abgerundet)21,0 

33,0 

43,0 

62,0 

55,0 

52,0 

Quellen: 1 . Klein, S. 251-254; 2. Stucbel, S. 4129; 

3. Milward, S. 16; 4. Erbe, S. 114; 

5. Hoff- 

mann, S. 721, 826; 6. Carroll, S. 184; 7.-11. cbd.; 

12. Carroll, S. 187. 





Tabelle 22 

Der Anteil der Rüstung an den öffentlichen Ausgaben für Waren und 
Dienstleistungen 1933-1938 
(Mrd. RM, abgerundet) 



1933 

1934 

1935 

1936 

1937 

1938 

1. Der gesamte öffentliche Verbrauch 
ohne Rüstung 

7,0 

6,9 

7,2 

7,4 

7,9 

8,6 

2. Öffentliche Investitionen 
ohne Rüstung 

2,4 

3,5 

3,9 

4,2 

4,6 

5,5 

3. Rüstungsausgaben 

(Haushalt + Mefowechsel) 

0,7 

4,2 

5,5 

10,3 

11,0 

17,2 

4. Gesamte öffentliche Ausgaben 
für Waren und Dienstleistungen 
(1+2+3) 

10,1 

14,6 

16,6 

21,9 

23,5 

31,3 

5. Anteil der Rüstung in v. H. (3:4) 

6,9 

28,8 

33,1 

47,0 

46,8 

55,0 


Quellen: 1. Hoffraann, S. 721; 2. Erbe, S. 25; 3. Stucbel, S. 4125 
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Arbeitgeber- 55,115,121 
bildungl30 
handwerkliche 125 
Industrie-u. Handwerks- 
121 

Interesscn- 
großindustricllc 130 
Unternehmer- 49,113, 
115f, 120,127 
Verein für Socialpolitik 77, 

79 ff, 84 

Verstaatlichung(s-) 30,81 f, 
94,196-199 
plane 198 

Vierjahresplan(-) 13,61,143, 
147,207,211 ff, 215 f 
bürokraiie 218 
Organisation 221 
Volk(s-) 
empfänger217 
kühlschrank 217 
wagen(-)217 
werk 218 

Vollbeschäftigung s. Beschäf¬ 
tigung 

Wachstumsratc 150 
Wchrhaftmachung 16,177, 
193f 

Wieder-151 
Wehrpflicht 161 
Wclthandel(s-) 163 
anteil 163 


Weltmarktpreise 137 (Fn.) 
Winterhilfe 175 
Wirtschaft(s-) 
aufschwung69,103,150. 

176,200,208(Fn.) 
Binnenwirtschaft, autarke 
166 

dirigismusöO 
eineriffe, staatsdirigisti- 
schc 209 
Gemein-88,101 
glicdcrung, ständische 
112 
Groß- 

raum 71,77,84,90 
kammern 120f, 123 
konzepte, dirigistische 98 
krisc9,25,52,81,99,176, 
178,195 

Welt-9,135,163,181 
lcnkung94,129 
zentrale 138 

manifest, nationalsoziali¬ 
stisches 39 

maßnahmen, antizyklisehe 
98 

National-165 
Plan-93,95 
Privat- 73 
Staats- 73 
Welt-162,165 
wunder, Deutsches 226 
zweige, mittelständischc 
125 

Wohlfahrtsstaat 97 


WTB-Plan (Arbcitsbcschaf- 
fungsplan ADGB) 51 f 

Zins(-)29,185 
belastung 194 
fracc 194 
fuß"l92,194 
gcrcchter3l 
kncchtschaft 

Brechung der 27,29,31 f, 
48,108,193 f, 198 
kontrollc 174 
Sätze 82,192 ff, 197, 

201 f 

senkung(s-)31,192 ff, 

196 ff, 201 
politik 191 
tendenz199 
Verluste 203 
Zoll(-)/Zölle 
Einfuhr-165 
Protektionismus 75 f 
Schutz-165 
politik 70 
schütz 75 f, 83,141 
Union 84 
verband 85 
Vereinigung 75,86 
Zunft(-)/Zünfte 88 
Ordnung74,93,110 
Zwangskartell(c) s. 

Kartcll(c) / Kartellisie- 
rung 

»Zwangssparen« 190 
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Avraham Barkai 

Vom Boykott 
zur »Entjudung« 

Der wirtschaftliche 
Existenzkampf der Juden 
im Dritten Reich 1933-1943 



Band 4368 


Die sofort nach der Machtüber¬ 
nahme der Nationalsozialisten 
am 30. Januar 1933 einsetzenden 
Diskriminierungsmaßnahmen 
gegen die in Deutschland leben¬ 
den Juden zielten insbesondere 
auf deren Stellung im Wirt¬ 
schaftsleben. Die vorliegende 
Darstellung weist nach, daß der 
wirtschaftliche Verdrängungs¬ 
prozeß, der mit der Ausschaltung 
der Juden aus bestimmten Beru¬ 
fen begann und mit ihrer Aus¬ 
plünderung und physischen Ver¬ 
nichtung sein Ende fand, auch in 
den Phasen einer vermeintlichen 
»Schonzeit« kontinuierlich und 
konsequent vorangetrieben 
wurde. 

Im Gegensatz zu Forschungs¬ 
ansätzen, die die Interessenge¬ 
gensätze und Meinungsverschie¬ 
denheiten in der nationalsoziali¬ 
stischen Judenpolitik betonen 
und etwa die Rolle von Reichs¬ 
wirtschaftsminister Hjalmar 
Schacht hervorheben, der wäh¬ 
rend einiger Jahre seine »schüt¬ 
zende Hand« über die deutschen 
Juden gehalten habe, beweist 
diese umfassende Dokumenta¬ 
tion der »Entjudung der deut¬ 
schen Wirtschaft«: 

Gerade das flexibel gehandhabte 
Zusammenspiel gewalttätiger 
Boykottaktionen mit dem priva¬ 
ten Interesse an stiller Bereiche¬ 
rung auf Kosten der entrechteten 
Juden, staatlich legitimiert durch 
eine Unzahl von antisemitischen 
Gesetzen und Erlassen, garan¬ 
tierte die grausame Effizienz der 
national-sozialistischen Juden¬ 
politik. 


Fischer Taschenbuch Verlag 
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Walter H. Pehle (Hg.) 
Der Judenprogrom 1938 
Von der »Reichs¬ 
kristallnacht« 
zum Völkermord 


Mit Beiträgen von 
Uwe Dietrich Adam, 

Avraham Barkai, Wolfgang Benz, 
Hermann Gram!, Konrad Kwiet, 
Trude Maurer, Hans Mommsen, 
Jonny Moser, Abraham J. Peck und 
Wolf Zuelzer 



Band 4386 


In der Nacht zum 10. November 
1938 brannten fast alle noch ver¬ 
bliebenen Synagogen kontrolliert 
ab - kontrolliert von der Feuer¬ 
wehr, die darauf zu achten hatte, 
daß das Eigentum »arischer« 
Nachbarn keinen Schaden nahm, 
in Brand gesteckt von bierseligen 
Parteigenossen auf höheren 
Befehl. In derselben Nacht wur¬ 
den an die 100 Menschen ermor¬ 
det, nur weil sie Juden waren. 
Rund 30000 wohlhabende Juden 
wurden aus ihren Häusern geprü¬ 
gelt und in Konzentrationslager 
verschleppt; viele von ihnen 
kamen nicht mehr zurück. Und 
in derselben Nacht wurden an 
die 7500 Geschäfte jüdischer 
Mitbürger demoliert und vielfach 
geplündert. 

Diese Ereignisse, für die das 
Attentat des 17jährigen Herschel 
Grynszpan in der deutschen Bot¬ 
schaft in Paris den Vorwand lie¬ 
ferte, mit dem zynischen Begriff 
»Reichskristallnacht« zu belegen, 
heißt, Mord, Totschlag, Brand¬ 
stiftung, Raub, Plünderung und 
Sachbeschädigung zu einer fun¬ 
kelnden, glänzenden Veranstal¬ 
tung umzuinterpretieren und 
einer bösartig verharmlosenden 
Erinnerung Vorschub zu leisten. 
Der vorliegende Band betrachtet 
den Judenprogrom 1938 nicht 
isoliert als Einzelphänomen, son¬ 
dern im Gesamtzusammenhang 
der Geschichte der nationalsozia¬ 
listischen Zeit als eine Etappe 
auf dem Weg zur »Endlösung der 
Judenfrage«. 
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Ein Band mit weiterführenden Beiträgen zum 
„Historikerstreit“ und zur Kontroverse über die 
Historisierung des Nationalsozialismus. 

Dan Diner (Hg.) 

Ist der Nationalsozialismus Geschichte ? 

Zu Historisierung und Historikerstreit 
320 Seiten. Originalausgabe. Band 4391 

Aus dem Inhalt: 

W. Benz: Abwehr der NS-Vergangenheit. Über Moral 
und Geschichte 

S. Friedländer: Überlegungen zur Historisierung des 
Nationalsozialismus 
D.J.K. Peukert: Alltag und Barbarei 
D. Diner: Grenzen der Historisierbarkeit des National¬ 
sozialismus 

H.Mommsen: Das Dritte Reich im westdeutschen 
Geschichtsbewußtsein 

H. Schulze: Die „deutsche Katastrophe“ erklären 

C. Leggewie: Frankreich und die NS-Vergangenheit 
G.E.Rusconi: Italien und der „Historikerstreit“ 

G. Boltz: Österreich und der Nationalsozialismus 
L. Niethammer: Erinnerungsspuren in die 50er Jahre 

D. Diner: Deutsche und Juden nach Auschwitz 
U. Herbert: Arbeit und Vernichtung 

K.Kwiet: Literaturbericht zur Historiographie des NS 


Fischer Taschenbuch Verlag 
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Nationalsozialistische 
Massentötungen durch Giftgas 

Eine Dokumentation 
Herausgegeben von Eugen Kogon, 
Hermann Langbein, Adalbert Rückerl u.a. 

352 Seiten. Geb. 

(auch als Fischer Taschenbuch Band 4353 lieferbar) 

Der Nationalsozialismus unterscheidet sich von allen 
anderen faschistischen Systemen dadurch, daß er Men¬ 
schengruppen allein deshalb für lebensunwert erklärte 
und sie töten ließ, weil sie »rassisch minderwertig« seien. 
Der gesamte, wohlorganisierte Staatsapparat wurde in 
den Dienst dieser fabrikmäßig durchgeführten Massen¬ 
morde gestellt, die aus vielerlei Gründen mit Giftgas 
durchgeführt wurden. Die Mörder begannen mit den 
sogenannten Behinderten, schlossen daran an die als 
»invalid« erklärten KZ-Häftlinge in den sogenannten 
Euthanasieanstalten, und trieben ihre Aktionen bis zur 
Vernichtung der Juden und Zigeuner in Millionenzahl. 
Der Massenmord kulminierte schließlich in den Gaskam¬ 
mern von Auschwitz. 

Daß diese Ungeheuerlichkeiten im Mitteleuropa des 20. 
Jahrhunderts geschehen konnten, scheint vielen heute 
wieder unglaubhaft. Diejenigen, die das nationalsoziali¬ 
stische System von Schuld freizusprechen bemüht sind, 
machen sich gerade die Unvorstellbarkeit der Gescheh¬ 
nisse zunutze. Manche bemühen sich sogar, den Massen¬ 
mord von bisher unbekanntem Ausmaß überhaupt zu 
leugnen. 

Um solche Tendenzen wirksam bekämpfen und eindäm¬ 
men zu können, muß die historische Wahrheit ein für 
allemal unwiderlegbar festgeschrieben werden. 


S. Fischer 
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Jörg Friedrich 
Die kalte Amnestie 

NS-Täter in der 
Bundesrepublik 


Band 4308 



Gewöhnlich gehen politische 
Betrachtungen über die Bun¬ 
desrepublik nicht von der 
Frage aus, wo die 200000- 
300000 Personen geblieben 
sind, welche die Endlösung 
der Judenfrage, die Beseiti¬ 
gung der unnützen Esser 
(Euthanasie), den Tod von 
drei Millionen Kriegsgefange¬ 
nen und den Justizmord an 
30000 Deutschen ins Werk 
gesetzt haben. Die Täterge¬ 
meinde hat sich spurlos in die 
Nachkriegsgesellschaft ver¬ 
flüchtigt, ist dort nicht weiter 
auffällig geworden und stirbt 
gegenwärtig friedlich aus. Das 
größte geschichtsbekannte 
Verbrechen wurde mit dem 
größten Resozialisationswerk 
abgeschlossen. 

Dieses Buch weist nach, daß 
das Klischee »Verdrängung 
der Vergangenheit« für keine 
Phase der Nachkriegs¬ 
geschichte zutrifft. Man hat 
nicht vergessen, die Verbre¬ 
chen zu sühnen. Es wurde 
vielmehr jede Anstrengung 
getroffen, Täter und Sympa¬ 
thisanten zu integrieren. 

Die Geschichte des Verbre¬ 
chens und die Amnestierung 
der Verbrecher beschreibt 
dieses Buch als zusammenge¬ 
hörigen Akt, der die Bundes¬ 
republik und das III. Reich 
unselig miteinander 
verbindet. 


Fischer Taschenbuch Verlag 
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»Euthanasie« im Nationalsozialismus 


J 



Ernst Klee 
»Euthanasie« 
im NS-Staat 
Die »Vernichtung 
unwerten Lebens« 
Band 4326 


Emst Klee beschreibt 
erstmals umfassend und 
detailliert die als Gehei¬ 
me Reichssache bis 
1945 durchgeführte 
Massentötung von al¬ 
ten, kranken oder sonst 
für »lcbcnsunwcrt« 
erklärten Bürgern. 

Als Grundlage dienten 
dem Autor u.a. bisher 
unbekannte Text- und 
Bilddokumentc aus Ar¬ 
chiven der Bundes¬ 
republik, der DDR, 
aus Österreich, Polen 
sowie der UdSSR. 



Dokumente zur 
»Euthanasie« 
Herausgegeben 
von Ernst Klee 
Band 4327 


Die meisten Materia¬ 
lien werden hier in die¬ 
ser Form zum ersten¬ 
mal veröffentlicht oder 
-sofern sic vor Jahr¬ 
zehnten schon einmal 
gedruckt erschienen 
sind - der Vergessen¬ 
heit entrissen. 
Erschreckend ist 
nicht allein, was und 
wie dies geschah. Er¬ 
schreckend ist, wie 
viele Menschen frei¬ 
willig mitmachten. 



Ernst Klee 
Was sie taten - 
Was sie wurden 
Ärzte, Juristen und 
andere Beteiligte am 
Kranken-oder Juden¬ 
mord. Band 4364 

Mit diesem Band wird 
das dreibändige Projekt 
»>Euthanasie< im Drit¬ 
ten Reich« abgeschlos¬ 
sen. Ernst Klee geht der 
Frage nach, was mit den 
damaligen Beteiligten/ 
Aktivisten nach dem 
Kriege in der Bundesre¬ 
publik geschehen ist. Er 
kommt zu überraschen¬ 
den Ergebnissen. Die 
Untersuchung zeigt, 
daß Ärzte, Juristen, 
Verwaltungsfachleute 
zum großen Teil unge¬ 
straft eine neue Exi¬ 
stenz nach 1945 aufbau- 
cn konnten. Nicht we¬ 
nige arbeiteten in ihrem 
alten Berufsfeld weiter 
-als Biedermänner 
getarnt. 
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Der Mord an den Juden 
im Zweiten Weltkrieg 

Herausgegeben von Eberhard Jäckel 
und Jürgen Rohwer 

Fischer Taschenbuch Band 4380 

Wann wurde im NS-Regime der organisierte Mas¬ 
senmord an den Juden beschlossen? Ist überhaupt 
eine solche Entscheidung getroffen worden? Oder 
hat es vielmehr eine schleichende Eskalation der 
Gewalt gegeben, an deren Ende, fast wie von selbst, 
die Vernichtungslager standen? Die Frage nach der 
Entschlußbildung und dem Befehl zur Judenver¬ 
nichtung hat eine leidenschaftliche Debatte aus¬ 
gelöst, die die Zeithistoriker seit einigen Jahren in 
zwei Lager spaltet. 

Auf einem wissenschaftlichen Kongreß in Stuttgart 
sollten diese Fragen vor einem Forum international 
anerkannter Historiker geklärt werden. Was dabei 
herausgekommen ist und welche Positionen vertre¬ 
ten wurden, ist jetzt anhand dieses Tagungsberichtes 
zu verfolgen, der die überarbeiteten Referate und 
Diskussionsbeiträge der Konferenz enthält. 


Fischer Taschenbuch Verlag 
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